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Zu den Beiträgen in diesem Heft 


In diesem Heft der Prokla wird eine Wahlanalyse der Bundestagswahl 1976 als Ein- 
leitung einer größeren Diskussion um die politische Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik zur Diskussion gestellt. Die Artikelvon H. Schmollinger/R. Stöss, Bundestagswahl 
und soziale Basis der Parteien in der Bundesrepublik, und von ]. Seifert, Thesen zur 
Bundestagswahl 1976, wurden auf einer Arbeitskonferenz der Redaktion diskutiert. 
Trotz vieler Einwände entschied sich die Redaktionskonferenz für einen Abdruck, 
um damit einen Anfangspunkt für eine in dieser Zeitschrift weiterzuführende Diskus- 
sion über Problem der Veränderung der Kräfteverhältnisse im politischen System der 
Bundesrepublik, deren sozialstrukturellen Grundlagen und daraus zu ziehenden Kon- 
sequenzen für die Politik von Sozialisten zu setzen. (Es versteht sich von selbst, daß 
ein Teil der sicherlich vorhandenen Mängel insbesondere auf den starken Zeitdruck, 
unter dem die Artikel geschrieben wurden, zurückzuführen sind.) 

Beide Artikel erörtern einen Gegenstand, der mit den bisher in dieser Zeitschrift 
behandelten Schwerpunkten wenig vermittelt ist. Schmollinger/Stöss beschreiben die 
sozialstrukturelle Basis der Wählerbindung an die Parteien — jedoch sind die von der 
bürgerlichen und im Parteiauftrag durchgeführten Wahlanalysen dazu gelieferten Da- 
ten so beschaffen, daß sie eine Vermittlung mit den Kategorien marxistischer Klas- 
senanalyse kaum zulassen. Seifert stellt unter anderem die Frage, unter welchen Be- 
dingungen die regierende SPD eine technokratisch vermittelte Politik des sozialen 
Friedens wird durchhalten können und knüpft damit implizit an bisherige Analysen 
der Krisenentwicklung an. 

Die Artikel kommen zu unterschiedlichen Schlußfolgerungen über die Stabili- 
tät der Wahlbindung der Arbeiterklasse an die SPD, zugleich versuchen sie Antwort 
auf die in der Prokla und in der linken Diskussion insgesamt immer ausgesparte Frage 
nach der sozialstrukturellen Basis der bürgerlichen Parteien zu geben. 

In der Arbeitskonferenz wurde die politische Perspektive diskutiert, unter der 
gerade die Analyse des Parteiensystems, der Wahlergebnisse und der ihnen zugrunde- 
liegenden sozialstrukturellen Verschiebungen (oder Verfestigungen) wichtig werden 
kann. Dabei wurde allgemein anerkannt, daß weder die Analyse der Kapitalbewe- 
gung noch die Untersuchung von Klassenbewegung und Gewerkschaftspolitik allein 
die Tendenzen der politischen Entwicklung und der sich darauf beziehenden eigenen 
Praxis anzugeben vermögen. Gerade aus diesem Defizit heraus ergibt sich der Stellen- 
wert von Wahl-, Partei- und ‚Macht‘analysen; nicht als Ersatz von Untersuchungen 
der Akkumulationsbewegung des Kapitals oder für konkrete Analysen der gegenwär- 
tigen Weltmarktkrisen, sondern als notwendige Fortführung der Herrschaftsanalyse 
bürgerlicher Gesellschaften unter dem Aspekt der Kräfteverhältnisse im politischen 


System. 

Gerade weil die Gefahr besteht, daß die Bundesrepublik sich im Verlauf der 
gegenwärtigen Weltmarktkrise zu einem reaktionären Machtfaktor gesamteuropäi- 
scher Bedeutung konsolidiert, werden Analysen dieses politischen Umsetzungspro- 
zesses von ökonomischer Herrschaft und Macht so wichtig; gerade weil die regieren- 
de Sozialdemokratie als ‚Grenzträger der Herrschaft des Kapitals‘ die Rolle des Exe- 
kutors imperialistischer Politik der Bundesrepublik im westeuropäischen Rahmen 
spielt, wird die Frage nach den Kräften innerhalb der SPD für die Entfaltung sozia- 
listischer Politik außerhalb der SPD so bedeutsam. 

Im Zusammenhang dieser Fragestellungen haben die Artikel von Schmollin- 
ger/Stöss und Seifert ihren Stellenwert: sie liefern Material und Erklärungsansätze 
zu Einzelaspekten der genannten Probleme. In der Redaktionskonferenz herrschte 
Einverständnis darüber, daß mit diesen Artikeln keineswegs die Problembereiche ab- 
gedeckt werden können; daß vielmehr mit ihnen die Diskussion erst eröffnet wird, 
in deren Verlauf sich die politische Relevanz der ökonomischen und politischen Ana- 
lyse herausstellen wird. Dazu werden in den nächsten Heften weitere Beiträge zum 
Verhältnis von SPD und Gewerkschaften und zur Situation der Linken in der SPD 
veröffentlicht werden. 

Im Rahmen dieser Diskussion müßte sich allerdings auch zeigen lassen, inwie- 
weit der oftgeradegegen die Analysen der Kapitalbewegung und der Gewerkschafts- 
politikinderProkla implizitoderexpliziterhobene Einwand, sie seien ‚ökonomistisch‘, 
stichhaltig ist. Dabei sei vorweg festgehalten, daß mit einem ernstzunehmenden „Öko- 
nomismus“-Einwand nicht der jeweilige Gegenstand der Untersuchung (die ‚Ökono- 
mie“), sondern das methodische Herangehen gemeint sein darf. Es wäre in diesem 
Zusammenhang zum Beispiel von Interesse sich zu fragen, inwieweit die Analysen 
von Kapitalbewegung und Gewerkschaftspolitik systematische Bedingungen einer 
möglichen Praxis entwickelt haben oder aber in ihnen umstandslos die ‚notwendige 
Politik‘ aus der ‚ökonomistischen‘ Analyse heraus festgestellt wurde. 

In dem Beitrag von Georgios Stamatis, Zum Beweis der Konsistenz des Marx- 
schen Gesetzes vom tendenziellen Fall der Profitrate, werden einige Zusammenhän- 
ge thematisiert, die bereits für die empirische Untersuchung der Kapitalakkumula- 
tion in der Bundesrepublik (Prokla 13 und 16) und die daran anschließende Diskus- 
sion (Prokla 24) von Bedeutung waren. Zudem präzisiert hier G. Stamatis die von 
ihm bereits auf größerem Raum in „Mehrwert Nr. 10“ ausgeführten Begründungen 
der Konsistenz des Marxschen Gesetzes in einigen Punkten. Wir hoffen, demnächst 
auch die Diskussion um die empirische Analyse fortführen zu können. Dazu sollen 
auch einige Beiträge zum sogen. Wert-Preis-Transformationsproblem veröffentlicht 
werden, dessen Diskussion uns für eine genauere empirische Analyse unerläßlich er- 
scheint. Dabei werden sich kompliziertere Überlegungen teils in mathematischer 
Form (vgl. auch die Beiträge von U. Krause und G. Stamatis) nicht o. w. vermeiden 
lassen. Wenn dies der Fall ist, werden wir als Redaktionskonferenz uns aber bemühen, 
daß einmal die mathematisierten Zusammenhänge auch ‚verbal‘ in den Beiträgen ent- 
wickelt werden und daß zum anderen diese Diskussionsbeiträge im Rahmen der Pro- 
kla nicht ein Übergewicht gewinnen, daß dazu führen könnte, daß die Diskussion in 


dieser Zeitschrift sich loslöst von den theoretischen und politischen Auseinanderset- 
zungen in der Linken — ein Problem sicherlich nicht nur für die Prokla. 

Hartwig Bergers Aufsatz In Verteidigung des pueblo ist eine historische Ana- 
lyse der Sozialbewegung in Andalusien, die mit einer empirischen Untersuchung ge- 
genwärtiger Bewußtseinsformen in andalusischen Landorten und bei andalusischen 
Arbeitsemigranten verknüpft wird. Dabei versucht der Autor die Bedeutungs des 
„utopischen Rückgriffs‘“ für die Bewußtseinslage großer Teile der andalusischen Land- 
arbeiterklasse herauszuarbeiten. Anhand der Aspekte der soziozentrischen Abge- 
schlossenheit der bäuerlichen Gemeinwesen, der Bildung der menschlichen Indivi- 
dualität, der Entwicklung des Bedürfnisniveaus und des technisch-organisatorischen 
Wissens relativiert Berger die Voraussetzungen der von vielen Marxisten vorgetrage- 
nen Kritik des „utopischen Rückgriffs“, die sich an der Dominaz des Fortschrittsbe- 
griffs der Aufklärung orientiere. Demgegenüber formuliert er die These, daß der Rück- 
bezug auf vorkapitalistische Sozialverhältnisse (Soziabilität, Egalitarismus, Solidari- 
tät) eine Gegenkraft zur Verkümmerung und Formalisierung menschlicher Beziehun- 
gen im Kapitalismus darstellen und insofern insbesondere die Sozialbeziehungen 
innerhalb der Arbeiterbewegung vorwärtstreibend beeinflussen kann. Das Problem 
der Bedeutung des ‚utopischen Rückgriffs‘ für die Weiterentwicklung der Arbeiterbe- 
wegung (und dies gilt besonders für die von Berger untersuchten Regionen, wie auch 
die Entwicklung in Südportugal nach der Revolution anschaulich macht) stellt sich 
fortlaufend durch die sich ständig ausweitende Einbeziehung vor- und frühkapitalisti- 
scher Regionen in hochentwickelte Weltmarktbeziehungen. Berger belegt seine zen- 
trale These an der agraranarchistischen Sozialbewegung in Andalusien und in einer 
Fallstudie für einige andalusische Dörfer, in denen er ausführlich die dörflichen Le- 
benszusammenhänge und die dort stattfindenden Wanderungsbewegungen von Indu- 
striearbeitern der ersten Generation untersucht. Eine Schilderung der Erfahrungen 
der Arbeitsemigranten aus der untersuchten Region in den entwickelten kapitalisti- 
schen Ländern (hier der Bundesrepbulik) zeigt die Relevanz dieser und ähnlicher Un- 
tersuchungen für das Erkennen der Stellung von Arbeitsemigranten im entwickelten 
Kapitalismus. 

In der Diskussionsrubrik nehmen zunächst Hans-Werner Penk und Heinz Thör- 
mer zu der bisherigen Reformismus-Diskussion in der Prokla Stellung und versuchen 
dagegen die reformistische Staatsorientierung seit der Weimarer Republik interessen- 
soziologisch zu begreifen, als Ausdruck „materieller Abhängigkeiten“. Auf diesen 
Beitrag wird demnächst im Rahmen einer in der Prokla erscheinenden Untersuchung 
über die Jungsozialisten und die linke SPD eingegangen werden. 

Der zweie Diskussionsbeitrag bezieht sich auf die Inflationsanalyse in Prokla 
17/18. Ottwald Demele kritisiert in seinem Aufsatz Die Rolle großer Konzerne im 
Inflationsprozeß einige Prämissen dieser Analyse und konfrontiert sowohl den Ansatz 
von Altvater/Hoffmann/Künzel/Semmler in Prokla 17/18 als auch den Monopolka- 
pitalismus — und StaMoKap-Ansatz mit einer empirischen Analyse, in der er Preisbe- 
wegungen und Produktivität verschiedener Branchen vergleicht. 

Das Heft 26 der Prokla wird voraussichtlich die bereits oben erwähnten Ana- 
lysen zum Verhältnis von SPD und Gewerkschaften und zur Linken in der SPD ent- 


halten. Außerdem ist die Veröffentlichung eines Beitrags zur Volksfrontproblematik 
und eine Untersuchung zur ökonomischen Entwicklung in der Europäischen Gemein- 
schaft beabsichtigt. In ihrem zweiten Teil werden Schmollinger/Stöss neben der Ana- 
lyse der jüngeren Wahlergebnisse in der Bundesrepublik auch zu den in diesem Heft 
veröffentlichten Thesen von J. Seifert Stellung beziehen. 

Soweit von der Arbeit in den Redaktionskollektiven her bereits erkennbar, 
werden 1977 die Schwerpunkte der Beiträge in der Prokla auf folgenden Gebieten 
liegen: . 

— Analysen zur ökonomischen Entwicklung in der Bundesrepublik und der staatli- 
chen Wirtschaftspolitik (insbes. des Konzepts einer ‚Strukturpolitik‘) — Analysen zur 
ökonomischen und politischen Entwicklung in den westeuropäischen Ländern und 
Ländern und den USA — Diskussionsbeiträge zur neueren gewerkschaftstheoreti- 
schen Diskussion (womit zugleich die Diskussion um die Gewerkschaftsanalyse in 
Prokla 19/21 fortgesetzt werden soll) — Weltmarktentwicklung und unterentwickel- 
te Länder 

Daneben sollen die begonnenen Diskussionen um die empirische Analyse der Kapital- 
entwicklung, die Entwicklung im politischen System der Bundesrepublik, zur Inter- 
nationalisierung der Produktion und Gewerkschaftsbewegung und zu Fragen der ‚ma- 
terialistischen Erkenntnistheorie‘ fortgesetzt werden, zu deren Beteiligung wir einla- 
den. 

Zum Schluß sollen hier noch vier sinnentstellende Druckfehler in Heft 24 kor- 
rigiert werden: Einmal muß es auf S. 4 in der 3. Zeile v. u. „.... kampffähig auch in 
der Krise“ heißen“ statt: „... kampfunfähig .....“. Auf Seite 22 muß es in der 10. 
Zeile von unten 31.3.77 (statt 31.7.77) heißen. Auf dem Titelblatt und auch im In- 
haltsverzeichnis wurde aus der Profitratenberechnung eine Profitratenabrechnung 
(worum es den Autoren gerade nicht ging), und die Formel für die Kapitalrentabilität 
auf-Seite 201 wurde (wieder einmal) falsch wiedergegeben. Sie muß lauten: 
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Wir bitten unsere Leser, die Druckfehler zu entschuldigen, insbesondere denjenigen 
im Druckerartikel, in dem eine politische Aussage geradewegs in ihr Gegenteil ver- 
kehrt wurde. 


Die Redaktionskonferenz 


Jürgen Seifert 
Thesen zur Bundestagswahl 1976 


l. 

Bei den Bundestagswahlen 1976 haben sich zwar diejenigen nicht durchsetzen kön- 
nen, die mit einer Klassenkampfparole gegen links ( „Freiheit oder Sozialismus‘) an- 
getreten waren; dennoch ist das Wählerpotential der Unionsparteien heute nicht nur 
stärker denn je, sondern scheint auch — das ist von Bedeutung für die Landtagswah- 
len der nächsten Jahre — gefestigter denn je. 

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, sich daran zu erinnern, daß bei den 
Bundestagswahlen 1969 die gültigen Stimmen von CDU/CSU und NPD zusammen 
über der 50 %-Marge lag und daß damals SPD und FDP ihre Mehrheit der Sitze im 
Bundestag nur der 5 %-Klausel verdankten. Die Bundestagswahl 1972 muß als Son- 
dervotum für die Ostpolitik, die als Friedenspolitik verkauft wurde, und für Willy 
Brandt betrachtet werden. Doch selbst bei dieser Wahl konnten CDU und CSU mit 
40,5 % der Wahlberechtigten das bei früheren Bundestagswahlen erzielte Ergebnis 
erreichen (1953: 37,5 %, 1957: 42,4 %, 1961: 38,2 %, 1965: 40,3 % und 1969: 
39,3 % der Wahlberechtigten) (1). Erstmals in der Geschichte der Bundesrepbulik 
konnten sich CDU und CSU bei den Landtagswahlen 1974 bis 1976 (mit Ausnah- 
me von Bayern und Baden-Württemberg) über das Ergebnis der Bundestagswahlen 
hinaus steigern: in der Summe der Landtagswahlen verbesserte sich die Union mit 
1,2 Prozentpunkte. Bei der Bundestagswahl 1976 gewannen die Unionsparteien wei- 
tere 2,1 Prozentpunkte hinzu und vermochten mit 43,8 % der Wahlberechtigten eine 
in der Geschichte der Bundesrepublik bei Bundestagswahlen bisher von keiner Partei 
erreichte Wählerschaft zu mobilisieren (siehe Schaubild 1). 


1 Die Prozente beziehen sich nicht auf die gültigen Stimmen, sondern auf die Wahlberechtig- 
ten insgesamt. Wahlanalysen, die sich nicht nur unmittelbar an dem politischen Resultat 
orientieren, sondern die tatsächliche Wählerbewegung zu erfassen suchen, müssen in die Un- 
tersuchungen die Schwankungen der Wahlbeteiligung miteinbeziehen. Ein exakter Ver- 
gleich verschiedener Wahlen ist nur dann möglich, wenn nicht eine variable Größe, die 
unterschiedliche Höhe der Wahlbeteiligung, zum gemeinsamen Nenner gemacht wird. Ein 
relativ konstanter Bezugspunkt sind die Wahlberechtigten insgesamt. Wer bei der Analy- 
se von Wählerbewegungen von den abgegebenen gültigen Stimmen ausgeht, muß sich nicht 
nur den Vorwurf gefallen lassen, einen schweren Fehler zu machen, den jeder erkennen 
kann, der sich mit den Grundsätzen der Prozentrechnung beschäftigt; er betreibt auch fal- 
sche Wahlanalyse, weil er die Nichtwähler ausklammert, die — wie nicht nur der Vergleich 
zwischen Bundestagswahlen und Landtagswahlen zeigt — den Ausgang der Wahl entschei- 
den bestimmen können. Die Nichtberücksichtigung der Nichtwähler kann politische Pro- 
bleme verschleiern und damit unter Umständen die Unterstützung einer bestimmten Po- 
litik durch verfälschende Wahlanalysen bedeuten. 
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2. 

Die SPD erzielte ihren Wahlerfolg bei der Bundestagswahl 1972 (und verhinderte die 
Wahlniederlage bei der Bundestagswahl 1976) weniger durch Einbrüche in das Wäh- 
lerpotential der Unionsparteien, sondern primär durch Steigerung der Wahlbeteili- 
gung: 1972: 91,1 %und 1976:91 % (statt: 1949: 778,5 %,1953: 86,0%, 1957: 87,8 %, 
1961: 87,7 %, 1965: 86,8 % und 1969: 86,7 %). Bei der Summe der Landtagswah- 
len 1965-69, 1970-72 und 1974-76 lag die SPD im Durchschnitt nicht höher als et- 
was über der 32 %-Marge; bei den Bundestagswahlen 1969 waren es 36,4 %, 1972: 
41,4 % und 1976: 38,4 % der Wahlberechtigten. Dem Verlust von 3 Pozentpunkten 
von 1972 bis 1976 auf Seiten der SPD steht ein Gewinn von 3,3 Prozentpunkten auf 
Seiten der Unionsparteien gegenüber (Schaubild 2, unten). 
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3. 

Bei der Bundestagswahl 1972 vermochte die SPD durch eine Erwartungshaltung, die 
durch die Ostpolitik und die postulierte Reformpolitik geweckt wurde, zusätzlich 
Wähler mobilisieren; zugleich gelang es der SPD, ihr traditionelles Wählerpotential in 
der Arbeiterschaft voll auszuschöpfen, da der Wahlkampf der Unionsparteien sie zur 
Klassenpartei stempelte. Bei den Landtagswahlen 1974 bis 1976 fehlten solche Son- 
derbedingungen. Die Analyse der einzelnen Landtagswahlen im Vergleich zu den 
Bundestagswahlen (siehe Schaubild 2) zeigt, daß (wenn man einmal den Austausch 
von Wählern zwischen den Parteien unberücksichtigt läßt) die CDU beispielsweise in 
Hamburg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen in den Jahren 1974 und 1975 ihr 
Wählerpotential trotz geringerer Wahlbeteiligung vol! ausgeschöpft hat und bei den 
Bundestagswahlen 1976 nicht mehr oder (so in Nordrhein-Westfalen) nur geringfügig 
(um 0,3 Prozentpunkte) steigern konnte — trotz der von Kurt Biedenkopf gerade in 
Nordrhein-Westfalen betriebenen Agitation gegen „Filzokratie zwischen SPD und Ge- 
werkschaften“. In Schleswig-Holstein und im Saarland mußte die CDU geringfügige 
Einbußen hinnehmen (0,3 bzw. 0,6 Prozentpunkte). Dasläßt die Schlußfolgerung zu: 
In allen diesen Ländern ist dieim Vergleich zu den Landtagswahlen erheblich höhere 
Wahlbeteiligung einseitig der SPD zugute gekommen. 

Bei der Wahl 1976 hat weniger die SPD als der von den Unionsparteien geführ- 
te Wahlkampf (zumindest nördlich der Mainlinie und im Saargebiet) zur Mobilisie- 
rung der SPD-Wähler beigetragen. Zwar bemühten sich die Unionsparteien intensiv 
um Stimmen der Arbeiter und Angestellten; aber durch den Slogan „Freiheit oder 
Sozialismus“ und durch den Angriff Biedenkopfs auf die Gewerkschaften machte die 
Union die SPD 1976 erneut zu etwas, was die SPD nicht mehr ist und auch nicht 
mehr sein will: zu einer Klassenpartei. Das mobilisierte einen bestimmten Kreis der 
Stammwähler. Zugleich führten die Unionsparteien der SPD auch die Stimmen der- 
jenigen zu, die nicht für die SPD, sondern gegen Strauß, Filbinger und Dregger mein- 
ten wirksam stimmen zu müssen. Für diese These spricht auch die Tatsache, daß die 
DKP bei den für das Gesamtergebnis entscheidenden zweiten Stimmen.rund fünzig- 
tausend Stimmen weniger erhielt als beiden Erststimmen. Es ist nicht unwahrschein- 
lich, daß die Unionsparteien die Wahl hätten gewinnen können, wenn sie darauf ver- 
zichtet hätten, einen „harten“ Wahlkampf zu führen, wenn Strauß und Dregger zu- 
mindest im Bereich der Bundesrepublik ins zweite Glied gestellt, wenn Fragen der 
Ostpolitik nicht erneut hochgespielt worden wären und wenn die insbesondere von 
Richard von Weizsäcker vertretene Politik zum Zuge gekommen wäre, die Alten und 
Schwachen anzusprechen, also soziale Randgruppen, die nicht durch mächtige Groß- 
organisationen repräsentiert werden. 


4. 

Wenn man nicht unterstellen will, daß Unkenntnis über die Bedeutung der Wahlbetei- 
ligung die Politik der Unionsparteien bestimmt hat, dann gibt es drei Gründe, dafür, 
daß sich die harte Klassenkampfpolitik durchgesetzt hat: Diese Politik versprach er- 
stens alle Unzufriedenen für die Union zu mobilisieren und das Wählerpotential bis 
zur extremen Rechten voll auszuschöpfen. Eine solche Klassenkampfposition bietet 


Schaubild 2: 


{ 


® = 
a ER a BE = 
5 _47,5_(54.16) RR RE 12, h | 
is Ge | wo TOT Bd 
30,6 35,35 |. i en n&| 
2,3. (40,6 ee DE 35,7 (44,9) | 19,6; 
a Bee | 47,7 \(52]6) 8,8 
Em BET ER ul; 
1 L 
39,07 (45,2) lo. (4348). i 1.4245: 
34,8, Be Bi (16,3) 23,3 
8,8, (42,7): (48,1) |Bseae 11846; 
0,9. (48,8). (13,1) | 1516 
4 (43,7) | . 4517) 33 846) 
Dale all je er] | ER hai! 
Ka (54,3) „ie 44,8 |(482) Hi 1.8. 
..32,6.:.(3942) 7 |(45,9) | „22. 
36,7, (0,3) |... hf,2 (48,5) es Sl 1/8 
39,7; (47,3) | | 36,2 |(43,j2) | 552 
ha,a| (kA,B), kn,9 (45 ]7) 1 I 
1 H ; ; EHE 
LEE FE 3 EERBBERE el 28,9 (34,16) 14,8 
(58,4), Be 35,8 (33,3) |..20,5 
"(53 | 35,7 (37,8) ER 10,2 
25,0 .(30,2) 243 
25,2 |(32,18) _.10h2 
34,2 (40,1) 13,0 
31,8 (40,5) 80,6 
4D,7 (4,9) Ei al 
30,9 (38,5) 19,0. 
38,0 |(#1,7) RS EH 
37,5 ı (43,6) | _ 4 2 ei 12 
_35,8 | (46,3) | 38, rt) | \ 26,5: 
37,4; (bı,o)| _.. 45,9 K50,%) _ ® L8l! 
„.ab,2 (47,1) | 58,5 Ka5,1) 13L8 
ab,5| | 46,5 (46,9) als: 
h 


Hamburg 


Nieders. 


Hessen 


ayern 


Rheini1.Pf 


Nordrh.W 


: ! 19 | Schles.H 


|| Saarland 


Bundesr. 
(ohne 
W-Berlin 


CDU/CSU “ "Nichtwähler 


on el iunen; Wahlergebnisse der CDU/CSU, der SPD und der FDP von den Rundestagswahlen 1969, 
sonst in der den Landtagswahlen 1970-72, den Bundestagswahlen 4972, den Landtagswahlen 1974-76 und 
Wahlberechtigten 


den Bundestagswahlen 1976 unter besonderer Berücksichtigung der Nichtwähler. 


zweitens (darauf hat Strauß ausdrücklich hingewiesen) unabhängig vom Wahlerfolg 
die Chance, Sozialismus mit Kommunismus zu identifizieren und Marxismus, andere 
sozialistische Ansätze und selbst die sozialdemokratischen Vorstellungen von einer 
Investitionsienkung zu diskriminieren und zurückzudrängen. Die Politik entspricht 
drittens der Auffassung der konservativen Kapitalfraktionen, die der Ansicht sind, 
daß die in den letzten Jahren vonSPD und FDP betriebene Politik der Krisenbekämp- . 
fung nur einen nach wie vor unzureichend gehaltenen Abbau der Reallöhne gebracht 
hat. Einer solchen Gesamtstrategie gegenüber wurde nicht nur eine Mobilisierung der 
Gegenkräfte, sondern auch die mit der Parole ‚Freiheit oder Sozialismus“ verbunde- 
ne Konfrontation gegenüber der FDP in Kauf genommen. 

Wer die von den Unionsparteien eingenommene Kampfposition etwa auf Grund 
der Verwendung von Agitationsformen, der sich auch Hitler und Goebbels bedienten, 
als faschistisch charakterisiert, versperrt sich nicht nur den Zugang zu einer Analyse 
der gegenwärtigen Erscheinungsformen rechtskonservativer Politik, er ignoriert auch 
die Kräfte in der Union, die den Sprung vom autoritären Staat demokratischer Prä- 
gung zu einem faschistischen System Widerstand entgegensetzen würden. Der Wahl- 
kampf, wie er insbesondere von Strauß, Dregger und Filbinger geführt wurde, ver- 
sucht jede Form von Unzufriedenheit zu nutzen, mobilisiert mit einem simplifizieren- 
den Feindbild nicht nur Ängste von Kleinbürgern, sondern auch von Arbeitern und 
Rentnern und verzichtet — um nicht durch konkrete Aussagen irgendjemand abzu- 
schrecken — nahezu völlig auf ein inhaltliches Regierungsprogramm. In Bayern wur- 
de zudem die Parole ‚Freiheit oder Sozialismus“ verortet durch die Formel „Bayern 
muß nach Bonn“ und damit zugleich gedeutet (wie auch in Baden-Württemberg) als 
Schutz landsmannschaftlicher und frühbürgerlicher Entwicklungsformen vor Büro- 
kratien, Betonwüsten und Monopolen, für die nicht der Kapitalismus, sondern die 
„Sozis“ verantwortlich gemacht werden. Ebenso wichtig wie die Agitation aber ist 
die Tatsache, daß es der Union in Süddeutschland gelang, proletarisierte Bauern und 
Kleinbürger einzubinden in spezifische CSU- oder CDU-Zusammenhänge. 


5. 

Entscheidend für den SPD-Wahlkampf (auch für die SPD-Politik insgesamt) ist die 
Tatsache, daß man versuchte, der zwar von frühbürgerlichem Antikapitalismus durch- 
setzten, in den entscheidenden Fragen jedoch harten rechtskonservativen Klassen- 
kampfposition auszuweichen. Aufdiekonservative Herausforderung im Klassenkampf 
antwortete die Sozialdemokratie unter dem prägenden Einfluß von Helmut Schmidt 
in der Weise, in der konservative Regierungen auf Aktionen der Arbeiterklasse zu 
antworten pflegen: durch die Selbstdarstellung als eine scheinbar über den Klassen 
und über Klassenkämpfen thronende selbständige Gewalt, die „sozialen Frieden“ 
garantiert und Wohlstand sichert und neuen verspricht. So betonte Helmut Schmidt 
sein gutes Verhältnis zu den Gewerkschaftenund zu den Unternehmern, die Freund- 
schaft mit dem Westen und die zwar mühsame, aber doch notwendige Verhandlungs- 
bereitschaft gegenüber dem Osten. Diese Rolle als Friedenshüter entspricht den Erwar- 
tungen gerade der „Mittelschichten“ (inwieweit sie auch Tendenzen innerhalb der Ar- 
beiterklasse entgegenkommt, bedarf genauerer Untersuchungen). Diese Ausnutzung 
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spezifischer Erwartungshaltungen gegenüber dem Staat blieb bei Schmidt jedoch et- 
was Nachgemachtes und Künstliches; der personale Bezugspunkt dieser Staatsfixie- 
rung wirkte herzlos und technokratisch; es fehlte die Möglichkeit zur emotionalen 
Identifizierung. Das ist nicht zufällig. Helmut Schmidt und das „Modell Deutschland“ 
konnten in den Mittelschichten nicht die erwartete Resonanz finden, weil nicht zu 
verschleiern ist, daß Helmut Schmidt den „sozialen Frieden“ nicht durch Stärkung 
der „Mittelschichten“, sondern durch besondere Formen des Ausgleichs zwischen 
Gewerkschaften und großem Kapital zustande bringt. Helmut Schmidt stammt zwar 
aus den Mittelschichten, aber er ist nur auf Grund einer Politik derjenige, der er ist, 
die sich über konkrete Interessen der Mittelschichten hinwegsetzt und — zumindest 
langfristig — die materiellen Voraussetzungen dieser Schichten antastet. Fürdie Mittel- 
schichten hat erst der politische Gegner, der „Geist von Sonthofen“, dem blutarmen 
„Modell Deutschland“ Leben eingehaucht. 


6. 

Obwohl die SPD dem Klassenkampf von rechts durch den Hinweis auf ein scheinbar 
über den Klassen und über den hergebrachten Klassenkämpfen stehendes „Modell“ 
ausgewichen ist, hat die Arbeiterklasse in ihrer überwiegenden Mehrheit SPD ge- 
wählt. Von den Arbeitern, die nicht für die SPD gestimmt haben, fallen die Stimmen, 
die durch spezifische, meist katholisch geprägte Infrastrukturen für die Union gebun- 
den bleiben, stärker ins Gewicht als die links von der SPD abgegebenen Stimmen. 
Der Vergleich der absoluten Zahlen bei den Landtagswahlen 1974-76 im Verhältnis 
zur Bundestagswahl 1976 deutet daraufhin, daß ein Teil derjenigen, die bei Landtags- 
wahlen DKP gewählt haben, es (wie schon bei der Bundestagswahl 1972) bei dieser 
Wahl nicht getan, sondern vermutlich SPD gewählt haben. Eine Analyse von Einzeler- 
gebnissen in spezifischen Arbeiter-Wahlkreisen zeigt, daß zumindest in Norddeutsch- 
land, im Ruhrgebiet und im Saarland die SPD in der Arbeiterschaft seit den Landtags- 
wahlen kaum Stimmenverluste hat hinnehmen müssen. Angesichts der hohen Wahl- 
beteiligung Kann auch nicht davon gesprochen werden, daß nennenswerte Teile der 
Arbeiterklasse der Wahl ferngeblieben sind. Auch bei den ungültigen Stimmen gibt 
es keine ins Gewicht fallende Veränderung. 

Die Stimmabgabe für die SPD besagt noch nichts darüber, aus welchen Gründen 
die Arbeiterklasse in ihrer Mehrheit SPD gewählt hat. Es ist auch durch Ergebnisse 
der Meinungsforscher nicht geklärt, in welchem Umfang die Selbstdarstellung der 
SPD und ihrer Repräsentanten als einer scheinbar über den Klassen und über den 
Klassenkämpfen thronenden Instanz, die den „sozialen Frieden“ wahrt und Wohl- 
stand zu garantieren verspricht, inder Arbeiterklasse angekommen ist, oder ob nicht 
das Verhalten des politischen Gegners, der die SPD als Klassenpartei charakterisierte, 
wichtiger war. Selbst wenn die Rede vom „Modell Deutschland“ in der Arbeiterschaft 
verhältnismäßig gut angekommen ist, wäre zu prüfen, ob bei der Motivierung zur 
Stimmabgabe nicht letztlich doch ein spezifisches SPD-Milieu entscheidend war (das 
nicht nur im Ruhrgebiet, sondern beispielsweise auch im Wahlkreis Hof in Bayern zu 
finden ist), das auf die Dauer durch den von Helmut Schmidt nach dem Muster ame- 
rikanischer Präsidentschaftswahlen geführten Wahlkampf zerstört wird. Helmut 
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Schmidt hat recht, wenn er sagt, die SPD hat links nichts mehr zu gewinnen. Aber 
die Analyse von Willy Brandt ist genauer, wenn er betont, daß die SPD links viel zu 
verlieren hat. 


7: 

Die entscheidende Voraussetzung dafür, daß die Arbeiterklasse in der Bundesrepublik 
bei der Bundestagswahl 1976 daran festgehalten hat, SPD zu wählen, war nicht nur 
die Existenz eines tradierten bzw. im Ruhrgebiet in den sechziger Jahren bewußtge- 
schaffenen SPD-Milieus, sondern auch eine ökonomische Situation, die es möglich 
macht, daß die Verfügungsmacht der SPD über Teile des Staatsapparates sich — un- 
term Strich gesehen — für den Arbeiter und Angestellten als vorteilhaft erweist oder 
glaubwürdig als vorteilhaft dargestellt werden kann. Es ist fraglich, ob dies auch bei 
arbeitslosen Jugendlichen, bei arbeitslos gewordenen Frauen oder in den von Struk- 
turkrisen betroffenen Branchen und Regionen auf die Dauer gelingt. Zwar erkennt 
die wahlberechtigte Arbeiterschaft — nicht zuletzt angesichts der Lebensbedingun- 
gen von ausländischen Arbeitskräften —, welche Sonderstellung sie im internationa- 
len Vergleich auf Weltebene besitzt; aber in dem Maße, in dem die zur Sicherung die- 
ser Sonderstellung notwendigen Mittel schwinden und die SPD den erreichten indi- 
viduellen Wohlstand angesichts neuer Wirtschaftskrisen nicht mehr zu garantieren 
vermag, wird sie dafür einstehen müssen, daß sie sich weigert, über den Zusammen- 
hang von Wirtschaftskrisen und Kapitalismus zu reden, und sich die Perspektive ei- 
ner Durchbrechung dieses verhängnisvollen Kreislaufs durch Überwindung der kapi- 
talistischen Produktionsweise verbietet. 

Zwar vermag die SPD im Augenblick noch die Stimmen der Mehrheit der Ar- 
beiter zu binden, weil diese — angesichts des Schicksals der ausländischen Kollegen 
in der Bundesrepublik — wissen, wie tief sie fallen können. Doch ist die SPD nicht 
in der Lage, eine Perspektive zu setzen. Noch schlimmer: als eine scheinbar über Klas- 
sen und Klassenkämpfen stehende Instanz, der es um den „sozialen Frieden“ geht, 
verhindert sie mehr und mehr Kämpfe der Arbeiterklasse und der Gewerkschaften 
und zerstört damit selbst die Voraussetzungen ihrer Politik und unterhöhlt mögliche 
Widerstandsbastionen gegen Angriffe auf die demokratische Republik. 

Helmut Schmidt und mit ihm wesentliche Teile der SPD setzen darauf, daß 
Krisen heute steuerbar sind, oder daß die SPD die Chancen ausnützen müsse, die ihr 
heute bleiben. Für den Sozialisten ist eine solche Politik ein Vabanquespiel, das bei 
einer „nichtsteuerbaren“ Krise tödlich werden kann, weil es in der Arbeiterklasse 
die Perspektive und die Fähigkeit zunichte macht, die Krise selbst und mit anderen 
Mitteln zu bewältigen. Doch keine Analyse mit wissenschaftlichem Anspruch kann 
sich solchem Vabanquespiel gegenüber auf die Aussage festlegen, daß solche Politik 
kurzfristig scheitern muß. 


8. 
Die gegenwärtige Ungebrochenheit und erneute Konsolidierung der Unionsparteien 
besagt nichts darüber, ob diese in Zukunft auf die Dauer in gleicher Weise Stimmen 
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zu mobilisieren vermögen. Es gibt kein Gesetz, daß derjenige Landtagswahlen verlie- 
ren muß, der in Bonn regiert. Entscheidend für die kommenden Landtagswahlen ist 
die Höhe der Wahlbeteiligung. Der SPD droht aber dadurch Gefahr, daß sie dazu bei- 
trägt, dazu zerstören, was hier mit der Formel ‚„SPD-Milieu“ bezeichnet wird. 

Wenn die SPD bei den Landtagswahlen 1978 -80 nicht mehr Wähler zur Stimm- 
abgabe für sich gewinnen kann als bei den Landtagswahlen der letzten Jahre, dann 
kann es der CDU gelingen, in Hessen und in Nordrhein-Westfalen, die Mehrheit zu 
erringen. Trotz der nicht übersehbaren Erfolge der CDU in Hessen ist es nicht aus- 
geschlossen, daß eine „christliche Arbeitnehmerpolitik“, die eine totale Konfronta- 
tion vermeidet, aber durch konkretes Eintreten für die Interessen der gesellschaftlich 
Schwachen Aufmerksamkeit auf sich lenkt, größere Erfolge zu erzielen vermag als 
Dreggers Politik in Hessen. 

Die gegenwärtige SPD-Politik hat Chancen, die augenblickliche labile Situation 
auf dem Wahlstimmenmarkt zu überstehen, wenn die wirtschaftliche Entwicklung 
in der Bundesrepublik in den kommenden Jahren einigermaßen stabil bleibt und 
wenn die nach außen so selbstbewußte Union sich weiterhin unfähig erweist, besse- 
re Angebote zur Lösung der gegenwärtigen Sozialprobleme zu machen als die SPD. 
Solange weder in den Gewerkschaften noch von der Linken innerhalb und außerhalb 
der SPD Perspektiven mit konkreten Alternativen zur gegenwärtigen Politik entwik- 
kelt werden, die eine realisierbare Möglichkeit greifbar macht, bedeutet das weitere 
Anpassung der SPD nach rechts und die Gefahr, daß in einem Rechtsstaat mit Grau- 
zonen fundamentale Prinzipien der demokratischen Republik (beispielsweise die 
Rechte derjenigen, die als ‚‚Feind im Innern“ behandelt werden) und auch die Tarif- 
autonomie (wenn es um Krisenbekämpfung geht) nicht mehr in jedem Fall und un- 
ter allen Umständen als unantastbar gelten. 


Berufsverbote: 


Das Aktionskomitee gegen Berufsverbote und das Komitee zur Vertei- 
digung demokratischer Grundrechte haben neu herausgegeben: Stimmen | 
der internationalen Presse. 80 S. 4.- und Dokumente von Berufsver- 
botsfällen IV. 112 S. 3.-. Außerdem sind lieferbar: Do- 
kumente I, 2.-; Dokumente II, 3.-; Dokumente III, 4.-; 
Jens A. Brückner, Wie verhalte ich mich bei Berufsver- 
bot, 2.-; Materialien zum Film "Vera Romeyke ist nicht 
tragbar", 4.-. Alle Broschüren sind vom "Kirschkern" 

Buchversand GmbH durch Voreinzahlung des jeweiligen Be- 
trages (plus Porto: 1 Expl. -.70, 2 Expl. 1.20, ab 3 
Expl. 2.-) auf das Postscheckkto. Berlin-W. 410561-101 zu beziehen 
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Horst W. Schmollinger/Richard Stöss 
Bundestagswahlen und soziale Basis politischer Parteien 
in der Bundesrepublik (I) 


Vorbemerkung 


Die Analyse der Klassenbewegung in der Bundesrepublik und die Strategiedebatte 
der Linken orientiert sich in erster Linie, und das gilt insbesondere für die Prokla, an 
den veränderten Akkumulationsbedingungen des Kapitals und deren Folgen für die 
Lage der Arbeiterklasse. Dabei wird angenommen, die Notwendigkeit, die Ausbeu- 
tungsrate zu erhöhen, führe zu einer Verschärfung der Klassenkämpfe. Als Belege die- 
ser Annahme dienen etwa die Streiks der Jahre 1969, 1971, 1974 und zuletzt der 
Druckerstreik dieses Jahres. 

Eine analytische und strategische Orientierung an ausschließlich ökonomischen 
Entwicklungstendenzen verleitet möglicherweise zu vorschnellen und ungerechtfer- 
tigt optimistischen Einschätzungen der politischen Stoßrichtung akuter oder prog- 
nostizierter Klassenauseinandersetzungen. Dieser Optimismus (1) dominierte immer 
dann, wenn in der Diskussion die politische Ebene der Auseinandersetzungen ausge- 
spart wurde, wenn die Möglichkeit außer Betracht blieb, daß ökonomische Krisener- 
scheinungen vorübergehend und gar für längere Zeit politisch aufgefangen werden 
können, daß eine ökonomische Krise nicht zwangsläufig zur politischen Krise führen 
muß. In diesem Sinne scheint uns das Verhältnis von ökonomischer und politischer 
Krise innerhalb der westdeutschen Linken — gerade angesichts der Diskussion im 
übrigen Westeuropa und insbesondere in Italien — noch zu wenig thematisiert zu 
sein. 

Wir wollen mit diesem Beitrag diese Diskussion beginnen. Wir werden am Bei- 
spiel der Bundestagswahlergebnisse seit 1949 die zunehmende Integrationsfähigkeit 
des politischen Systems aufzeigen, ein Faktum, das bereits darin sichtbar wird, daß 
die drei großen Massenlegitimationsparteien (2) CDU/CSU, SPD und FDP ihren 
Zweitstimmenanteil von zusammen 72,1 % im Jahre 1949 auf 99,1 % bei der vergan- 


i Als Beispiel dafür mag folgender, an eine ökonomisch stringente Analyse der Veränderun- 
gen der Akkumulationsbedingungen in der Bundesrepublik anschließende Satz gelten: 
„Daher sind mit den veränderten Bedingungen der Kapitalakkumulation nicht nur neue 
‚ökonomische‘ Probleme, sondern schärfere Formen des Klassengegensatzes und der Klas- 
senkämpfe zwischen Lohnarbeit und Kapital auch in der BRD auf der Tagesordaung“ 
(Altvater/Hoffman/Schoeller/Semmler, Zur Entwicklung des Kapitalismus in Westdeutsch- 
land, in: Perspektiven des Kapitalismus, Handbuch 1, hrsg. v. Volkhard Brandes, Frank- 
furt/M., 1974, S. 241 ff., Zit.: S. 268) 


2 Dietrich Staritz (Hrsg.), Das Parteiensystem der Bundesrepublik. Geschichte — Entstehung 
— Entwicklung. Eine Einführung, Opladen 1976, insbes. Kapitel Iund Kapitel IV. 
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genen Bundestagswahl zu steigern vermochten. Seinen klassenspezifischen Ausdruck 
findet dieser Integratonsprozeß darin, daß die Sozialdemokratie trotz Erhöhung der 
Intensität der Arbeit, trotz zunehmender Inflation und Preissteigerungen und trotz 
der relativen hohen Arbeitslosigkeit, kurz: trotz der Verschärfung der ökonomischen 
Krise seit 1966/67, von immer mehr Arbeitern gewählt wird: gaben ihr 1953 nur 48 % 
aller Arbeiter die Stimme, so waren es 1972 66 % (vgl. Tabelle 8, S. 34). Unsere The- 
selautet: die breite Legitimationsbasis politischer Herrschaft in der Bundesrepublikist 
das Ergebnis eines Basiskonsens zwischen den Klassen über die wesentlichen ideolo- 
gischen, politischen und ökonomischen Grundlagen der westdeutschen Gesellschaft. 
Dieser Basiskonsens sorgt für die hohe Stabilität politischer Verhältnisse in der Bun- 
desrepublik, für die geringe soziale und politisch-programmatische Polarisierung zwi- 
schen den Massenlegitimationsparteien. 

Entstehung und Entwicklung dieses Basiskonsens sollen im folgenden, wie er- 
wähnt, am Beispiel der Bundestagswahlergebnisse dargestellt werden. Eine derartige 
Analyse kann zwar — nicht zuletzt wegen des gegenwärtigunzureichenden Diskussions- 
standes über das Verhältnis von Politik und Ökonomie im Kapitalismus — noch kein 
unmittelbarer Beitrag zur Klärung des Verhältnisses von ökonomischer und politi- 
scher Krise sein. Sie mag aber die Diskussion anregen, obwohl sie sich zunächst dar- 
auf beschränken muß, Entstehung und Struktur der politischen Stabilität der Bun- 
desrepublik zu beschreiben. Der Beitrag sollte daher als Ergänzung der Prokla-Auf- 
sätze über die Entwicklungstendenzen des westdeutschen Kapitals gelesen werden, 
die ihrerseitsmit der Untersuchung der politischen Konsequenzen von ökonomischen 
Entwicklungen zurückhalten. 

Eine Darstellung der Entstehung und Entwicklung des Basiskonsens in der Bun- 
desrepublik anhand der bei Bundestagswahlen sichtbar gewordenen sozialen Integra- 
tionsprozesse und deren Wechselwirkungen mit der Struktur des Parteiensystems 
muß sowohl auf die Behandlung von inner- und zwischenparteilichen Prozessen ak- 
tueller Kompromißfindung als auch der jeweils konkreten politischen Praxis verzich- 
ten. Die Konzentration auf längerfristige Integrationsprozesse erübrigt auch die de- 
taillierte Analyse ausgewählter programmatischer Aspekte, zumal die Langfristigkeit 
von Wählerverschiebungen und die Stetigkeit ihrer Parteibindungen die These recht- 
fertigen, daß aktuelle politische Anlässe und programmatische Wendungen weniger 
Einfluß auf das Wahlverhalten haben, als häufig angenommen. Zwei für die Strategie- 
diskussion wichtige Problembereiche sind zudem deshalb nicht angesprochen, weil 
sie in noch folgenden Prokla-Beiträgen gesondert analysiert werden: die Ursache der 
Bindung der Arbeiter an die SPD sowie die Rolle der Linken innerhalb der SPD (3). 


3 Ursprünglich war für dieses Heft der Abdruck von zwei weiteren Artikeln geplant, die nun 
erst im Heft 26 erscheinen werden. In den Aufsätzen von Siegfried Heimann/Peter Müller 


über die SPD-Linke und von Bodo Zeuner über das Verhältnis von SPD und DGB sollen 
diese Probleme im Zusammenhang mit unserem Aufsatz behandelt werden. 


16 


Wählerbewegung und Klassenstruktur — 
Zu Problemen der Wahlforschung 


Wenn nun die Herausbildung des Basiskonsens auch mit Hilfe von Ergebnissen der 
Wahlforschung untersucht wird, dann muß zunächst verdeutlicht werden, wie und zu 
welchem Zwecke diese Ergebnisse zustande kommen, um so die nur relative Rele- 
vanz bestimmter Aspekte der Wahlforschung zu verdeutlichen. 

Empirisch-quantiative Wahlanalysen auf der Grundlage von Umfrageergebnis- 
sen gibt es in der Bundesrepublik erst seit der Bundestagswahl 1961 (4). Und dies 
aus gutem Grund: Denn schon bei den der Bundestagswahl 1961 vorangegangenen 
Landtagswahlen aber besonders deutlich 1961, hatte sich gezeigt, daß die gegenein- 
ander weitgehend undurchlässigen Wählerpotentiale der beiden Elemente des bun- 
desdeutschen Parteiensystems, des Bürgerblocks und der Sozialdemokratie, aufge- 
brochen waren. Das Phänomen der Wechselwähler zwischen beiden Blöcken, das die- 
ses Aufbrechen widerspiegelte und gleichzeitig das Abbröckeln sicher geglaubter 
Wählerbasen signalisierte, weckte insbesondere das Bedürfnis der Parteiapparate nach 
genaueren Auskünften über die Wechselwähler, in der Hoffnung, damit die potentiel- 
len Abwanderer der eigenen wie der anderen Parteien besser für sich mobilisieren zu 
können. Dies ist — historisch gesehen — die wesentliche Ursache für die Konzentra- 
tion der Wahlforschung auf die Wechselwähler. 

Grundlegend für die Analyse der Wechsel wähler ist die Erkenntnis, daß der größ- 
te Teil der Wähler relativ stabilund langfristig an „seine“ Partei gebunden ist. Da die 
Zuordnung derübergroßen Mehrzahl der Wähler relativ dauerhaft entlang der Haupt- 
widersprüche Klassenzugehörigkeit und konfessionelles Schisma erfolgt (5), konzent- 
rierten sich die Wahlforschungs-Institute auf jene Berufsgruppen, die den größten 
Teil der Wechselwähler stellen, nämlich die Angestellten, Beamten und freiberuflich 
Tätigen. Insofern gehen sie von der Existenz eines freilich begrenzten Marktes aus, 
auf dem die Parteien als Anbieter und die Wähler als Nachfrager auftreten. 

Das Instrumentarium der Wahlsoziologie wurde so vor allem zu einem sozial- 
technologischen Hilfsmittel zur Ermittlung und Ausschöpfung möglicher Stimmen- 
reservoire. Wenn dennoch die damit gewonnenen Daten im folgenden zur Charakte- 
risierung globaler Wählerbewegungen verwendet und gelegentlich auch in Beziehung 
gesetzt werden zu sozialstrukturellen Angaben über Parteimitglieder und Funktionä- 
re, so geschieht dies notwendigerweise nur mit Vorbehalten. Denn was die Wahlfor- 


4 Im Grunde gab es für die Bundestagswahlen vor 1961 nur zwei wesentliche Nachwahlana- 
Iysen: Wolfgang Hirsch-Weber/Klaus Schütz, Wähler und Gewählte. Eine Untersuchung 
der Bundestagswahlen 1953, Berlin und Frankfurt 1957. Sowie Erwin Faul (Hrsg.), Wah- 
len und Wähler in Westdeutschland, Villingen 1960. Siehe dazu auch Nils Diederich, Em- 
pirische Wahlforschung. Konzeptionen und Methoden im internationalen Vergleich, Köln 
und Opladen 1965, S. 144 ff. 

5 Dazu Franz Urban Pappi, Sozialstruktur und Wahlentscheidung. Die Bundestagswahlen 
aus kommunalpolitischer Perspektive, in: Konrad-Adenauer-Stiftung (Hrsg.), Kommuna- 
les Wahlverhalten, Bonn 1976, S. 1 - 57. Dort heißt es (S. 20), daß „die Überlegenheit der 
Klassenzugehörigkeit über die Schichtzugehörigkeit als Einflußgröße auf die Wahlentschei- 
dung‘“ eindeutig sei. 


17 


schung aufgrundihrer Motivation (Wechselwähler-Analyse) und Funktion (Politikbe- 
ratung) liefert, sind zumeist nur seltene Hinweise (Pappie, Kaase) auf das Verhältnis 
von Klassenzugehörigkeit und Parteienpräferenz, fast immer so schichten-, geschlech- 
ter- oder generationsspezifische sozialstatistische Differenzierungen der Wählerbasen, 
daß der Zusammenhang zwischen Klassengegensatz und konfessionellem Schisma 
auf dereinenund dem Wählerverhalten auf der anderen Seite unkenntlich wird. Dar- 
überhinaus wird die Rekonstruktion dieses Zusammenhanges noch dadurch erschwert, 
daß die Veränderungen im Wählerverhalten zumeist schlicht rechnerisch von Wahl 
zu Wahl registriert und die politisch-ökonomischen Bedingungen vor allem bei lang- 
fristigen Trendanalysen unberücksichtigt bleiben. Wählerbewegungen und Parteien- 
system können so nicht mehr als Ausdruck letztlich klassenbezogener sozialer Bewe- 
gungen erkannt werden. 

Aus dem bisher gesagten folgt, daß die vorgegebenen Kategorien mit dem Be- 
griffsapparat der Klassenanalyse in Verbindung gebracht werden müssen und daher 
oft sprachliche Inkonsequenzen entstehen. Diese haben ihre materiellen Ursachen 
darin, daß die ökonomischen Klassenwidersprüche sich in der politischen Organisa- 
tion der Klassen wegen der aus dem Kapitalverhältnis entspringenden ökonomischen 
und ideologischen Integrationsprozesse verzerrt oder gebrochen widerspiegeln. 

Da sich die Wahlforschung gegenwärtig mit dem herkömmlichen sozialstatisti- 
schen Datenmaterial begnügen muß, dasalseinzig mögliche Differenzierung der Gesell- 
schaft die Einteilung nach Berufsgruppen zuläßt und noch nicht einmal eine genaue 
Differenzierung der Berufe nach Revenue-Quellen erlaubt, weil beispielsweise das 
Merkmal Angestellter sich auf den öffentlichen Dienst, einen Handwerker im Betrieb 
oder einen leitenden Angestellten beziehen kann, ergeben sich zusätzliche analytische 
Probleme. Die Hauptwidersprüche der westdeutschen Gesellschaft müssen daher an 
den Berufsgruppen „Selbständige/Landwirte‘ sowie „Arbeiter“ festgemacht werden, 
wobei wegen der Bedeutung des konfessionellen Schismas die Religionszugehörigkeit 
jeweils zu berücksichtigen ist. 


Die Entstehung des Basiskonsens in der Bundesrepublik 


Die Existenz eines Basiskonsens in der Bundeserepublik ist insofern bemerkenswert, 
als das politische Erscheinungsbild der Weimarer Republik sowohl durch den Gegen- 
satz von Arbeiterklasse und bürgerlichen Klassen (Bourgeoisie und Kieinbürgertum 
einschließlich der Bauern werden hinfort als „Bürgertum“ bezeichnet) als auch durch 
die politische Spaltung der Arbeiterklasse einerseits und eine weitgehende Zersplit- 
terung der bürgerlichen Kräfte seit der Weltwirtschaftskrise (die sich in der faschisti- 
schen Partei wieder konzentrierten) andererseits gekennzeichnet war. Wie also ent- 
stand dieser Konsens innerhalb der Arbeiterklasse und innerhalb des Bürgertums, wie 
schließlich der Konsen zwischen beiden Klassen, dessen Resultat die gegenwärtig be- 
stehende geringe soziale und programmatische Polarisierung zwischen den Massenle- 
gitimationsparteien ist? 

Wir werden zunächst die Herausbildung des bürgerlichen Intraklassenkonsens 
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schildern und dann die Reaktion der SPD auf diesen Intraklassenkonsens behandeln. 
Im Gegensatz zum Konzept des „Historischen Kompromiß‘“ der PCI in Italien stellt 
der Basiskonsens in der Bundesrepublik keinbewußtes politisches Bündnis einer kom- 
munistischen Arbeiterpartei mit Teilen des Bürgertums dar sondern einen Prozeß der 
Anpassung der Sozialdemokratie an die Politik des Bürgerblocks, welcher politischer 
Ausdruck des bereits bestehenden bürgerlichen Intraklassenkonsens war. Erst der, in- 
folge sozialdemokratischer Anpassung zustandegekommene, Basiskonsens ermöglich- 
te der SPD die Gewinnung großer Teile der zuvor an den Bürgerblock gebundenen 
katholischen Arbeiterschaft und damit die Herausbildung eines Intraklassenkonsens 
der Arbeiterbewegung. 


Die Herausbildung eines bürgerlichen Intraklassenkonsens nach 1945 


Das Parteiensystem in Deutschland orientierte sich nicht nur, wie wir an anderer 
Stelle (6) dargelegt haben, an der Klassenstruktur sondern auch an dem die deutsche 
Gesellschaft ebenfalls prägenden konfessionellen Schisma zwischen Katholiken und 
Protestanten. Konservative, Liberale (bis 1933 gespalten in liberale Demokraten 
und Nationalliberale) und Sozialdemokraten/Kommunisten repräsentierten als poli- 
tische Organisationen weitestgehend Großgrundbesitz, Bürgertum und Arbeiterbe- 
wegung protestantischer Konfession. Das Zentrum bzw. der politische Katholizismus 
verdankten ihre Existenz der Gegnerschaft des, hauptsächlichinSüd-und Westdeutsch- 
land (und in Oberschlesien) ansässigen katholischen Bevölkerungsteils gegen die wirt- 
schaftlichen und politischen Machtansprüche des großagrarischen, schwerindustriel- 
len und von Preußen dominierten Nordens bzw. Ostens. Aufgrund dieser besonderen 
Existenzbedingungen des Zentrums stellte es von seiner sozialen Basis her keine 
Klassenpartei sondern eine katholische Volkspartei dar, in der sich freilich der Arbei- 
terflügel einerseits und der dominierende bürgerliche Flügel andererseits in dem Maße 
zunehmend heftige Auseinandersetzungen lieferten, wie das konfessionelle Schisma 
an Schärfe verlor und der politische Katholizismus sich in die Front der protestanti- 
schen, junkerlichen und kleinbürgerlich-bourgeoisen politischen Träger des deutschen 
Imperialismus einreihte. Gleichwohl stützte sich das imperialistische Machtkartell in 
erster Linie auf die preußischen Junker und die Bourgeoisien der Industriegebiete 
Sachsens, Thüringens, Schlesiens und des Ruhrgebiets. Beide Gruppen dominierten 
das deutsche Bürgertum bis 1918, wobei die Junker grosso modo die Schaltstellen 
der politischen Macht in Armee, Verwaltung und auswärtigem Dienst innehatten, 
während die sächsische und thüringische bzw. rheinische und oberschlesische Bour- 
geoisie „nur“ die industrielle Produktion kontrollierte. Neben Konfessionellen und 
politischen Gesichtspunkten waren auch Probleme unterschiedlicher Produktions- 
weisen (insbesondere der zwischen Industrie und Landwirtschaft bzw. Handwerk) 
für die Heterogenität des Bürgertums verantwortlich. Mit dem Zusammenburch des 
imperialistischen wilhelminischen Deutschen Reichs und angesichts der Stärke der 


6 Dietrich Staritz (Hrsg.), Das Parteiensystem der Bundesrepublik, Kapitel I. 
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Arbeiterbewegung mußten sich diese durch Imperialismus und Krieg zeitweilig ver- 
deckten Konfliktstrukturen, verstärkt durch die Weltwirtschaftskrise als politische 
Spaltung und damit als Lähmung gegenüber den Arbeiterparteien in der Endphase 
der Weimarer Republik auswirken. Die Faschisierung der Weimarer Republik bedeu- 
tete daher auch die politische Vereinheitlichung des Bürgertums und die Herausbil- 
dung eines antidemokratischen und antiproletarischen bürgerlichen Intraklassenkon- 
sens. 

Das Scheitern des Nationalsozialismus, vor allem aber die neuerliche Gefahr 
einer proletarischen Einheitsfront angesichts der scheinbaren Lernprozesse der Ar- 
beiterparteien während des Nationalsozialismus und angesichts der Einheitstenden- 
zen im Jahre 1945 beförderten im Bürgertum die Einsicht in die Notwendigkeit einer 
einheitlichen bürgerlichen und antimarxistischen politischen Partei, mit deren Hilfe 
es seine politische Macht im Rahmen einer parlamentarisch-pluralistischen Ordnung 
behaupten konnte. Blieb diese antimarxistische Bürgerunion auch eine Utopie, so 
erfolgte doch eine deutliche Konzentration der politischen Kräfte um den politischen 
Katholizismus einerseits und den, zu einer einzigen Partei fusionierten, Liberalismus 
andererseits. 

Diese bipolare Konzentration der Kräfte war nun nicht nur Resultat der Lern- 
prozesse der besitzenden Klassen aus der Entstehung und dem Zusammenbruch des 
deutschen Faschismus und auch nicht nur Ergebnis der auf Westintegration gerich- 
teten antisozialistischen Politik der Westmächte gegenüber den Westzonen. Ermöglicht 
wurde sie zudem durch die Teilung Deutschlands und die damit verbundenen Struk- 
turveränderungen innerhalb des Bürgertums. Durch die Entmachtung der zuvor au- 
ßerordentlich einflußreichen Gruppe der reaktionären Junker und Schwerindustriel- 
len aus den ostelbischen Gebieten verlor das Bürgertum seinen deutschnationalen Flü- 
gel. Liberalismus und politischer Katholizismus bildeten nunmehr die politischen 
Hauptströmungen des bürgerlichen Lagers. Allein in Niedersachsen, Hamburg, Bre- 
men und Schleswig-Holstein fand sich protestantisches, nationalistisch-konservatives 
und weitgehend ständisch orientiertes Bürgertum in einer besonderen politischen Par- 
tei, der Deutschen Partei (DP), zusammen. 

Die genannten Strukturveränderungen bewirkten nun eine Mehrheitsposition 
des politischen Katholizismus innerhalb des westdeutschen Bürgertums. Damit waren 
die Voraussetzungen für die spätere Dominanz der Unionsparteien innerhalb des Bür- 
gerblocks gelegt. Denn das Zentrum war, wie schon erwähnt, vor allem eine süd- und 
westdeutsche Partei. So gewann der politische Katholizismus 84 % seiner Stimmen 
bei den Reichtstagswahlen im Juli 1932 im Gebiet der heutigen BRD, wo sein relati- 
ver Stimmenanteil bei diesen Wahlen bei 23,4 %, in Süddeutschland sogar bei 29,5 % 
lag. (Zum Vergleich: die CDU erzielte 1949 bei den ersten Bundestagswahlen 25,2%, 
die CSU in Bayern 29,2 %. Gesamtergebnis CDU/CSU 31,0 %). 
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Tabelle 1: 
Die Wahlergebnisse des Zentrums (1) bei den Reichstagswahlen im Juli 1932 (i.v.H.} 


Region Stimmenanteil Verteilung der Verteilung der für 
insgesamt abge- Zentrum/BVP abge- 
benen gültigen gegebenen gültigen 
Stimmen Stimmen 

Ostdeutschland (2) 5,6 43,8 15,8 

Süddeutschland (3) 29,5 18,3 34,5 

Norddeutschland (4) 20,5 37,9 49,5 

Gebiet der BRD 23,4 56,2 84,0 

Deutsches Reich 15,7 100,0 99,8 


(1) Einschl. Bayerischer Volkspartei (BVP) 

(2) Reichtsagswahlkreise östlich des heutigen Territoriums der BRD einschl. Berlin 
(3) Bayern einschl. Pfalz, Baden, Württemberg 

(4) Einschl. Reichsland — Nord- u. Süddeutschland = Gebiet der BRD 

Berechnet nach: Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich, Berlin 1932, S. 542 £. 


Die Tendenz der bipolaren Kräftekonzentration innerhalb des westdeutschen Bür- 
gertums wies nun keineswegs automatisch in die Richtung eines Bürgerblocks aus 
den politischen Organisationen der liberalen und der katholischen Fraktion oder gar 
in Richtung auf einen Intraklassenkonsens über die wesentlichen Grundlagen einer 
gesellschaftlichen Ordnung in Westdeutschland. Zu groß war der ideologische Gegen- 
satz zwischen den Liberalen und dem antiliberalen und weitgehend ständischen Zent- 
rum, das sich sowohl im Interesse seiner mittelständischen Basis als auch im Interesse 
der katholischen Arbeiterbewegung gegen die uneingeschränkte Bewegungsfreiheit 
des Großkapitals richtete. Volksgemeinschaftsideologie und Volksparteicharakter 
des Zentrums boten zwar einerseits gute Voraussetzungen für eine christliche (= an- 
timarxistische) Sammlungsbewegung. Doch sein Antiliberalismus erschwerte sowohl 
die Kooperation mit den Liberalen als auch vor allem die Gewinnung von nennens- 
werten Teilen der Protestanten als Parteimitglieder und Wähler. Ein bürgerlicher Int- 
raklassenkonsens setzte aber grundsätzlich folgendes voraus: 

— Weitestgehende Freiheit der Einzelkapitale vor staatlichen Eingriffen und Be- 
schränkung des Staates auf die Gewährleistung allgemeiner Produktionsvorausset- 
zungen. 

— Staatlichen Schutz des Bürgertums vor hohen einkommens- und sozialpolitischen 
Ansprüchen der Arbeiterklasse. 

— Staatlichen Schutz für den Mittelstand vor existenzbedrohenden mächtigen Kapi- 
talinteressen, d.h. eine aktive interventionistische Mittelstandspolitik des Staates. 

Ein bürgerlicher Intraklassenkonsens erforderte also den starken mittelstandserhal- 

tenden und Schutz vor der Arbeiterbewegung gewährenden Interventionsstaat, der 

gleichzeitig im Bereich der industriellen Produktion die Marktfreiheit garantierte. 

Der politische Katholizismus legte nun die ideologischen Grundlagen für eine 
derartige zugleich liberale und interventionistisch-integrationistische Politik, indem 
er seine wirtschaftlichen und politischen Leitbilder von überkommenen ständischen 
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Vorstellungen befreite und sich fundamentale liberale Prinzipien, wie etwa die Volks- 
souveränität, zu eigen machte (7). So entstand das Modell einerautoritären Demokra- 
tie (starke Machtstellung des Bundeskanzlers, eingeschränkte Repräsentationsfunk- 
tion und mediatisierende Rolle der Parlamente im politischen Entscheidungsprozeß 
sowie Ächtung außerparlamentarischer Aktionen und Beschränkung des Pluralismus 
politischer Auffassungen) und das einer sozialen Marktwirtschaft (weitestgehende 
Bewegungsfreiheit des Kapitals, staatliche Einkommens- und Strukturhilfen für den 
Mittelstand). Beide Modelle sind — durch den Einfluß von FDP und Arbeiterbewe- 
gung zwar in den verfassungsmäßig fixierten Dimensionen jeweils leicht korrigiert — 
in der Substanz zur Verfassungswirklichkeit der BRD geworden. 

Erst dieser ideologische Wandel des politischen Katholizismus ermöglichte die 
Erweiterung des Zentrums zu einer christlichen Union unter Einschluß von Teilen 
des protestantischen Bürgertums sowie die Entstehung eines Bürgerblocks als politi- 
sches Bündnis gegen die Arbeiterparteien. Damit bestand freilich noch kein bürgerli- 
cher Intraklassenkonsens. Die gesellschaftsgestaltende Konzeption des Bürgerblocks 
mußte sich erst in der Praxis bewähren. 

Bei den ersten Bundestagswahlen im Jahre 1949 war der Bürgerblock nämlich 
noch weit davon entfernt, allgemein anerkannter Repräsentant der bürgerlichen Klas- 
sen zu sein. Mit insgesamt 46,9 % der gültigen Zweitstimmen und 52 % der Bundes- 
tagsmandate erzielte der Bürgerblock (CDU/CSU/FDP/DP) nur eine hauchdünne 
Mehrheit, und Konrad Adenauer wurde nur mit einer Stimme Mehrheit zum Bun- 
deskanzler gewählt. - 

Eine Analyse der Lage der bürgerlichen Parteien und ihres damaligen Wahler- 
gebnisses ergibt dreierlei: 

— Außerhalb der Traditionsgebiete des politischen Katholizismuskonntendie Unions- 
parteien teilweise nur schlecht Fuß fassen. Im protestantischen Schleswig-Hol- 
stein gelang der CDU — sie trat hier das Erbe der Deutschnationalen bzw. der Na- 
tionalsozialisten an — zwar ein recht guter Wahlerfolg (30,7 %), in Niedersachsen 
und Bremen allerdings war die Deutsche Partei stärkste bürgerliche Organisation. 
in Hamburg erzielte sie 13,1 % (gegenüber 19,7 % der CDU und 15,8 % der FDP) 
und in Schleswig-Holstein 12,1 %. In Hessen überflügelte die FDP die CDU um 
6,8 % Punkte (28,1 : 21,3). 

— Der politische Katholizismus selbst trat organisatorisch uneinheitlich auf: inNRW 
erzielte das hier gegen den besitzbürgerlichen Kurs der CDU wiederbegründete 
und vornehmlich die Belange der katholischen Arbeiterbewegung repräsentieren- 
de Zentrum 8,9 % der Stimmen. In Bayern brachte es die extrem föderalistische 
Bayernpartei (BP) sogar auf 20,9 % der Stimmen gegenüber 29,2 % der CSU, 

— Gegen die gerade genannten bürgerlichen Parteien stimmte ein (rechtes) Opposi- 
tionspotential von 2,4 Mio Stimmen (= 10,5 %). Dabei handelte es sich haupt- 
sächlich um Stimmen für rechtsradikale Parteien oder sogenannte Unabhängige 
Kandidaten, die neofaschistische bzw. konservativ-nationalistische Teile des Bür- 
gertums und einen Teil der (insges. 7,6 Mio) Vertriebenen an sich binden konn- 
ten. 


7 Gerhard Kraiker, Politischer Katholizismus in der BRD. Eine ideologiekritische Analyse, 
Stuttgart 1972. 
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Als erschwerend für die Lage der Bürgerblock-Parteien kam hinzu, daß sowohl 
die FDP als auch die DP über nationalistische Flügel verfügten, die insbesondere die 
Außenpolitik der Regierung Adenauer (Westintegration und Wiederaufrüstung) hef- 
tig kritisierten und, wie etwa die nordrhein-westfälische und die hessische FDP, Ten- 
denzen. zu einem Zusammengehen mit rechtsradikalen Parteien (‚Nationale Saram- 
lung‘“) zeigten. 

Das Ergebnis der folgenden Bundestagswahlen zeigt aber, daß der anfänglich 
schwache und in sich heterogene Bürgerblock seine Massenbasis konsolidieren und 
erheblich erweitern konnte: 


Tabelle 2: 
Bürgerblock-Stimmen bei Bundestagswahlen 1949 - 1965 fi.v.H.) 


Wahl Zweitstimmenanteil Mandatsanteil Parteien 

1949 46,9 51,7 CDU/CSU 
FDP 
DP 

1953 63,8 68,3 CDU/CSU 
FDP, DP 
GB/BHE 

1957 60,7 65,9 CDU/CSU 

FDP, DP 

1961 58,2 61,9 CDU/CSU 
FDP 

1965 57,1 59,2 CDU/CSU 
FDP 


Berechnet nach Angaben des Statistischen Bundesamts. 


Sieht man einmal von der günstigen wirtschaftlichen Entwicklung der Bundes- 
republik ab, die es den Bundesregierungen bis in die 60er Jahre hinein gestattete, Um- 
verteilungsmaßnahmen zugunsten der Bauern, des Handwerks und des Einzelhandels, 
vor allem aber zur Integration des Millionenheers von Vertriebenen vorzunehmen, 
so waren es vor allem vier Gründe, die eine Verbreitung der Massenbasis des Bürger- 
blocks und damit für eine Ausweitung des bürgerlichen Intraklassenkonsens bewirk- 
ten: 

— Die Integration autonomer politischer Organisationen des Rechtsradikalismus. Er- 
zielten diese Parteien 1949 insgesamt noch 4,2 % der Zweitstimmen, so waren es 
1961 nur noch 0,9 %. Die Gründe hierfür lagen u. a. darin, daß der Rechtsradika- 
lismus angesichts der politischen Vereinheitlichung des Bürgertums und angesichts 
der ökonomisch-sozialen Integration gerade der Mittelschichten seine soziale Funk- 
tion rasch verlor. Veränderungen im internationalen Kräfteverhältnis entzogen ei- 
ner nationalistischen Agitation zudem die Argumentationsbasis, weil das Bürger- 
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tum seine Existenzsicherung unter den Bedingungen des Kalten Kriegs weniger in 
einer nationalistisch-volksgemeinschaftlichen Krisenstrategie sondern in einer en- 
gen Anlehnung an die Vereinigten Staaten sah und damit die Spaltung Deutsch- 
lands bewußt in Kauf nahm. Im übrigen bediente sich der Bürgerblock zusätzlich 
des Parteiverbots,. wenn die Integrationsprozesse, wie in Niedersachsen im Falle 
der Sozialistischen Reichspartei (SRP), nicht schnell genug erfolgten. 

Dies galt analog für die nationalistischen Flügel von FDP und DP. Als dennoch ein 
Kern von ehemaligen Nazis um die nordrhein-westfälische FDP zum Brennpunkt 
einer nationalistischen Opposition gegen die Politik Adenauers zu werden drohte, 
hob der britische Sicherheitsdienst den sogenannten Naumann-Kreis Anfang 1953 
aus, was als deutliche Warnung an Gleichgesinnte aufgefaßt werden mußte. 
Durch die Gründung des BHE und seine Integration in den Bürgerblock wurde der 
neofaschistische Einfluß in der Vertriebenen-Bewegung weitgehend ausgeschaltet. 
Zwischen 1953 und 1958 erreichte der BHE die Integration des Gros der Vertrie- 
benen in die soziale Basis des Bürgerblocks. 

Insgesamt wurde durch diese Entwicklungen die Basis des Bürgerblocks gerade in 
den Bundesländern erheblich verbreitert, in denen 1949 noch eine starke Zersplit- 
terung des bürgerlichen politischen Lagers herrschte. Zwischen 1949 und 1953 
beispielsweise erhöhte sich sein Stimmenanteil in Niedersachsen von 42,9 % auf 
64,8 %, in NRW von 45,5 % auf 61,1 % und in Bayern von 37,7 % auf 63,1 %. 
Führten ökonomisch-soziale Integrationsprozesse nicht rasch genug zu einer Stär- 
Kung der sozialen Basis des Bürgerblocks, dann wurde sie durch die starke politisch- 
ideologische Polarisierung zwischen Bürgerblock und Arbeiterparteien sowie durch 
den Antikommunismus der bürgerlichen Parteien, der auch die (selbst antikom- 
munistische) Sozialdemokratie einschloß, beschleunigt. Als 1952/53 beispielswei- 
se im Mittelstand heftige Kritik an der einseitigen Bevorzugung des Kapitals durch 
die Bundesregierung geäußert wurde und in seinen großen Verbänden Pläne für ei- 
ne autonome politische Organisation des Mittelstands geschmiedet wurden (,,Mit- 
telstandsblock“), konnte Adenauer derartige Absichten mit dem Hinweis verei- 
teln, dies käme einer Schwächung des Bürgerblocks gleich und nütze allein der So- 
zialdemokratie. Der Mittelstandsblock verzichtete daraufhin auf die Teilnahme 
an den Bundestagswahlen 1953 und löste sich 1957 auf, nachdem die Bundesre- 
gierung zu einer effektiveren Mittelstandsförderung in der Lage war. 

Die antikommunistische Hysterie dürfte auch bewirkt haben, daß sich die tradi- 
tionell antisozialistische Katholische Arbeiterschaft dem Bürgerblock bzw. der 
CDU/CSU fest verbunden fühlte. 


Die Verbreiterung der Basis des Bürgerblocks ging Hand in Hand mit der wachsen- 
den Dominanz der Unionsparteien innerhalb des Bürgerblocks: 
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Tabelle 3: 
Das Verhältnis von Bürgerblock- und CDU.CSU-Stimmen bei den Bundestagswahlen 1949-1965 
(iv. H.) 


Wahl Bürg&rblock-Stimmen Anteil der CDU/CSU an den 
Bürgerblock-Stimmen 


1949 46,9 (1) 66,1 
1953 63,8 (3) 70,7 
1957 60,7 (1) 81,9 
1961 58,2 (2) 78,0 
1965 57,12) 83,3 


(1) CDU/CSU, FDP und DP 

(2) CDU/CSU und FDP 

(3) CDU/CSU, FDP, DP, GB/BHE 

Berechnet nach Angaben des Statistischen Bundesamts. 


Der Bedeutungsgewinn der CDU/CSU 1esultierte vor allem aus ihrem Sog auf die so- 
ziale Basis des BHE sowie aus ihrer zunehmenden Attraktivität auch für das protestan- 
tische Bürgertum. In Norddeutschland gelang es der nationalistisch-Konservativen DP 
immer weniger, ihre Eigenständigkeit gegenüber der CDU zu behaupten: eine weitge- 
hend identische Wirtschafts-, Sozial- und Außenpolitik trieb die DP-Anhänger größ- 
tenteils in die Arme der konservativen CDU, wobei Parteiübertritte führender DP- 
Funktionäre zur Union diesen Prozeß beschleunigten. Daneben konnten die Unions- 
parteien sporadisch auch von der überwiegend protestantischen FDP nationalliberale 
Wähler gewinnen (Siehe Tabelle 8, S. 34). 

Der von der CDU/CSU beherrschte Bürgerblock verfügte nach den ersten drei 
Bundestagswahlen im Endergebnis über eine ausgesprochen solide Machtbasis. Inso- 
weit Bundestagswahlen Aussagen über die Legitimationsgrundlage politischer Herr- 
schaft zulassen, darf vermutet werden, daß der Bürgerblock 1953/57 über eine opti- 
male Legitimationsgrundlage verfügt hat. Und dies muß als ein entscheidendes Kenn- 
zeichen des CDU-Staats gewertet werden. 


Die Reaktion der SPD auf den bürgerlichen Intraklassenkonsens 
und die Entstehung des Basiskonsens 


Der politischen Vereinheitlichung und Stärkung des bürgerlichen Lagers stand die 
SPD im Grunde genommen recht hilflos gegenüber. Hatte sie 1949 noch auf eine so- 
zialdemokratische Mehrheit im Bundestag gehofft, so mußte sie bei den Wahlen 1953 
und 1957 die Konsolidierung der politischen Macht des Bürgertums hinnehmen, ohne 
daß es ihr selbst gelungen wäre, aus ihrem 30 %-Turm auszubrechen. Die SPD befand 
sich aus der Sicht sozialstruktureller Wählerverschiebungen bis Ende der 50er Jahre 
in der Isolierung. Obgleich sie in den Ländern auch mit bürgerlichen Parteien koalier- 
te, gelang es dem Bürgerblock auf Bundesebene, die Sozialdemokratie in eine kom- 
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munistische Ecke zu drücken. Dies hatte sie freilich kaum verdient, denn dort, wo sie 
die Chance hatte, ihre Vorstellungenin politische Praxis umzusetzen, steuerte sie von 
Anbeginn an einen sozialreformerischen Kurs: In den drei Stadtstaaten sowie in Nie- 
dersachsen und Hessen. Bei den Bundestagswahlen bis einschließlich 1957 zahlte sich 
diese Praxis auf Länderebene bei Bundestagswahlen jedoch nicht aus: Wählerbewe- 
gungen zwischen Sozialdemokratie und Bürgerblock fanden so gut wie nicht statt, 
wie die Stagnation der erzielten Zweitstimmenanteile bei den ersten drei Bundestags- 
wahlen zeigt (1949: 29,2 %; 1953: 28,8 %, 1957: 31,8%). 
Diese Wählerresonanz, Ausdruck 
— der gewachsenen Stabilität der Produktionsverhältnisse (Dauerboom seit 1953, 
entsprechende Beschäftigungsraten und absinkende Streikbereitschaft), 
— der weithin abgeschlossenen Westintegration der Bundesrepublik, die die Möglich- 
keit eines Dritten Weges zwischen Kapitalismus und Kommunismus faktisch aus- 
“schloß und 
— des Verlusts der Wiedervereinigungsperspektive, der zugleich die Hoffnung auf 
einen Wiedergewinn des sozialdemokratischen Wählerpotentials in den mitteldeut- 
schen protestantischen Industriegebieten schrumpfen ließ, 
brachte das in der Partei traditionell rhetorisch ausbalancierte Verhältnis der sozial- 
reformerisch-integrationistischen und reformistisch-antikapitalistischen Tendenzen 
aus dem Gleichgewicht. 

In der Gesamtpartei setzten sich die sozialreformerischen Kräfte endgültig erst 
am Ende der 50er Jahre durch. (Dieser Prozeß war schon in der Weimarer Republik 
vorbereitet worden und wurde durch das Scheitern der sozialdemokratischen Wieder- 
vereinigungspolitik beschleunigt.) Bis dahin — etwa zwischen 1950 und 1957 — 
schwankte die Partei in ihrem Verhältnis zum Bürgerblock zwischen Opposition und 
Kooperation. 

im folgenden werden einige wichtige sozialstrukturelle Veränderungen an der 
sozialdemokratischen Parteibasis benannt, die dierasche Integration der SPD -—- trotz 
ihres anfänglich sozialistischen Impetus — in die politische Ordnung der Westzonen 
bzw. der Bundesrepublik begleiteten. 

Zunächst wirkte sich die Teilung Deutschlands auf die Lage der SPD negativ 
aus, weil sie ihre wichtigsten Hochburgen — hauptsächlich Sachsen, Thüringen und 
Groß-Berlin — verloren hatte. 


In den Gebieten jenseits der heutigen BRD hatte die SPD in der Weimarer Republik 
überdurchschnittliche Wahlergebnisse erzielt. Auch die KPD erreichte dort ihre höch- 
sten Stimmanteile. Darüberhinaus lebte die Hälfte der Wählerschaft beider Partei- 
en in Ostdeutschland. Für die SPD hatte die Teilung Deutschlands zudem einen Be- 
deutungsgewinn ihrer süddeutschen, traditionell rechtsstehenden, Regionalverbän- 
de zur Folge. Von Belang ist in diesem Zusammenhang, daß die Industriegebiete der 
Bundesrepublik (Ruhrgebiet, Württemberg-Baden, Ober- und Mittelfranken, Saar) in 
Bundesländern mit überwiegend bürgerlicher Bevölkerung bzw. mit hohem Anteil an 
katholischer Arbeiterschaft liegen. Allenfalls das Ruhrgebiet war nach 1945 eine et- 
wa mit Sachsen vergleichbare Hochburg der SPD. 
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Tabelle 4: 
Die Wahlergebnisse von SPD und KPD bei den Reichstagswahlen im Juli 1932 fi.v.H.) 


Region Stimmenanteil Verteilung der Verteilung der für 
insges. abgege- SPD bzw. KPD ab- 
benen gültigen gegebenen gültigen 


Stimmen Stimmen 
SPD KPD SPD KPD 
Ostdeutschland (2) 24,8 16,3 43,8 50,4 49,8 
Süddeutschland (3) 16,6 9,4 18,3 14,1 12,1 
Norddeutschland (4) 20,2 14,4 37,9 35,6 38,1 
Gebiet der BRD 19,0 12,8 56,2 49,4: 50,1 
Deutsches Reich 21,6 14,3 100,0 100,1 100,0 


Zu den Anmerkungen und zur Quelle vgl. Tabelle 1, S. 21. 


Die so skizzierten Folgen der Teilung Deutschlands für die Lage der SPD berech- 
tigten zu der Annahme, daß sich die soziale Zusammensetzung der Partei und ihres 
Parteiapparats zwischen 1930 und 1952 verändert hat, obgleich dies für die Zeit un- 
mittelbar nach 1945 nicht mit Daten belegt werden kann. In diesem Zeitraum ist der 
Anteil der Arbeiter an der Gesamtmitgliedschaft der SPD von fast 60 % auf 45 % ge- 
sunken, Angestellte, Beamte und Selbständige hingegen haben zugenommen. Die Be- 
rufsgliederung von SPD-Mitgliedern in einigen Ländern bestätigt diese These. 

Repräsentative Berufsangaben für Parteifunktionäre liegen nicht vor. Behilft man 
sich mit entsprechenden Angaben über SPD-Kandidaten zur ersten Bundestagswahl, 
dann zeigt sich beispielsweise, daß von den 79 Listenkandidaten der SPD in Nord- 
rhein-Westfalen etwa ein Drittel Partei- und Gewerkschaftsangestellte waren, dage- 
gen arbeitete kaum ein Zehntel in der industriellen Produktion. Dafür überwog ein- 
deutig die Gruppe der Angestellten (einschließlich der im Öffentlichen Dienst Be- 
schäftigten) und der Selbständigen. Entsprechende Angaben für die sozialdemokrati- 
schen Verbände in den Stadtstaaten Berlinund Hamburg weisen in dieselbe Richtung 
(vgl. Tabelle 6, S. 29). 
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Tabelle 5: Berufliche Gliederung der SPD-Mitglieder in ausgewählten 
Landesverbänden in den fünfziger Jahren (in Prozent) 
Hamburg Baden-Würt- Westl. Berlin Schleswig- Saar Ostwest- Süd- Rheinlandg/ 
temberg Westfalen Holstein falen- bayern Hessen 
Lippe Nassau 
1 4 
19521) 19532) 1954?) 1955") 1955/56?) 1955/5609 1955 7) 19567578) 1959 9) 
Arbeiter 33,1 40,04 51,6 26,42 43,9 53,2 51 38,41 43,7 
Angestellte 17,6 19,38 12,9 os : 6,6 13 6,1410) ag 
> 3 
Beamte 3,3 5,74 2,8 20,3911 10,811 3 8,861?) 
\ 
x I 2 
Freie Berufe 6,0 8,99 2,2 2,70 1,6 2,0 6,512) 232 14,112) 
Selbständige 4,8 4,87 4,9 5,6 
Hausfrauen 21,8 . 9,87 11,6 6,513) al) an N) 
In Ausbildung 2 > 25,85 = 0,7019 = = 0,1139 | 18,810) 
Rentner 18,2 11,817) 18,98 26,1 12,0 8,5 25,03 
Restgruppe 5 = 13,918) = 5 1,018) - - - 
Insgesamt 100,0 100,00 100,0 100,00 100,0 100,0 100,0 100,51 100,0 
1) SPD Landesorganisation Hamburg, Jahresbericht 1953, Hamburg 0.J., S. 12 £ 
2) SPD Bezirk Südwest, Bericht des Bezirksvorsitzenden, 0.0., 0.J., masch., 0.8. 
3) Protokoll des Bezirksparteitages der Sozialdemokratischen Partei Bezirk Westliches Westfalen 
am 18./19. Juni 1955 im Kurhaus der Stadt Hamm, 0.0., o0.J., masch, Schaubild 
2 SPB Landesverband Berlin, Jahresbericht 1953, Berlin 0.J., S. 53 
5) SPD, Bezirksparteitag 1957 Schleswig-Holstein, Jahresbericht 1955/1956 Bezirk er 
0.0.5 0.J., S. 7 
6) SPD Landesverband Saar, Jahresbericht 1955 - 1956, 0.J., hekt., S. 10 
7) SPD Bezirk Ostwestfalen-Lippe, Bezirksparteitag 1956, 0.0., 0.J., 5. 12 
8) SPD Bezirk Südbayern, Geschäftsbericht 1956-57, 0.0.5, 0.J., S. 39 (Angaben ohne München) 
9) SPD Rheinland-Hessen-Nassau, 12. Bezirksparteitag in Koblenz 7.u.8. März 1959, 0.0.,0.J., S. 5 
10) Einschließlich Techniker und Ingenieure 14) Beamte und MMadeteiite im Öffentlichen Dienst 
hl Auch Landwirte 13) Frauen 14) Hausfrauen und Berufslose (sic!) 
15) Nur Studenten 16) Nicht Berufstätige 17) Invalide 18) Ohne Bemuf 
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Tabelle 6: 


Berufliche Gliederung der Mitglieder und Funktionäre der SPD 
in der Landesorganisation Hamburg und im Landesverband Berlin 
(in Prozent) 


Berlin Hamburg 
Mitglieder Funktionäre Mitglieder Funktionäre Mitglieder Funktionäre 

se) EN u?) u ge co 
Arbeiter 26,42 24 ,69 uu 41,53 535,1 39,8 
Angestellte 16,07 37,13 16,1 32,59 17,6 28,6 
Beamte 20,39 7,47 2,9 2,40 3,3 n 358 
Freie Berufe 2,70 4,22 1,29 6,56 6,0 | 1,3 
Selbständige 4,87 5,70 4,75 
Hausfrauen 9,87 9,36 19,85 12,80 21,8 16,8 
In Ausbildung 0,70 - - - - - 
Rentner 18,98 - 9,45 4,20 18,2 752 
Sonstige - = 0,66 - - - 
Insgesamt 100,00 88,57 99,00 99,98 100,0 100,2 


SPD Landesverband Berlin, Jahresbericht 1955, Berlin 0.J., S. 100. 

SPD Landesverband Berlin, Jahresbericht 1953, Berlin 0.J., S. 53. 

SPD Landesorganisation Hamburg, Jahresberichte 1947, Hamburg 0.J., S. 8, 
Landesorganisation Hamburg, Jahresbericht 1948, Hamburg o0.J., S. 13. 
SPD Landesorganisation Hamburg, Jahresbericht 1953, Hamburg o.J., S. 12 f. 
SPD Landesorganisation Hamburg, Jahresbericht 1954/55, Hamburg 0.J., S. 16. 
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Die Bedeutung dieses hohen Anteils von Beamten, Angestellten und Selbständi- 
gen im Parteiapparat ist nur zu ermessen, wenn man sich die Berufsstruktur der SPD- 
Funktionäre (8) in der Weimarer Republik vergegenwärtigt: 


Parteisekretäre 41,62 
Gewerkschaftssekretäre 15,99 
Redakteure 26,11 
Freie Berufe 6,52 
Ministerielles Amt 4,35 
Tätigkeit in hoher 
Position 5,38 
99,97 
Von den sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten waren 1924 (IT) (i.v.H.) 
Kaufleute 2,3 
Öff. Dienst, Geistliche, 
Juristen 14,4 
Privatbeamte (Partei, 
Gewerkschaft) 40,3 
Ärzte, Schriftsteller, 
Journalisten 31,2 
Handwerker 9,1 
Andere 2,3 
99,6 


Vor 1933 war der sozialdemokratische Parteiapparat eindeutig von Partei- und Ge- 
werkschaftsbeamten beherrscht, die wahrscheinlich ein Bollwerk sowohl gegen expli- 
zit. bürgerliche Einflüsse als auch gegen revolutionäre Tendenzen innerhalb der Partei 
bildeten. Nach 1945 scheint die Rolle von „Arbeiterbeamten“ rasch zugunsten von 
Personen zurückgegangen zu sein, die nichtproletarischer Herkunft waren. 
Empirische Analysen der SPD-Wähler für die Jahre nach 1945 liegen erst für die 
zweite Bundestagswahl (1953) vor. Danach bestand die Wählerschaft der SPD aus 
56 - 60 % Arbeitern, 8 - 9 % Angestellten, 2- 4 % Beamten bzw. Behördenangestell- 
ten, 5 - 7 % Selbständigen und Freiberuflichen, 2 - 4% Landwirten, 5 - 7 % Landar- 
beitern und schließlich 13 - 18 % Rentnern u. a. (9). Es muß angenommen werden, 
daß sich gegenüber der Weimarer Republik der Arbeiteranteil (bei gleichzeitigem An- 
stieg ihres Anteils an der erwerbstätigen Bevölkerung im Gebiet der Bundesrepublik 
zwischen 1939 und 1950) an den Wählern vermindert, der der Angestellten, Beam- 
ten und Selbständigen dagegen erhöht hat. So scheint insgesamt die Behauptung ge- 
rechtfertigt, daß sich das Sozialprofil der SPD-Wähler, Mitglieder und Funktionäre 
zwischen 1930 und 1950 merklich verändert hat. Die Sozialdemokratie hatte in ih- 
rer sozialen Basis bei Wählern wie Mitgliedern, aber insbesondere in der Parteiführung, 


8 Berufsstruktur der SPD-Funktionäre nach: Joachim Siemann, Der sozialdemokratische 
Arbeiterführer in der Weimarer Republik. Ein Beitrag zur Soziologie der Eliten in der mo- 
dernen Parteigeschichte, Diss. phil. Göttingen 1955, S. 37. Prozentangaben für die Reichs- 
tagsabgeordneten errechnet nach: Walther Kamm, Abgeordnetenberufe und Parlament. 
Ein Beitrag zur Soziologie des Parlamentarismus, Karlsruhe 1927, S. 13, Tabelle 2. 

9 Wolfgang Hirsch-Weber/Klaus Schütz, Wähler und Gewählte, S. 248 ff. 
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den Charakter einer proletarischen Klassenpartei verloren. Doch haben weder diese 
Entwicklung noch die sozialreformerische Praxis auf Länderebene den angestrebten 
breiten Einbruch in die soziale Basis des Bürgerblocks ermöglicht. 

Andererseits wirkte sich die wachsende Erfolglosigkeit der KPD bei Wahlen nach 
1945 gegenüber ihren Ergebnissen in den Jahren vor 1933 -—- die Ursachen hierfür 
sind hier nicht zu untersuchen — zwar im großen und ganzen als Verbreiterung des 
Intraklassenkonsens der Arbeiter aus. Dennoch vermochte die SPD im Jahre 1953 
nur die Hälfte der Arbeiterwähler in der Bundesrepublik für sich zu mobilisieren, ein 
weiteres Drittel, überwiegend wohl katholische Arbeiter, wählte die CDU/CSU (vgl. 
Tabelle 8, S. 34). Als Voraussetzung einer Ausweitung der Wählerbasis der SPD — 
was nur die Einbeziehung katholischer Arbeiter und breiterer Schichten der Angestell- 
ten/Beamten bedeuten konnte — mußte also die Beseitigung des Gegensatzes zwischen 
sozialreformerischer Praxis und noch bestehenden reformistischen Elementen in 
Theorie bzw. Programm der Partei erscheinen. 

Die Einschätzung der politischen Praxis der SPD nach 1945 hat also von der 
Tatsache auszugehen, daß etwa 2/3 ihrer Wähler und etwa die Hälfte ihrer Mitglie- 
der Arbeiter waren, und daß der Parteiapparat, vor allem’wohl aber die Parlaments- 
fraktion in den Ländern, von Angestellten, Beamten und Selbständigen dominiert 
waren. Indenersten Nachkriegsjahren dürfte der sozialistische Impetus der Arbeiter- 
basis noch zu stark gewesen sein, als daß die Partei insgesamt einen sozialreformeri- 
schen Kurs hätte einschlagen können, wie er in den unter sozialdemokratischer Ver- 
antwortung bzw. Beteiligung geführten Landesregierungen schon sehr früh praktiziert 
worden ist. Aufder Bundesebene, wo um die konzeptionellen Entscheidungen in der 
Außen-, Wirtschafts- und Sozialpolitik gerungen wurde, war zudem die Polarisierung 
zwischen Sozialdemokratie und Bürgerblock sehr viel intensiver als in den Ländern, 
in denen sogar die FDP und der BHE gelegentlich mit der Sozialdemokratie koalier- 
ten. 

So haben insgesamt wahrscheinlich sozialstrukturelle Differenzierungen sowie 
Gegensätzlichkeiten zwischen regionaler und bundespolitischer Parteipraxis einen er- 
heblichen Anteil an der widersprüchlichen Haltung der Gesamtpartei gegenüber dem 
Bürgerblock, eine Haltung, die als intransigente Opposition (Pirker) beschrieben wur- 
de, und auch als Schwanken zwischen Oppositions- und Kooperationspolitik bezeich- 
net werden Kann. 

Dem Konfrontationskurs des Bürgerblocks im Bund jedenfalls hatte die Sozial- 
demokratie zunächst kein einheitliches, überzeugendes und konsequent verfochtenes 
Alternativkonzept entgegenzusetzen, und ihre bedingungslose Bejahung der mediati- 
sierenden Rolle des Parlaments veranlaßte sie wohl vor allem, auch gegen ihren Willen 
zustandegekommene Entscheidungen mitzutragen, womit sie die Voraussetzungen 
dafür schuf, daß sich der bürgerliche Intraklassenkonsens zum Basiskonsens auswei- 
ten konnte. Dies vor allem deshalb, weil sich der demokratische Sozialismus der SPD, 
so wie sie ihn damals verstand, gar nicht grundsätzlich gegen die vom Bürgerblock 
(bei nur geringfügigen Korrekturen durch die SPD) geschaffenen Grundlagen der ge- 
sellschaftlichen Ordnung der Bundesrepublik richtete. So war die SPD beispielswei- 
se nicht grundsätzlich gegen eine Allianz mit den Vereinigten Staaten, sondern fürch- 
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tete nur, daß zu enge westliche Bindungen die Chancen für eine Wiedervereinigung 
mildern könnten; sie war auch nicht, um ein anderes Beispiel zu nennen, grundsätz- 
lich gegen die Marktwirtschaft, sondern wollte sie durch Elemente zentraler Planung 
und durch die Möglichkeit der Sozialisierung im Gesamtinteresse ergänzt wissen. Ihr 
Dritter Weg wies so im Prinzip nach Westen, und die ökonomisch-soziale Integration 
der Arbeiterklasse infolge der hohen Akkumulationsraten des Kapitals ließen die 
Energien für einen intransigenten Oppositionskurs gegen die Bürgerblockpolitik wohl 
zunehmend schwinden. Denn sichtbarer politischer Erfolg war diesem Kurs nicht be- 
schieden, und auch aus dem 30 %-Turm führte er die SPD wegen der Polarisierungs- 
strategie des Bürgerblocks nicht heraus. 

Die Grundsatzentscheidungen der Sozialdemokratie in den Jahren 1959/60, 
durch die der Basiskonsens in der Bundesrepublik vollendet wurde, waren so in letz- 
ter Konsequenz Resultate der Anpassung des (formal noch gültigen Heidelberger) Pro- 
gramms an die Parteipraxis, seine Befreiung von reformistischen Formulierungen, die 
weite Teile des Bürgertums und der katholischen Arbeiterbewegung von einer Wahl 
der SPD abzuhalten schienen oder zumindest doch Vorwand für antisozialdemokra- 
tische Polemik des Bürgerblocks boten. Die Anerkennung der Außen- und Wehrpoli- 
tik des CDU-Staats durch die Sozialdemokratie und die grundsätzliche Akzeptierung 
der sozialen Marktwirtschaft bei gleichzeitiger Ergänzung dieses wirtschaftspoliti- 
schen Konzepts durch globalplanerische Maßnahmen (wie sie beispielsweise im so- 
zialdemokratischen Hessen bereits praktiziert wurden) werden in der Regel als zen- 
trale Weichenstellung für eine Öffnung der SPD gegenüber bürgerlichen Schichten, für 
den Weg in die große und schließlich in die sozialliberale Koalition bezeichnet. Dies 
ist freilich allenfalls die halbe Wahrheit. Denn für den Zusammenbruch des Bürger- 
blocks waren in erster Linie Entwicklungen verantwortlich, an denen die Sozialde- 
mokratie keinen oder nur geringen Anteil hatte. 

Die ausgehenden 50er Jahre bildeten in vielerlei Hinsicht eine Zäsur in der 
westdeutschen Geschichte. Wie ökonomische Prozesse im Zusammenhang mit der 
Vollbeschäftigung, der technologischen, wissenschaftlichen und qualifikationsmäßi- 
gen Bedingungen intensiv erweiterter Reproduktion auf das Parteiensystem wirkten, 
darauf kann hier ebenso wenig eingegangen werden wie auf Fragen der Intensivierung 
der Arbeit und ihrer sozial- undlohnpolitischen Folgen. Dies alles aber stellte die Par- 
teien vor neue politische und legitimatorische Probleme, die durch soziale Umschich- 
tungen innerhalb der westdeutschen Gesellschaft, vor allem der deutlichen Zunahme 
der Beamten/Angestellten und der Reduzierung des Kleinbürgertums (Bauer, Hand- 
werker, Einzelhändler), noch verschärft wurden. Außenpolitisch deuteten sich Ent- 
spannungstendenzen an, die unter der Präsidentschaft Kennedys zum sukzessiven 
Abbau des „Kalten Kriegs“ führten, und die innere Bedeutung außenpolitischer 
Feindbilder für die Integrationsfähigkeit des Bürgerblocks zumindest relativierten. In 
diesem Zusammenhang gewann auch der programmatische Wandel der SPD eine Be- 
deutung, weil damit der politischen Polarisierung entgegengewirkt wurde. 

In derselben Periode zeigten sich Interessendifferenzierungen innerhalb der 
Unionsparteien, vor allem zwischen deren bürgerlicher Majorität und den Sozialaus- 
schüssen, die um eine Verbreiterung ihres Einflusses kämpften. Und auch zwischen 
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den beiden Bürgerblockparteien CDU/CSU und FDP entstanden Konflikte. Dabei 
ging es vor allem um die zunehmende Dominanz der Unionsparteien, die die Vertre- 
tung von FDP-spezifischen Belangen erschwerte, sowie um die beharrlichen Bemü- 
hungen der CDU/CSU, die internationalen Entspannungstendenzen zu unterlaufen, 
vermutlich um die Polarisierung in der westdeutschen Gesellschaft aufrecht zu erhal- 
ten. Sozialstruktureller Hintergrund dieser Erosion des Bürgerblocks war die Tatsa- 
che, daß sich innerhalb der Wählerbasis-.der FDP — 50 % ihrer Wähler waren 1953 
Selbständige bzw. Landwirte — in den 50er Jahren eine Verschiebung zugunsten der 
Beamten und Angestellten und zu Lasten des Besitzmittelstands anbahnte: 


Tabelle 7: 
Berufliche Zusammensetzung der Wählerschaft der FPD im Zeitverlauf (in Prozent) 


Von 100 Wählern der FDP 


waren im Jahre... 1953 1961 1965 1969 1972 
Arbeiter 16 18 15 10 21 
Beamte und Angestellte 34 40 46 60 66 
Selbständige 35 30 33 25 1l 
Landwirte 15 12 6 5 2 
FDP-Wähler insgesamt 100 100 100 100 100 


Quelle: Institut für politische Planung und Kybernetik GmbH. 


Dabei wandten sich die Selbständigen und Landwirte der CDU/CSU zu, (vgl. Tabel- 
le 8, S. 34), so daß sich längerfristig zwischen beiden Parteien eine sozialstrukturelle 
Polarisierung um die Angestellten/Beamten (FDP) bzw. die Selbständigen/Landwir- 
te (CDU/CSU) herausbildete, deren Grenzen natürlich fließend waren. Wählten 1953 - 
1961 auch die Hälfte der Angestellten und Beamten die Unionsparteien, so waren 
diese doch weitaus deutlicher als die FDP durch eine besitzbürgerliche Komponente 
geprägt. 

Das Zusammentreffen von nachlassender Wirkung der externen Integrations- 
faktoren und innerer Differenzierungen über alternative Problemlösungsstrategien lei- 
tete einen Prozeß der Erosion des Bürgerblocks ein, der sich auch als sukzessive An- 
näherung zwischen FDP und SPD hauptsächlich in außen-, insbesondere in ostpoliti- 
schen, Fragen ausdrückte. Die Abschwächung der politischen Polarisierung respekti- 
ve die Vollendung des Basiskonsens in der Bundesrepublik war also nur eine Ursache 
für den seit 1961 einsetzenden Prozeß des Einbruchs der SPD in bürgeliche Wähler- 
schichten. Dieser Einbruch gelang ihr zugleich in dem Maße, wie die Bürgerblock- 
parteien mit den wirtschaftlichen und sozialen Problemen schlechter fertig wurden 
und so ihre Integrationskraft auf die ursprüngliche Bürgerblock-Basis von innen her 
nachließ. 

Bei der Bundestagswahl 1961 fanden die eben skizzierten Entwicklungen, die 
durch die Diskussion der Nachfolge Adenauers noch vorangetrieben wurden, deutli- 
chen Niederschlag: Die Unionsparteien verloren per Saldo gegenüber 1957 fast 5 Pro- 
zentpunkte (und damit die absolute Mehrheit), wobei die Abwanderung noch stärker 
sein dürfte: Die CDU/CSU profitierte nämlich gleichzeitig von dem endgültigen Nie- 
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Tab. 8: Beruf, Konfession und Wahlentscheidung bei den Bundestagswahlen seit 1953 


Wahlentscheidung Insgesamt Katholiken Protestanten 
1953 1961 1965 1969 1972 1953 1961 1965 1969 1972 1953 1961 1965 199 1972 
HR MN RR % KH HH UC’% Ve en 
‚Arbeiter 
SPD 48 56 54 58 66 36 41 40 50 55 60 69 66 69 77 
CDU/CSU 35 36 42 39 27 47 50 58 49 39 22 25 30 27 15 
F.D.P. 4 5 2 1 6 2 4 2 - 5 6 5 3 2 7 
Andere 14 3 1 2 1 15 5 0 1 0 12 1 1 2 1 
N 376 5022 412 248 839 195 233 186 135 404 181 269 226 113 435 
Beamte und Angestellte 
SPD 27 30 34 46 50 22 21 21 38 42 31 36 44 52 56 
CDU/CSU 49 50 54 45 33 61 64 71 56 45 40 4 42 36 23 
F.D.P. 14 18 10 7 17 8 12 7 1 12 19 21 11 11 20 
Andere 10 2 2 3 0 9 3 1 5 0 10 2 3 1 0 
N 221 288 326 177 982 97 108 135 79 439 124 180 191 98 543 
Selbständige 
SPD >, 14 18 17 23 7 7 13 10 22 15 21 23 25 25 
CDU/CSU 53 62 58 75 62 66 74 72 87 64 39 47 46 62 59 
F.D.P. 20 23 19 8 13 14 17 9 3 12 26 30 28 12 15 
Andere 16 1 4 - 1 13 1 6 - 2 20 1 3 - 1 
N 165 162 115 63 201 85 86 54 31 93 80 76 61 32 108 


Tab.8: Beruf, Konfession und Wahlentscheidung bei den Bundestagswahlen seit 1953 (Fortsetzung) 


Wahlentscheidung Insgesamt Katholiken Protestanten 
1953 1961 1965 1969 1972 1953 1961 1965 1969 1972 1953 1961 1965 1969 1972 
Ve en a RN MH Ve en en 
Landwirte 
SPD 4 8 - 16 10 - 7 - 27 9 8 11 - 7 10 
CDU/CSU 58 77 92 72 82 68 90 97 73 88 48 54 85 71 77 
F.D.P. 12 13 8 4 8 4 3 3 - 3 20 30 15 7 13 
Andere 26 2 - 8 u 28 - - - - 24 4 - 14 - 
N 118 117 50 25 62 57 73 30 11 32 61 44 20 14 30 
Insgesamt 
SPD 30 36 39 46 52 22 25 26 38 43 37 46 49 55 60 
CDU/CSU 45 50 52 48 36 58 65 68 59 48 33 37 40 36 26 
F.D.P. 10 11 7 4 11 5 7 4 1 8 15 14 9 7 13 
Andere 15 2 2 2 1 15 3 1 2 0 15 2 2 2 1 
N 1063 1362 1071 646 2625 510 640 484 321 1210 553 722 587 325 1415 
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Quelle: Übernommen von Franz Urban Pappi, Parteiensystem und Sozialstruktur in der Bundesrupublik, in: PVS, 14. Jg., 1973, Heft 2, 


dergang der kleinen Bürgerblockparteien BHE und DP. (Beide kandidierten 1961 als 
Gesamtdeutsche Partei und verloren 5,2 Prozentpunkte gegenüber 1957). SPD und 
FDP gewannen 4,4 bzw. 5,1 Prozentpunkte gegenüber der vorhergegangenen Wahl, 
wobei die FDP hauptsächlich Angestellte/Beamte von der Union gewonnen haben 
dürfte, während zur Sozialdemokratie in erster Linie Arbeiter, dann aber auch Beam- 
te/Angestellte, Selbständige und Landwirte gestoßen sein dürften, die sich von den 
Bürgerblockparteien abgewandt hatten. (Sieke Tabelle 8, S. 34). 

Mit der Bundestagswahl 1961 löste sich also — im Hinblick auf die sozialstruk- 
turellen Veränderungen in der Wählerschaft der Bundestags-Parteien — sowohl der 
Blockgegensatz als auch die sozialstrukturelle Polarisierung zwischen Bürgerblock 
und Sozialdemokratie auf. Mehr noch: Die langwierigen Verhandlungen um eine 
neue Bundesregierung, Adenauers Pressionsversuche gegenüber der FDP mit der An- 
drohung einer großen Koalition (was den Blockgegensatz zusätzlich entschärfte und 
der SPD die Bescheinigung der „Regierungsfähigkeit“ durch die Union einbrachte), 
die Regierungsumbildung infolge der „Spiegel-Krise“ und schließlich der Rücktritt 
Adenauers zugunsten Erhards ließen das Image des CDU-Staats als stabiler, integra- 
tionsfähiger und autoriätsbewußter Kanzlerdemokratie deutlich verblassen, zumal 
es nunmehr neben einer anerkannten Integrationsfigur auch an einer Integrations- 
ideologie (das Konzept der „Formierten Gesellschaft“ stellte keinesfalls eine derar- 
tige Ideologie, sondern allenfalls einen hilflosen Appell dar) fehlte, die die kleinbür- 
gerlichen Schichten dauerhaft an den Bürgerblock hätte binden und die Dominanz 
der CDU/CSU hätte aufrechterhalten können. 

Zudem wurde die wachsende Attraktivität der Sozialdemokratie bei nicht-pro- 
letarischen Wählerschichten und die politische Annäherung zwischen SPD und FDP 
durch die Ratlosigkeit der Union gegenüber wirtschafts- und sozialpolitischen Erfor- 
dernissen befördert. Ihre Wirtschaftspolitik mochte ein brauchbares Konzept für die 
„ursprüngliche Akkumulation“ des Kapitals unter den postfaschistischen Bedingun- 
gen im Nachkriegsdeutschland gewesen sein. Mit der Ablehnung globalsteuernder 
Maßnahmen erwies sie sich gegenüber den ökonomisch-sozialen Probiemen der begin- 
nenden 60er Jahre weitgehend hilflos und damit zunehmend als dysfunktional auch 
für das Kapital. Die Wirtschaftskrise 1966/67 versetzte dem morschen CDU-Staat 
den entscheidenden Stoß. In der Großen Koalition war die CDU/CSU kaum mehr als 
ein Mitläufer der Sozialdemokratie, die sowohl die Krisenlösungsstregien bereitstell- 
te, als auch für die Integration der Arbeiter und der Gewerkschaften sorgte. In der 
Großen Koalition hatte sich die SPD mithin als die Partei erwiesen, die am ehesten 
in der Lage war, die politischen Voraussetzungen kapitalistischer Verwertung zu er- 
halten. Diese Fähigkeit zum Krisenmanagement brachte ihr bei den Bundestagswah- 
len 1969 Gewinne: bei Beamten und Angestellten — aber auch bei den Ärbeitern. 

Obwohl so deutlich in die Defensive gedrängt, war die CDU/CSU zunächst 
nicht in der Lage, geschlossen ein alternatives Konzept zur Rekonsolidierung ihrer 
abbröckeinden Basis zu entwickeln. Organisatorisch stelite sie in erster Linie immer 
noch einen regional differenzierten Kanzlerwahlverein ohne massenmobilisierenden 
Unterbau dar. Die partielle Faschisierung des Bürgertums infolge der Krise 1966/67, 
die auch im Aufstieg der NPD sichtbar wurde, war eine wichtige Konsequenz des 
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Auseinanderfallens des Bürgerblocks und der politischen Lähmung der CDU/CSU. 

Die Bildung der sozial-liberalen Koalititon, vor allem aber der exzeptionelle 
Wahlerfolg der SPD bei den vorzeitig angesetzten Bundestagswahlen 1972, zogen ei- 
ne Gegenstrategie der Unionsparteien nach sich, die 1976 erste Früchte zeitigte. 


(Teil II folgt in Prokla 26) 
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Hartwig Berger 
In Verteidigung des „pueblo“ — 
Historische Sozialbewegung und heutige Arbeitsemigration in Südspanien 


II. 


In. 


Fortschrittsidee und Landgemeinde in der Theorie der Arbeiterbewegung 
Vorbemerkungen zu den Teilen II. und II. 


Das Gesellschaftsbild der andalusischen Agraranarchisten 

1. Produktionsverhältnisse und Klassenbewegung 

2. Landarbeiterpresse als proletarische Öffentlichkeit 

3. Die Ideen des Agraranarchismus 

4. Verteidigung der ländlichen Klassenkultur 

5. Internationalismus und Persönlichkeitsbegriff der Landarbeiter 


„Gastarbeiter‘‘ zwischen Landgemeinde und Großstadtleben 
Die Emigrationsbewegung vom Land 

Landarbeit und Fabrik 

Bindungen an das Dorfleben 

Identitätskrisen und soziale Entfremdung in Westeuropa 
Großstadtkritik und dörfliche Gemeinschaft 
Klassensolidarität und Klassenbewußtsein auf dem Land 


NR 


Fortschrittsidee und Rückgriff auf ländliche Verkehrsformen 
in der Theorie der Arbeiterbewegung 


Soziale Bewegungen im vorindustriellen Milieu denken sich die befreite Gesellschaft 
meist als Wiederherstellung alter Zustände, die durch die Eingriffe der herrschenden 
Klasse in das soziale Leben zerstört oder depraviert worden sind. Im Gegensatz zu 
dieser rückwärtsgewandten Utopie hat die aufgeklärte Intelligenz der bürgerlichen Ge- 
sellschaft einen Begriff sozialen Wandels formuliert, der sich an der Idee gesellschaft- 
lichen Wandels orientiert und die Unzulänglichkeiten der Gegenwart durch konse- 
quente Beseitigung der alten Lebensformen des „unwissenden Volks“ überwinden 
will. Nur wenn die Volksklassen (1) aus der überkommenen Welt des Lasters, der Ig- 


Mit „Volksklasse“ oder „Volksklassen“ meine ich im folgenden immer alle Schichten der 
arbeitenden Bevölkerung, soweit sie unter ähnlichen Bedingungen und einer gleichartigen 
Klassenkultur leben. Für die näher betrachtete Region Andalusiens sind das etwa Landar- 
beiter, Bau- und (heute) Industrie-Arbeiter, Kleinpächter und Kleinbauern, Handwerker, 
kleine Händler und Gastwirte. Die Zusammengehörigkeit dieser Schichten wird noch da- 
durch unterstrichen, daß viele mehrere der genannten Tätigkeitszweige in einem Arbeits- 
leben, Jahr oder sogar gleichzeitig ausüben. „Volksklassen“ bestimmen noch heute die so- 
ziale Struktur der wenigindustrialisierten Landgebiete und Städte Südeuropas. Diese Schich- 
ten als „‚Proletariat“ zu bezeichnen, ist ebenso irreführend, wie eine Zurechnung der klei- 
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noranz, der zeitlosen Muße, der Verkettung des Individuums in sozialen Kollektiven 
hinausgeführt werden, kann man aufeine entscheidende Verbesserung der Verhältnis- 
se hoffen. Die befreite Gesellschaft gründet auf Emanzipation — sie löst die Abhän- 
gigkeit der Volksklassen an ihre naturwüchsigen Traditionen sozialen und kulturellen 
Lebens, ihre als „Aberglauben“ stigmatisierten Muster geistiger Auseinandersetzung 
mit der Umwelt, um sie frei und fähig zu machen, ihre sozialen Beziehungen bewußt 
zu gestalten und ihr Denken über Strukturen und Bewegkräfte der Welt rational zu 
gliedern. Dem aufgeklärten Begriff gesellschaftlichen Wandels ist die Verbreitung 
rückwärtsgewandter Utopien in Volksbewegungen ein Zeichen ihrer Unreife und ih- 
res im Kern reaktionären Charakters. 

Die Arbeiterbewegung im frühindustriellen Westeuropa stützte sich, wie die vor- 
industriellen Umsturzbewegungen, auf ein Bild sozialer Revolution, das Gleichheit, 
Brüderlichkeit und Gerechtigkeit im alten Leben der Volksklassen wiederherzustellen 
suchte. Ihre Kapitalismuskritik bildet sie zum Teil durch Idealisierung einer erlebten 
Vergangenheit. Gegen die neue Wirtschaftsweise, die den Arbeitsprozeß durch abstrak- 
te Zeitrhythmen, rigide Befehlshierarchien und den Abbau kommunikativer Bezie- 
hungen während der Arbeit disziplinierte, die den Lebenstil der Muße, der intensiven 
Nachbarschaftlichkeit, der Vereinigung in ungehemmt verlebten Gemeinschaftsfesten 
zu zerstören suchte, machten die Industriearbeiter, Handwerker und Landproletarier 
im frühkapitalistischen England noch lebensgeschichtliche Erfahrungen kommunal- 
egalitären Zusammenlebens seltend. Die befreite Gesellschaft sollte wesentliche Er- 
rungenschaften der neuen Produktionsweise übernehmen — wie die maschinelle Tech- 
nologie, die Verallgemeinerung der Schriftkultur und des überlokalen Kommunika- 
tionsnetzes — insofern war die Utopie der frühen Arbeiterbewegung progressiv. Gleich- 
zeitig sollte sie Merkmale traditioneller Lebensformen wie die überfamiliäre Solidari- 
tät, Gleichheit und Nachbarschaftlichkeit wiederherstellen — insofern war die Uto- 
pie rückwärtsgewandt. Dieser Rückgriff hatte seine materielle Grundlage in der Tat- 
sache, daß große Teile des Industrieproletariats noch in Gemeinwesen mit sozialen 
Verkehrsregeln und kulturellen Wertmustern aufgewachsen waren, die sich von der 
Lebenskultur der aufstrebenden bürgerlichen wie der unzeitgemäßen feudalen Klasse 
deutlich unterschieden. Die lebensgeschichtliche Bindung der frühindustriellen Ar- 
beiter an eine vergleichsweise autonome Volkskultur, bestimmte entscheidend ihre 
Vorstellungen und Hoffnungen zu einer befreiten Gesellschaft (1 a). 


nen Bauern und Händler zum „Kleinbürgertum“. Bezeichnenderweise ist in diesen Län- 
dern noch der Ausdruck ‚‚Volk“ als Klassen- und Kampfbegriff geläufig: ‚‚el pueblo‘“, „o 
povo“, „ipopolo“. 
Daneben meint „pueblo“ auch Landgemeinde, die im Mittelmeerraum durchaus Größe 
und Einwohnerzahl einer Stadt hat. In ihr bildet sich eine gemeinsame Lebensweise und 
„Kultur“ der Volksklasse aus, die in der Regel vom Leben der reichen Klasse deutlich ge- 
trennt ist. Auf die Verbindung von Klasse, Landgemeinde und Lebensweise spielt der Titel 
des Aufsatzes an. 

1a Vgl. dazu W.P. Thompson, The Making of the English Working Class, London 1963, v.a. 
Kap. 12 ‚„‚Community“; Sowie, daran anknüpfend, M. Vester, die Entstehung des Proleta- 
riats als Lernprozeß. e 
Das Ziel der frühen englischen Arbeiterbewegung, die kapitalistische Produktionsweise 
schon in ihren Anfängen zu zerstören und rückgreifend auf alte Lebensformen der Volks- 
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Die marxistische Theorie sozialer Revolutionen verbindet den Antikapitalismus 
der frühen Arbeiterbewegung mit dem Fortschrittsbegriff der bürgerlichen Aufklä- 
rung. Rückwärtsgewandte Utopien gelten ihr als irreale Verheißungen, hinter denen 
sich im Kern reaktionäre Handlungsziele verstecken. Die Befreiung von Ausbeutung 
und Herrschaft schließt eine Wiederbelebung der plebejischen Lebensformen aus, die 
der Kapitalismus schrittweise eingeschränkt oder zerstört hat. Die historische De- 
struktivität des Kapitals hat insofern auch eine „zivilisierende Wirkung“, als sie Pro- 
duktionsweise und soziale Verkehrsformen einer befreiten Zukunftsgesellschaft vor- 
bereitet. Sie ermöglicht eine qualitativ neue Vergesellschaftung der Arbeit und be- 
gründet durch die weltweite Verflechtung von Produktion und Verteilung eine Uni- 
versalisierung der menschlichen Beziehungen: sie sprengt die Fesseln lokal begrenzter 
Kommunalität und ihrer vorrationalen kulturellen Traditionen, sie erweitert den 
menschlichen Bedürfnishorizont und schafft durch die Entfaltung der Produktivkräfte . 
die Möglichkeiten, die neuen Bedürfnisse zu befriedigen. 

Gegen die rückwärtsgewandten Sozialutopien der vor- wie frühindustriellen 
Umsturzbewegungen setzt darum der Marxismus die Idee, daß die kapitalistische 
Produktionsweise selber die realen Voraussetzungen zur endgültigen Beseitigung von 
Ausbeutung und Herrschaft in der menschlichen Welt schafft. Sie bildet und organi- 
siert nicht nur das Subjekt des Umsturzes, die Arbeiterklasse, sie leitet auch die Um- 
wälzung der Arbeits- und Sozialverhältnisse ein, die mit einer erfolgreichen Sozialre- 
volution fortgeführt werden. Unverzerrte Vorstellungen über das Leben in der beftei- 
ten Gesellschaft können sich darum nur aus der Analyse der gegenwärtig dominie- 
rendensozio-ökonomischen Strukturen bilden ‚eine Idealisierung historisch überholter 
und teilweise zerstörter Lebensformen ist demgegenüber im schlechten Sinn utopisch 
und ideologieverdächtig. 

Marx hat den Utopismus in der Arbeiterbewegung vor allem als intellektuelles 
Gebilde kritisiert und — z. B. in seinen Schriften gegen Proudhon — mit zum Teil 
überzeugenden Argumenten zurückgewiesen. Auf die massenwirksame Zielsetzung 
des Utopismus, nämlich die Idee der Wiederherstellung sozialer Lebensformen der 
Volksklassen, ist er nicht näher eingegangen. Diese Idee. ist aber durchaus unabhängig 
von den Gesellschaftstheorien Fouriers, Owens und Proudhons. 

Später wurde eine Kritik der utopischen Frühsozialisten mehr zur geistesge- 
schichtlichen Pflichtübung — dafür trat die Auseinandersetzung der Marxisten mit 
Bewegungen in den Vordergrund, die vorkapitalistische Lebensformen zu erhalten 
suchten. 


klassen eine befreite und gerechte Gesellschaft zu schaffen, war ein Grund für die Verbrei- 
tung der verschiedenen Formen des „utopischen Sozialismus“. Erst nachdem dieses Ziel 
vorläufig gescheitert war, konnte die marxistische Gesellschaftstheorie (bzw. in England 
der Trade-Unionismus) Fuß fassen, da sie wenigstens für Westeuropa davon ausging, daß 
der Kapitalismus notwendiges Durchgangsstadium für eine erfolgreiche proletarische 
Emanzipationsbewegung ist. Vgl. auch Korschs Andeutungen zu den „zwei Phasen der 
Arbeiterbewegung“ („Karl Marx“, Frankfurt 1971, S. 181). Die sozialhistorische Unter- 
suchung Thompsons läßt den Schluß zu, daß eine materielle Grundlage der ‚„utopistischen“ 
Phase die lebensgeschichtliche Herkunft und Bindung des frühen Industrieproletariats an 
eine vorkapitalistische Volkskultur war. 
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So lehnte Ende des 19. Jahrhunderts die russische Sozialdemokratie auch gegen 
Marx’ Votum den Plan der „Volkstümler‘ ab, ein sozialistisches Rußland auf die Le- 
bens- und Produktionsformen der alten Dorfgemeinde zu stützen (2). Unmittelbar 
nach derOktoberrevolution haben die Bolschewikivereinzelte kollektivwirtschaftliche 
Bewegungen der Bauern nicht unterstützt (3), gegen die ukrainische Machnowiki sind 
sie militärisch vorgegangen (4). Als während der Industrialisierung die bäuerlich sozia- 
lisierten neuen Arbeiter mit Ansprüchen, Disziplinierungen und Entfremdungen der 
Fabriktätigkeit nicht zurechtkamen, hat die Partei hieraus erklärbare Verhaltensten- 
denzen und Widerstände mitSanktionenwie Lohnkürzungen, Sonderarbeit, Streichung 
sozialer Rechte, Entlassung, auch Deportationen in Arbeitslager beantwortet (5). Be- 
reits ab 1918 nimmt Lenin das Konzept einer proletarischen Rätedemokratie mit dem 
ausdrücklichen Hinweis zurück, dievom Lande stammenden, mit bäuerlichen ‚‚Waren- 
produzenten“ verwandtschaftlich verbundenen Arbeiter seien unsichere Kantonisten, 
behaftet mit „‚kleinbürgerlichen Relikten“ (6). 

In der Einschätzung von Bauerngesellschaften stimmen die Trotzkisten mit der 
KPdSU weitgehendüberein. Trotzki sah in der bäuerlichen Bewegung nur eine „Mor- 
genröte der bürgerlichen Entwicklung“, immerhin hat er ihre revolutionäre Kraft an- 
erkannt (7). Seine Nachfolger sind da eindeutig festgelegt: Die industrielle Arbeiter- 
schaft sei ‚die einzige Kraft zur Verwirklichung des Sozialismus‘ — schreibt „Inter- 
national Socialism‘‘ — die armen Bauern und „‚lumpenproletarischen“ Landarbeiter 
keine zuverlässigen Bündnispartner. Ihre Ideale sind im Grunde fortschrittsfeindlich 
und antirevolutionär, ihre familiären und lokalen Bindungen machen sie unfähig zur 
Selbstorganisation (8), ihre „ureigensten Lebensbedingungen“ verhindern, daß sie 
„die Gesellschaft als Ganzes erkennen“, oder das auch nur versuchen. Erstes Ziel 
einer Revolution müsse daher auf dem Land die Zerschlagung der Bauernschaft als 
Klasse und Lebensform sein, indem man die Bauern in große Kollektivfarmen zu- 
sammenfaßt und die überschüssigen Arbeitskräfte in die städtische Industrie ablei- 
tet (9). 

Weil marxistische Organisationen aus einem evolutionistischen Geschichtsbe- 


2 F. Kramer, Über den Sozialismus in China und Rußland. . ., Rotes Forum (Heidelberg) 3, 
1970; ders., Kollektivwirtschaftliche Ursprünge des Sozialismus in Rußland und China, in 
Meschkat/Negt, Gesellschaftsstrukturen, Frankfurt 1972 

3 F. Kramer, 3.2.0. 

4 P. Arschinow, Anarchisten im Freiheitskampf — Geschichte der Machnobewegung, neu 
aufgelegt Zürich 1971. Zur bäuerlichen Selbstorganisation speziell, S. 115 ff.; sowie die 
Auszüge aus Machnos kaum zugänglichen Memoiren inHobsbawn, Sozialrebellen, S. 234 ff. 

5 S. Schwarz, Arbeiterklasse und Arbeiterpolitik in der Sowjetunion, 1953, Kap. 1 
I, Deutscher, die sowjetischen Geweikschaften, Frankfurt (eva). 

6 z. B. in: „Die nächsten Aufgaben der Sowjetmacht“; „über linke Kinderei und Kleinbür- 
gerei‘‘; „Linksradikalismus — eine Kinderkrankheit des Kommunismus“. 

7 Trotzki, Geschichte der russischen Revolution, Berlin 1967, S. 44 ff., 306 ff., 516 ff. Die 
zitierte Wendung S. 59. 

8 Mit demselben Argument wird auch häufig eine angebliche Passivität von Gastarbeitern 
ländlicher Herkunft im Klassenkampf erklärt. Z. B. Arbeitersache, Was wir brauchen, 
müssen wir uns nehmen, trikont, München 1972. 

9 N. Harris, Die Rolle der Bauern in der Revolution, International Socialism 41, 1969/70 
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griff heraus einen historischen Auftrag der Bourgeoisie zusprachen, haben sie bäuer- 
liche Bewegungen, die sich auf vorkapitalistische Traditionen stützten, oft mißverstan- 
den, alleingelassen und manchmal auch bekämpft. Das zeichnete sich bereits in der 
Stellung der II. Internationale zur Kolonialfrage ab und setzte sich mit der Politik 
der Komintern gegenüber Befreiungsbewegungen in kolonialisierten Gebietenfort( 10). 
Im europäischen Raum ist das politische Konzept der damals stalinistischen KP im 
spanischen Bürgerkrieg das bekannteste Beispiel, speziell ihr Vorgehen gegen Koliek- 
tivierungen auf dem Land und den Anarchosyndikalismus des städtischen Proleta- 
riats (11). 

Diese theoretischen und strategischen Positionen berufen sich auf Gesellschafts- 
analysen von Marx und Engels, obwohl gerade Marx’ Stellung zu emanzipatorischen 
Möglichkeiten in Bauerngesellschaften und ländlichen Sozialbewegungen keineswegs 
eindeutig ist (12). Dennoch orientiert sich auch Marx unverkennbar am Fortschritts- 
begriff der Aufklärung und neigt, wenngleich nicht widerspruchsftei, dazu, Möglich- 
keiten und Emanzipationsaussichten von Sozialbewegungen im ländlichen Milieu zu 
bezweifeln. In dieser Einschätzung stützt er sich vor allem auf vier Überlegungen, die 
in der Stellung marxistischer Organisationen zu Bauerngesellschaften und bäuerlichen 
Sozialbewegungen wichtige theoretische Rechtfertigungen darstellen. Es handeit sich 
um: 

1) Die Annahme einer soziozentrischen Abgeschlossenheit bäuerlicher Gemein- 
wesen 

2) Die Annahme, daß die Lebensweise in diesen Gemeinwesen die Bildung mensch- 
licher Individualität behindert 

3) Die Annahme, daß das historisch-soziale Bedürfnisniveau in vorindustriellen 

Landkommunen auf dem „Pegel“ elementarer Subsistenzsicherung stagniert, 

also jede innere Tendenz zur Entfaltung des materiellen gesellschaftlichen 

Reichtums fehlt 
4) Die Annahme, daß eine bedeutende Steigerung des technischen Produktionsni- 

veaus ausgeschlossen ist; denn das vor- und antirationale Denken in diesen Ge- 

sellschaften steht der vollen Herausbildung technisch-instrumenteller Umweit- 
beziehungen, wie einer aufgeklärten Selbstverständigung über soziale Prozesse 
und Strukturen im Weg. 
Die folgende Darstellung beschränkt sich auf die Annahmen 1) und 2), da sie direkt 
auf die hier interessierende Frage bezogen sind: Ob der Rückgriff auf ländlich-kom- 
munale Verkehrsformen dem Emanzipationsanspruch von Sozialbewegungen Gren- 
zen setizi. 

1) Die sozialen Beziehungen in bäuerlich-vorkapitalistischen Gemeinwesen be- 
stimmen sich aus der Gemeinsamkeit der Abstammung und sekundär der gemeinsa- 
men Ortszugehörigkeit. Diese Tatsache begründet zwar eine ausgebildete Kollektivi- 


10 vgl. R. Schlesinger, Die Kolonialfrage in der Kommunistischen Internationale, Frankfurt 
1970 

1i z. B. Broue/Temime, Revolution und Krieg in Spanien, Frankfurt 1968 

12 Besonders in den Briefen an Vera Sassulitsch und die „Otetschestwennye Sapiski“, wo 
Marx die Volkstümler gegen die russischen „Marxisten“ unterstützt. 
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tät im Bewußtsein und Handeln der Bauern — insofern entspricht sie der Leitidee 
einer vergesellschafteten Lebensweise —, doch bedingt sie gleichzeitig einen extremen 
Soziozentrismus, Da produktive und soziale Aktivitäten aufdie Ortsgruppe beschränkt 
bleiben, ist die Idee des menschlichen Gattungssubjekts nur schwach oder gar nicht 
entwickelt: die soziale Solidarität reicht nicht über die Grenzen der Ortsgesellschaft 
oder des Stammes hinaus; die Beziehungen zu Außengesellschaften stehen unter den 
Alternativen „Krieg“, „Kooperationslosigkeit“ oder „Warentausch“. Damit wird die 
Bildung von Klassengesellschaften entweder durch interethnische Überlagerung, 
durch Zuweisung an sich gemeinschaftlicher Aufgaben der abgeschlossenen Gemein- 
wesen an eine äußere Instanz, oder durch innergesellschaftliche Auswirkungen äuße- 
ren Warenverkehrs historisch unvermeidlich. Der erste Fall liegt etwa vor, wenn ein 
fremder Stamm isolierte Gemeinwesen erobert und ihre Bewohner versklavt; den 
zweiten Fall erörtert Marx in Untersuchungen zur „asiatischen Produktionsweise“, 
wenn etwa die Regulierung des Wasserhaushalts von einer Zentralbürokratie über- 
nommen wird; der dritte Fall spielt auf das Problem an, daß sich friedliche Beziehun- 
gen zwischen abgeschlossenen Gemeinwesen über das „entsolidarisierte‘“ Verhältnis 
des Warentausches herstellen, dieser aber in der Ortsgesellschaft Tendenzen zu pri- 
vaten Besitzformen und sozialer Ungleichheit befördern kann — etwa indem sich 
eine für die Abwicklung des Handels zuständige Klasse bildet, die ihre Monopolstel- 
lung schrittweise zur Ausbeutung der produzierenden Ortsbewohner nutzen kann. 

2) In vorindustriellen Bauerngesellschaften kann sich menschliche Individuali- 
tät nur unzulänglich herausbilden. Die Menschen sind durch die Bande der Blutsver- 
wandtschaft, ‚die Nabelschnur des natürlichen Gattungszusammenhangs“ (MEW 23, 
102) verbunden; im Extremfall hängen sie, wie Marx für das indische Gemeinwesen 
formuliert, ‚wie die Bienen in einem Bienenstock“ (MEW 23, 354) zusammen und 
verbleiben in ihrer kollektiven Denkweise so gleichartig und unterschiedslos wie ein 
„Ferden“- oder ‚Hammelbewußtsein“., 

Marx scheint in diesem Urteil von folgender Überlegung geleitet: Die Lebens- 
weise in bäuerlichen Gesellschaften ist, vor allem soweit keine kKlassenmäßige Diffe- 
renzierung stattfindet und die Menschen gleiche oder sehr ähnliche Arbeitstätigkei- 
ten verrichten, durch starke Homogenität gekennzeichnet. In den sozialen Handlungs- 
regeln und Bewußtseinsformen der Ortsmitglieder treten wenig Unterschiede auf — 
zumindest nicht in derselben Geschlechts- oder Altersgruppe. Hinzu Kommt die Dich- 
te des täglichen Zusammenlebens in der gemeinsamen und kaum arbeitsteiligen Pro- 
duktion wie im dörflichen Sozialverkehr — sie ermöglicht strenge soziale Selbstkon- 
trolle des Ortskollektivs und wirksame Sanktionen gegen Normbrüche und Verhal- 
tensabweichungen. Marx spricht in diesem Zusammenhang gern von den „Fesseln 
der Gruppe“. Selbst in den Briefentwürfen an Vera Sassulitsch nimmt er eine — wenn- 
gleich widersprüchlich: emanzipatorische Funktion der Ackerbaugemeinde an, in der 
private Bewirtschaftung und getrennte Familienhaushalte „eine Entwicklung der Per- 
sönlichkeit gestatten, die mit den Bedingungen der Urgemeinschaft unvereinbar war“ 
(MEW 19, 388). 

Sein Konzept „individueller Persönlichkeit“ orientiert Marx ziemlich eindeu- 
tig am philosophischen Subjektbegriff Hegels und knüpft in diesem Punkt an die gei- 
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stige Tradition der bürgerlichen Aufklärung an: Individualität bildet sich nur dann 
heraus, wenn die Regeln gesellschaftlicher Produktion und Sozialverkehrs es zulas- 
sen, daß im Prinzip jede der miteinander verkehrenden Personen eine besondere so- 
ziale Position mit verschiedenen sozialen Merkmalen einnehmen kann. Sie stellt sich 
her, wenn in einer Gesellschaft die materiellen Bedingungen dafür gegeben sind, daß 
sich die Subjekte wechselseitig in ihrer Einzigartigkeit sehen und anerkennen. Da in 
bäuerlichen Produktionskommunen diese Bedingungen nur begrenzt erfüllt sind, ist 
hier die „individuelle Persönlichkeit“ nur ‚„unentwickelt“ vorhanden. Im Lichte die- 
ser Überlegung neigt Marx dazu, Warenverkehr und privaten Besitzformen eine be- 
grenzt emanzipatorische Funktion zuzusprechen, insofern sie — wenngleich unter 
Entsolidarisierung der Sozialbeziehungen — die Herausbildung freier und unabhängi- 
ger Subjekte gestatten. Die real gesellschaftlichen Arbeits- und Lebensformen der 
kapitalistischen Industrie schaffen dann die Voraussetzungen dafür, daß unter der 
proletarisierten Arbeiterschaft neue Formen kollektiven und solidarischen Handeins 
entstehen können. Sie lassen — im Unterschied zur homogenen Kollektivbildung in 
Bauerngesellschaften — eine wechselseitige Anerkennung besonderer Individualität 
zu, bedingt etwa durch die arbeitsteilige Tätigkeit in einem gleichwohl direkt verge- 
sellschaftbaren Produktionszusammenhang. 


Daß Industriearbeiter ihre Bindungen an kommunale Verkehrsformen ihrerländlichen 
Herkunft lösen, ist nach Auffassung vieler Marxisten ein wichtiger Schritt für die Bil- 
dung einer Klassenbewegung mit sozialistischer Perspektive. Man kann diese Auffas- 
sung angreifen, indem man die zugrundeliegende Einschätzung der begrenzten Eman- 
zipationsmöglichkeiten innerhalb von Landgemeinden kritisiert. Am Beispiel der Ka- 
pitalismuskritik und Sozialutopie einer ländlichen Sozialbewegung soll das gleich ver- 
sucht werden. Man kann aber auch die beiden Bestandteile der Auffassung auf ihre 
Vereinbarkeit prüfen, also die Frage aufwerfen, ob eine negative Einschätzung länd- 
lich-kommunaler Verkehrsformen nicht möglicherweise der Idee widerspricht, daß 
eine einheitliche proletarische Klassenbewegung gegen die kapitalistische Produk- 
tionsweise herstellbar sein muß. Daß in der Auffassung, die Bildung einer Klassenbe- 
wegung erfordere die Ablösung der Industriearbeiter von ländlich-kommunalen Bin- 
dungen, Ungereimtheiten stecken, soll jetzt allgemein aufgezeigt werden. Das soll 
gleichzeitig dazu dienen, die spätere Darstellung einer Emigrationsbewegung vom Lan- 
de in das Problem der gesellschaftspolitischen Relevanz oder Fragwürdigkeit „utopi- 
scher Rückgriffe‘ besser einzuordnen. 

1) Die Ausbreitung der kapitalistischen Produktion erzwingt eine Erweiterung 
kooperativer Arbeitsformen in den Produktionseinheiten und ihre weltweite Verflech- 
tung über Großkonzerne und den Weltmarkt. Gleichzeitig vergrößert die Verstädte- 
rung das Netz möglicher sozialer Beziehungen außerhalb der Produktion: die Ver- 
dichtung der Kommunikationswege, wie die Ausbreitung der Massenmedien, verbin- 
det die Menschen über ihre lokalen Siedlungen hinweg. Daß, wie viele Marxisten an- 
nehmen, die Universalisierung gesellschaftlicher Beziehungen im Kapitalismus die 
Möglichkeiten ihrer Vergesellschaftung verbessert, ist jedoch nicht einsichtig. Denn 
die Universalisierung setzt sich als Formalisierung und Verkümmerung der direkten 
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sozialen Beziehungen der Menschen durch. Der.abstrakten Universalisierungentspricht 
eine wirkliche Vereinzelungin den menschlichen Beziehungen: gemeinsames Handeln 
wird ebenso erschwert wie eine ihrer Voraussetzungen: die Kommunalisierung von 
Lebenserfahrungen und ihren Deutungen. Gemeinsamkeit des Handelns wird über 
formelle. soziale Organisationen und unter Ausübung von Herrschaft hergestellt: die 
Bewußtseinsindustrie ersetzt den Verlust an kommunalisierter Sozialerfahrung durch 
stereotype Orientierungsmuster, über die sich die Unterdrückten mit den Unterdrück- 
ten geistig vereinigen können. 

Unter den Wohn- und Lebensbedingungen der modernen Großstadt zerfällt 
die sozio-kulturelle Einheit der Arbeiterklasse, die noch im Frühkapitalismus durch 
einheitliche Lebensweise, Dichte des Zusammenlebens, ausgeprägte Geselligkeit und 
die informellen Regeln gegenseitiger Hilfe hergestellt war. Soziabilität, Egalitarismus 
und Solidarität in den informellen Alltagsbeziehungen waren aber die Voraussetzung 
dafür, daß sich die Mitglieder der arbeitenden Volksschichten zu Klassenbewegungen 
gegen die Ausbeuterordnung zusammenschlossen und gemeinsame Vorstellungen 
über die Gestalt einer befreiten Gesellschaft entwickeln konnten. Zum entscheiden- 
den Problem für die Bildung einer Umsturzbewegung wird daher, wie sich direkte 
Formen sozialen Verkehrs als Bedingung einheitlichen Klassenhandelns wiederher- 
stellen lassen. Auf dieser Wiederherstellung insistieren aber die rückwärtsgewandten 
Utopien aus der Frühphase der Arbeiterbewegung. Nach ihrem Konzept bildet sich 
eine revolutionäre Bewegung nicht mit, sondern gegen die universelle Vergesellschaf- 
tung des Kapitalismus. 

2) Als historischer Denker hat Marx darauf verwiesen, daß sich das Industrie- 
proletariat aus Kommunen mit vorkapitalistischer Produktionsweise und Sozialver- 
hältnissen rekrutiert. Die Zerstörung überkommener agrarisch-handwerklicher Pro- 
duktion setzt die Arbeitskräfte für die industrielle Lohnarbeit frei, die verelendeten 
Bewohner der Kommunen sind zur Abwanderung in Regionen gezwungen, in denen 
sich der Akkumulationsprozeß des Kapitals konzentriert. In seinen Analysen zur 
„ursprünglichen Akkumulation“ und zur ‚industriellen Reservearmee“ betont Marx 
zusätzlich, daß dieser Prozeß die gesamte historische Entwicklung des Kapitalismus 
begleitet. Tatsächlich übertrifft gegenwärtig die weltweite Freisetzung von Bewoh- 
nern aus vorindustriellen-ländlichen Milieus in ihrem quantitativen Ausmaß den Pro- 
letarisierungsprozeß im Frühkapitalismus. 

Sozialgeschichtliche Untersuchungen zur Bildung der englischen Arbeiterbewe- 
gung zeigen, daß vor aliem Industriearbeiter der ersten Generation die befreite Gesell- 
schaft durch rückwärtsgewandte Utopien ausmalen und zu dem entsprechenden Or- 
ganisations- und Aktionsformen greifen. Ähnliches gilt etwa für die Bewegung de. 
Anarchosyndikalismus in Spanien. Man kann also die begründete Vermutung formu- 
lieren, daß bei gegenwärtig noch verstärkter Proletarisierung und Abwanderung von 
Bewohnern ländlicher Kommunen utopische Rückgriffe im Denken der Industriear- 
beiterschaft lebendig sind. Da sich Verkümmerung und Formalisierung menschlicher 
Beziehungen in den spätkapitalistischen Wohnsilos noch verschärft, ist ebenfalls zu 
vermuten, daß Idealisierung lebensgeschichtlich erfahrener Sozialverhältnisse auch 
und gerade die Erinnerung an nachbarschaftliches Zusammenleben, ausgeprägtes 
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Gleichheitsdenken, Autonomie und Solidarität umfassen. Soweit dagegen Marxisten 
Rückgriffe aufvorkapitalistische Lebensformen entweder ignorieren oder alsverschlei- 
erte politische Restauration verwerfen, stellen sie sich -—- so die Konsequenz der Ver- 
mutung — neben das Bewußtsein einer breiten Schicht der Arbeiterschaft. Program- 
me und politische Praxis marxistischer Organisationen zielen in dieser Hinsicht an 
Interessen und Vorstellungen wichtiger Teile des Proletariats vorbei. Vielfältige Er- 
fahrungen der Art, daß die organisierte Arbeiterbewegung vor allem von Lohnab- 
hängigen mit proletarischer Familientradition und städtischer Sozialisation getragen 
wird, während Arbeiter ländlicher Herkunft zunächst abseits bleiben, weisen in diese 
Richtung. 

Eine Gesellschaftstheorie wird zu einer wirksamen Waffe im Klassenkampf, 
wenn sie das Wirklichkeits- und Selbstverständnis unterdrückter Volksschichten re- 
präsentiert, rechtfertigt und weiter entfaltet. Dazu muß sie Bedürfnisse und Lebens- 
erfahrungen der Unterdrückten aufgreifen und theoretisch verarbeiten. Soweit die 
Akkulturation der Lohnabhängigen in die spätkapitalistischen Sozialverhältnisse 
nicht bruchlos gelingt, gehört dazu auch das Interesse, die Verarmung und die Ver- 
dinglichung sozialer Beziehungen zu durchbrechen. Diesem Interesse kommen ver- 
mutlich die lebensgeschichtlichen Erfahrungen des Teils der Arbeiterklasse entgegen, 
die aus Gemeinwesen mit weitgehend vorkapitalistischen Formen sozialen Verkehrs 
stammen. 


Ob das wirklich der Fall ist, und wie sich diese Erfahrungen zu einem Bild über die 
gegenwärtige und Vorstellungen zu einer besseren Gesellschaft formen, soll jetzt an 
einem empirischen Beispiel untersucht werden. 

Diese Untersuchung gliedert sich in einen historischenund einen aktuellen Teil. 
Beide sind darüber vereinigt, daß die Arbeiter, deren Kapitalismuskritik dargestellt 
wird, aus derselben Region stammen: nämlich einer Provinz in Andalusien. Der histo- 
tische Teil der Darstellung handelt über die agraranarchistische Sozialbewegung An- 
dalusiens. An schriftlichen Selbstzeugnissen dieser Bewegung wird deutlich, wie eine 
emanzipatorisch gerichtete Sozialutopie auf Lebensformen der ländlichen Volksklas- 
sen .zurückgreift. Gleichzeitig läßt sich gegen die Annahme vieler Marxisten zeigen, 
daß die Stützung der Klassenbewegung auf Ortsgesellschaften weder ihren Emanzi- 
pationsanspruch soziozentrisch beschränkt, noch eine Anerkennung individueller 
Persönlichkeit innerhalb homogener Sozialbeziehung behindert. 

Die andalusische Sozialbewegung wurde durch die faschistische Militärdiktatur 
in den 30er Jahren zerschlagen, dieselbe Region bildet heute ein zentrales Rekrutie- 
rungsfeld von Lohnarbeitern für das Industriekapital in Spanien und Westeuropa. 
Viele der andalusischen Arbeiter, die heute in der nordspanischen und westeuropäi- 
schen Industrie ihr Brot verdienen, sind Töchter, Söhne, Enkeloder Urenkelder Land- 
proletarier, die vor Jahrzehnten für eine weltweite Kommunistische Gesellschaft 
kämpften. An Verlaufsformen und Selbstdeutungen dieser Wanderungsbewegung, die 
wir in einigen andalusischen Dörfern untersucht haben, wird deutlich, wie Industrie- 
arbeiter der ersten Generation großstädtisches Alltagsleben vermittelt über ihre Er- 
fahrungen mit Sozialbeziehungen in ländlichen Gemeinwesen wahrnehmen, deuten 


47 


und bewerten. Dabei stellt sich derselbe Zusammenhang von — in diesem Fall: po- 
tentieller — Sozialutopie und Idealisierung ländlicher Verkehrsformen heraus, der 
gegen den Fortschrittsbegriff der Aufklärung ausgespielt und am Agraranarchismus 
exemplarisch aufgewiesen wurde. Die Wahrnehmungen westeuropäischen Großstadt- 
lebens durch südspanische Emigranten enthalten einen wichtigen Aspekt der Kritik 
an kapitalistischer Vergesellschaftung. Ob diese Sichtweise bei Industriearbeitern 
ländlicher Herkunft allgemein anzutreffen ist, läßt sich im Rahmen einer Fallstudie 
natürlich nur vermuten. 

Der folgende Bericht stützt sich im historischen Teil auf schriftliche Selbstzeug- 
nisse andalusischer Landarbeiter, im aktuellen Teil auf Untersuchungen einiger Stu- 
‚ denten der FU im Gebiet. Dokumentarische Unterlage ist die regionale Landarbei- 
terpresse aus der Zeit der Il. spanischen Republik, soweit sie im Amsterdamer Insti- 
tut für Sozialgeschichte noch zugänglich ist, in zweiter Linie Sekundärliteratur. Die 
Sozialuntersuchung wurde, bei einer breiter angelegten Thematik (13), 1973 und 
später als „beteiligte Beobachtung“ durchgeführt. Wir haben jeweils mehrere Mona- 
te in einem Dorf gelebt und dabei versucht, das Alltagsleben der Arbeiterfamilien, 
Kleinproduzenten und Kleinhändler, ihre Arbeitsverhältnisse und Klassenbeziehun- 
gen, die Strukturen der Ausbeutung und politischen Unterdrückung, die Probleme 
der Emigranten nach Westeuropa oder in die nordspanische Industrie kennenzuler- 
nen. Aus methodenkritischen Erwägungen haben wir keine standardisierbaren Er- 
hebungen gemacht. Eigene Teilnahme und Freundschaften mit Ortsbewohnern wa- 
ren unsere wichtigsten „Methoden“. Unsere Kenntnisse und Erfahrungen verdanken 
wir daher informellen Gesprächen über die Problemkreise Arbeit, Ortsleben und Emi- 
gration, täglichen Beobachtungen und Lebensberichten. 


Um Mißdeutungen der Verteidigung „utopischer Rückgriffe‘ vorzubeugen, stelle ich 
klar: Eine Sozialbewegung, die auf dörfliche Verkehrsformen zurückgreift, vertritt 
nicht notwendig emanzipatorische Ziele, dieser Rückgriff allein macht sie aber erst 
recht nicht reaktionär. Wie gleich am Agraranarchismus des südspanischen Andalu- 
sien zu zeigen, kann gerade eine soziale Bewegung, die an Gleichheitsregeln, Gemein- 
schaftlichkeit und Gegenseitigkeit im Leben ländlicher Volksklassen anknüpft, klare 
und wirklichkeitsbezogene Vorstellungen über die anzustrebende Gesellschaft entwik- 
kein und dabei sehr bewußt gegen jede Form der Klassenherrschaft gerichtet sein. 
Dagegen haben die süditalienischen Bauern und Landarbeiter, obwohl sie un- 
tervergleichbaren ökonomischen Bedingungen wie die andalusische Volksklasse lebten 
(ausgeprägter Großgrundbesitz, Auflösung des Gemeindelandes als wichtige Subsi- 
stenzquelle im 19. Jahrhundert, allerdings relativ mehr Kleinpachten) keine mit dem 
südspanischen Agraranarchismus an Militanz und emanzipatorischer Perspektive ver- 
gleichbare Widerstandsbewegung hervorgebracht. Nach der nationalen Einigung Ita- 
liens verteidigten die süditalienischen Bauern die bourbonische Reaktion und später 
gelang es den linken Organisationen lange Zeit nicht, die katholische Ideologie der 
Demut und Unterwerfung auf dem Land zu durchbrechen. Mögliche Gründe dafür 
kann natürlich nur eine gründliche sozialhistorische Untersuchung ermitteln. Den- 


13 dazu wird die Gruppe im Herbst 1977 einen ausführlichen Sozialbericht veröffentlichen. 
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noch liegt die Vermutung nahe, daß die weniger ausgebildete Dorfsolidarität in Süd- 
italien und die stärkere Familienzentrierung der bäuerlichen Schichten für den Pazi- 
fismus der ländlichen Volksklasse eine nicht unbeträchtliche Rolle spielt (Banfields 
These des „amoralischen Familismus“, auf die wir uns hier stützen, ist allerdings mit 
Vorsicht zu genießen. Vgl. Banfield, The Moral Basis of a Backward Society, N.Y. 
1965). Indirekt in diese Richtung weist eine Dorfuntersuchung in Kalabiren, 1962, 
damals vor allem zur überseeischen Emigration (Lopreato, Peasants no more, Sa 
Francisco 1967). Der Autor bemerkt, daß die zurückkehrenden Emigranten ihre Er- 
sparnisse sehr häufig zur demonstrativen Abgrenzung gegen die zurückgebliebenen 
ärmeren Familien verwenden. Diese schnelle Auflösung des Gleichheitsbewußtseins 
weist offenbar auf eine relative Schwäche der örtlichen Klassensolidarität hin. In 
andalusischen pueblos machten wir zur Stellung zurückgekehrter Emigranten andere 
Erfahrungen. Zwar integrieren sie sich nicht alle in das Dorfleben, Ansätze zu demon- 
strativem Konsum, die das Gleichheitsbewußtsein der Familien verletzen, konnten 
wir dagegen nicht feststellen. Offenbar ist hier die örtliche Klassensolidarität stärker 
verankert. 

Ob eine bäuerlicheSozialbewegungeine emanzipatorische oder reaktionäre Rich- 
tung nimmt, läßt sich natürlich nicht allgemein voraussagen. Die Stärke ländlich-korn- 
munaler Verkehrsformen ist hier ein Faktor, wie wir exemplarisch zeigen wollten. 
Ein anderer ist die Herausbildung antagonistischer Kiassenverhältnisse, die in Anda- 
lusien so weit ging, daß die herrschende Klasse aus den pueblo ausgegrenzt war und 
dort die arbeitende Klasse eine reale soziokulturelle Lebenseinheit bildete. Umgekehrt 
verlief die Entwicklung im nordspanischen Navarra, wo Gemeineigentum und Ge- 
meinbewirtschaftung bis in die 60er Jahre dieses Jahrhunderts eine wichtige Rolle 
spielen und wo die Dorfsolidarität ebenfalls ausgebildet war, allerdings — das ist hier 
entscheidend — im Rahmen einer nicht antagonistisch zugespitzten Klassendifferen- 
zierung . Die Sozialbewegung der Bauern Navarras war darum reaktionär. Sie zielte 
auf die Wiederherstellung vorkapitalistischer Zustände unter Einfluß monarchisch 
und klerikal legitimierter Herrschaftsverhältnisse. Ihre politische Organisation und 
Ideologie war der ‚Karlismus‘, der sich im spanischen Klassenkrieg eng mit dem Fa- 
schismus verbündete. Heute allerdings stehen die Nachkommen der karlistischen Bau- 
eın Navarras an vorderster Front der Klassenauseinandersetzungen, nämlich in der 
neu erreichteten Industriezone um Pamplona, deren Arbeiter fast ausschließlich aus 
den Dörfern Navarıas kommen. Entscheidend war sicher der lebensgeschichtliche 
Bruch von autonomer Land- zu fremdbestimmter und entfremdeter Industriearbeit. 
Der Verlaufder Streikauseinandersetzungen in Pamplona 1973, die in einem regelrech- 
ten (unbewaffneten) Volksaufstand gipfelten, läßt vermuten, daß die erste Industrie- 
arbeitergeneration Navarras Formen der alten Dorfsolidarität in proletarische Klassen- 
solidarität, typischerweise unter Einschluß der kleinbürgerlichen Schichten, transfor- 
mieıt hat. 

Bei ausgeprägtem Klassenantagonismus wird der Rückgriff auf dörfliche Ver- 
kehrsformen zu einer Waffe im Kampf gegen die kapitalistischen Verhältnisse. Über- 
deckt dagegen die Dorfsolidarität die Klassendifferenzierung, ist die Sozialbewegung 
für die Reaktion instrumentalisierbar. In diese Richtung weisen auch die unterschiedli- 
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chen Sozialverhältnisse in Nordportugal, wo in z. T. noch gemeinbewirtschafteten 
Landgegenden die restaurativen Kräfte starke Unterstützung finden, und in Südpor- 
tugal, dessen Landbewohner den revolutionären Prozeß aktiv vorantreiben. 


H. Das Gesellschaftsbild der andalusischen Agraranarchisten 
l.  Produktionsverhältnisse und Klassenbewegung 


Seit dem römischen Imperium dominiert in der andalusischen Landwirtschaft der 
Latifundienbesitz. Das ändert sich auch nicht nach der Eroberung durch die kastili- 
schen Könige, als die Güter den Militäroffizieren und dem christlichen Grenzadel 
übergeben werden. Die Feudalherren bewohnten palastähnliche Gutshöfe, an die sich 
die Gebäude ihrer unmittelbaren Vasallen anschlossen. Die Mehrheit der Pächter, 
kleinen Bauern, Handwerker und Tagelöhner lebte dagegen auf engem Raum in be- 
festigten „pueblos“, die mit einer Stadt die große Einwohnerzahl und ein vielfältiges 
Gewerbe, mit einem Dorf den Vorrang der landwirtschaftlichen Produktion gemein 
hatten. 

Produziert wurde unter einer Mischung von feudaler Guts- und Grundherrschaft 
und parzelliertem Gemeineigentum. Die Latifundien waren über die Ausfuhr von 
Weizen, Wein und Olivenöl früh in die Marktproduktion integriert, bewirtschaftet 
wurden sie durch erbuntertäniges Gesinde, Pächter und Tagelöhner aus den pueblos. 


Vor allem die Tagelöhner stützten sich auf das Land der pueblos als weitere Subsi- 
stenzquelle. Jedes Jahr teilten die ortsansässigen Familien den kultivierbaren Teil 
des Gemeindelandes (14) durch Losentscheid unter sich auf. Im Unterschied zu Nord- 
spanien wird für Andalusien eine „urkommunistische“ Gemeinbewirtschaftung nie 
erwähnt. Die trockenen Böden waren mit geringer Ochsenkraft und der Arbeit eines 
Bauernhaushalts zu pflügen. Damit blieb — im Unterschied etwa zur germanischen 
Produktionsweise — die Kooperativarbeit der Bauern begrenzt, andererseits konnte 
sich aber auch nicht über ein Monopol an Ochsengespannen innerbäuerliche Abhän- 
gigkeit und Ausbeutung herausbilden (15). Das breiträumige Brachland, die Weiden 
und Wälder schließlich standen allen Familien zur Nutzung offen. 

Die Verbindung eines stark marktorientierten Feudalbesitzes mit kleinbäuer- 
lich-kommunaler Subsistenzwirtschaft erhielt sich in Andalusien bis 1800. Von selte- 
nen Erhebungen wie dem großen Hungeraufstand von Cordoba 1652, Judenpogro- 
men, die wohl gegen die vordringende Tauschwirtschaft zielten und dem bäuerlichen 
Sozialbanditismus abgesehen, haben die andalusischen Volksklassen weder das System 


14 zum Gemeineigentum inSpanien informiert am besten: Joaquin Costa, Colectivismo Agrario 
en Espana, Madrid 1898 (im Ibero-Amer. Institut W-Berlin) wie die meiste angegebene 
spanische Literatur 

15 Eric Wolf, Peasants, Prentice Hall 1966, S. 30 ff. 
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der Ausbeutung noch seine Auswüchse bekämpft. Noch zu Beginn des 19. Jahrhun- 
derts vertreibt die bäuerliche Guerilla im Bund mit den adligen und klerikalen Grund- 
herren die antifeudalen französischen Invasoren. 

Ein massenhafter Widerstand der andalusischen Tagelöhner, Handwerker und 
kleinen Bauern beginnt, als sie die Folgen einer kapitalistischen Transformation der 
ländlichen Produktionsverhältnisse zu spüren bekommen. Nach dem vorübergehen- 
den Machtantritt einer liberalen Bourgeoisie 1812, die sich in der Eigentumsfrage 
immer mit den alten herrschenden Klassen verbündet hat, werden die „Rechtsgrund- 
lagen“ dieser Transformation gelegt (16). Drei Maßnahmen verschlechterten entschei- 
dend die Lage der arbeitenden Landbevölkerung: 

Einmal wurde ein Teil der Kleinpachten auf dem Adelsland abgeschafft, die 
Verträge für die verbleibenden Pächter verschlechtert. Viele proletarisierte Kleinpäch- 
ter mußten sich nun als Landarbeiter mit Gelegenheitslohn durchschlagen. Ähnlich 
war die Entwicklung auf dem Kirchenland, das der spanische Staat jetzt an den Land- 
adel und vor allem an eine aufstrebende Agrarbourgeoisie verkaufte. Besonders die 
zum lokalen Klerus gehörenden Landstücke waren vorher an kleine Pächter verge- 
ben, die jetzt zum Teil ihre Bewirtschaftungstechte verloren. Die Mitwirkung des 
Klerus bei diesen Enteignungsmaßnahmen ist ein wichtiger historischer Grund für 
den heftigen Antiklerikalismus der Sozialbewegung, während noch wenige Jahrzehn- 
te zuvor Priester die Guerilla gegen Napoleon anführten. Von jetzt ab galt die Kirche 
— ihrem Selbstverständnis durchaus angemessen — als Pfeiler der Klassenherrschaft. 
Voiksaufstände begannen oft mit der Zerstörung der Ortskirchen und die überzeug- 
ten Anarchisten mieden von der Hochzeit bis zur Beerdigung religiöse Zeremonien 
wie die Pest. In der Arbeiterpresse gibt es empörte Abhandlungen über Vesuche der 
Priester, verstorbene Arbeiter christlich zu beerdigen. Nach dem Sturz der Monar- 
chie 1931 wurden in manchen Orten Prozessionen als offene Provokation der Arbei- 
ter angesehen und entsprechend beantwortet. 

Die einschneidendste Maßnahme war der Verkauf des Gemeindelandes, das 
überwiegend dem großen Grundbesitz zufiel. Zunächst wurden die „baldios“, unbe- 
bautes Land, das aus Wäldern, Weide und Wildwuchs bestand, zu Privateigentum 
„umdefiniert“. Bisher nutzten Bauern und landlose Familien gemeinsam die baldios 
zu verschiedenen Zwecken: Als Viehtrift und zur Beschaffung von Viehfutter, zum 
Sammeln von Wildgemüse, Materialien für den Hausbau, von Brennholz, zur Jagd auf 
wilde Tiere. Der Landadel übte über die baldios nur jurisdiktionelle Gewalt aus, z.B. 
war er für die Schlichtung von Streitfällen zuständig. Die formalen Rechtansprüche 
nutzte er während der desamortisacion dazu, die baldios in seinen Privatbesitz zu 
übernehmen. Versuche der Gemeinden, diese Aneignungen auf dem „Rechtweg‘“ zu 
bekämpfen, schlugen samt und sonders fehl. Wenn die Gerichte nicht schon von Fa- 
milienangehörigen der reichen Landbesitzer direkt gebildet waren, erkaufte man ihr 


16 Leider stützen sich die Untersuchungen zur Änderung der ländlichen Eigentumsverhältnisse 
im Spanien des 19. Jahrhundert fast nur auf bürgerlich gefilterte Dokumente, kaum auf 
lokalgeschichtliche Studien, überhaupt nicht auf die historischen Erfahrungen der armen 
Landbevölkerung. Am nützlichsten ist: Antonio Miguel Bernal, La propriedad de la tierra 
y las luchas agrarias Andaluzas, Sevilla 1974. 
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Urteil. Typisch ist ein Fall aus Moron (Sevilla) — später eine Bastion des Anarchosyn- 
dikalismus. Dort klagte die Gemeinde gegen die Vereinnahmung der baldios durch 
den Herzog von Osuna. Der Richter, der zu entscheiden hatte, gehörte zu einer Fa- 
milie, die weite Landstriche des Herzogs in Großpacht bewirtschaftete. Der Ausgang 
des Rechtsstreits war damit klar. 

Das Gemeindeeigentum im engeren Sinn gliederte sich von alters her in das 
„Munizipaleigentum“ und das „zum Ortsbewohner gehörige Land“. Mit dem erstge- 
nannten bestritt die Gemeinde ihre Steuern und öffentlichen Ausgaben, das zweite 
wurde unentgeltlich und periodisch an die landlosen Familien zu gleichen Teilen ver- 
lost. Um seine Zahlungsbilanz zu verbessern, leitet der spanische Staat in zweifacher 
Hinsicht eine Auflösung des Gemeindelandes ein. Zum einen wird das „Nachbarland“ 
schrittweise zu Munizipalland verwandelt und dieses zu einem Pachtzins versteigert, 
den nur Großbauern entrichten können. Dieser Prozeß hat schon vor 1800 eingesetzt. 
Mit den Flurbereinigungen des 19. Jahrhunderts wird dann das Gemeindeland über- 
haupt verkauft, wobei der hauptsächliche Nutznießer die ortsansässige Bourgeoisie 
ist, die das Land zu Vorzugspreisen erwirbt, während den subsistent wirtschaftenden 
Kleinbauern und Landproletariern jede überschüssige Pesete zum Erwerb fehlte. Zum 
Teil spielten sich himmelschreiende Episoden ab. Das Rathaus von Arcos (Cardiz) 
verschleuderte einen großen Teil des Nachbarlandes, um einen luxuriös ausgestatte- 
ten Ortsplatz zu errichten, auf dem fortab die hungernden Tagelöhner, statt das ver- 
kaufte Land zu bearbeiten, auf Arbeitsgelegenheiten warten konnten. 

Eine quantitative Schätzung der Enteignungsmaßnahmen ist kaum möglich, da 
es kaum überlokale statistische Unterlagen gibt und da die Angaben, auf denen sie 
beruhen, meist das Resultat interessierter Fälschung durch die Besitzenden sein dürf- 
te. (Nicht zufällig begirinen die ersten Volkserhebungen ab 1840 meist mit der Ver- 
brennung der örtlichen Rathausakten.) Für den Ort Guillena stellte man fest, daß 
um 1765 46 % — also fast die Hälfte des Landes — aus baldios bestand und 20 % als 
Nachbarland der Gemeinde gehörten. Weniger als 100 Jahre später befinden sich diese 
Ländereien zum größten Teil in den Händen der senoritos. Die Zahlen aus Guillena 
stimmen mit der Auskunft eines Experten der Staatsverwaltung 1768 überein, daß 
mindestens 2/3 des andalusischen Territoriums Gemeinbesitz oder ungenutztes — also 
allgemein zugängliches — Land sei (17). 

Herstellung Kapitalistischer Agrarverhältnisse in Andalusien bedeutete also, daß 
die Lohnarbeit auf den Latifundien anstelle langfristiger Parzellierung in Kleinpach- 
ten ausgeweitet wird, die unbebauten Landstriche als Privatbesitz den Latifundien 
zugeschlagen und die wichtige Erwerbsquelle des Gemeineigentums den Bewohnern 
der Agrostädte geraubt wird. Bis heute ist die Erinnerung an die Enteignungsmaßnah- 
men der herrschenden Klasse in der armen Landbevölkerung lebendig geblieben (18). 


Die Klassenbewegung der Landarbeiter und Kleinproduzenten ist ihre unmittelbare 


17 J.Costas, a.2.0. j 

18 im August 1976 gab es in Algodonales (Cadiz) eine Demonstration mit 6.000 Teilnehmern. 
Man forderte, daß alte Nutzungsrechte am Land der Gemeinde zurückgegeben werden sollt 
ten! 
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bare Antwort auf Proletarisierung und Expropriation. Zeitlich entsteht sie genau mit 
der Auflösung des Gemeindelandes und diese Erfahrung bestimmt auch das zentrale 
gesellschaftspolitische Ziel der Bewegung: „reparto“ nannte man die jährliche Vertei- 
lung des Nachbarlandes unter die landlosen Ortsbewohner: „reparto“ ist von nun an 
eine Parole, mit der die Bewegung die Aufteilung des kapitalistischen Eigentums unter 
alle arbeitenden Landbewohner fordert. 

Über größere Klassenaktionen andalusischer Landarbeiter (19) wird zuerst 
1840 berichtet (20). Die Landarbeiter des Dorfes Casabermeja bei Malaga besetzen 
5 große Güter, die sie sofort aufteilen und kultivieren. Sie ernennen aus ihrer Mitte 
einen Bürgermeister und nehmen die Ortsgeschäfte selbst in die Hand. Einige Orte 
der Umgebung folgen ihrem Beispiel, erst nach Monaten zerschlägt eine militärische 
Expedition die Lokalrevolutionen. 

In den 50er Jahren häufen sich Berichte über „Tumulte“ in den Dörfern und 
Asrostädten, die alle um die Forderungen „Brot“, „Arbeit“ und „Land“ kreisen. In 
EI Arahal (Sevilla) und anderen Orten zünden Aktionsgruppen die verhaßten Rathaus- 
archive an, die den Landraub der Reichen legalisieren. Immer wieder gibt es spontane 
Enteignungs- und Sabotage-Maßnahmen gegen Großgrundbesitzer, gelegentlich beset- 
zen Arbeiter Ländereien, werden aber von der 1844 gegründeten Zivilgarde schnell 
vertrieben. Selten kommt es zu einer bewaffneten Volkserhebung wie der von Loja 
(Granada), an der 10 000 bis 20 000 Bauern unter Führung des Tierarztes Perez del 
Alamo teilgenommen haben sollen (21). Die Arbeiterbewegung ist in dieser ihrer „re- 
bellischen Phase“ (22) über lokale Absprachen hinaus nicht organisiert, ihre Aktio- 


19 Zur andalusischen Sozialbewegung stütze ich mich hauptsächlich auf: 
Juan Diaz del Moral, Historia de las agitaciones campesinas Andaluzas, Madrid 1967 (zu- 
erst: 1929). Eine hervorragende Darstellung der Landarbeiterbewegung in der Provinz 
Cordoba, geschrieben von einem halb sympathisierenden bürgerlichen Zeitgenossen und 
Augenzeugen. 
Bernaldo de Quiros, El espartaquismo agrario Andaluz, zuerst Madrid 1912, neu: Anales 
de Sociologia 1968/9, IV. 
Clara E. Lida, Anarquismo y revolucion en la Espana del XIX siglo, Madrid 1972 
Antonio M. Calero, Movimientos sociales en Andalucia, Madrid 1976 

20 Bernaldo de Quiros, a.a.O. 

21 derselbe hat über diese Ereignisse interessante Memoiren geschrieben: Perez del Alamo, 
Apuntes sobre dos revoluciones Andaluzas, neu aufg. Madrid 1971 

22 Hobsbawm hat in seiner Studie ‚‚Sozialrebellen“ (Neuwied 1962) den andalusischen Anar- 
chismus als eine typisch millenarische Bewegung beschrieben, für die eine Revolution we- 
niger Klassenkampf und mehr Heilserwartung war. Seine Einschätzung stützt er stark auf 
eigene Studien in und zum Ort Casas Viejas (Cadiz), dessen Einwohner 1933 einen blutig 
unterdrückten Aufstand gemacht haben. 
In einem Nachbarort berichteten mir ältere Arbeiter, der Aufstand sei unter 4 - 5 pueblos 
abgesprochen gewesen und er sollte eine gleichzeitige revolutionäre Bewegung in Katalo- 
nien unterstützen. Weil sich die anderen Orte nicht an die Absprache hielten, schlugen 
die Arbeiter von Casas Viejas isoliert los. 
Nach Gesprächen in Casas Viejas halte ich das rückblickende Urteil dortiger Bewohner für 
weniger zuverlässig. Mindestens gegenüber Fremden läuft es zu stark nach dem Schema 
„damals waren die Leute dumm und kulturlos“ ab, das als offizielles Geschichtsbild 
eingetrichtert wird. Nach diesem indoktrinierten Schema mag dann leicht ein gescheiter- 
ter revolutionärer Plan als naive Verrücktheit verharmlost und abgewiesen werden. 
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nen knüpfen deutlich an Traditionen des Sozialbanditismus an, die aber zu direkten 
Massenaktionen ausgeweitet werden. Soweit sie in politische Machtkämpfe eingreift, 
ist die Arbeiterbewegung durch Geheimbünde der antiroyalisitschen Intelligenz ge- 
steuert, eine eigenständige Ideologie und organisierte Klassenkampfstrategie bildet 
sie noch nicht aus. 

Eine autonome und organisierte proletarische Sozialbewegung bildet sich in 
Andalusien sehr rasch mit und unmittelbar nach der bürgerlichen spanischen Revo- 
lution 1868 - 1872. Mit ihren Versprechungen auf soziale Gerechtigkeit haben die 
republikanisch-föderalistisch gesinnten Teile der Bourgeoisie in den Städten und 
Dörfern die Handwerker, Landarbeiter und kleine Pächter mobilisieren können. 
Deren Militanz verhalf ihr zur politischen Macht, die sie sofort gegen die radikalen 
Forderungen der Volksklassen einsetzte. Schnell arrangiert sie sich mit der politi- 
schen Reaktion, als diese militärisch das Übergewicht erringt. „‚Feigheit“ und „Ver- 
rat“ sind die Schlüsselerfahrungen, mit denen fortab die andalusische Sozialbewe- 
gung jede Verbindung zur bürgerlichen Politik und Ideologie abbricht. In ihrer kon- 
sequenten Klassenautonomie übertrifft sie jede west- und zentraleuropäische Arbei- 
terorganisation. Erst Jahrzehnte später wird sich ihr sozialistischer Flügel den Repu- 
blikanern begrenzt annähem. 

Binnen weniger Jahre werden über 100 örtliche Sektionen der anarchistischen 
Internationale gegründet. In praktisch jedem Ort der Feldregionen um Sevilla und 
Cordoba, der Provinz Cadiz, in Malaga und den Bergdörfern um Ronda ist die Inter- 
nationale vertreten. Die nach Berufszweigen gegliederten Sektionen erfassen zu etwa 
gleichen Teilen die Landarbeiter, wie die Manufakturarbeiter und Handwerker. Oft 
wurden Landarbeiter nur deshalb nicht Mitglied, weil sie als ärmste Schicht die Bei- 
träge nicht zahlen konnten (23). Die Sektionen werden vom Staatsapparat, der die 
Aktionen der ‚Mano Negra“ zum Vorwand nimmt, massiv unterdrückt. Der bloße 
Verdacht eines Großgrundbesitzers oder Polizisten reichte, um einen Landarbeiter 
ins Gefängnis zu werfen. In Jerez de la Frontera (Cadiz) soll es im März 1883 3.000 
politisch-soziale Gefangene gegeben haben (24). Dennoch vertreten 1882, auf dem 
Kongreß der spanischen Sektion der Internationale in Sevilla, die andalusischen De- 
legierten fast 40.000 Mitglieder. 

Die politischen Ziele der Landarbeiterbewegung orientierten sich überwiegend 
am Anarcho-Kommunismus — „jeder nach seinen Kräften, jeder nach seinen Bedürf- 
nissen“. Eine Entlohnung nach Leistung war den Tagelöhnern nicht plausibel, die ge- 
gen die Einführung des Akkords kämpften und denen jeder über den elementaren 


23 Das berichten etwa Arbeiter aus Medina Sidonia (Cadiz) 1872 an die AIT (span. Sekt. d. 
intern.): G. Brey/J. Maurice, Casas Viejas: reformisme et anarchisme en Andalousie. In: 
Mouvement social 1973, S. 102. 

Aufschlußreich ist die Zusammensetzung der Sektion der AIT in Sanlucar 1872, vergli- 
chen mit den Löhnen: 
230 Weinarbeiter, die 10 reales Tagelohn erhalten 
28 Schuster mit dto. 10 reales 
106 Landarbeiter mit 2 reales (Frauen nur 1 real) 
(nach Espoir, 26.1.1975, Organ der CNT in Frankreich) 
24 Clara E. Lida, La Mano Negra, Madrid 1972,S. 9 


Lebensunterhalt hinausgehender Luxus fremd war. Noch 1936 haben viele andalusi- 
sche Landorte in der republikanischen Zone Produktion und Verteilung nach anar- 
cho-kommunistischen Prinzipien geregelt (25). 

Neben vereinzelten Aufständen wie der Besetzung von Jerez 1892 waren die 
Mittel des Klassenkampfs zunächst Sabotage, Zerstörungen, nächtliche Enteignungs- 
kationen gegen den großen Grundbesitz. Diese unter dem Namen ‚„Mano Negar“ 
(Schwarze Hand) bekanntgewordenen Aktionen muß man verstehen als Folge der 
enormen Schwierigkeiten, die ökonomischen Kampfmittel der Industrie auf die Be- 
dingungen ländlicher Gelegenheitsarbeit zu übertragen (26). 

Mit der organisierten ökonomischen Klassenaktion beginnt die dritte Phase der 
andalusischen Landarbeiterbewegung. Den ersten großen Streik führten die Weizen- 
schnitter 1883 in der Feldregion von Jerez durch (27). In den ersten Jahrens des 
20. Jahrhundert breitet sich die Kampfform des Streiks über ganz Andalusien aus. 
Die Forderungen zielen konkret auf Verbesserung der Lohn- und Arbeitsbedingun- 
gen, nicht selten kommt es zu revolutionären Generalstreiks, die die Arbeiterzen- 
tren meist auf Absprache und in der Erwartung ausrufen, daß er sich auf weitere 


25 Vgl. z.B. Borkenau, The Spanish Cockpit, zuerst London 1937, über Castro del Rio (Cor- 
doba). 
Ein Arbeiter aus Ronda la Vieja (Malaga) schreibt über die Tage der Freiheit, die dieser 
Ort im Sommer 1936 durchlebte: 
„Wenige Stunden waren wir frei, da fand schon die erste allgemeine Volksversammlung 
statt. ... Einmütig entschied man sich für die vollständige Kollektivierung der Reichtümer 
... Die kleinen Pächter auf den Gütern waren die ersten, die dem Kollektiv alles anboten, 
was sie besaßen: Tiere, Ackergeräte, Saatkorn, Land, überhaupt alles, was dem gemeinsa- 
men Interesse dienen könnte. ... 
Um ein annäherndes Bild des Reichtums zu geben, den man vergesellschaftete, möchte ich 
sagen, daß man allein an Arbeitstieren 200 Gespanne zählte. Die erste Arbeit des Kollek- 
tivs war die Ernte... .. Nie wurden die Erntearbeiten so schnell und gründlich durchgeführt 
wie dieses Jahr. 
Auf allgemeinen Versammlungen wurden nach dem Urteil aller Regelungen für die Arbeit 
festgelegt. ... Ebenso benannte man Delegierte für die Sektoren: Männer, denen man ver- 
trauen konnte und die sich auskannten. Jeden Abend versammelten sie sich, um Bilanz 
zu ziehen und festzulegen, was am nächsten Tag zu tun sei.... 
Das Geld wurde abgeschafft... . Stattdessen nahm jeder, was er brauchte, wenn die Arti- 
kel nicht knapp waren. Wenn es sie nicht reichlich gab, verteilte man zu gleichen Teilen. 
Zur gleichen Zeit stellte man mit benachbarten Kollektiven ein System gegenseitigen Aus- 
tauschs her, das jedem (Kollektiv)ermöglichte, gerade oder knapp selber durchzukommen. 
Wir können versichern, daß es zu keiner Zeit Mißbrauch oder Unordnung gab, weder in 
der Verteilung noch im Verbrauch.“ 
So berichtet Antonio Guerrero in der „C.N.T.“, am 14.2. und 21.2.1954 

26 Darauf weist Clara E. Lida hin. A.a.O. Dieselben Mittel hat auch die unter dem Namen 
„Captain Swing“ bekanntgewordenen englische Landarbeiterbewegung angewendet: E.J. 
Hobsbawm/Georg Rude, Captain Swing 1969. 
Noch heute wehren sich die andalusischen Landarbeiter gelegentlich durch Sabotage ge- 
gen die großen Grundbesitzer. Als im Sommer 1975 in vielen Länderen um Jerez die se- 
noritos das Sammeln von Schnecken und Flechtgräsern untersagten — Arbeiten, von denen 
viele Familien in dieser Zeit leben —, wurden den schlimmsten Ausbeutern nächtlich Fel- 
der angezündet. 

27 Bernaldo de Quiros, a.a.O. 
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Ortschaften und Provinzen ausdehnt. Am Generalstreik nimmt die arbeitende Be- 
völkerung eines pueblo geschlossen teil, bis hin zu den Kindermädchen der Bürger- 
familien. Weitere Aktionsformen der Bewegungen sind Volksdemonstrationen und 
Boykott. Der Boykott — eine oft und wirksam angewendete Waffe — richtet sich ge- 
gen besonders massive Fälle von Ausbeutung und Unterdrückung, niemand darf beim 
boykottierten Kapitalisten arbeiten, Streikbrecher werden von den Ortsläden oder 
diese von der übrigen Arbeiterschaft boykottiert. Demonstrationen finden haupt- 
sächlich während der arbeitslosen Monate statt, um die Kommunalverwaltungen zur 
Vergabe von Gemeinschaftsarbeiten zu zwingen. 

Höhepunkte der Landarbeiterbewegung sind das „bolschewistische Triennium“ 
1918 bis 1920 und die Jahre der II. spanischen Republik 1931 - 1936, als die Frage 
einer Umgestaltung der ländlichen Eigentumsverhältnisse besonders aktuell wird. 
Ab Frühjahr 1918 reagieren die Landarbeiter auf die Kunde von der erfolgreichen 
russischen Revolution überall mit Generalstreiks und anderen Aktionen. Ab 1931 
soll die Mobilisierung auf dem Land den (nicht eingehaltenen) Versprechungen der 
bürgerlich-sozialistischen Regierung nach Landverteilung Nachdruck geben. Nach 
dem Sieg der Volksfront in den Februarwahlen 1936 beginnen in einigen Gebieten 
die Arbeiter damit, Latifundien zu besetzen und selbst zu kultivieren. Der mit Kle- 
us, Finanzkapital und Grundbesitz arrangierte Militäraufstand ab Juli 1936 bereitet 
dem in Andalusien schnell ein Ende. In einem beispiellosen Terror zerschlägt die 
Konterrevolution alle Arbeiterorganisationen (28). 

Politisch-ideologisch hat sich die ländliche Sozialbewegung Andalusiens nach 


28 Nach Schätzungen wurde in der Provinz Cordoba jeder 10. Landarbeiter ermordet. (J. 
Martinez, La Estabilidad del Latifundismo, S. 142). 
In Moron (Sevilla), das sich eine Woche gegen eine militärische Übermacht verteidigte, ha- 
ben die Faschisten — nach Angaben eines zu ihnen gehörigen Augenzeugen — 3.000 Men- 
schen umgebracht, ebenso in Jerez. In Sevilla sollen von 250.000 Einwohnern 20.000 er- 
mordet worden sein, in Granada 10.000 (nach A. Lorenzo, Los anarquistas espanoles y el 
poder, Paris 1972, S. 159). 
Der Terror der Besitzenden und die nachfolgende Unterdrückung durch die Franco-Dikta- 
tur ist der Hauptgrund dafür, daß sich bis heute die Arbeiterschaft in den meisten länd- 
lichen Gegenden Andalusiens ruhig verhält (mit wichtigen Ausnahmen!) ... In diesem 
Sinn trug mir ein alter Landarbeiter ausdrücklich auf, meinen politischen Freunden in 
Deutschland zu berichten: „1936 hat man uns allen die Köpfe abgeschnitten: Den Toten, 
weil man sie umgebracht hat; den Lebenden, weil sie sahen was geschah“. 
Niederlage und Terror der Faschisten haben bei der arbeitenden Bevölkerung Andalusiens 
— den Älteren wie den damals Geborenen und Aufwachsenden - eine tiefsitzende Furcht 
und Zurückhaltung davor hinterlassen, „sich in politische Dinge einzumischen“. Erst in 
den letzten Jahren gibt es deutliche Anzeichen, für eine neue soziale Bewegung in den 
Landorten. In den ersten Monaten 1976 gab es große Streiks der Landarbeiter in den Pro- 
vinzen Cordoba und Sevilla, sowie der — großenteils auf dem Lande lebenden Bauarbeiter 
von Cadiz und teilweise auch Cordoba, Jaen und Sevilla. Über die jahrelange Sonderrolle 
der Weinarbeiter bei Jerez wird noch zu berichten sein (in III.6.). 
Im übrigen ist nicht zu übersehen, daß die roten Arbeiterstädte von Barcelona wie Tarra- 
sa, Bajo Llobregat, Hospitalet heute hauptsächlich von Einwandern aus demSüden bewohnt 
werden. Aktionen auf dem Land werden fast immer über die Arbeiterkommissionen or- 
ganisiert. Mit ziemlicher Sicherheit wird die Kommunistische Partei (P.C.E.) heute unter 
den Landarbeitern den größten Rückhalt haben. 
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1900 in der anarchosyndikalistischen C.N.T. oder der sozialistischen Gewerkschaft 
U.G.T. und der sozialistischen Partei organisiert. In den Kerngebieten der Bewegung 
hatten die Sozialisten erst seit der Il. Republik größeren Zulauf, als die Hoffnungen 
auf eine staatliche Agrarreform zunahmen. Die Führer der Sozialisten waren fast im- 
mer bürgerliche Intellektuelle (Anwälte, Lehrer, Ärzte), oder ausgebildete Fachar- 
beiter der größeren Städte. Auf dem Land stützte sich die U.G.T. hauptsächlich auf 
kleine Bauern, Pächter, und „yunteros“ (landlose Arbeiter mit Zugtiergespannen). 
Die C.N.T. dagegen war eine reine Arbeiterorganisation. Ein sachkundiger Zeitgenos- 
se kennt nicht einen Professionellen, der sie aktiv unterstützt hätte (29). AufdemLand 
waren hauptsächlich die Tagelöhner und viele Handwerker Mitglied der C.N.T. Die 
schwerpunktmäßige Zuordnung U.G.T. und C.N.T. zu verschiedenen Schichten der 
arbeitenden Klasse wird aber stark durch lokale Besonderheiten überlagert. In den 
Kleinen und mittleren pueblos, aber auch in größeren Agrostädten, haben sich die 
Volksklassen fast immer in einem Syndikat vereinigt (30). 


2.  Landarbeiterpresse als proleterische Öffentlichkeit 


Die anarcho-syndikalistische Bewegung der Landarbeiter war streng elitär aufge- 
baut — es gab weder Funktionäre, noch Privilegien. Die Sprecher, die „obreros cons- 
cientes“, hatten den anderen Arbeitern höchstens die Fähigkeit voraus, lesen und 
schreiben zu können, eine besondere Rednergabe und vor allem Mut gegen die Re- 
pressionen der herrschenden Klasse zu zeigen. Ein dürftiges Gehalt bezog nur der Re- 
dakteur der regionalen Zeitschrift, da er wegen der vielen Korrekturen, Postsendun- 
gen, Abrechnungen, Botengänge und anderer Dinge keiner weiteren Arbeit nachge- 
hen konnte. Da die konsequent syndikalistische Bewegung nie Kandidaten für Rat- 
haus und überiokale Parlamente aufstellte, war ein indirekter sozialer Aufstieg einzel- 
ner Repräsentanten und ihre mögliche Entfremdung von der Bewegung praktisch aus- 
geschlossen. Inhaber eines mit staatlicher Herrschaft irgendwie verbundenen Amtes 
und Zugehörigkeit zurC.N.T. schlossen sich aus. Das änderte sich für den nordspani- 
schen Anarchosyndikalismus erst 1936, als die CNT Delegierte in die republikani- 
schen Regierungsorgane entsandte. 

Horizontaler Aufbau und proletarischer Charakter der Gewerkschaft rechtfer- 
tigen es, ihre sozialrevolutionären Ideen und Ziele als originären Ausdruck der Vor- 
stellungen zu sehen, die sich spontan unter dem Landproletariat über die Klassenge- 
sellschaft und den Kommunismus gebildet hatten. Die Arbeiteröffentlichkeit der an- 
dalusischen Landorte beruhte in erster Linie auf mündlicher Kommunikation. Die 
Arbeiterpresse war in diese unmittelbare Öffentlichkeit eng integriert. Zum einen 


29 zur sozialen Rekrutierung von C.N.T. und U.C.T. v.a.: Juan Diaz del Moral, a.a.0. 
Gut unterrichtet dazu auch Manuel Cortes, ein Sozialist aus Mijas (Malaga), in seinen Le- 
benserinnerungen: R. Frazer, Im Versteck, Hamburg 1972 

30 Nach Dokumenten über Zentren der UGT 1888 - 1923 und der CNT 1919 gab es in dieser 
Zeit in 252 Orten Syndikate. Nur in 19 dieser Orte waren sowohl UGT wie CNT vertreten. 
(nach Antonio Calero, a.a.O.) 
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hatten die Zeitschriften vorwiegend regionale Bindung und Verbreitung, wobei aller- 
dings die extreme Armut der Landarbeiter und die Repressionen der herrschenden 
Klasse bewirkten, daß sie in der Regel nur für wenige Jahre oder gar Monate erschie- 
nen. Typisch ist wohl das Beispiel der Zeitschrift „La Voz del Campesino“, ‚Die 
Stimme des Bauern“, die von der Landarbeiterföderation der Gegend um Cadiz her- 
ausgegeben wurde. 

Seit dem Sturz der Monarchie, 1931, wurde sie in Jerez de la Frontera zusam- 
mengestellt und gedruckt, einer großen Stadt, deren Bevölkerung hauptsächlich von 
Landarbeit und Weinverarbeitung lebte. Sie erschien zweimal im Monat bei einer 
Auflage von vielleicht 5 - 6.000 Exemplaren und wurde zum größeren Teil in den 
20 Orten der comartca gelesen, in denen die regionale Föderation ihre Zentren hatte. 
Gleichzeitig war ihre Verbreitung über feste Abonnenten in anderen Orten ein wich- 
tiges Mittel, auch dort die Gründung eines Zentrums voranzutreiben. Die Artikel und 
Berichte in der „Stimme des Bauern“ stammten meist aus den Orten der comarca. 
Daneben veröffentlichte sie Schreiben der Arbeiterzentren aus anderen spanischen 
Regionen, Artikel aus der anarchistischen Presse Madrids und vor allem Barcelonas, 
Zirkulare der A.L.T. aus Berlin und Berichte der Arbeiterbewegung aus anderen Län- 
dern, wie der syndikalistischen Bewegung im Alentejo oder aus einem Streik der ku- 
banischen Tabakarbeiter. Vorrang hatten aber immer die regional und lokal bezoge- 
nen und verfaßten Artikel. 

Zum anderen wurden die Artikel dieser Zeitschriften in Gruppen verlesen und 
gemeinsam diskutiert. Dies war schon deshalb notwendig, weil die meisten Landar- 
beiter überhaupt nicht oder nur mit Mühe das Alphabet beherrschten. Nach Berich- 
ten von Diaz del Moral, der als Rechtsanwalt in einem cordobesischen Landort leb- 
te, ließen sich viele Arbeiter solange Artikel von ihren lesekundigen Genossen vortra- 
gen, bis sie sie auswendig beherrschten. Die Beiträge wurden von Arbeitern, die der 
Bewegung angehörten, verfaßt. Wahrscheinlich gingen ihrer Niederschrift intensive 
Diskussionen auf den Landgehöften und in den Orten voraus. Die Aufgabe der Re- 
daktion — aber auch der Redakteur war Artikelschreiber — beschränkte sich darauf, 
die Beiträge grammatisch und orthographisch zu korrigieren. Oft ergriffen Arbeiter 
zum, wie sie sagten „ersten Mal in ihrem Leben die Feder“ (und wahrscheinlich auch 
zum letzten Mal), um Elend, Ausbeutung und Korruptheit der Bourgeoisie anzukla- 
gen, zur Vereinigung aller Arbeiter im Kampf aufzurufen und um die Idee einer frei- 
en und menschlichen Gesellschaft auszumalen. In ihrem rhetorischen und breit aus- 
malenden Stil sind diese Artikel oft deutlich der Versuch, eine flammende mündli- 
che Agitation in dietoteSchriftsprachezuübersetzenund füreinelauteund gemeinsame 
Lektüre wieder aKtualisierbar zu machen. Vielfach beginnen die Beiträge mit konkre- 
ten Wahrnehmungen und Erfahrungen, die allen Lesern zugänglich und einsichtig 
sind und leiten dadurch allgemeinere Urteile über Klassengesellschaft und libertären 
Kommunismus ein. Z. B.: „Ich steige auf einen Berg und sehe die fruchtbaren Land- 
striche meiner Heimat, wie sie veröden und ungenutzt daliegen ... .“ — schrittweise 
werden dann die Gründe der Verödung in Ökonomie und Moral der herrschenden 
Klasse entwickelt. Oder: ‚ich kann nicht schreiben, denn ich mußte schon als Kind 
die Schweine des Landjunkers Domecg hüten, damit dieser seine Kinder auf gute 
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Schulen schicken konnte . . .““ — aus seiner verallgemeinerbaren persönlichen Situa- 
tion stellt dann der Schreiber die allgemeine Lage der Landarbeiter in einer kapitali- 
stischen Ökonomie dar. 

Trotz des Regionalismus der Arbeiterpresse, der Herkunft der Artikel, ihrer 
engen Integration in einen mündlichen Kommunikations- und Erfahrungszusammen- 
hang blieb man sich der Grenzen bewußt, die eine schriftliche Kommunikation für 
eine politische Arbeiteröffentlichkeit hat. So schreibt ein Militanter an „La Voz del 
Campesino“: „Man theoretisiert viel vom hohen Podest herunter und in Zeitschrif- 
ten, und vergißt dabei die öffentlichen Plätze, wo Tag für Tag Arbeiter dahinsiechen, 
weil sie nichts zu essen haben. Dort muß die revolutionäre Agitation gemacht wer- 
den!“ Und ein Arbeiter aus Jerez leitet seine Streitschrift gegen den Akkord selbst- 
kritisch mit den Worten ein: „Genossen. Die Feder zu ergreifen heißt, einen Schritt 
in die Anomalie zu tun. Die aber verbreitet sich höchst unklug in den Reihen des or- 
ganisierten Proletariats“. Andererseits war sich die anarchosyndikalistische Bewegung 
über die großen Möglichkeiten einer Presseöffentlichkeit im klaren, die darin liegt, 
daß die politischen Diskussionen der einzelnen pueblos und Regionen verallgemei- 
nerbar und koordinierbar werden. 

Die agraranarchistischen Zeitschriften Andalusiens geben, so sollte jetzt deut- 
lich sein, ein stark angenähertes Bild der Vorstellungen, die die Landarbeiter, Klein- 
bauern und Handwerker der Region über die kapitalistische Gesellschaft und Wege 
wie Ziele einer Sozialrevolution hatten. Die folgende Skizze stützt sich vor allem auf 
Artikel der Zeitschrift „La Voz del Campesino“ aus dem Jahre 1932 (31). 


3. Die Ideen des Agraranarchismus 


„Das Land denen, die es bearbeiten!“ war der Titelspruch von „La Voz del Campesi- 
no“, oder wie ein Sprecher der Bewegung formulierte: „Befreien wir das Land, dann 
wird der Mensch befreit sein! Das ist der einmütige Ruf, den die Parias der Äcker 
Spaniens und der ganzen Welt erheben.“ Damals wie heute befindet sich das andalu- 
sische Land hauptsächlich in den Händen weniger reicher Großgrundbesitzer, die 
Mehrheit der Landbevölkerung ist von ihren gelegentlichen Arbeitsangeboten abhän- 
gig, die niedrigen Löhne — der Durchschnitt lag 1932 bei 6 pts. knapp über der Hun- 
gergrenze — reichen nicht, um die Familie über die arbeitslosen Monate ohne Hun- 
ger und krasses Elend durchzubringen (32). Eine dünne Schicht von Kleinbauern 
und Kleinpächtern lebt unter kaum besseren Bedingungen, da die Landjunker auch 


31 Vom Juli 1932 bis Januar 1933 ist diese Zeitschrift, wie andere Dokumente der anarchi- 
stischen und syndikalistischen Presse Spaniens, im „Institut für Internationale Sozialge- 
schichte Amsterdam zugänglich. „La Voz del Campesino“ erschien 14täglich. 

Wenn nicht anders vermerkt, zitiere ich im folgenden Aussagen, Wendungen, Überlegun- 
gen und Bilder immer aus dieser Zeitschrift. 

32 Antonio Calero Amor, in Historia del movimiento obrero en Granada 1909 - 1923, Madrid 
1973, berechnet die Ausgaben einer 4köpfigen Familie, nur für Nahrungsmittel im Jahr 
1915 auf 118 pts. monatlich, also 4 pts. pro Tag. (Angenommen ist allerdings täglicher 
Fleischkonsum, den sich andalusische Arbeiterfamilien bis heute nicht leisten können). 
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den Verkauf agrarischer Produkte monopolisieren und durch hohe Pachtzahlungen 
die Kleinproduzenten in Abhängigkeit und Verschuldung halten. Noch heute besagt 
ein geläufiger Spruch der Dorfbewohner, daß „vier oder fünf rancheros das ganze 
Land der Gemarkung gehört“. 

In den Augen der Landarbeiter gab (und gibt) es für das Eigentum der „senori- 
tos‘“ — wie man die Agrarkapitalisten in abwertender Anlehnung an das feudale „se- 
nor“ schimpft — keine Legitimation. Wie wir gesehen haben, war hier der Raub des 
Gemeindelandes die historische Schlüsselerfahrung, wie auch die Forderung nach 
„teparto“, nach Aufteilung des Landes, an Traditionen des Gemeindeeigentums an- 
knüpfte. ‚‚reparto‘‘ bedeutete den Anarchisten jedoch nicht, daß man die alten Ver- 
hältnisse wiederherstellen will, sondern zielte auf deren Universalisierung und Trans- 
formation. Sie ist universalisiert, insofern sie das gesamte bebaute wie unbebaute 
Land umgreift und sich im Rahmen einer weltweiten Bewegung der Arbeiter — „der 
Sklaven der ganzen Welt‘ — gegen Privateigentum und Ausbeutung versteht. Sie ist 
transformiert, insofern die Idee der parzellierten Privatbewirtschaftung abgelöst 
wird von der Forderung auf kollektive Bodenbebauung. Die Sprecher der anarcho- 
syndikalistischen Bewegung vertraten einhellig die Auffassung, daß gemeinsamer Be- 
sitz und Bewirtschaftung ein elementares Naturrecht aller Menschen ist und daß je- 
der private Eigentumsanspruch die anderen Menschen dieses Rechts beraubt. 

Die gemeinsame Bewirtschaftung wird in „La Voz delCampesino“ auszweiGrün- 
den befürwortet: Zum einen garantiert sie eine Ertragssteigerung und damit die Sub- 
sistenz aller, dasie die breite Anwendung maschineller Produktionsmethoden zuläßt. 
Vor allem aber zersetzt der parzellierte Anbau die Solidarität und Gemeinschaftlich- 
keit der Menschen, ohne die eine gesellschaftliche Emanzipation nicht durchgesetzt 
und verteidigt werden kann. So resümiert ein Artikel zur Agrarreform: „Wir sind 
entschieden gegen eine Parzellierung der Ländereien, denn dieses System der Kulti- 
vierung führt moralisch gesehen zu Resultaten, die pessimistisch stimmen. Es macht 
den Bauern menschenscheu, ungeselligund unsolidarisch mit den anderen Arbeitern, 
denn der ausschließliche Besitz an Land belebt bei ihm einen am Rande vorhande- 
nen Egoismus und kann ihn zu einem Hindemis für den ökonomischen und sozialen 
Fortschritt verwandeln. Dieses System ist antiökonomisch und rückschrittlich — da- 
rum auch vertreten es die Eigentümer und Regierenden.“ 

Hobsbawm bemerkt zutreffend, daß die andalusischen braceros und Kleinpro- 
duzenten mit dem Kommunismus nicht eine Gesellschaft allgemeinen Reichtums, 
sondern des „gerechten Miteinanderteilens der Härten und Bürden des Lebens“ her- 
stellen wöllten (S. 109). Dieempörende Ungerechtigkeit der Klassengesellschaft stel- 
len die schreibenden Arbeiter immer wieder an der Tatsache dar, daß die Mütter ihre 
Kinder hungrig zu Bett schicken müssen, während die Reichen in Luxus schwelgen. 
Nahrung, Wohnung und Kleidung für alle war das materielle Ziel des Agraranarchis- 
mus, Konsumansprüche, die darüber hinausgingen, wurden als Nachahmung des Le- 


Bis 1932 stiegen die Lebenshaltungskosten um ca. 50 % (der Herstellungspreis von Zeit- 
schriften erhöhte sich um 70 %), außerdem sind die Familien im Schnitt zahlreicher als 
A.C. annimmt, vor allem mußten auch die Alten, die keine Rente bezogen, ernährt werden. 
Schließlich gingen die Familien in den vielen arbeitslosen Monaten völlig leer aus. 
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bensstils der herrschenden Klasse verurteilt. Die elementare Bedürfnisorientierung 
dominierte so sehr im Denken der andalusischen Arbeiter, daß der kapitalistische 
Akkumulations,‚trieb“ ihnen schlicht unverständlich blieb. Man deutet ihn als Krank- 
hafte, da unmäßig gewordene Freßgier, die sich bis zum Hineinschaufein von Geld 
in den fetten Wanst steigern kann. Noch heute gilt der „dicke Bauch“ als das sozia- 
le Merkmal des Kapitalisten, und die Akkumulation als nutzloses Anhäufen von Geld 
auf eine Bank, woes dann mit den Jahren vermodert. Erklärbar ist das kapitalistische 
Verhalten neben der unmäßigen Freßgier der Reichen aus ihrem grenzenlosen Egois- 
mus und ihrem Bestreben, sich zu Herren über die anderen Menschen aufzuschwin- 
gen. 

Die elementare Bedürfnisorientierung schloß — im Gegensatz zu der von vie- 
len Marxisten vertretenen Annahme — eine Entwicklung der Produktionsmethoden 
nicht aus, sondern ein. Dem lag die bittere Erfahrung zugrunde, daß die Kapitalisten 
die Landwirtschaft vernachlässigen (33). Auf weiten Landstrichen bauen die senori- 
tos nichts an, fruchtbaren Boden reservieren sie für Jagd oder Viehzucht und rauben 
so den braceros Arbeit und Brot. Ein schreibender Arbeiter schildert diese elende Si- 
tuation für seine unmittelbare Heimat: Das Land wurde eingezäunt und verödet oder 
wird zur Viehhaltung genutzt. Eine Handvoll Treiber reicht zur Bewachung aus, die 
Häuser der verstreuten Landsiedlungen verfallen, da ihre Bewohner mangels Arbeit 
sie verlassen mußten. Sie bevölkern jetzt als Schuhputzer und Bettler die Straßen ei- 
ner größeren Stadt oder sind irgendwohin in den Norden gewandert. Schuld an der 
Verwüstung ist ein großer Landbesitzer, „ein Monster, das nach Reichtum hungert‘“. 
Erst wenn die soziale Revolution ihn vertreibt, werden die Menschen zurückkehren 
und das Land bebauen können. Dann wird wieder Leben in diese Öde einkehren. 

Der Agraranarchismus wollte die verfügbaren Produktionstechniken für alle 
Menschen in gleicher Weise nutzen. Jeder sollte nach seinen Kräften zum allgemei- 
nen Wohl beitragen, jeder sollte nach seinen elementaren Bedürfnissen am Verbrauch 
des Gesamtprodukts teilhaben. Niemand, der nicht krank, alt oder ein Kind ist, soll- 
te von der Verpflichtung zur (körperlichen) Arbeit entbunden sein. Das Geld, das 
die sozialen Beziehungen korrumpiert, wird ebenso abgeschafft wie jede Form staat- 
licher Herrschaft, die freien Dorfkommunen regeln ihre Angelegenheiten durch Volks- 
versammlungen, an denen alle erwachsenen Ortsbewohner teilnehmen, und durch 
Komitees, die aus den Versammlungen gebildet und abgewählt werden. 


33 „Die capitalistas säen nicht aus. Sie zäunen das Land ein, treiben Vieh auf die Weide und 
stellen zwei, drei Männer ein, der Rest bleibt ohne Arbeit. Oder sie lassen das Land ver- 
kommen und nutzen es für Herrenjagden, zu denen sie aus Madrid oder Sevilla anreisen, 
uns aber verbieten sie die Jagd, die wir im Winter dringend zum Essen brauchen. Wenn ih- 
nen die Löhne zu hoch sind, pflügen sie die Felder einfach um oder werfen die Früchte 
den Schweinen vor.“ So äußern sich auch gegenwärtig andalusische Arbeiter zur Land- 
frage. Bestimmend ist die Erfahrung, daß die Kapitalisten die Fruchtbarkeit des Bodens 
nicht nutzen. Die Umwälzung der Eigentumsverhältnisse ist für die Arbeiter unlösbar mit 
einer Steigerung der landwirtschaftlichen Erträge verbunden. Deutlich wurde das jüngst 
im portugiesischen Alentejo, dem ‚‚Bruderland‘“ Andalusiens, wo die reichen Grundbesit- 
zer das Land noch mehr vernachlässigt haben. Die Kooperativbewegung der Landarbeiter 
ist hier Landnahme im sozialen wie natürlichen Sinn: Enteignung der Latifundien und 
Kultivierung des bisher ungenutzten Landes. 
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Im Widerspruch zu den „Söhnen von Karl Marx“ lehnten die schreibenden Ar- 
beiter jede proletarische Diktaturab — „was wir für uns nicht wollen, das wollen wir 
für niemand“. Die Bildung politischer Zentralorgane führe unvermeidlich in eine neue 
Klassengesellschaft, eine neue Despotie über die arbeitende Bevölkerung. Niemand 
hat das Recht, sich zum ‚Vormund“ oder „Blindenführer“ des Volks aufzuspielen. 
Teilweise griff man darum sogar die Existenz der F.A.l., einer geheimen Organisation 
anarchistischer Militanter an, die in den 20er Jahren zusätzlich zur syndikalistischen 
Bewegung der C.N.T. gegründet wurde. Auch durften die freien Kommunen keine 
Zwangsvereinigung sein — sie müssen durch ihr Beispiel die noch Abseitsstehenden 
praktisch überzeugen. So würden sich über kurz oder lang alle Menschen ihr anschlies- 
sen, „denn esist unmöglich, ein Leben als Einzelgänger zu führen“. Ist soziale Gleich- 
heit im Rahmen kollektiver Produktion und Sozialorganisation einmal hergestellt, 
so verwandelt sich auch die Arbeit aus einer Last zu einer wesentlichen Lebensver- 
wirklichung. ‚Wenn wir alle gemeinsam arbeiten und es außer der gesamten Mensch- 
heit keine Herren mehr gibt, stellt sich die Arbeit nicht mehr als Last oder als Pflicht 
dar, sondern im Gegenteil als ein Vergnügen, dem wir mit Leichtigkeit und Freude 
nachgehen, denn wir wissen, daß wir es für das eigene Wohl und für die gesamte 
Menschheit tun.“ 


4. Verteidigung der ländlichen Klassenkultur 


Die andalusischen Arbeiter orientierten ihre Ideen zur vergesellschafteten Produktion 
an der historischen Erfahrung der Gemeinbewirtschaftung, die sie aber universalisier- 
ten und transofrmierten. In dieser Hinsicht basierte ihre Sozialutopie ziemlich ein- 
deutig auf „utopischen Rückgriffen“. Gleichzeitig wollten sie die Lebens- und Ver- 
kehrsformen der Volksklassen in den Landkommunen defensiv gegen die zeısetzen- 
den bürgerlichen Einflüsse erhalten und ihre Merkmale der Gegenseitigkeit und Gleich- 
heit wiederbeleben. Anhand der schriftlichen Selbstzeugnisse soll das jetzt erläutert 
werden. 

Nach dem blutig unterdrückten Versuch der Bewohner von Casas Viejas, Januar 
1933, in ihrem Ort den libertären Kommunismus zu errichten, schreibt die nationale 
Tageszeitung der C.N.T.: „Die allgemeine Erhebung wird auf den Landdörfern ihren 
Anfang nehmen. Sie wird nicht in den großen Städten beginnen, sondern in Orten 
wie Casas Viejas. Diese Bewegung wird ein reinigendes Feuer über das Land und die 
Städteganz Spaniensentzünden. Casas ViejasstehtdafüralsSymbol.‘‘(CNT, 15.2.1933) 
Wenige Monate zuvor verkündet ein Militanter aus der Nähe dieses Orts: „Die Revo- 
lution hat keinen politischen Charakter, die Umwälzung kommt nicht aus den höhe- 
ren Sphären der Politk. Die Revolution ist eine wesentliche und natürliche Eigen- 
schaft der Landorte, die darauf drängen, sich zu befreien — und sie ist das im weite- 
sten und ganzen Sinn des Worts.“ 

Dieser pathetischen Einschätzung lagen zwei Überlegungen zugrunde. Einmal, 
daß die Landarbeiter, Pächter und Kleinbauern einer verglichen zum städtischen Pro- 
letariat extremeren Ausbeutung unterworfen sind. Sie erhalten den geringsten Lohn, 
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müssen die härteste Arbeit leisten und ihre Familien leiden dennoch Hunger, da die 
Männer das halbe Jahr ohne Arbeit sind. Die Landproletarier sahen sich selbst am 
Rande der Gesellschaft, als ‚die Fußmatte, auf die alle Privilegierten treten‘; gleich- 
zeitig aber, weil sie für die elementare Subsistenz aller sorgten, als die eigentlich pro- 
duktive Klasse in dieser Gesellschaft. Diese Verbindung von sozialer Randstellung 
und doch die Gesellschaft tragende Produktivität ihrer Tätigkeit begründete, nach 
der Selbstdeutung des Landproletariats, seine revolutionäre Kraft. 

Die zweite unter den Landarbeitern geläufige Überlegung bezog sich auf die re- 
lative Intaktheit solidarischer und egalitärer Normen im sozialen Leben der Arbeiter- 
schaft, vor allem der ländlichen Gebiete. Die klassenlose Gesellschaft soll „Liebe, 
Brüderlichkeit, Harmonie und Wahrhaftigkeit“ unter allen Menschen herstellen, und 
sie knüpft dazu an die existierenden sozialen Beziehungen im „pueblo“ an, wie man 
in Spanien die Landgemeinde nennt. Während die bürgerliche Klasse ein degenerier- 
tes und verworfenes Leben führt und ihre moralische Korruption bereits Teile der 
Stadtbevölkerung erfaßt, bewahrt vor allem die bäuerliche Klasse die „ursprüngliche 
Reinheit“ sozialen Zusammenlebens. 

Die Gemeinschaftlichkeit und Gegenseitigkeit des pueblo wird durch die Bour- 
geoisie bedroht, die sich als unmenschlichster Endpunkt einer jahrtausendalten Klas- 
senhertschaft wie Drohnen im sozialen Mechanismus festgesetzt hat. Es ist daher nur 
konsequent, wenn die andalusischen Landarbeiter eine Theorie oder besser: eine Le- 
gende der externen Entstehung von Klassenherrschaft vertraten: Ein Teil der Mensch- 
heit habe in friedlicher Gemeinbewirtschaftung Ackerbau und Viehzucht getrieben, 
ein kleinerer Teil setzte das Leben als Räuber und Jäger fort, die Art ihrer Tätigkeit 
machte sie zu grausamen und wilden Menschen. „Eines Tages“ überfielen die wilden 
Stämme die kultiviert und herrschaftsfreilebenden Bauern und Hirten, machten sich 
zu ihren Herren und führten das Eigentum an Land und Produktionsmitteln ein. „Da- 
mit entstanden die Klassen und der Klassenhaß.“ Dieser Ursprungsmythos findet sei- 
ne historische Anwendung in der Auffassung, daß sich Landadel und Agrarbourgeoi- 
sie ihren Besitz durch Raub und Betrug angeeignet haben. Und sie schlägt sich in ei- 
nem noch heute verbreiteten Bild vom Klassengegensatz nieder, das die Trennungs- 
linie sozialgeographisch fixiert zwischen der ortsansässigen Arbeiterschaft und der 
außerhalb der proletarischen Klassengemeinde verbleibenden Bourgeoisie und des 
staatlichen Herrschaftsapparats. Den pueblo bilden die dort wohnenden Arbeiter, er 
ist Gemeinwesen und Volksklasse in einem. 

Die agraranarchistische Bewegung stützte sich auf eine noch gegenwärtig vor- 
handene Lebenseinheit der Arbeiterklasse in den großen Wohngebilden des pueblo. 
Diese Einheit wurde durch den Syndikalismus verstärkt. Die örtlichen Arbeiterzen- 
tren waren gleichzeitig sozialer Mittelpunkt der arbeitenden Bevölkerung. Sie orga- 
nisierten nicht nur den Klassenkampf, sondern fungierten auch als Vereinigungen 
zur gegenseitigen Hilfe. Einen wichtigen Stellenwert hatte dabei die Unterstützung 
der Familien, deren Ernährer verhaftet und ins Gefängnis gesteckt worden waren. 
Einen beträchtlichen Teil der publizistischen Aktivität des „La Voz del Campesino“ 
nehmen die Aufrufe zur materiellen Solidarität mit den Familien politischer Gefange- 
ner und die Veröffentlichung von Sammlungen ein. Die Centros Obreros bemühten 
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sich auch, die Lebensmoral der Arbeiterschaft zu stärken und sie bekämpften etwa 
das Glücksspiel und den Alkoholgenuß, „der den Menschen erniedrigt, den Streit 
nährt und Frieden und gegenseitigen Respekt unter den Menschen zerstört“. In den 
Zentren bestand strenges Trink- und Spielverbot, das überzeugte Anarchisten auch 
auch sonst befolgten. Schließlich lagein Schwerpunkt der Zentren in den ensenanzas, 
der kulturellen Erziehung, die — im Gegensatz zu den Sozialisten — streng von den, 
in andalusischen Dörfern kaum vorhandenen, staatlichen und religiösen Ausbildungs- 
institutionen getrennt wurde. Die Anarchisten haben nie den Bau von Staatsschulen 
gefordert, sondern ihre eigenen gegründet. Unter enseianzas verstand man zunächst 
die Verbreitung der Ideen und der Wissenschaften, wobei man sich ausschließlich 
auf Arbeiterliteratur stützte. Vor allem aber bemühten sich die Zentren um die Er- 
richtung von „escuelas racionalistas“, Schulen, die nach dem Vorhild des 1909 er- 
mordeten Katalanen Francisco Ferrer die Unterweisung in Lesen, SchreibenundRech- 
nen mit einer Aufklärung der libertären Ideen verbanden. 

Die Centros Obreros verstanden sich als Keimzellen der freien Kommunen in 
einer kommunistischen Gesellschaft. Oft fielen im pueblo ihre Mitglieder mit der 
Voiksklasse zusammen. Diaz del Moral erhielt um 1920, als er in der cordobesischen 
Ebene nach der Zahl der im pueblo organisiserten Arbeiter fragte, immer wieder zur 
Antwort „man muß sie nicht zählen, es sind alle“ (S. 293). Als 1932 Mitglieder der 
jungen kommunistischen Partei in der Gegend um Cadiz unter der Parole der Arbei- 
ter-Einheitsfront auftreten, kommt es auf der Arbeiterversammlung eines kleineren 
Ortes von etwa 2000 Bewohnern zu einer langen Diskussion. In diesem Ort liegen 
die Klassenverhältnisse klar. Eine Klasse teilt Reichtum und Macht unter sich, abseits 
und im Kampf gegen sie steht die andere Klasse ohne Freiheit und ohne Brot. Ein 
Arbeiter vertritt auf der Versammlung den (autoritärten) Kommunismus. Ihm wird 
vor allem mit dem Hinweis geantwortet, daß die Einheitsfrontidee in diesem Ort völlig 
unsinnig sei. Es habe hier nie Spaltungen gegeben, die man überwinden müsse. „In 
allem sind wir immer einen gemeinsamen Weg gegangen.“ Dieser Hinweis soll sogar 
den Kommunisten wieder bekehrt haben. 

Allerdings ist der Bericht nicht verallgemeinerbar. Seit Ausrufung der Repu- 
blik 1931, als die Hoffnung bestand, auf legalem Weg die bestehenden Eigentumsver- 
hältnisse zu ändern, spaltete sich die Arbeiterschaft in vielen Orten in eine anarcho- 
syndikalistische und eine sozialistische Bewegung. Auf gesamtspanischer Ebene war 
diese Spaltung, mit ihren Konflikten und Auseinandersetzungen, ein Grund für die 
historische Niederlage der Arbeiterbewegung. Darum unter anderem setzt sich die 
neue Bewegung in den Comisiones Obreras die Erhaltung der Klasseneinheit als vor- 
rangiges Ziel, wobei sie in der Bewertung von Autonomie und Unabhängigkeit an die 
syndikalistische Tradition anknüpft, ohne die anarchistischen Ideen zu übernehmen. 

Dem andalusischen Agraranarchismus war der Gedanke völlig fremd, daß die 
kapitalistischen Produktionsverhältnisse irgendeine Basis für emanzipatorische Ver- 
änderungen der sozialen Verkehrsformen abgeben könnten. In dieser Hinsicht war 
er im Urteil von Theoretikern eines linearen Fortschritts durchaus konservativ. Die 
Frage ist nur, ob nicht dieser Standpunkt borniert ist, insofern er hinter die histori- 
schen Möglichkeiten konkreter Alltagssolidarität in einer befreiten Gesellschaft zu- 
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rückfällt, die zumindest damals in der Volksklasse der spanischen pueblos noch be- 
standen hat. 

Der Rückgriff des Agraranarchismus auf alte Formen der Dorfsolidarität findet 
sich etwa in naturrechtlichen Überlegungen: 

Im staatsfreien Gesellschaftszustand, den die Anarchisten sofort errichten woll- 
ten, ist jede formelle Gesetzgebung abgeschafft. Die historische und täglich wieder- 
holte Erfahrung bestätigte den Tagelöhnern und Kleinproduzenten Andalusiens, daß 
Gesetze nur dazu dienen, Ausbeutung und Unterdrückung des Volks aufrechtzuer- 
halten und zu verschärfen. Die ‚‚Legalisierung‘ der Eigentumsverhältnisse im 19, Jahr- 
hundert vertrieb sie von den Ländereien, die sie meist in Parzellen bewirtschaftet hat- 
ten. Die Rechtstitel der Agrarbourgeoisie waren gefälscht oder gekauft, die Richter 
bestochen oder sonstwie mit den Landräubern verbunden. Zur Verteidigung des ‚‚le- 
galisierten Eigentums“ wurde ab 1944 in jeden Ort eine bewaffnete Streitmacht ge- 
setzt, die guardia civil; von den Arbeiterfamilien im pueblo wurde sie noch mehr ge- 
haßt als gefürchtet. Brenan schreibt, daß jeder guardia civil ein „Rekrutierungsoffi- 
zier‘‘ für die anarchistische Bewegung war (34). Noch heute sagen selbst politisch 
eher konforme Ortsbewohner, daß die guardia nur die Interessen der Kapitalisten 
verteidigt. 

Nach Auffassung eines schreibenden Arbeiters, der sicher eine allgemein ver- 
breitete Meinung wiedergibt, hat die herrschende Klasse mit ihren Gesetzen aus dem 
sozialen Leben eine „Maschine von höchster Kompliziertheit“ gemacht, die wegen 
der offenkundigen Ungerechtigkeiten, die sie stützt, zutiefst unverständlich ist. Eine 
gerechte Gesellschaft muß zu der Einfachheit des Lebens zurückkehren, wie sie vor 
der Entstehung von Klassen und sozialer Herrschaft bestanden hat. Diese Rückkehr 
stellt soziale Harmonie und Gerechtigkeit her, die von Natur aus den sozialen Ver- 
kehr der Menschen bestimmen. „Das Leben kann einfach sein, wenn wir es im Schoß 
der Natur suchen. Die Natur sollte unsere einzige Regierung sein. Die Regierung der 
Menschen bedeutet Bosheit und die Ambition zu herrschen.“ Der Schreiber zitiert 
einen in derregionalen Bewegung verbreiteten Spruch: „Alle Menschen sind im Grun- 
de genommen Anarchisten, denn die Anarchie ist das Symbol des Lebens. Anarchie 
ist das Leben.“ 

Das bürgerliche Konzept des Naturrechts und des Naturzustands stellt diesen 
als die Ordnungslosigkeit ungeselliger Privatproduzenten dar, es projiziert die Normen 
ökonomisch-sozialer Beziehungen der besitzenden Klasse auf die staatsfreie Lebens- 
weise der Menschen. Das agraranarchistische Konzept des Naturrechts stellt diesen als 
harmonisches Zusammenleben kollektiver Produzenten ohne soziale Unterschiede 
und in gegenseitigen Solidaritätsverpflichtungen dar. Es verallgemeinert Verkehrsfor- 
men der Voiksklassen im pueblo, die sich gegen die kapitalistischen Einflüsse erhal- 
ten haben, auf die staatsfreie Lebensweise der Menschen. Diese Lebensweise ist ge- 
recht, da sie keine sozialen Unterschiede zuläßt, sie ist wahr (im Sinn von wahrhaf- 
tig), da es in ihr Heuchelei und Lüge, den Bruch zwischen Privatsphäre und gesell- 
schaftlichen Beziehungen, nicht gibt, sie ist brüderlich, da sie die Familiensolidarität 


34 G. Brenan, The Spanish Labyrinth. An Account of the Social and Political Background 
of the Spanish Civil War, Cambridge 1971,8S. 156 
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auf die gesamte Menschheit ausdehnt, und sie ist einfach und durchschaubar, da 
nicht komplizierte Gesetze, sondern eine jedermann zugängliche und einsichtige So- 
zialmoral das tägliche Miteinander regelt. Die Naturgesetze sind die ungeschriebenen 
sozialen Normen, nach denen sich die Bewohner des pueblo zumindest teilweise rich- 
ten. ‚Die Solidarität, die wir fordern — so ein Aufruf — ist Teil unseres eigenen Le- 
bens“, nicht nur eine abstrakte Norm für die Zukunft. 

Die Orientierung der andalusischen Sozialbewegung an sozialen Verkehrsfor- 
men der Voiksklassen wird auch negativ deutlich am Bild, das sie zur Lebensweise 
der herrschenden Klasse zeichnet. In der spanischen Arbeiterbewegung spielte die 
Kritik an der bürgerlichen Lebensmoral eine wichtige Rolle. Brenan schildert, wie 
1936, als die Arbeiter das Zentrum Malagas anzünden, ein alter Anarchist auf die 
brennende Stadt herabschaut. (Im Zentrum befinden sich die großen Kirchen, die 
Geschäfte der Reichen, die Villen der sefioritos.) „Ja — sagt er — sie brennen es nie- 
der. Und ich sage dir, kein Stein wird auf dem anderen bleiben — nein, nicht eine 
Pflanze, nicht einmal Kohl wird hier wachsen, damit keine Verruchtheit mehr in der 
Welt ist“ (S. 189). 

Die bürgerliche Lebensmoral wird entschieden bekämpft, weil sie die Lebens- 
weise der arbeitenden Klassen beeinflußt und zersetzt. Die schreibenden Arbeiter ge- 
hen häufig auf die korrumpierende, die Sitten verderbende Wirkung der Klassenge- 
sellschaft und ihrer dominierenden Moral ein. Als Beispiel führen sie an, daß der Hun- 
ger viele Frauen zu Prostituierten, „ihre Liebe käuflich macht“, oder daß sich Ar- 
beiter durch relative Privilegien bestechen lassen und von der Klassensolidarität los- 
sagen. Typisch sind Aussagen wie: „Die gegenwärtige Gesellschaft hat alles, was an 
Gesundem, Edlem und Gerechtigkeitssinn in den menschlichen Gefühlen geblieben 
ist, verdorben und sie verdirbt es weiter.“ Dennoch hat sich eine gerechte und brü- 
derliche Lebensmoral in den arbeitenden Klassen teilweise erhalten. Damit der Zer- 
setzungsprozeß nicht weiter fortschreitet, muß die Revolution möglichst schnell 
stattfinden: „Nur eine Klasse bewahrt ihre alte seelische Reinheit. Es ist die Arbei- 
terklasse. Gleichwohl ist sie anfällig für das Eindringen des ekligen Virus, der noch 
immer unsere sozialen und ökonomischen Geschicke bestimmt. Daher müssen wir 
uns mit der Verteidigung beeilen, bevor wir in seine (des Virus) Fänge geraten.“ (35) 

Zersetzend auf das Leben der arbeitenden Klassen wirkt sich vor allem der 
Warenverkehr aus. Ständig weisen die schreibenden Arbeiter auf seine verhängnisvol- 
len Folgen hin. „Kein Zweifel, der Erfinder des Geldes hat dadurch den Menschen 
entwertet und einem Paperfetzen und einem Metall- oder Silberstück Wert gegeben.“ 
„Er ist verantwortlich, daß der Mensch sein persönliches ‚Ich‘ verlor, seine Unab- 
hängigkeit: daß er zum Gegenstand wurde!“ „Mit diesem Paperfetzen und Metall- 


35 Biologisierende Metaphern und Gesellschaftsbilder dürfen natürlich nicht unabhängig von 
ihrer politischen Funktion beurteilt werden. So hat der spanische Faschismus wenig später 
die Arbeiterbewegung als Krankheitsherd im Leben der Nation physisch auszurotten ver- 
sucht. Für die biologisierenden Metaphern der andalusischen Sozialbewegung ist festzuhal- 
ten, daß sie immer soziale Verhältnisse darstellen sollen. So ist der ‚‚eklige Virus‘ die bür- 
gerliche Lebensweise, nicht der einzelne Bürger. Auch muß beachtet werden, daß ein gro- 
Ber Teil der biologisierenden Gesellschaftsbilder der Bewegung an lebendige bäuerliche Ar- 
beits- und Naturerfahrungen anknüpft. 
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oder Silberstücke haben, ich wiederhole, die Männer und Frauen das heiligste, das 
achtbarste, das würdevollste und ehrenwerteste verloren, was das menschliche Wesen 
besitzen kann: Die Würde, die Redlichkeit, die Achtung — in einem Wort: die erhe- 
bende Moralität.“ „(Die Urheber des Geldes haben nichts Nützliches getan, nein,) 
sie waren einzig und allein Störer der gemeinschaftlichen und individuellen Ruhe, 
sie haben die geistige Erhabenheit des menschlichen Wesens verkrüppelt.“ 

„Ruhe“, „Würde“ und „Achtung“ sprechen wichtige Merkmale sozialer Ver- 
kehrsformen unter den arbeitenden Volksklassen an. „Ruhe“ bedeutet, wie noch heu- 
te im Alltagsgebrauch des andalusischen pueblos ersichtlich (vgl. unten), daß die So- 
zialbeziehungen und ihre Regeln durchschaubar sind (= Einfachheit des Lebens) und 
die Menschen gemeinschaftlich und hilfsbereit miteinander verkehren. An der Lohn- 
arbeit wird neben ihrem ausbeuterischen Charakter immer herausgestellt, daß sie Wür- 
de und Achtungdes Arbeiters vernichtet. Der Aspekt der formellen Freiheit und Gleich- 
heit des Arbeitsvertrags verschwindet für die andalusischen Landarbeiter völlig hin- 
ter der Tatsache der sozialen Ungleichheit, der Herrschaftsgewalt des Kapitalisten 
und der Entwürdigung des Menschen zum Handelsobjekt. 

Als Bewegung gehört der Agraranarchismus heute der Vergangenheit an. Wenn 
seine Ideen geschildert wurden, so nicht in der Annahme, daß sie noch gegenwärtig 
das Denken des andalusischen Volks bestimmen. Etwa wird heute die Forderung 
nach kollektiver Landverteilung stark überlagert von der Forderung, Fabriken auf 
dem Land zu errichten. Auch würde sich nach der Erweiterung staatlicher Funktio- 
nen und der Einführung minimaler sozialstaatlicher Sicherungen in den Landorten 
nicht mehr die Auffassung durchsetzen, daß der Staat sofort beseitigt werden kann. 
Und sicher würde eine erfolgreiche sozilrevolutionäre Bewegung nicht das Geld ab- 
schaffen, wie es noch 1936 in Castro del Rio, Rondala Vieja und anderen Orten in 
der republikanischen Zone geschah (vgl. Anm. 25). 

Da aber die Ideen ziemlich direkt an die sozialen Verhältnisse im pueblo und 
die alltäglichen Sozialerfahrungen des Volks anknüpfen, dürften sie das Denken an- 
dalusischer Arbeiter in vielfältiger Weise weiter bestimmen — nur eben nicht als anar- 
chistische Ideologie. Für die, vorpolitisch bleibende, Kritik am Großstadtleben wer- 
den wir das später zeigen (Teil II). Der Terror der Faschisten, die alle greifbaren 
Sprecher der Bewegung erschossen und jede öffentliche Diskussion gesellschaftspoli- 
tischer Themen rigoros unterdrückten, hat jedoch dafür gesorgt, daß es eine öffent- 
liche Überlieferung der Ideen nicht gibt. Dennoch ist die Tradition vor allem bei den 
Älteren nicht einfach verschwunden, Als Beispiel bringen wir Auszüge aus einem Ge- 
spräch mit einem gut 60-jährigen Alten im Jahr 1973. Sie sollen gleichzeitig verdeut- 
lichen, wie die Orientierung am pueblo als sozialer Gemeinschaft in eine Erklärung 
kKapitalistischer Bereicherungssucht eingeht. Der Alte sieht den Grund dafür im Ego- 
ismus der Reichen, d.h. wörtlich ihrem Bestreben, sich vom Volk abzusondern und 
einen eigenen Lebenskreis zu bilden. Umgekehrt gewendet heißt das wohl, daß das 
gemeinschaftliche Leben verstärkt werden muß, um in der „anderen Welt des allge- 
meinen Glücks‘ neue soziale Ungleichheit zu verhindern. Der Alte stammt aus einem 
Ort bei Jerez, in dem bis 1936 die C.N.T. praktisch die gesamte Arbeiterschaft or- 
ganisiert hatte. Er arbeitet heute auf dem Bau, obwohl er einige Hektar Land besitzt, 
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die er aber verpachtet hat. Der Grund? „Auf dem Bau kann ich den ganzen Tag mit 
meinen Kollegen reden, als kleiner Bauer wäre ich den ganzen Tag allein.“ 

„Das Geld ist die Quelle aller miseria und darum ist es falsch zu meinen, man 
könne durch Geld glücklich werden. Die Reichen wollen immer mehr Geld, weil sie 
Egoisten sind. Sie wollen allein sein, sie sind hinter dem Geld her, um sich von ande- 
ren Menschen absondern zu können. Sie wollen das Geld, weil sie Einzelgänger sind 
und sie schnüren darum den anderen Menschen die Hälse zu. Sie töten, um sich zu 
bereichern, sie lassen verhungern; wer sich ihnen in den Weg stellt, den werfen sie ins 
Gefängnis oder bringen ihn um. Aber auch die Reichen werden nicht glücklich. Das 
Glück gibt es nur ineiner anderen Welt, einer Welt ohne Gefängnisse, ohne Geld, ohne 
Hunger, wo die Menschen alle gleich sind. In dieser Welt wird sich die Lage für alle 
verbessern. Die Reichen aber setzen alles daran, diese Welt zu verhindern, denn sie 
sind Egoisten und sie haben keine Liebe. Sie haben alle Macht, das Militär, die Poli- 
zei, die Gefängnisse, und doch werden sie diese Welt nicht verhindern können. Die 
Welt des Glücks, der Liebe und der Gleichheit wird kommen — das ist ganz sicher.“ 


5.  Internationalismus und Persönlichkeitsbegriff der Landarbeiter 

In der marxistischen Diskussion überwiegt — so hatten wir anfangs festgehalten — die 
Skepsis gegenüber den emanzipatorischen Perspektiven bäuerlicher Sozialbewegungen 
vor allem dann, wenn sie sich auf dörfliche Lebensformen stützen, die sie gegen die 
Einflüsse der kapitalistischen Produktionsweise wiederherzustellen suchen. Diese 
Skepsis stützt sich unter anderm auf die Annahme, daß die dörfliche Lebensweise 
und die an sie anschließende Sozialbewegung soziozentrisch beschränkt bleibt und 
daß ihr, da sie die Entfaltung einer freien Individualität behindert, eine wesentliche 
Voraussetzung befreiter Vergesellschaftung abgeht. Wir wollen die Stichhaltigkeit 
dieser Annahmen am Fall des andalusischen Agraranarchismus prüfen. 

1) Der Vorwurf des Soziozentrismus ist für die andalusische Arbeiterbewegung 
insofern relevant, als sie die Kommunistische Geselischaft in Form der Assoziation 
autonomer und selbstverwalteter Kommunen propagierte. Deformiert sich eine sol- 
che Vergesellschaftung zwangsläufig zu einem Antagonismuslokalbornierter Gemein- 
wesen, oder garantieren, wie die syndikalistische Sozialbewegung umgekehrt annahm, 
das Gemeinschaftsleben und die Gleichkeit in überschaubaren Kleingesellschaften ge- 
rade ein solidarisches Verhältnis der freien Kommunen? Theoretisch ist diese Frage 
sicher nicht entscheidbar. Was Ideengehalt und Strategie des Agraranarchismus in 
Spanien betrifft, so fällt jedoch, im Vergleich etwa zur sozialistischen Bewegung in 
derselben Region, ihre stark internationalistische Orientierung auf. Typisch sind Äu- 
Berungen wie die folgende des Arbeiterzentrums von Arcos 1932: „Wir, die Lohnab- 
hängigen, die ewigen Sklaven, kennen weder Vaterland, noch Grenzen, wir sind Kos- 
mopoliten. Wenn es ein Opfer der kapitalistischen Tyrannei gibt, möge es auch auf 
der anderen Seite des Erdbalis jeben, so betrachten wir es als unseren Bruder.“ 

Internationalistische Orientierung und starke regionale wie lokale Autonomie 
der Bewegung waren in den Augen der Agraranarchisten kein Widerspruch. Die schrei- 
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benden Arbeiter der Zeitschrift „La Autonomia“, die ab 1883 einige Jahre in Sevilla 
erschien, machten diese Verbindung zu einem regelrechten Leitthema. Ein sehr großer 
Teil der Artikel besteht aus Aufrufen, örtliche Arbeiterzentren zu bilden bzw. sich 
schon bestehenden Zentren anzuschließen. Die Aufrufe sind eingebettet entweder in 
allgemeine Darstellungen von Ausbeutung, Versklavung und der befreiten Gesell- 
schaft, oder in Berichte über konkrete örtliche Arbeits- und Lebensbedingungen. Sie 
sind immer adressiert an die Arbeiter einer Berufsbranche, manchmal auch an „die 
Arbeiter“ oder „die Frauen“, und zwar einmal der ganzen Welt, zum anderen aus dem 
Ort des Artikelschreibers. Typisch sind Überschriften wie: „An alle Schuster im all- 
gemeinen und im besonderen an die aus Montilla“. Internationalismus heißt, die Ein- 
heit der Arbeiterschaft'am Ort voranzutreiben und diese Einheit hat nur dann Wert, 
wenn sie sich als Teil der weltweiten proletarischen Bewegung versteht. Es fasziniert 
in seiner Naivität, wenn die Frauen aus Sanlucar, einem größeren Küstenort in der 
Provins Cadiz, 1973 der weltweiten Bewegung mitzuteilen haben: „Die Sektion der 
Frauen von Sanlucar sendet einen brüderlicen Gruß an alle Arbeiter und Arbeiterin- 
nen der Welt und teilt mit, daß sie in Kürze ein Manifest veröffentlichen wird.“ 

Die Orientierung an der weltweiten Bewegung bekundet sich besonders ein- 
drucksvoll im „trienio bolchevista“ 1918 - 1920, als vor allem die Dörfer und Agro- 
städte der Feld- und Olivenregion südlich von Cordoba mehrfach und geschlossen den 
Generalstreik ausriefen und für kurze Zeit Landarbeit und Ortsleben völlig paralysier- 
ten. Zeitweise konnten die Centros Obreros eine wirkliche Gegenmacht zum Rathaus 
im Ort begründen. Die Klassenkämpfe dieser Jahre sind eindeutig veranlaßt durch 
die Berichte von der russischen Oktoberrevolution. Sie gab den Landarbeitern das 
Signal, daß die Stunde der weltweiten Erhebung gegen den Kapitalismus gekommen 
war. Diaz del Moral berichtet, daß neben den Aktionen der Arbeiterbewegung in 
Deutschland und Ungarn vor allem Rußland und der Sturz der dortigen Bourgeoisie 
für Jahre behrrschendes Gesprächsthema war. „Jede Unterhaltung führte unweiger- 
lich in das Thema ‚Rußland‘.‘‘ Und zwar bezogen auf konkrete Erfahrungen: Wenn 
man über die Aussaat sprach, stellte einer sofort die Frage: Wie sät man in Rußland 
aus? Regnet es dort viel, wieviel produziert man dort auf einer fanega Land? Immer 
wieder erkundigte man sich wo Rußland liegt, wieviel Tage man dorthin zu laufen 
hat... (36). Die Oktoberrevolution bewies den Tagelöhnern und Kleinproduzenten, 
daß es möglich war, die Bourgeoisie zu besiegen und sie gab mit der revolutionären 
Landnahme ein Beispiel für das eigene Ziel der „reparto“. 

Ernsthafter ist der Einwand einer möglichen soziozentrischen Beschränktheit, 
wenn: er auf die anarchistische Idee weitgehend selbstgenügsamer Dorfökonomie an- 
spielt, die nur begrenzt in wechselseitigem Warentausch stehen. Die Volksklassen der 
andalusischen pueblos waren bis weit in dieses Jahrhundert imstande, ihre Reproduk- 
tion weitgehend autark zu sichern. Das Land, das kaum mit Maschinen bearbeitet 
wurde, lieferte alle Nahrungsmittel. Kleidung, Schuhzeug und den größten Teil des 
Hausrats stellten die Handwerker und Frauen im Ort her; die Baumaterialien der 
Häuser konnten aus Wäldern, Flußniederungen und Steinbrüchen beschafft werden; _ 
eine moderne medizinische Versorgung war, soweit überhaupt am Ort, für die arbei- 


36 J. Diaz del Moral, a.a.O. 
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tende Bevölkerung unerschwinglich, man griff aufüberlieferte Heilmethoden und die 
Kenntnisse der Hebammen und curanderos (,‚Quacksalber‘“) zurück. Der Staatsappa- 
rat schließlich erfüllte für die Armen keine nützlichen Aufgaben (wie Schulen, Ver- 
sicherungen, Arbeitsbeschaffung), er trat rein als Organ der Unterdrückung und zu- 
sätzlichen Ausbeutung auf. 

Unter solchen Umständen ist der Emanzipationsgedanke freier und autonomer 
Kommunen einleuchtend und naheliegend. Er bringt zunächst nicht eine Lokalbor- 
niertheit der Sozialbewegung zum Ausdruck, sondern den historischen Stand von 
Wirtschaftsweise, Reproduktionsniveau der Volksklasse und staatlicher Organisation. 
Insofern trifft der Soziozentrismusvorwurf den Agraranarchismus überhaupt nicht. 
Auch scheint die Annahme, das Denken und Handeln der arbeitenden Dorfbewohner 
sei lokalborniert (37), zumindest für die andalusischen Verhältnisse des 19. und 20. 
Jahrhunderts problematisch. Das System der Gelegenheitsarbeit zwang die Landar- 
beiter zu großer regionaler Mobilität. Zu den großen Erntearbeiten wie Weizen und 
Oliven kamen Männer und manchmal ganze Familien aus weitab gelegenen Orten. 
Große Kontigente der Weizenschnitter in der Feldregion von Jerez stammten immer 
aus dem Bergland um Ronda (Malaga) und dem südportugiesischen Alentejo. Ältere 
Arbeiter um Jerez betonen heute durchweg, man sei gut mit diesen „Gastarbeitern“ 
augekommen. Mit Sicherheit haben die Aktivisten der Bewegung das Zusammen- 
treffen aus verschiedenen Gebieten zur Agitation und zu Absprachen genutzt. Um- 
gekehrt zogen im Winter viele Familien aus der Feldregion in die Bergwälder, um 
dort von der Köhlerei zu leben. Diese Mobilität führte natürlich zu häufigem Orts- 
wechsel, Heiraten in andere Dörfer usw. 

In der mir zugänglichen Landarbeiterpresse Andalusiens habe ich Anzeichen 
lokalbornierten Denkens nicht gefunden. Im Gegenteil polemisiert „La Voz des 
Campesino“ heftig gegen das von der Republik geplante „ley del termino‘“, wonach 
nur Arbeiter aus derselben Gemarkung für Landarbeit geworben werden dürfen. 
Mindestens in dieser Zeit fordert die „Förderation der Landarbeiter“ das Recht auf 
Arbeit in allen Gemarkungen. Auch rückblickend äußern sich heute alte Landarbei- 
ter aus der Feldregion, die an sich durch das Gesetz bevorzugt wurden, eher abfällig 
zum „ey del termino“. 


2) Die zweite Annahme, die die Skepsis vieler Marxisten gegen bäuerliche Sozialbe- 
wegungen stützt, betrifft die „Fesseln der Gruppenbeziehungen“ die in Landgemein- 
den mit stark kommunalen Lebensformen eine Entfaltung menschlicher Individuali- 
tät verhindern sollen. Traditionell waren die Sozialbeziehungen unter den Volksklas- 


37 So noch der englische Sozialanthropologe J.A. Pitt-Rivers in seiner auf Feldforschungen 
beruhenden Studie The People of the Sierra, London 1954 (neuaufg. 1971). 
Gegen alle Legenden dörflicher Abgeschlossenheit und Idyllik möchte ich nochmals beto- 
nen, daß in diesem Aufsatz unter „Idealisierung des pueblo bzw. ländlicher Gemeinwesen“ 
die Verteidigung einer sozialen Lebensweise und Klassenkultur verstanden wird, die sich 
vor allem bei der arbeitenden Bevölkerung in Landkommunen findet. Dabei können diese 
Landkommunen durchaus städtische Dimensionen haben, entscheidend sind die Dominanz 
landwirtschaftlicher Produktion, eine Homogenität im Lebensstil der Volksklassen, eine 
sozial offene Wohnweise der Familien. 
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sen andalusischer pueblos sehr dicht. Die Familien wohnten in kleinen Häusern, die 
in der Regel aus einer Küche und einem Schlafraum bestanden und ohne Zwischen- 
raum an den Dorfstraßen aneinandergereiht waren. Die Straßen waren der haupt- 
sächliche Aufenthaltsort der Familie, die Frauen verrichteten wichtige Tätigkeiten 
gemeinsam, z. B. das Waschen an den wenigen Dorfbrunnen. Teilweise waren die Fa- 
milien in kleinen Mietshäusern mit einem Obergeschoß zusammengepfercht, deren 
Wohnungen alle auf einen gemeinsamen Innenhof führten. Erst seit den 60er Jahren 
löst sich dieser enge Wohnzusammenhang teilweise dadurch auf, daß die Familien — 
weiter Wand an Wand — Häuschen mit gesondertem Innenhof bauen können. 

Traditionell lebte nur die dünne Mittelschicht der Orte in relativ separierten 
Häusern. Die Agrarkapitalisten gehörten in der Regel nicht zum pueblo, sondern 
wohnten in Luxuspalästen der großen Provinzstädte. Der ständi ge soziale Zusammen- 
hang wurde für die Landproletarier auch nicht im Arbeitsprozeß durchbrochen, Land- 
arbeit fand fast durchweg in sog. cuadrillas statt, Arbeitsgruppen von überschaubar- 
er Größe, und war außerdem durch einfache Kooperation, also geringe arbeitsteilige 
Differenzierung in der Gruppe gekennzeichnet. Eine Ausnahme waren die Kleinbau- 
ern auf eigne Rechnung, die z. T. auch außerhalb des Ortes lebten und die Kleinpäch- 
ter. Individualisierung im Arbeitsprozeß gibt es in nennenswertem Maß erst seit den 
50iger Jahren durch die Mechanisierung, also durch Einführung von Traktoren, die 
in Gebieten mit intensiver Feldbewirtschaftung einem relevanten Teil der Landpro- 
letarier Arbeit geben (einer um das Vielfache höheren Zahl allerdings Arbeit rauben). 

Die dichten Sozialbeziehungen in Arbeit und Alltagsleben erschwerten zweifel- 
los eine Privatisierung der im Ort ansässigen Personen und Familien. Eine abgeson- 
derte Individualität konnte (und kann) sich nur unter Brüskierung des ständigen Zu- 
sammenlebens herausbilden. Andererseits blockiert der kollektive Lebenszusammen- 
hang nicht die Anerkennung von Individualität, soweit sie sich nicht gegen die ge- 
meinsame Lebensweise stellt. Nach unseren Beobachtungen zur gegenwärtigen Sozial- 
struktur andalusischer Landorte ermöglicht gerade das intensive Gemeinschaftsleben, 
daß sich die Ortsnachbarn über ihre persönlichen Besonderheiten bzw. ihre an die 
Person geknüpfte Stellung im Ort identifizieren. Nur verläuft die Differenzierung der 
Individualitäten sozusagen horizontal, sie sprengt nicht die Gleichheit in den Sozial- 
beziehungen der Volksklasse. Weder begründet die persönliche Stellung eine soziale 
Dominanz, noch schlagen sich Unterschiede der ökonomischen Stellung im alltäg- 
lichen Sozialverkehr nieder. In der Anerkennung persönlicher Besonderheit wird ent- 
weder die Klassendifferenz durch vorgetäuschte Gleichheit überdeckt, oder es wird 
die soziale Interaktion zwischen besitzender und arbeitender Klasse, „den Reichen“ 
und „den Armen“ weitgehend vermieden. Noch heute dominiert der zweite Weg, ob- 
wohl der erste im letzen Jahrzehnt langsam zuzunehmen scheint. 

Diese relativ abstrakten Feststellungen zum Persönlichkeitsbegriff sollen am 
gegenwärtigen Leben der ländlichen Volksklasse etwas erläutert werden. Daß hinter 
die persönliche Indentifikation die Anerkennungüber unpersönliche Funktionen oder 
Rollen zurücktritt, schlägt sich etwain der Art der Namensgebung nieder. Man redet 
sich im pueblo durchweg mit Vornamen an. Da die meisten Namen eine große Ver- 
breitung haben, individualisieren sie natürlich nur im direkten Gespräch. Besonders 


7ı 


in Unterhaltungen über Dritte bedient man sich daher der „apodos“ — durch „Spitz- 
name“ sehr unzulänglich übersetzt. Jeder Ortsbewohner trägt mindestens einen apo- 
do, der im Gegensatz zum staatlichen Familiennamen allgemein bekannt ist. Die apo- 
dos werden aufgrund bestimmter Persönlichkeitsmerkmale oder wegen besonderer 
Vorfälle geprägt, in die der Träger verwickelt war. Zum Teil werden sie über Gene- 
rationen in der Familie vererbt, die betreffende Person trägt dann ofteinen weiteren 
apodo, der genuin auf sie zugeschnitten ist. Nie beziehen sich die apodos auf einen 
sozialen Status, eine berufliche Funktion oder sonstige allgemeine soziale Eigenschaf- 
ten, es sei denn, Status oder Funktion sind nur einmalig im pueblo vertreten. 

Wie weit sich dieses Prinzip der persönlichen Identifikation auch auf Mitglieder 
der herrschenden Klasse erstreckt, können wir schwer beurteilen. Gesprächsweise be- 
zieht man sich auf sie meist über den unpersönlichen Status, also etwa „el alcalde““ 
(der Bürgermeister), „el cura“ (der Priester), „el senorito de los Arquillos“ (=Name 
eines Gutshofes). Noch heute wird vielfach gesagt, daß ‚los ricos y los que mandan““, 
die Reichen und die Herrschenden ‚überhaupt nicht zum pueblo gehören. Sie grenzen 
sich aus dem Alltagsleben des Ortes aus, oder sie werden aus den Verkehrskreisen der 
arbeitenden Bevölkerung ausgegrenzt. Doch trifft diese Feststellung heute nicht mehr 
generell zu. Durch den zunehmenden innerdörflichen Warenverkehr, den vor allem 
die Überweisungen der Emigranten angeregt haben (Hausbau, Anschaffung vonHaus- 
rat), hat sich eine Art „neuer Mittelklasse“ herausgebildet, die im Ortsleben eine 
Zwischenstellung einnimmt. 

Teilweise setzt sie sich deutlich von der ortsansässigen Arbeiterschaft ab und 
liiert sich mit der traditionell herrschenden Klasse, teilweise bleibt sie in das Alltags- 
leben der Volksklasse integriert. Nur wirddann, begünstigt durch Familien- und Freund- 
schaftsbeziehungen, der Klassenunterschied durch vorgetäuschte Gleichheit in der 
direkten Interaktion verdeckt. Diese Überdeckung gelingt weniger im Verkehr mit 
den Argarkapitalisten, soweit diese im Ort ansässig sind. Die senoritos neigen, so- 
weitsie mitden Arbeitern „alltäglich“ zusammenkommen, stark dazu, durch gewoll- 
te Witzigkeit und Jovialität den großen Mann zu markieren, wobei dieses Verhalten 
viele Arbeiter offensichtlich peinlich berührt — eine Reaktion, die den senorito im 
Sozialverkehr wiederum deutlich verunsichert. 

Insgesamt läßt sich festhalten, daß die persönliche Individualität im andalusi- 
schen pueblo voll anerkannt wird, wobei sich vor allem für die Jahrzehnte offener 
Klassenkämpfe diese Anerkennung auf die Angehörigen der Volksklasse beschränkte. 
In der agraranarchistischen — sicher auch der sozialistischen — Sozialbewegung spiel- 
te die Anerkennung persönlicher Individualität eine wichtige Rolle. Die obreros con- 
scientes, die bewußten Arbeiter, überzeugten hauptsächlich durch ihr persönliches 
Beispiel der Lebensführung. Außerdem fällt auf, daß in Berichten über Volksreden 
der obreros conscientes die Darstellung ihrer persönlichen Eigenschaften und Ver- 
haltenszüge einen ziemlichen Raum einnimmt. Der Inhalt der Ideen wird von der 
Peison, die sie vertritt, nicht getrennt, sie erhält durch Persönlichkeit und Verhalten 
des obrero consciente erst wirkliche Überzeugungskraft. „Pino lebt sehr puritanisch 
und war kräftig wie nur wenige. Er zeigte eine hohe und bıeite Stirn, feurige Augen 
und einen schönen schwarzen Bart. (Seine Prinzipien verwirklichte er in der eigenen 


72 


Lebensführung). Und in seinen autorisierten und überzeugenden Worten glänzte die 
Wahrheit und Gerechtigkeit der proletarischen Bestrebungen. In den Orten der Pro- 
vinz Malaga blieb die Wirkung seiner Propaganda unbesiegbar.“ 

So beschreibt ein Drucker aus Madrid einen andalusischen Militanten Ende des 
19. Jahrhunderts (38). 

Abschließend sei vor historischen Nostalgien gewarnt: Die bedeutendste Klas- 
senorganisation in Andalusien war die C.N.T. nur bis 1936. Heute spielt sie kaum 
mehr eine Rolle. Nach allen unseren Informationen hat heute die Kommunistische 
Partei (P.C.E.) unter den politisch bewußten Arbeitern den stärksten Rückhalt. Lan- 
ge Zeit war sie die einzig nennenswerte Kraft im antifaschistischen Widerstand. Und 
wenn in den letzten Jahren Landarbeiter organisiert gekämpft haben, bildeten sie 
„Arbeiterkommissionen“ (CCOO). An die CCOO knüpfen sich in Spanien heute die 
Hoffnungen auf eine einheitliche und starke Arbeiterbewegung. 


Wi  Andalusische Arbeitsemigration: Bindung an das Dorfleben 
und die Erfahrung westeuropäischen Großstadtlebens 


Der andalusische Agraranarchismus wollte, wie jede ländliche Sozialbewegung, die ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse am Ort ändern. Solange die Hoffnung auf eine große his- 
torische Wende für das internationale Proletariat noch bestand und die Aktivitäten zu 
ihrer Herbeiführung andauerten, blieben auch die ärmsten Familien im pueblo. Teil- 
weise, scheint es, galt die Abwanderung als Klassenverrat. So ist Andalusien, obwohl 
nach dem Lebensstandard eine der ärmsten Regionen Spaniens, um die Jahrhundert- 
wende an der damals dominierenden transozeanischen Emigration nur geringfügig 
beteiligt (39). Auch nach Katalonien, das damals als industrialisiertes Gebiet viele 
Landarbeiter aus anderen Provinzen anzog, gingen die Andalusier kaum. Nach dem 
militärischen Sieg des Faschismus in Spanien änderte sich wegen der nationalen Au- 
tarkiepolitik und wegen der Stagnation der spanischen Industrie diese Situation zu- 
nächst nicht. Die Verelendung der Landbevölkerung spitzte sich weiter zu — nach 
übereinstimmenden Berichten aus den Dörfern gelten die Jahre nach dem Krieg als 
die schlimmste Hungerzeit, die das andalusische Landproletriat erlebt hat. Gleich- 
zeitig macht der Terrorismus der Bourgeoisie die Hoffnungen auf eine soziale Ver- 
änderung vorläufig zunichte. Die Guerillabewegung in den andalusischen Berggegen- 
den, die an Traditionen des Sozialbanditismus anknüpfte, wurde um 1950 zerschlagen. 


1. Die Emigrationsbewegung vom Land 


Im historischen Kontext des Scheiterns der ländlichen Sozialbewegung steht die Ab- 
38 Anselmo Lorenzo, El Proletariado Militante, Vol. 1, Madrid 1901. 


39 Deutlich belegen das etwa die Statistiken in: La Emigracion Espanola transoceanica 1911 
- 1915, Madrid 1916 
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wanderung vom Land, die in Andalusien mit der zunehmenden Industrialisierung 
Spaniens einsetzt und ab 1959 mit der Arbeitsemigration nach Westeuropa ihre Fort- 
setzung findet. Die Vororte Barcelonas sind heute Wohnsiedlungen, deren Bewohner 
fast durchweg aus südspanischen Gebieten stammen. Von 1960 bis 1973 haben, die 
Saisonemigranten auf das französische Land abgerechnet, vielleicht eine halbe Million 
Andalusier in Westeuropa gearbeitet, meist Landarbeiter und auf Lohnarbeit ange- 
wiesene Kleinbauern. 

Aus der Sicht der kleineren Landorte ist die Abwanderung noch massiver. Für 
viele pueblos zwischen 2,5 und 5.000 Einwohnern können wir ziemlich gesichert 
schätzen, daß zwischen 30 und 50 % aller arbeitsfähigen Männer aus dem Landpro- 
letariat, dem Kleinhandel, Handwerker und aus „Arbeiterbauern“ — Familien min- 
destens 1 x in der westeuropäischen Industrie gearbeitet hat. Rechnet man die Saison- 
emigranten in die französiche Landwirtschaft dazu, die von wenigen Wochen bis zu 
einem halben Jahr dauern kann, kommt man auf 50 - 70 % aller Arbeiter. Die Aus- 
landsemigration stellt also eine zentrale Realität im Lebensalltag der Arbeiterfamilien 
dar. Da außerdem die Emigration die Agrarkapitalisten zu deutlichen Lohnerhöhun- 
gen seit 1960 gezwungen hat, wird klar, daß erst sie den Arbeiterfamilien übehaupt 
eine menschenwürdige Existenz sichert. Niemandem ist die lebenswichtige Bedeu- 
tung der Emigration klarer als den Emigranten und den im Dorf verbleibenden Ar- 
beitern, die ja selbst in ihrer Mehrheit vor Jahren im Ausland waren. „Gäbe es keine 
Emigration, dann würden wir noch in demselben Elend leben wie vor 15 Jahren.“ 
Da die andauernde Krise des Kapitalismus viele zur Rückkehr zwingt und Anwerbe- 
beschränkungen wie Anwerbestop einer neuerlichen Abwanderung Riegel vorschie- 
ben, spitzt sich gegenwärtig die ökonomisch Situation auf dem andalusischen Land 
ungemein zu (40). Gleichzeitigstagnieren spanische Industrie und Bauwirtschaft und 
die fortschreitende Mechanisierung der Landwirtschaft raubt den Dorfbewohnern 
weiter Arbeitsplätze. Bereits 1974 war der Stop der Emigration ein politisch brisan- 
tes Gesprächsthema. „Was passiert, wenn es in Westeuropa keine Arbeit mehr gibt 
und alle Emigranten zurückmüssen?““ Die meisten wichen der Frage aus oder sagten, 
es sei gefährlich darüber zu reden. Andere erklärten bündig: ‚Wenn das passiert, dann 
gibt es hier Krieg, dann gibt es Revolution“. 

Für unsere Fragestellung ist das Verhältnis der innerspanischen zur europäischen 
Emigration von Interesse. Beide stehen, was die Zukunftsperspektive der Emigran- 
ten betrifft, ihrer Gesamttendenz nach in einem Gegensatz. Während die Abwande- 
rung in eine spanische Industriezone fast immer endgültig ist und darum auch meist 
im Familienverband vollzogen wird, ist die Arbeit im Ausland eine überwiegend pro- 
visorische Migration. In der Regel ist sie mit der Absicht verbunden, in den ländlichen 
Heimatort zurückzukehren. Typisch ist die Auslandsemigration von Familienvätern 
oder unverheirateten Männern, die ihrer Familie einen Verbleib im Ort sichern wol- 
len: 

Diese Existenzsicherung besteht zunächst darin, das Allernotwendigste zu dek- 
ken, also Essen, Kleidung und Wohnung, was sich im allgemeinen Ausspruch nieder- 


40 Über die Lage von Herbst 1975 - Frühjahr 1976 berichtet näher die Portugal-Spanien Zeit- 
schrift, Nr. 5, Juni 1976. 
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schlägt: „Wir emigrieren, um der Familie zu essen zu geben“. Teilweise werden die 
Auslandsersparnisse auch zum Kauf dauerhafter Konsum- und Gebrauchsgüter wie 
Kühlschrank, Wäscheschleuder, Möbel, Fernseher, Bad und Toilette verwendet. Im 
Gegensatz zu unter westdeutschen Linken kursierenden Thesen von einer „kleinbür- 
gerlichen Zukunftsperspektive““ bereiten andalusische — wie überhaupt spanische — 
Arbeiteremigranten nur sehr selten eine Existenz als Händler oder Kleinproduzent 
im Heimatort vor, noch weniger in einer spanischen Großstadt. In einigen Gebieten 
kaufen Emigranten winzige Landstücke, um nach der Rückkehr eine minimale Sub- 
sistenzgrundlage für die Familie zu haben. Der Warenhandel, der sich besonders durch 
Überweisungen der Emigranten stark ausbreiten konnte, wird hauptsächlich von 
reicheren Handwerkern oder ehemaligen Besitzbauern getragen, die nie zu emigrie- 
ren brauchten. Er ist außerdem von einer raschen Besitzkonzentration begleitet. Ehe- 
malige Emigranten findet man „im Geschäft“ der Dörfer kaum. Sehr wenige eröff- 
nen eine Bar, sind über ihre Tätigkeit aber derart mit der Arbeiteröffentlichkeit ver- 
bunden, daß sie sich kaum von den proletarischen Familien absetzen. Eher noch 
dürften viele kleine Gastwirte Wortführer einer möglichen neuen Arbeiterbewegung 
in Andalusien sein. 

Sehr verbreitet ist unter Emigranten der Wunsch, den Kindern durch ihre Opfer 
dasselbe elende Lebensschicksal zu ersparen. „Ich emigriere, damit meine Kinder 
eine Schule besuchen und später einen Beruf erlernen können“. Dieses Ziel ist aber 
angesichts der katastrophalen Schulsituation in Spanien, die Arbeiterkinder noch 
weit mehr benachteiltigt als in der BRD, kaum zu erreichen. Selbst Emigranten kön- 
nen die kostspielige weiterführende Schul- und Berufsausbildung höchstens dann 
finanzieren, wenn ihren Kindern ein staatliches Stipendium gewährt wird. Und das 
ist nur selten der Fall. 

Obwohl die erhoffte Ausbildung die Kinder dazu zwingen würde, das heimat- 
liche Dorf zu verlassen, überwiegt bei den Emigranten eindeutig die Perspektive der 
Rückkehr. Ihre Häufigkeit variiert jedoch mit der besonderen ‚„Arbeitsmarktlage“ 
im Ortsumkreis. Läßt diese ein Auskommen nach dem sozial geltenden Reproduk- 
tionsminimum erwarten, sind eindeutig die Emigranten in der Überzahl, die den Aus- 
landsaufenthalt zum Ortsverbleib nutzen wollen, und das etwa durch den Bau eines 
Hauses und größere Anschaffungen an Hausrat beabsichtigen. So wurden in einem 
Ort innerhalb von 10 Jahren, ungefähr 200 Häuser von Emigranten errichtet, die 
vorher mit ihren Familien in Mietshäusern zusammengepfercht waren. Die Einwohner- 
zahl nahm, nach def Ortsstatistik, von 1960 - 1972 von etwa 3.200 auf 3.600 zu, 
das natürliche Bevölkerungswachstum in der Region eingerechnet, zogen demnach 
10 % in andere Regionen Spaniens. Dieser vorwiegend von Landproletariern bewohn- 
te Ort lag in einem fruchtbaren Gebiet mit relativ günstigen Arbeitsmöglichkeiten, 
was für Andalusien 6 bis höchstens 8 Monate Lohnarbeit im Jahr bedeutet. Außer- 
dem fand ein Teil der Arbeiter als Pendler in einer nicht übermäßig entfernten Indu- 
striezone Beschäftigung. 

In Orten mit permanenter, nicht nur saisonal begrenzter Arbeitslosigkeit, zö- 
gert die Auslandsemigration eher eine endgültige Entscheidung über den Ortswegzug 
hinaus, oder man bereitet diesen gezielt vor, indem man Geld für den Kauf einer 
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Stadtwohnung anlegt (ohne diese Anlage müßte die in Spanien abwartenden Fami- 
lien in elenden städtischen Slumvierteln hausen). So verringerte sich in einem Ort, 
der solche miserablen Arbeitsbedingungen aufwies,, die Bewohnerschaft von 3.800 
1960 auf 2.600 1970, was einem realen Schwund von 75 % entspricht. Hier zerstörte 
die kapitalistische Ökonomie den Arbeiterfamilien weitgehend die minimale Voraus- 
setzung dazu, die Bedingung an den Heimatort aufrechtzuerhalten. 

Die zurückgekehrten und im Urlaub weilenden Arbeiter äußem sich über die 
Emigration oft sehr positiv und in idealisierenden Schilderungen, wenn sie nicht — 
was häufiger vorkommt — sich überhaupt ausschweigen. In aller Regel teilen sie auch 
ihren Kollegen die extremen Entfremdungen des Auslandsaufenthalts nicht mit — die 
sexuellen Entsagungen, die harten Arbeitsbedingungen, der Lohnbetrug, die völlige 
Isolierung, die Diskrimination, die Schikanen mit der Bürokratie und ihren undurch- 
schaubaren Auflagen. Andalusische Emigranten in Europa beklagen sich oft, daß da- 
rüber ihre erfahrenen Kollegen am Ort nicht gesprochen haben. Dieses Verhalten des 
Verschweigens oder der Idealisierung spiegelt aber mehr eine Verdrängung und Kom- 
pensation traumatischer Lebenserfahrungen wider. Nach einer Stichprobe, die wir 
in einem Ort aus verschiedenen Gesprächen mit Emigranten zusammengestellt haben, 
hielt jeder sechste weniger alsein Jahr im Ausland durch, einige ergriffen schon nach 
ein paar Wochen die Flucht. Hier sind diejenigen nicht eingerechnet, die ihren Aus- 
landsaufenthalt mehrfach unterbrochen haben und sich nach einiger Zeit neu an- 
werben ließen. 

Das Gesamtbild von der Emigrationszeit, das unabhängig von dem immer als 
besser hingestellten individuellen Schicksal gezeichnet wird, ist eindeutig düster. Die 
Emigration ins Ausland gilt allgemein als „Opfer“ oder gar „Martyrium““, sie verbin- 
des sich mit den Bildern von Krankheit und Tod. „Mädchen, wie gern würde ich heu- 
te Nacht vordein Fenster Kommen und singen. Aber ich habe Angst vor deinem Vater, 
mehr als vor dem Tod. Dein Vater wünscht, daß ich nach Deutschland gehe und für 
immer dort bleibe‘ — so lautet der Text einer beliebten „copla‘, Liedersprüche, die 
in Andalusien viel gesungen werden, Die Angst bezieht sich auf die Gefahr, die Bin- 
dung an den Heimatort zu verlieren. Landarbeiter schreiben gemeinsam mit fort- 
schrittlichen Landlehrern ein Theaterstück, mit dem Thema des verlorenen Sohnes 
in Deutschland, der spät und krank zurückkehrt, als seine Mutter vor Trennungs- 
schmerz gestorben ist. „Verfluchte Emigration, die unsere Männer so verändert. 
Schwalben mit starken Flügeln, die eines Tages losfliegen und lange Zeit in der Luft 
bleiben, ohne auf die Erde zu kommen. Müde vom Flug und mit gebrochenen Flügeln 
kommen sie zurück, auf der Suche nach dem Nest, das sie verlassen haben und jetzt 
kalt und leer vorfinden.“ 


2. Landarbeit und Fabrik 
Was hält so viele Landarbeiter und Kleinproduzenten Andalusiens davon ab, ihren 


Heimatort für immer zu verlassen und statt desssen das Martyrium der jahrelangen 
Emigration, getrennt von Familie und Freunden, in Kauf zu nehmen? Die höheren 
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Löhne sind allein keine ausreichende Erklärung, da die wenigen Ersparnisse nach der 
geplanten Rückkehr in den pueblo schnell aufgebraucht sein werden, und da die Grün- 
dung einer kleinbürgerlichen Existenz von den meisten ländlichen Emigranten nicht 
ernsthaft erwogen wird. Auf keinen Fall übt die Landarbeit nach der Rückkehr ir- 
gendeine Anziehungskraft aus. Landarbeit beurteilt man einhellig als härter denn 
Fabrikarbeit. Zwar spiegelt dieses Urteil auch das Selbstbewußtsein der Landprole- 
tarier — so gelten die schwieligen Hände als vereinigendes Klassensymbol, das die 
Arbeiterschaft von den reichen Nichtstuern, den parasitären „Brotschluckern‘‘ mit 
„dicken Bäuchen‘“ abgrenzt; dennoch artikuliert es vor allem eine Ablehnung der 
Landarbeit. ‚‚Niemand hier würde noch auf die Felder gehen, wenn er eine andere 
Arbeit fände“ — so ein ehemaliger Landarbeiter, jetzt Klempner im Ort. 

Abgelehnt wird die Landarbeit aus drei Gründen: wegen des geringen Lohns, der 
hohen physichen Kraftverausgabung, der langen Perioden der Arbeitslosigkeit. „Wir 
schuften uns auf den Feldern ab und verdienen dabei ein Stück Scheiße“. Im Sommer 
arbeitet man in extremer Hitze, im Winter bei Regen und auf verschlammtem Bo- 
den, die Arbeit ist anstrengend und wird meistens im Akkord verrichtet. Die Arbeits- 
geschwindigkeit, etwa der körperlich schweren Zuckerrübenernte, liegt höher als das 
gegenwärtige Durchschnittstempo industrieller Bandarbeit. Aber selbst der Akkord- 
lohn reicht den Familien nicht, die arbeitslose Zeit zu überbrücken. ‚Hier findest du 
für einen Monat Arbeit und die folgenden zwei sitzt du im Ort herum und verdienst 
keine Pesete“. Selbst in Orten mit intensiv bewirtschaftetem Umland kann ein Land- 
arbeiter ohne feste Stelle mit höchstens 6 Monaten Tageslohnarbeit im Jahr rechnen. 

Die Ablehnung der Landarbeit hat auch historische Dimensionen. Generatio- 
nenlange Erfahrung des Hungers und des Elends, der Arbeitslosigkeit, der endlosen 
Tage während der Stoßzeiten, „wo wir von morgens 4 bis abends 9, 10 auf den Fel- 
dern waren“, der Kasernierung in den Gutshöfen, wo man bei kümmerlichem Essen 
auf Steinböden schlief und von Ungeziefer zerfressen wurde, haben sich der Arbei- 
terschaft eingeprägt. Hinzu kommt das Scheitern der andalusischen Sozialbewegung, 
die sich um das Ziel der ‚„‚reparto“, der kollektiven Enteignung der Latifundien zen- 
triert. Heute wird die Idee der reparto durch die Forderung nach Industrialisierung 
des Umlandes überlagert. ‚‚Die senoritos scheffeln Millionen und lassen sie nutzlos 
auf der Bank verkommen. Baute man Fabriken auf dem Land, brauchten wir nicht 
zu emigrieren, wir würden im pueblo bleiben.“ Die Landarbeiter wissen aber auch, 
daß diese Perspektive ‚illusionär ist, solange das kapitalistische Regime in Spanien 
weiter besteht. 

Fabriken auf dem Land versprechen ständige Arbeit, ausreichenden Lohn und 
ermöglichen ein Verbleiben im Ort. Diese Hoffnungen beherrschen die andalusischen 
Arbeiter so sehr, daß sie die Fabrikarbeit gegen ihre eigenen Erfahrungen idealisie- 
ren. Viele Emigranten haben die Auslandsarbeit vorzeitig abgebrochen, weil sie mit 
den Einschränkungen der Bewegungsfteiheit, der despotischen Befehlsstruktur, der 
Asozialität der Tätigkeit — alle Faktoren konstrastieren stark mit ländlichen Arbeits- 
formen in Andalusien — nicht zurecht kamen. Einige Arbeiter erklärten, Magenbe- 
schwerden, durch die Gasdämpfe in der Fabrik verursacht, hätten den vorzeitigen 
Abbruch erzwungen. „In der Fabrik ist man mit 40 Jahren ein alter Mann“, meinte 
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ein ehemaliger Emigrant, jetzt Vorarbeiter auf einem Gut. Von 56 Arbeitern, mit 
denen wir in einem Dorf über konkrete Rückkehranlässe reden konnten, stellten — 
„zu niedriger Lohn“ und „Wirtschaftskrise“ nicht eingerechnet — 15 eindeutig nega- 
tive Erfahrungen mit der Industriearbeit in den Vordergrund, wobei vor allem Aus- 
einandersetzungen mit den Meistern, Somatisierung von Arbeitsentfremdung in Ma- 
genkrankheiten und das traumatische Erlebnis der Größe und sozialen Unübersicht- 
lichkeit einer Fabrik dominierten. 

Kritische Äußerungen über Fabrikarbeit fielen aber nur in vertraulchen Ge- 
sprächen und selten mit dem Tenor „das Land ist besser“, die öffentlich geführten 
Unterhaltungen folgen fast immer dem Topos „das Land ist härter als die Fabrik‘ 
dort verdient man mehr und muß dabei weniger arbeiten“. Unter dem Gesichtspunkt 
der zu erwartenden Arbeitstätigkeit sehen die Andalusier also keinen Grund, nicht 
in die Großstadt abzuwandern. 


3. Bindung an das Dorfleben 


Offenbar spielen in der Entscheidung, provisorisch im Ausland zu arbeiten, um später 
weiter im Heimatort leben zu können, Bindungen an die sozialen Verkehrsformen 
im pueblo eine nicht unbeträchtliche Rolle. Viele Emigranten bestätigten das in ihren 
Äußerungen, wenn sie sagen, daß sie lieber das Opfer vorübergehender Trennung von 
Familie und Freunden in Kauf nehmen, als für immer den pueblo zu verlassen. ‚‚Hier 
führte ich ein ruhiges Leben, woanders finde ich das nicht“, ist eine häufige Antwort. 
(Was mit ‚ruhig‘ gemeint ist, werden wir noch sehen). Ihre vom Kapitalismus er- 
zeugte Armut stellt die Arbeiter vor die paradoxe Situation, Jahre getrennt von der 
Familie verbringen zu müssen, um vielleicht — diese Hoffnung ist keinesfalls gesichert 
— den Rest des Lebens im pueblo wohnen zu können. Diese Orientierung am länd- 
lichen pueblo beschränkt sich ziemlich eindeutig nicht auf die Familienbeziehungen. 
Dann wäre es folgerichtiger, mit der Familie innerhalb Spaniens auszuwandern und 
wenn notwendig, nur solange ins Ausland zu gehen, bis das Geld für den Eintritt in 
eine Stadtwohnung zusammengespart ist. Das aber ist, soweit die Arbeitsmöglichkei- 
ten im Ortsumkreis das noch zulassen, gerade nicht die Absicht der meisten ländli- 
then Arbeitsemigranten, jedenfalls nicht in den Dörfern der Provinz Cadiz. 

Im folgenden werden wir die Identifikation der andalusischen Arbeiter mit 
den sozialen Verkehrsformen im pueblo deutlich machen, indem wir ihre Wahrneh- 
mung und Beurteilung des sozialen Alltagslebens in spätkapitalistischen Großstädten, 
vor allem Westdeutschland, darstellen. Einschränkend sei vorweggeschickt, daß die 
Reintegration zurückkehrender. Emigranten in das soziale Leben des pueblo auch 
dann häufig zu Schwierigkeiten führt, wenn die Erfahrungen des Auslands die Identi- 
fikation mit dem Heimatort noch verstärken. Ohne diese Schwierigkeiten an dieser 
Stelle näher zu schildern, sei doch festzuhalten, daß die praktischen Bindungen an 
das Dorfleben durch den lebensgeschichtlichen Bruch der vorübergehenden Abwan- 
derung stark gefährdet sind. Zum Teil drückt sich das in schweren Identitätskrisen 
zurückgekehrter Emigranten aus. 
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Ebensowenig behaupten wir, daß die Sozialbeziehungen im pueblo von Auflö- 
sungsprozessen verschiedener Aıt, zum Teil durch die Emigranten selbst verursacht, 
unberührt bleiben. 

So hat natürlich die massive Abwanderung aus dem einen Ort, die binnen eines 
Jahrzehnts 75 % der Bevölkerung erfaßte, auf die dörfliche Gemeinschaft tiefgrei- 
fende Auswirkungen. Dort wurde denn auch beständig darauf hingewiesen, daß es 
früher, als noch alle Nachbarn zusammenlebten, viel mehr alegria (Freude) und ca- 
chondeo (Scherzgespräche) gegeben habe — beides Begriffe, mit denen Andalusier 
die intensive Alltagskommunikation und die Möglichkeit, darin als Individuum und 
Kollektiv aufzugehen, umschreiben. Dennoch hatte sich gerade in diesem pueblo, der 
fast nur von Arbeiterfamilien und sehr kleinen Bauern bewohnt wird, das ausgedehn- 
te Gemeinschaftsleben nicht völlig aufgelöst. 

Zerstörende Wirkungen auf das Ortsleben hat die Ausbreitung der Massenme- 
dien in andalusischen pueblos, ebenso wie der Fußballfanatismus vieler Männer, der 
nach Auffassung kritischer Arbeiter kompensatorische Funktion hat, weil er die Leu- 
te von ihren wirklichen Problemen ablenkt, und zum zweiten die Direktheit der all- 
täglichen Sozialbeziehungen bedroht. Ein kritischer Arbeiteremigrant: ‚Der Fußball 
ist eine ziemlich politische Sache. Die Regierung macht viel Propaganda damit, seit 
6- 7 Jahren denken viele nur noch an Fußball und vergessen alle ihre Probleme da- 
bei. Die Leute werden richtig verrückt, jeder hat seinen Lieblingsverein und dann ist 
ihm das wichtigste in seinem Leben, daß der Verein gewinnt. In den Kneipen ist das 
manchmal mit dem Gerede über den Fußball nicht mehr auszuhalten. Ich gehe des- 
halb oft gar nicht mehr rein. Mir reichts. Ich falle auf diesen Trick Francos nicht 
rein“. Seinen Einfluß hat der Fußball über das Fernsehen gewinnen können, der 
heute in sehr vielen Arbeiterfamilien zu finden ist. Die negativen Auswirkungen des 
TV auf die gemeinschaftlichen Alltagsbeziehungen sind allerdings nicht eindeutig. 
Abgesehen davon, daß der Apparat oft nur als audo-visuelle Reizkulisse am Rande 
intensiver und direkter Kommunikation läuft, findet man im andalusischen Volk das 
abgeschlossene Familienfernsehen noch relativ selten — sehr zum Leidwesen örtlicher 
Priester, die im Sinn der herrschenden Ideologie die Familienbindungen stärken und 
die kommunalen Alltagsbeziehungen schwächen wollen. Die beliebten Wildwestfilme 
sehen die Männer in den Bars gemeinsam an, wie sich anläßlich von Filmen, die auf 
das Interesse der Frauen stoßen, oft Nachbarinnen in einem Haus versammeln. 

Die herrschende Bewußtseinsindustrie kann vor allem dort auflösend auf die 
Gemeinschaft der Volksklasse wirken, wo sie auf Unterdrückungsmechanismen in 
dieser Gemeinschaft und damit auf emanzipatorische Grenzen stößt. Das trifft ins- 
besondere für die Unterdrückung der Frau und generell für die sexuelle Unterdrük- 
kung zu. Sie verknüpft sich bei vielen Jugendlichen mit projektiven Erwartungshal- 
tungen an die angeblich freiere Großstadt. So begründeten manche Mädchen ihren 
Wunsch, in eine Stadt zu ziehen, mit dem unmißverständlichen Hinweis: „Dort fin- 
de ich Arbeit und Vergnügen“, Im pueblo sind sie an den elterlichen Haushalt ge- 
bunden und ihr Verkehr mit jungen Männern wird durch die Ortsöffentlichkeit streng 
kontrolliert, wenngleich sehr viel schwächer als noch vor 20 Jahren. Hinzu kommt 
für die Mädchen, daß sie nur selten — und dann im Familienverband — ins Ausland 
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gehen können. Da viele der unverheirateten Männer dort arbeiten, müssen sie be- 
fürchten, keinen ‚‚novio“ (Verlobten) zu finden und unverheiratet zu bleiben. Ein 
großer Teil versucht daher als Dienstmädchen, Küchenhilfe, Zimmermädchen o.a. 
in die Stadt zu kommen, womit in der Regel die endgültige Abwanderung aus dem 
pueblo eingeleitet ist. Manche zurückkommenden jungen Männer gehen dann, wenn 
sie keine „‚novia‘“ mehr finden, einen ähnlichen Weg. 

Wir verzichten auf eine genauere Analyse der angedeuteten Auflösungserschei- 
nungen im Dorfzusammenhang der arbeitenden Bewohner, um genauer herauszuar- 
beiten, inwiefern die Orientierung an dörflichen Verkehrsformen ein Element der 
Kapitalismuskritik von Arbeitern ländlicher Herkunft ist. Um Mißverständnisse vor- 
zubeugen: Wir meinen nicht, daß die Kritik an Verkehrsformen ausschließlich be- 
stimmend noch zentral für das Kapitalismus-Verständnis der emigierten Arbeiter ist. 
Die Ablehnung bezieht sich natürlich in erster Linie auf die Ausbeutung, die erzwun- 
gene „Brachlegung“ der Arbeitskraft und die vielen unmenschlichen Auswirkungen 
der Profitwirtschaft, die etwa dazu zwingt, den Lebensunterhalt durch Arbeit in 
fremden Ländern suchen zu müssen. Auch zielen die Emigranten, mit ihrer Verarbei- 
tung lebensgeschichtlicher Erfahrungen im Ausland, nicht bewußt gegen den Kapi- 
talismus — jedenfalls nicht in ihrer überwiegenden Mehrheit — sondern greifen groß- 
städtische Verkehrsformen auf einer zunächst klassenneutralen und vorpolitischen 
Ebene an. Im Lichte der Überlegungen, die Abschnitt I. skizziert hat, meine ich aber, 
daß die Erfahrungen sozialer Entfremdung und der Rückbezug auf ein stark gemein- 
schaftliches Dorfleben ein wichtiges Ferment in einer proletarischen Bewegung und 
Gegenkultur sein Können, die über den Produktionsprozeß hinaus weitere Aspekte 
gesellschaftlicher Wirklichkeit umgreift. 

Die Arbeiteröffentlichkeit im pueblo neigt deutlich dazu, das Ortsleben in Ab- 
setzung von der Stadt zu idealisieren. Dabei unterscheidet man nicht prinzipiell zwi- 
schen einer spanischen und einer ausländischen Großstadt. Viele Arbeiter sehen die 
Erfahrungen ihrer Emigrationszeit als Extremfall der Umstände, die sie etwa in Bar- 
celona zu erwarten hätten. Allerdings räumen sie ein, daß die Sprachschwierigkeiten 
im Ausland und die Trennung von der Familie spezifische Probleme der Emigration 
sind. 

Dabei fällt auf, daß aus der Darstellung des Stadtlebens in „Alemania“ — auf 
die Erfahrungen in diesem Land wird sich die Untersuchung beschränken — die per- 
sönlichen Entsagungs-, Krisen- und Entfremdungs-Erlebnisse ausgespart bleiben. 
Danach befragt, biegen die Emigranten entweder ab oder formalisieren das Gespräch 
etwa durch folgendes Spiel: Man trägt mechanisch irgendwelche Begriffe des Deut- 
schen vor, an die man sich erinnert — besonders beliebt sind Zahlenangaben und zeit- 
liche Periodisierung — und erkundigt sich nach der Bedeutung beliebiger spanischer 
. Wörter im Deutschen. 

Dieses erfolgreichere Ablenkungsmanöver gibt dennoch indirekt Aufschluß 
über Schwierigkeiten der Emigranten mit sozialen Verkehrsregeln im Ausland: Das 
Sprachverhalten in andalusischen pueblos fällt durch seine ausgebildete extraverbale 
Symbolik und eine betonte Kommunalisierung der Sprechakte auf. Es war nicht mög- 
lich, sich ohne ständige Beachtung von Gestik und Mimik in die Sprache der Ortsbe- 
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wohner hineinzufinden. Die Bedeutung der extraverbalen Symbolik ließ sich beson- 
ders auffällig an der Kommunikation mit Taubstummen im pueblo beobachten, mit 
denen ausgedehnte gestische Unterhaltungen geführt wurden‘ wie überhaupt Taub- 
stumme, körperlich und geistig Verkrüppelte nichtsozial stigmatisiert und ausgeschlos- 
sen werden, sondern über eine offene Anerkennung ihres Gebrechens in das soziale 
Leben einbezogen werden. Einige Rückkehrer stellten ihre Kritik an sozialen Ver- 
kehrsformen der ausländischen Großstadt vor allem in mimischen Nachahmen dar. 
Wie sehr das Sprachhandeln in der Spachwahrnehmung der Andalusier eingeht, mag 
das Verständnis der deutschen Wendung ‚komm zi, komm za“ in einem Ort verdeut- 
lichen. Allgemein bekannt, wurde sie einhellig mit „‚kKlauen“ übersetzt, weil eben die 
Handbewegung, mit der ein Deutscher sie zu begleiten pflegt, dort das Zeichen für 
„Diebstahl“ ist. 

Die nicht-verbale Symbolik dient vor allem der Herstellung und Aufrechter- 
haltung der sozialen Beziehung im Gespräch. Wenn wir nicht Gestik, Geschichtsspra- 
che und Tonfall unserer Sprecher mitmachten, versandete die Unterhaltung sehr 
schnell. Man schien den Eindruck zu gewinnen, wir seien an einer Fortführung des 
Gesprächs nicht sonderlich interessiert. Gestik, ständige Modulation der Lautstärke 
und singender Sprechduktus bekunden das Engagement an einer Kommunikation, 
während die Landbewohner uns sozial vertraute Normalformen eines Gesprächs als 
stillschweigende Aufkündigung der kommunikativen Beziehung deuten. 

Die Feststellungen zur Sprechweise der andalusischen Arbeiterschaft legen 
nahe, Sprachprobleme der Arbeitsemigranten aus ihren Schwierigkeiten mit den 
kommunikativen Normalformen im Ausland zu erklären. So beherrschten die mei- 
sten Emigranten auch dann kaum die deutsche Sprache, wenn sie über Jahre in Deut- 
schland gearbeitet hatten. Die Aussprache der wenigen deutschen Worte, die sie kann- 
ten, war ihnen oft nicht geläufig, die Worte wurden fragmentarisch, ohne Kenntnis 
von Regeln der Satzbildung, aneinandergereiht. Dabei korrelierten insgesamt die 
Sprachkenntnisse nur schwach mit der Dauer des Auslandsaufenthalts (42). 


42 Daß die Sprachprobleme ausländischer Arbeiter vor allem eine Frage der sozialen Verhal- 

tensregeln im Ausland sind, und die schlechten Sprachkenntnise eine Folge verweigerter 
Kommunikation, wird von spanischen Arbeitern in Westdeutschland und Westberlin offen 
zugegeben. Dabei verbindet sich die Erfahrung mangelnder Sprachorientierung mit der 
Erfahrung sozialer Diskrimination. Die vielfache Zurückweisung der Gastarbeiter durch 
ihre deutschen Kollegen führt oft dazu, daß selbst klassenbewußte Arbeiter einen scharfen 
Trennungsstrich zwischen ihrer Nation und den Deutschen, incl. der Arbeiterschaft, zie- 
hen. Damit endet — dies ist kein Allgemeinurteil — der Rassismus vieler deutscher Arbei- 
ter in einer umgekehrten Abgrenzung auch linksgerichteter ausländischer Arbeiter, für 
die internationale Solidarität nach ihren Lebenserfahrungen zum Abstraktum und vorläu- 
fig durch überwiegende Orientierung auf eine soziale Umwälzung im eigenen Herkunfts- 
land verdrängt wird. Wir zitieren dazu aus einem Gespräch mit einem älteren spanischen 
Arbeiter, das wir nach vorheriger Absprache eigens zum Komplex „Sprachprobleme“ 
führten: 
„Ob ich viel Gelegenheit habe, Deutsch zu sprechen? Aber nein, denn die Deutschen sind 
einfach widerlich, ‚ihre Herzen sind mit Nägeln durchbohrt‘. Mit einem Ausländer reden 
sie nicht. Daß jemand ihre Sprache nicht beherrscht, fällt ihnen zur Last. Sie zucken dann 
mit den Schultern und erwidern: „nicht verstehn“. Sie geben sich überhaupt keine Mühe, 
einem zu helfen, wenn man in ihrer Sprache nicht zurechtkommt. 
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4.  Identitätskrisen und soziale Entfremdung in Westeuropa 


Daß sie mit der Verständigung im fremden Land nicht zurechtgekommen seien, ge- 
standen manche Emigranten jedoch nicht ein. Sie waren, vor allem anderen Arbei- 
tern im Ort gegenüber, bemüht, sich als Kenner der deutschen Sprache herauszustrei- 
chen. Dieses Verhalten verweist auf eine weitere Eigenheit, neben der Erfahrungsver- 
drängung, die an der Verarbeitung der Auslandserfahrungen durch manche Emigran- 
ten auffällt: Sie spielen gern den großen Mann, der sich überall und immer zurecht- 
fand, dervon.den deutschen Kollegen voll anerkannt war und sie zu Freunden hatte, 
während sie umgekehrt die Diskrimination auf die Türken in Alemania projizierten, 
die allgemein als Menschen mit verwilderten Sitten und als Messerstecher gelten; 
und sie erwiesen dem machismo der Männeröffentlichkeit ihre Reverenz, indem sie 
von Abenteuern mit einer Unmenge ausländischer Frauen berichten, 

Diese Aufschneidereien, die unter Rückkehrern iedoch nicht der Regelfall sind, 
machen ungewollt Identitätskrisen deutlich, die der Auslandsaufenthalt bei vielen 
Arbeitern auslöst. Sich-persönlich-herausstreichen verletzt nämlich das ausgeprägt 
vorhandene Gleichheitsbewußtsein: im sozialen Verkehr und kollidiert mit dem Ver- 
bot gegenseitiger Konkurrenz. Obwohl diese Emigranten offensichtlich die persön- 
liche Anerkennung wenigstens im pueblo wiedergewinnen wollten, die ihnen durch 
ihre allseitige Diskriminierung im Ausland versagt blieb, isolieren sie sich, wenngleich 
begrenzt, gerade durch ihr Aufschneiden von anderen Arbeitern. Sie werden oft 
verspottet, oder man übergeht ihre Protzerei mit Schweigen. Übrigens bekundet sich 


10 Jahre arbeite ich in derselben Fabrik. Aber die Deutschen reden nur unter sich, nicht 
mit mir. Bei der Arbeit braucht man nicht viel reden, da genügt es, wenn der Vorarbeiter 
auf einem Zettel mitteilt, was ich an Material brauche. Und an der Maschine kenne ich 
mich selber am besten aus. Seit Jahren arbeite ich mit zwei Deutschen, die nicht einmal 
in den Pausen mit mir reden. Nie sind wir nach der Arbeit ein Bier trinken gegangen (was 
mindestens im ländlichen Spanien allgemeiner Brauch unter Arbeitskollegen ist), jeder 
geht seine Wege. 

Die Deutschen reden nicht mit uns, weil sie uns nicht im Land wollen, am liebsten wür- 
den sie uns herausjagen. Sie sind Nazis, Faschisten. Und sie bekämpfen den Kommunis- 
mus, ich dürfte bei der Arbeit nicht sagen, daß ich einer bin. Die Leute sind verrückt, sie 
haben ein Brett vor dem Kopf, sie sind betrunken gemacht durch die Lügen der Presse. 
Die deutschen Arbeiter profitieren von uns. Sie tun so, als ob wir ihnen die Arbeitsplätze 
rauben, in Wirklichkeit geht es ihnen besser durch uns. Sie haben die besseren Jobs und 
nutzen das aus. Sie wollen sich zu Königen machen und über uns herrschen. Mein Vorar- 
beiter z. B. istein Arbeiter wie ich, aber er plustert sich auf und tut nichts. Ohne die Aus- 
länder müßte er so arbeiten wie ich jetzt. 

Mit den Wohnungsnachbarn führe ich keine Gespräche. Wir grüßen uns, mehr nicht. Jeder 
verschwindet in seiner Wohnung, eingeladen in ihre haben sie mich in den 8 Jahren nie. 
Von den wenigen Wortwechseln lernt man nie Deutsch. Noch schlimmer ist es auf der 
Straße. Wenn ich nach dem Weg frage, bekomme ich höchstens zur Antwort „nicht ver- 
stehn“, und schon gehen die Leute weiter. Auch in den Kneipen ist es nichts. Mich redet 
niemand an, und da ich selber schwer etwas sagen kann, bleibe ich für mich.“ 

Ein Andalusier, in dessen Fabrik die meisten Deutschen als Meister angestellt sind, be- 
gründete seine geringen Kenntnisse damit, daß ihn die Sprache nicht interessiert. Würde 
er sie beherrschen, geriete er sofort in Streit mitden Deutschen, denn er lehnt sie ab, weil 
sie ihn diskriminieren. Da sei es schon besser und sicherer, sich überhaupt nicht um die 
fremde Sprache zu kümmern. 
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eine bleibende Bindung auch dieser Emigranten an den dörflichen Egalitarismus da- 
rin, daß sie ihre Ersparnisse nicht zur demonstrativen Abgrenzung des Lebensstils 
gegen die anderen Arbeiterfamilien einsetzen. Konträr dazu fällt bei manchen ande- 
ren Emigranten, Rückkehrern und Urlaubern, ein soziales Verblassen auf. In den Ge- 
sprächsgruppen der Straßen und Schenken stehen sie häufig als schweigende Zuhörer 
am Rande, den größten Teil ihrer freien Tage verbringen sie im Familienhaus, das 
ein Arbeiter sonst nurzum Schlafen und Essen betritt. 

Aufschneiderei, soziale Randstellung und schwere Persönlichkeitskrisen findet 
man vor allem unter Emigranten, die sehr lange Zeit (mehr als 5, 6 Jahre) im Ausland 
waren und unter Urlaubern, die oft deutliche Schwierigkeiten zeigen, sich im kommu- 
nikativem Verkehr zurechtzufinden. Die Mehrzahl der Emigranten, insbesondere 
wenn sie schon länger zurückgekehrt sind, unterscheidet sich jedoch in Lebensstil 
und Sozialverhalten nicht sichtbar von den zurückgebliebenen Arbeitern. Das wäre 
auch widersinnig, da mindestens die Hälfte der Proletarier und Kleinstbauern irgend- 
wann im Ausland gearbeitet hat. Eher fällt auf, daß sich viele der „unauffälligen“ 
Rückkehrer besonders betont mit dem pueblo und seinen sozialen Verkehrsformen 
identifizieren. 

Die schweren Identitätskrisen vieler Emigranten werden zum Teil aus trauma- 
tischen Sozialerfahrungen verständlich, die sich durch Abweisung und Absonderung 
vom sozialen Leben im fremden Land noch verschärfen. Die herrschende Psychatrie 
hat das sehroberflächlich und mißverständlich mit dem sog. „Entwurzelungssyndrom“ 
oder der „Heimwehreaktion‘“ diagnostiziert, die man vor allem bei Gastarbeitern 
ländlicher Herkunft findet. Es handelt sich um depressive Zustände, geäußert in der 
Wahrnehmung körperlichen Zerfalls und körperlicher Krankheiten, vor allem der 
Verdauungs- und Sexualorgane, Diese „leibnahe Depression“ verbindet sich häufig 
mit einem Gefühl der Auflösung als Person. „Mir ist als sei ich ein Anderer, ich bin 
verändert, die Leute schauen mich an und merken es“ (ein Süditaliener — nach Laff- 
ranchini in Praxis 54, 1965). „Das Leben verläßt mich, ich fühle kein Leben mehr in 
mir. Die Kraft verläßt den Körper. Der Körper ist so schwer, daß ich ihn keine hun- 
dert Meter tragen kann. Ich habe kein Vertrauen mehr zu meinem Körper.“ (Ein 
Süditaliener — nach Poeck, Dt. Medizinische Wochenschiift, Jg. 87,H. 28, 1962) 

Wir haben schon darauf hingewiesen, daß die Lebensformen der Volksklassen 
in andalusischen pueblos — und hierin dürften sie sich von einem süditalienischen, 
anatolischen oder mazedonischen Dorft nicht unterscheiden — eine Anerkennung 
der besonderen Persönlichkeit eines Menschen zuläßt, ohne dadurch den engen so- 
zialen Zusammenhalt aufzulösen und die Norm gegenseitiger Gleichheit zu verletzen. 
Ersichtlich im Gegensatz zur Ermöglichung stark personengebundener Ich-Identität 
stehen die mehr statusorientierten Sozialbeziehungen in spätkapitalistischen Groß- 
städten. Verbunden mit einer größeren Distanz im sozialen Verkehr, wird hier die 
Person mehr nach allgemeinen sozialen Merkmalen eingeschätzt, wobei diese Merk- 
male auch die Erwartungen an das soziale Handeln der Personen bestimmen. Ob- 
wohl eine vollständige Durchsetzung der „Status-Identität‘‘ der Aufhebung mensch- 
licher Sozialbeziehungen gleichkäme, gilt doch, daß sie Flexibilität und Personalis- 
mus des sozialen Verkehrs stark überlagert. 
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Die Arbeitsemigranten aus andalusischen pueblos erfahren vor dem Hinter- 
grund ihrer gewohnten Verkehrsformen die Statusidentität der Großstadt als soziale 
Entfremdung. Eine Standardbemerkung, mit der sie den Unterschied zum Leben im 
Heimatort verdeutlichen ist: „hier kennt jeder jeden, dort kennt niemand den ande- 
ren“. Diese Feststellung bezieht sich auch auf die Arbeitsverhältnisse in der Fabrik, 
die im Gegensatz zur Landarbeit jede Kommunikation blockieren und außerdem für 
die Emigranten keinen nureinigermaßen überschaubaren und geglückten sozialen Zu- 
sammenhang bilden. Da die Emigranten meistens ihre Familie zurücklassen, können 
sie der Anonymisierung nur schwer über die Fortsetzung von Primärgruppenbeziehun- 

"gen gegensteuern. Hinzukommit die Abweisung durch Einheimische aufgrund des so- 
zialen Abstraktums ‚‚Arbeiter aus einem anderen Land“. 

Die Bedrohung der persönlichen Identität läßt sich auch nicht über Beziehun- 
gen innerhalb der eigenen Nationalität neutralisieren. Das Arbeiterwohnheim etwa, 
in dem sich über 50 % der andalusischen Arbeiter in der BRD konzentrieren, erlaubt 
wegen seines rigiden Überwachungssystems und die erzwungene Kollektivität des 
Wohnens in überbelegten Zimmern keine Wiederherstellung der aus dem Herkunfts- 
gebiet vertrauten Verkehrsformen. Bei aller Reserve, die gegenüber der standardisier- 
ten Umfrage von Maria Borris zur Situation ausländischer Arbeiter in Frankfurt (Aus- 
ländische Arbeiter in einer Großstadt, 1974) angebracht ist, stellt sie diesen Aspekt 
doch deutlich heraus: Die allgemeine Kritik am Wohnheim zentriert sich um die Leit- 
motive: „Das Wohnheim istein Gefängnis, ein KZ“: „es leben zu viele Menschen auf 
einem Raum, die sich in alles einmischen“: ‚man hat dort kein Privatleben“ (43 ) 
Die Überwachung des Alltagslebens, soweit es a-politische Züge hat, kontrastiert 
deutlich mit den Verhältnissen in südspanischen Orten. Aus dem engen sozialen Zu- 
sammenhang der Männeröffentlichkeit im pueblo sind mit Essen, Waschen und Schla- 
fen gerade die — der Familie vorbehaltenen — Bereiche ausgespart, auf die sich der 
Verkehr der Emigranten im Wohnheim zwangsweise konzentriert. Nach Auskunft 
einiger Emigranten in Südspanien vermeidet man es denn auch, im Wohnheim mit 
Nachbarn des eigenen Orts zusammenzuleben. Das führe zu Streit und Prügeleien, 
wobei man sich vor Augen halten muß, daß physische Aggressionshandlungen im All- 
tag der kleinen Orte heute eine Schande für die gesamte Familie der Akteure sind 


43 Ein Beispiel für die erzwungene Kollektivität des Arbeiterwohnheims sind in Deutschland 
die Kasernen der Opel-Werke, deren Wohn-,,Qualität“ eher über dem Durchschnitt liegen 
dürfte. (Opel hatte in der Provinz Cadiz einen Anwerbeschwerpunkt). Im Wohnheim von 
Rüsselsheim, Sommer 1972, hatte jedes Zimmer vier Betten, bei einer Raumgröße von im 
Schnitt 16 qm. Für je 26 Personen stand eine Dusche zur Verfügung, je 70 Personen teil- 
ten sich 12 Herdflammen in der Küche. Häufig waren die Bewohner eines Zimmers in ver- 
schiedene Schichten eingeteilt und störten sich daher ständig in ihrem Tages- und Schlaf- 
Rhythmus. (nach Guillermo Diaz Plaja, La Condicion Emigrante, Madrid 1974). 

Die Bezeichnung des Wohnheims als KZ ist unter spanischen Arbeitern allgemein geläufig. 
Sie verweist darauf, daß die Arbeiter zusammengepfercht leben und von der „Außenwelt“ 
abgeschlossen werden. (Viele Wohnheime darf man nur mit besonderer Erlaubnis und zu 
besonderen Besuchszeiten betreten, davon abgesehen, daß dem anderen Geschlecht der 
Zutritt völlig verwehrt ist.) Schließlich auf die despotische Gewalt, mit der die „‚Heimlei- 
ter‘ in das Alltagsleben der Emigranten eingreifen. Für Gastarbeiter in Wohnheimen ist 
die despotische Kontrolle des Kapitals nicht einmalim Reproduktionsbereich aufgehoben. 
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und dementsprechend selten vorkommen. 
Auf die Anonymisierung sozialer Beziehungen in der ausländischen Großstadt 
reagieren die Arbeiter vom Land üblicherweise so, daß sie möglichst jeden sozialen 
Verkehr in der Fremde meiden. Das soll am Alltag einiger andalusischer Arbeitsemi- 
granten in einem Westberliner Wohnheim verdeutlicht werden. Das Wohnheim befand 
sich auf dem Gelände der Fabrik, in der die Arbeiter ein Jahr lang Beschäftigung fan- 
den. Obwohl ihnen die Öde des Hauses und die ständigen Kontrollen durch den Auf- 
seher verhaßt waren, verbrachten die Südspanier fast ihre gesamte Freizeit in den 
Zimmern oder im Tagesraum; nur gruppenweise besuchten sie gelegentlich und für 
kurze Zeit die nächstliegende Kneipe. Einziger regelmäßiger Kontakt zur deutschen 
Außenwelt war der Einkauf; notwendige Gänge zur Krankenkasse, dem Arbeitsamt 
oder der Polizeistation wurden unter Angst und in extremer Verunsicherung unter- 
nommen. Häufig bat man uns hier um Begleitung. Selbst das in spanischen Ortschaf- 
ten gepflegte „paseo“, ein zielloser gemeinsamer Bummel in den Straßen, vermied 
man. Dazu fehlte in der fremden Stadt der soziale Rahmen, die Menge der Umher- 
spazierenden, die wechselnden Unterhaltungen, diegegenseitigen Zurufe. Ihre Zurück- 
.gezogenheit begründeten die Arbeiter mit dem schlechten Wetter, dem Lärm in den 
Straßen, die gleichzeitig leer an Menschen sind, den hohen Vergnügungspreisen, den 
fehlenden Sprachkenntnissen und der sozialen Distanz der Einheimischen (44). 
Die konsequente Vermeidung jedes sozialen Verkehrs in der fremden Stadt er- 
klärt sich sicher zum Teil aus der Extremsituation des Auslandsaufenthalts. Am Bei- 
spiel des damals 28jährigen Jose M. läßt sich aber klarmachen, daß sie auch eine ge- 
nerelle Ablehnung städtischer Verkehrsformen zum Ausdruck bringt. Jose stammt 
aus einer Landarbeiterfamilie aus Südostspanien, dienach Madrid zog, als er 17 Jahre 
alt war. Bis zu seinem Arbeitsvertrag in Westberlin war er als Bauarbeiter in Madrid 
und im katalanischen Küstengebiet tätig. Wie viele Abwanderer vom Lande zog er 


44 In Wetzlar hat eine Gruppe spanischer Arbeiter, die nicht in Wohnheimen leben muß, die 
Verhältnisse in drei Wohnheimen der Umgebung untersucht und veröffentlicht. Diese Un- 
tersuchung ist zugleich Anklage wie Aufruf an die spanischen Emigranten zu Solidarität 
und gegenseitiger Hilfe. Sie stellt die zum Teil vollständige Abgeschlossenheit der Bewoh- 
ner, selbst von der spanischen Kolonie außerhalb des Wohnheims, deutlich heraus. „Es gab 
viele, die während vieler Jahre nichts anderes gesehen hatten als die Arbeit, den Schlaf- 
raum, die Arbeit, den Schlafraum .. .“. Für dieses Vergnügen zahlen sie pro Bett, in Schlaf- 
hallen von 5 - 6 Personen durchschnittlich, um 90 DM. 97 % haben keine Freundin, also 
keine Möglichkeit, ein einigermaßen normales sexuelles Leben zu führen. Und wie soll 
man mit einem Mädchen schlafen, wenn 3 Männer dabei zuschauen? Nur 12 % haben in 
ihren Zimmern jemals Besuch empfangen, die nicht ihre Arbeitskollegen sind — bei einer 
durchschnittlichen Aufenthaltsdauer von 3 1/2 Jahren! Die Beschäftigung in der freien 
Zeit beschränkt sich, neben essen, auf Fernsehen, das man nicht versteht, Bier trinken, 
Karten spielen, Lesen. 

Die Arbeiter ziehen folgendes Resultat ihrer Untersuchung: ‚all das macht die Situation 
ziemlich klar.: Die Wohnbedingungen sind schlimmer als in Gefängnissen und eines Men- 
schen unwürdig. Das überrascht aber nicht weiter, da im Kapitalismus nicht auf den Men- 
schen, sondern auf das Geld geschaut wird, und mit den Gastarbeitern verdient man eine 
Menge. Wir sind für die Deutschen in jeder Hinsicht ein Geschäft, wir sind die modernen 
Sklaven.“ 

(aus: impulso. Revista libertaria No. 11, Mai 1974, Wetzlar, Silhöferstr. 7) 


85 


sich ein Magengeschwür zu. Hier verschlimmerte es sich binnen weniger Monate so, 
daß er operiert werden mußte. Jose wirkt depressiv, er spricht müde und schleppend 
und im Gegensatz zu südspanischen Gepflogenheiten ohne Gebärden und mit mono- 
toner Stimme. Als er nach seiner Magenoperation über Wochen krank geschrieben 
war, blieb er, den Einkauf ausgenommen, immer im Heim, obwohl er gleichzeitig 
über Kopfschmerzen durch die schlechte Zimmerluft klagte. Auch den Jahresurlaub 
verbrachte er durchgehend im Heim. Jose versicherte immer, für ihn sei es gleichgül- 
tig, ob er in Madrid oder in Deutschland lebt. Die großen Städte bieten nirgendwo 
ein annehmbares Leben. Statt zurück nach Madrid, ginge er lieber in eine kleine deut- 
sche Ortschaft, die nach seiner Auffassung mehr dem Leben im pueblo gleicht. In 
Madrid hat er keine Freunde —umineiner Stadt einen Freund zu finden, müsse man 
wenigstens 20 Tage suchen. Auch die Feste sindin den Städten ohne Reiz; in seinem 
Heimatort dagegen würde man die Feste mit viel alegria und Gesang verbringen, sich 
mit Familie, Freunden und Nachbam vereinigen. 

Durch die Abwanderung vom Dorf ist für Jose jeder soziale Lebenszusammen- 
hang, in und mit dem er sich identifizieren Kann, zerstört. Seine Freunde hat er ver- 
loren, mit den Eltern versteht er sich nicht mehr, eine Freundin findet er nicht und 
das anonyme Leben der Städte ödet ihn an. Unter diesen Umständen ist es ihm gleich- 
gültig, ob er in den Häuserschluchten eines der Vororte von Madrid oder einem ein- 
gezäunten Fabrikgelände in Westberlin lebt. Die Emigration in das fremde Land ist nur 
die konsequente Fortsetzung der ökonomisch erzwungenen Abwanderung vom pueb- 
lo, die den entscheidenden Bruch in seinem Leben markiert. 


3: Großstadtkritik und dörfliche Gemeinschaft 


Trotz der Verdrängung der Emigrationserfahrungen in der Ortsöffentlichkeit kristal- 
lisieren Gespräche allgemein gebräuchliche Schlüsselbegriffe heraus, nach denen die 
Emigranten ihr kritisches Verständnis des Stadtlebens organisieren. Es sind dies: 
„Lärm“ und „Streit“, beides kontrastiert zur „Ruhe“ des pueblo, das Bild von den 
geschlossenen Türen der Stadthäuser, im Unterschied zu den offenen Türen im Ort, 
das Leben auf den Straßen, den Kneipen und den öffentlichen Verkehrsmitteln, die 
Gemeinsamkeit (union) und Gleichheit (igualdad) des Zusammenlebens im pueblo, 
der man die Trennung der Menschen in den Städten entgegensetzt. Die Erfahrungen 
im Ausland umreißt weiter der Hinweis auf die dort herrschende Kälte, wie sich auch 
bestimmte Äußerungen über das Kneipenleben auf das Ausland beziehen. Das Bild 
vom kalten, regnerischen Wetter, seltener das vom abstoßenden Kneipenleben, findet’ 
gelegentlich auch für die nordspanischen Industriezentren Anwendung. Manchmal 
wird auch die schlechte Luft und das übelriechende Trinkwasser der Stadt der guten 
Landluft und dem frischen Wasser der Brunnen entgegengesetzt — dieser Symbolik 
bedienen sich vorwiegend ältere Leute, die nie im Ausland und selten in einer Groß- 
stadt waren. 

Mit Ausnahme der „union“ und der „igualdad“, die jedoch im Klassenbewußt- 
sein der Landarbeiter, Kleinbauern, Pächter, Handwerker und Händler Andalusiens 
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eine lebendige Tradition haben, beziehen sich die als Gegensatzpaar gegliederten 
Schlüsselbegriffe alle auf sinnlich greifbare Merkmale von Dorf-undStadtleben. Gleich- 
zeitig symbolisieren die sprachlichen Darstellungen allgemeine begriffliche Bedeutun- 
gen, die weit über die unmittelbar angesprochenen Erfahrungsgehalte hinausreichen. 
Diese Art der Wirklichkeitsdeutung kennzeichnet durchweg die geistige Auseinander- 
setzung der arbeitenden Ortsbewohner mit ihrer gesellschaftlichen Situation. Die 
sprachliche Darstellung bestimmter sozialer Umstände muß sinnlich faßbar sein, oh- 
ne doch in ihrer Bedeutung auf den evozierten Erfahrungsgehalt beschränkt zu blei- 
ben. Die ständige Sicherung des Erfahrungsbezuges sozialer Deutungsmuster hat, im 
Unterschied zur Sprechweise intellektualisierter Schichten, den Vorzug, an eine in- 
tersubjektive Erfahrungswelt anzuknüpfen und so eher zu kollektiv anerkannten Deu- 
tungen der sozialen Wirklichkeit zu gelangen. Die erwähnten Schlüsselbegriffe formu- 
lieren denn auch ein allgemeines Bewußtsein des pueblo über Dorf- und Stadtleben. 

Aber auch ein Nachteil dieser Verständigungsweise liegt auf der Hand: Sie be- 
günstigt eine Beschränkung der Deutungsmuster auf sinnlich Faßbares und erspart 
eine explizite Darstellung der allgemeinen Zusammenhänge oder Strukturen, auf wel- 
che die Begriffe anspielen. Es war darum in Gesprächen über Dorf- und Stadtleben 
sehr schwierig, eine Erläuterung der Schlüsselbegriffe und -wendungen über die evo- 
zierten Erfahrungsgehalte hinaus zu erhalten, über die eine Einigung schnell erzielt 
werden konnte. Die folgende Betrachtung der Schlüsselbegriffe soll derartige Erläu- 
terungen nachträglich rekonstruieren. 

Die „sinnliche Abstraktion“ wird besonders deutlich in der Darstellung von 
Sozialerfahrungen durch atmosphärische Bilder. „Dort ist es immer kalt“, „es regnet 
viel“, „dieSonnescheintnicht“, „dieLuftindenStädtenundden Fabrikenistschlecht“, 
„das Wasser ist ungesund“ — das sind ständig wiederkehrende Äußerungen der Emi- 
granten über das Leben im Ausland. Sie erläuterten die Unerträglichkeit des dortigen 
Lebens, oft werden sie als Gründe einer vorzeitigen Rückkehr angeführt. Es würde 
der Mitteilungsabsicht der Emigranten widersprechen, nähme man die atmosphäri- 
schen Bilder nur für Symbolisierungen von Sozialerfahrungen. Vielmehr neigen viele 
Arbeiter dazu, die Konnotation solcher Äußerungen auf den angeschnittenen sinnli- 
chen Gehalt zu beschränken. Das zeigt aber mehr ihre Schwierigkeiten an, die Aus- 
landserfahrungen abstrakt zu explizieren. Manchen Arbeitern gelingt es, ihre Sozial- 
erfahrungen durch weitere Entfaltung der sinnlichen Bilder darzustellen. Bezeichnend 
dafür ist die folgende an das Klimabild anknüpfende Aussage zur deutschen Lebens- 
weise: 

„Das Wetter dort ist schlecht, es regnet viel und es wird früh Nacht; selbst die Tage sind dunkel, 
denn der Himmel ist fast immer bedeckt. Die Dunkelheit macht die Menschen traurig und be- 
drückt, und daher kommt es, daß man in Alemania so wenig alegria trifft. Das ist wie mit den 
Vögeln: Scheint die Sonne, dann singen sie und flattern herum, kommen aber Wolken und Regen 
dann bleiben sie still und verkriechen sich.“ 

Hier wird die Spontaneität und Entfaltung sozialer Beziehungen — ein abstrakter 
Sachverhalt — an sinnlichen Erfahrungen nicht nur dargelegt, sondern zugleich in 
seiner Zwangsläufigkeit einsichtig gemacht. 

Die Beziehung atmosphärischer Bilder auf Sozialerfahrungen in den Städten 


87 


wurde direkter am Schlüsselbegriff des „Lärms“ hergestellt, dem man die Ruhe des 
Dorfes entgegensetzt. Er bezieht sich zunächst auf den Lärm des motorisierten Ver- 
kehrs in den Städten. Doch ist weniger die Erfahrung größerer Lautstärke entschei- 
dend — mit den spielenden Kindern und den lauten Unterhaltungen geht es auf den 
Gassen und Gemeinschaftshöfen andalusischer Orte keineswegs immer ruhiger zu. 
Gemeint ist vielmehr die Unüberschaubarkeit des Verkehrs an Autos und Menschen 
in den Städten. Der Emigrant kann die Vielzahl der Ereignisse in der Stadt nicht über- 
schauen und sieht sich ständig von unvorhersehbaren Vorfällen bedroht — als Beispiel 
werden meist Verkehrsunfälle angeführt. Das Bild vom Lärm komprimiert die Hilflo- 
sigkeit, Verunsicherung, den Orientierungsverlust und eine diffuse FurchtderEmigran- 
ten vor einem unübersehbaren Geflecht von Personen, Sachen, Ereignissen, mit dem 
sie das städtische Straßenleben konfrontiert. Sie deutet auf die weitere Erfahrung 
hin, daß die äußeren Umstände eine soziale Verständigung auf den Straßen der Stadt 
blockieren. Ein Emigrant verglich die Menschenmengen der Großstadt mit einem dif- 
fusen Bienenschwarm. „Auf den Straßen surren die Leute aneinander vorbei. Wenn 
sie sprechen, so gedämpft und unverständlich für uns, hört es sich an wie das Sum- 
men von Bienen.“ Die Diffusität und Vielfalt des sozialen Verkehrs negiert gerade 
die Aufnahme sozialer Beziehungen, wie sie in den Straßen des pueblo üblich und 
vertraut ist. Darum widerspricht es der Lärm-Metapher nicht, wenn Emigranten die 
Verödung des Lebens im Ausland betonen. Die Städte dort werden oft als tot be- 
zeichnet. Niemand singt auf den Straßen, es gibt keine lauten Zurufe, keine spielen- 
den Kinder und keine Schenken — oder jedenfalls strahlt das Leben in der Schenke 
nicht auf die Straße aus. „‚Wenn die Menschen von der Arbeitkommen, verschwinden 
sie sofort in ihren Häusern“ Dieses triste Leben kontrastiert so ziemlich in allen Punk- 
ten mit dem Alltag im pueblo und erst recht mit seinen Festen, wenn sich alle Be- 
wohner auf den Straßen vereinigen. 

Bevor wir auf diesen Aspekt der Kritik am Stadtleben näher eingehen, bedarf 
der Gegenbegriff der „tranquilidad“, der Ruhe, einer Erläuterung. Mit ihm umreißen 
die Bewohner am häufigsten die Vorzüge des pueblo. Viele Emigranten begründeten 
durch Hinweis auf die tranquilidad des Ortes ihre Entscheidung, provisorisch im Aus- 
land zu arbeiten und die Trennung von der Familie vorübergehend in Kauf zu neh- 
men, als für immer in eine spanische Großstadt abzuwandern und so jede feste Bin- 
dung an den Heimatort zu verlieren. 

Unter der Ruhe des pueblo versteht man vor allem seine soziale Überschau- 
barkeit. Hier kennt jeder jeden, man übersieht alles, was sich im Ort so tut, man kennt 
sich in den sozialen Gepflogenheiten aus. Ein ehemaliger Emigrant, der jetzt wie vie- 
le Rückkehrer die Vorzüge des Dorflebens ganz besonders herausstreicht, erklärte 
die „tranquilidad‘ wie folgt: „Hier kenn ich mich überall aus. Wenn ich durch die 
Straßen gehe, werde ich nicht durch unvorhersehbare Ereignisse überrascht. Es kann 
mich nicht plötzlich ein Auto überfahren und auch sonst kann ich ganz beruhigt sein: 
Es gibt hier weder Diebstahl noch sonstige böse Taten.‘ Diese Vertrautheit des so- 
zialen Verkehrs bindet man nicht an die Tatsache, daß man im Ort geboren und auf- 
gewachsen ist; vielmehr vertritt man die Auffassung, daß sie in den großen Städten 
wegen der Bewohner, der Wohnweise in Hochhäusern, der Funktionalisierung der 
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Straße für den motorisierten Verkehr prinzipiell nicht erreichbar ist. 

Entsprechend verweist der Begriff „tranquilidad“ auch auf die Zusammenge- 
hörigkeit der Bewohner des pueblo, und er wird darum gelegentlich durch Hinweis 
auf die hier übliche union oder die Wendung „Wir sind hier eine Familie‘ bzw. „wir 
leben sehr familiär“ erläutert. Damit spielt man — neben dem ausgebildeten überfa- 
miliären Gemeinschaftsleben auf den Straßen, in den Bars, den Läden und Häusern — 
auf Verpflichtungen gegenseitiger Hilfe unter den Arbeiterfamilien an, die den pueb- 
lo im engeren Sinn bilden. Obwohl sich das taditionelle System der Nachbarschafts- 
hilfe in vielfacher Hinsicht gelockert hat, hat es doch in einigen Bereichen bleibende 
Geltung. Als Beispiele seien die Stellung der Alten, die Hausnachbarschaft, das Ver- 
hältnis Kleinhändler-Arbeiterfamilien und die Totenzeremonie angeführt. 

Für die Versorgung und Pflege der alten Menschen im Ort sind durchweg die 
Familienangehörigen zuständig. Wie die Unterhaltssicherung durch arbeitsfähige Bur- 
schen, die oft für Jahre ins Ausland gehen, ist diese Verpflichtung eine sehr strenge 
Regel. Ortsbewohner von R. konnten nur eine Ausnahme nennen. Die Einhaltung 
der Regel wird vom gesamten pueblo überwacht, wer seine alten Eltern nicht versorgt, 
muß mit informellen sozialen Sanktionen rechnen. Familienangehörige ferneren Ver- 
wandtschaftsgrades — wie Neffen und Nichten — sind für die Verpflegung kinderlo- 
ser Alter zuständig, allerdings nicht verpflichtet, sie in ihrem Haus aufzunehmen, sie 
zu waschen und zu pflegen. In dieser Hinsicht muß sich ein kinderloser Alter selbst 
zurechtfinden, teilweise endet das — und das markiert eine Grenze der gegenwärti- 
gen Dorfsolidarität — mit seiner Internierung in ein Altersheim, dessen Verhältnisse 
man allgemein mit einem Gefängnis vergleicht. Alten, die keine Familienangehöri- 
gen im Ort haben, wird von den Nachbarn geholfen. Man gibt ihnen, wenn sie nichts 
haben, zu essen und schafft minimale Voraussetzungen dafür, daß sie sich, wie es im 
pueblo heißt, „das Leben suchen können“. Juan Vecerra und seine Frau befanden sich 
in dieser Situation. Die Nachbarn vermachten ihnen eine Strohhütte zum Wohnen, 
einige Möbel und einen Esel, mit dem der Mann durch autonome Landarbeit, wie 
Kohlebrennen und Wildfrüchte sammeln, seinen Unterhalt sichern kann. 

Neben der allgemeinen Nachbarschaftshilfe im pueblo gibt es auch die Haus- 
nachbarschaft im engeren Sinn. Man trifft sich abends vor dem Haus, erzählt und dis- 
kutiert, bewacht die Kinder. Häufige Besuche und vielerleit Gesten der Hilfe und 
der Freundschaft sind wesentlich, die Nachbarschaft wäre ungenügend, würde man 
sich nur „guten Tag“ sagen und sich nach dem Befinden des anderen im Vorbeige- 
hen erkundigen. Man kann den Nachbarn Werkzeug ausleihen, Wasser holen, wenn 
er einen Brunnen hat und ihm Lebensmittel zum aufbewahren geben, wenn er einen 
Kühlschrank hat. Ist einer krank, wird er besucht; und ist einer alt und ohne Ver- 
wandte, dann sorgen die Nachbarn für das Nötigste. Die wenigen aus dem Dorf, die 
ein Auto haben, übernehmen für andere die Erledigungen in der Stadt. Auch in Not- 
fällen kann man auf die Nachbarn zählen: Als Dolores sich entschloß, nach Deutsch- 
land zu fahren, weil sie von ihrem Mann, der dort arbeitet, schon seit mehreren Mo- 
naten keine Post mehr bekommen hatte und auf einen Telefonanruf hin die Nach- 
richt erhielt, er habe einen Unfall gehabt, da war ihre Nachbarin sofort bereit, ihre 
fünf Kinder in der Zwischenzeit bei sich aufzunehmen und zu versorgen. 
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In den arbeitslosen Monaten sind viele Familien darauf angewiesen, ihren täg- 
lichen Lebensunterhalt durch Verschuldung an die Dorfläden zu beschaffen. Solange 
dem Ladenbesitzer nicht selber das Geld zur Beschaffung der Waren ausgegangen ist, 
muß er das Anschreiben gestatten — es sei denn, er riskiert einen Boykott durch an- 
dere Familien und in besseren Zeiten. Die Schulden werden in der Regel von den Ver- 
diensten der nächsten Arbeitsperioden zurückgezahlt. Nicht alle Familien sind aber 
dazu imstande. In diesem Fall verbietet es die dörfliche Sozialmoral, daß der Händ- 
ler durch eine Anrufung des staatlichen Gerichts die Schulden einzutreiben versucht. 
Die Schulden gelten als verfallen. Die Sanktion der Arbeiterfamilien gegen einen sol- 
chen Versuch wäre ein Boykott des Ladens. Auch wenn die Familie zahlungskräftig 
ist und dennoch ihre Schulden nicht begleicht, ist der Weg zum Gericht ausgeschlos- 
sen. In diesem Fall erzwingen aber die informellen sozialen Sanktionen des pueblo, 
daß der Händler das ausstehende Geld bekommt. 

Wenn jemand im Ort stirbt, so ist es Brauch, daß sich Familie und Freunde im 
Haus des Verstorbenen versammeln, um gemeinsam die Totenwache zu halten. Dem 
heute noch verbal vertretenen Ideal nach sollte, jedenfalls in kleineren Orten, diese 
Versammlung von allen Bewohnern besucht werden, um die Lücke zu schließen, die 
der Verstorbene in den pueblo gerissen hat. Diese sehr wörtlich zu nehmende Idee 
des Zusammenschlusses liegt auch der Beerdigungszeremonie am folgenden Tag zu- 
grunde, wenn die Frauen im Haus des Toten bleiben, während die Männer den Lei- 
chenzug zur Kirche bilden. Die Randstellung des religiösen Aktes wird daran deut- 
lich, daß die meisten Männer, um die Totenmesse zu meiden, außerhalb der Kirche 
warten, aber nachdem der Tote wieder hinausgetragen wurde, alle den engsten männ- 
lichen Angehörigen die Hand drücken. Anschließend begleiten die Männer des Ortes 
den oder die Verstorbene zum Friedhof. 


Wir sehen also: die Emigranten spielen soziale Überschaubarkeit, Gemeinschaftsleben 
und nachbarschaftliche Gegenseitigkeit im pueblo gegen die sozialen Verkehrsformen 
der großen Städte aus. „Ruhe“ hat aber für sie auch die Bedeutung „friedlicher Har- 
monie“ und wird insofern Raub, Laster und Untaten allgemein in den Städten entge- 
gengesetzt. Als Erklärung verweist man auf die Möglichkeiten informeller sozialer 
Kontrolle im Ort: Während in dergroßen Stadt, wo niemand den anderen kennt, ein 
Gauner leicht untertauchen kann, überwachen die Leute im pueblo gegenseitig ihre 
Handlungen und beugen so Raub und Diebstahl vor. Manche Emigranten beriefen 
sich auf häufige Raubüberfälle und Prügeleien in großen Städten, wenn sie ihr zurück- 
gezogenes Leben in ausländischen Wohnheimen rechtfertigen wollten. Andere münz- 
ten das Thema „pelea‘ in eine Kritik an der Gleichgültigkeit der Stadtbewohner ge- 
genüber Geschlagenen, Hilflosen und Verletzten um. Sie bezogen sich dabei ausschließ- 
lich auf Westeuropa. Ihre Kritik zielte weniger gegen die Tatsache alltäglicher Gewalt- 
tätigkeit, sondern darauf, daß sich niemand spontan in der Verteidigung Unterlege- 
ner und der Hilfe Verletzter engagiert. 

Doch ist das Bild vom lasterhaften und gewalttätigen Stadtleben für sich kein 
bemerkenswerter topos; auffällig war aber, daß man Streit und Gewalttaten als häu- 
fige Vorkommnisse auch vieler größerer Nachbarorte nannte, und gelegentlich darauf 
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verwies, daß es „früher‘‘, vor Jahren, im eigenen pueblo viel Streit gegeben habe. In 
der Erläuterung der zuletzt genannten Aussage war man betont reserviert, einige mein- 
ten in gezielter Unbestimmtheit, damals hätten die Leute im Ort — lebensgeschicht- 
lich ihre Väter, wenn nicht gar sie selbst — wenig „Kultur“ gehabt — „tener cultura“ 
bezieht sich nach einer der gebräuchlichen Bedeutungen auf Lebensformen der herr- 
schenden Klasse. Ähnlich erklärte man die Gewalt in anderen pueblos durch die dort 
ansässigen vielen Zigeuner — sie bilden in Andalusien eine auch von den Arbeitern 
diskriminierte Minorität, andererseits gelten sie als die geschworenen Feinde der all- 
gemein gehaßten „guardia civil‘“, der bewaffneten Polizei im Ort. Schließlich schrieb 
man die Gewalttaten in deutschen Großstädten gern den Türken zu, deren Verhalten 
man in auffälliger Analogie zu den einheimischen Zigeunern und den brutalen Marok- 
kanergarden im faschistischen Heer 1936 deutete. 

Die Tatsache, daß im Gegensatzpaar pelea-tranquilidad verdrängte Erfahrungen 
aus dem eigenen Lebenszusammenhang auf die Großstadt projiziert werden, gibt An- 
laß, politische Implikationen der öffentlichen Selbstdeutung des Dorflebens zu erwä- 
gen. Die Mehrzahl der von uns besuchten Orte waren vor 1936 Zentren der Sozialbe- 
wegung in Andalusien. Der Faschismus hat diese Sozialbewegung und ihre entwickel- 
te politische Öffentlichkeit gründlich zerschlagen. Obwohl die Klassenantagonismen 
für das Bewußtsein der Arbeiter kaum an Schärfe verloren haben und in indirekten 
Wendungen auch häufig angedeutet werden, sind offene Gespräche über gesellschafts- 
politische Themen im pueblo wegen des hohen Risikos streng tabuisiert. Dabei wird 
„Politik“ im allgemeinen Sprachgebrauch mit Kritik am System der Klassenherrschaft 
und seinem politischen Überbau, manchmal direktmit „kommunistischerEinstellung“ 
gleichgesetzt. Daß eine politische Diskussion in eine Richtung gegen die herrschende 
Klasse geht, ist für die andalusische Arbeiterschaft quasi eine grammatische Regel. 
Die proletarische Öffentlichkeit, nicht allerdings vertrauliche Gespräche unter guten 
Freunden, war noch 1975 im pueblo vollständig entpolitisert. Nicht die Übernahme 
integrativer Ideologien, sondern die Verbannung politischer Themen aus der öffentli- 
chen Kommunikation ist das Kennzeichen dieser Entpolitisierung. Vor allem jüngere 
Arbeiter haben heute, wie ein Emigrant es nannte, in politischer Hinsicht eine „leere 
Mentalität“ (45). 

Das Bild der „Ruhe“ spielt somit auch auf die blutige Befriedung durch den 
Faschismus an. Traditionell sahen sich die Landarbeitersiedlungen nicht als friedlich, 


45 Aufschlußreich sind dazu die Beobachtungen des Sozialisten Manuel Cortes, der 1969 mit 
einem veränderten Dorfleben konfrontiert wird, nachdem er 30 Jahre im Versteck zuge- 
bracht hat: ‚‚Mehr als alles andere hat mich die Jugend hier verblüfft... Als erstes fiel 
mir auf, daß sie über nicht s anderes Bescheid wissen als darüber, wie man sich amüsiert. 
Sie denken über nichts anderes nach, weder über die Regierung, die Nation noch die Be- 
lange des Dorfes. Wenn ich zu ihnen spreche, stehen sie da und starren mich mit offenem 
Mund an, als sei ich irgendein Wundertier aus der Vergangenheit... ... Sie sind völlig ingno- 
rant und entpolitisiert.‘“ (Aus R. Frazer, Im Versteck, S. 246/47) 

Der Ort Mijas ist allerdings nicht verallgemeinerbar, da er in der Touristenzone liegt. 
Auch muß hervorgehoben werden, daß die jungen Arbeiter wenig vom historischen Trau- 
ma ihrer Väter belastet sind. Das zeigt sich an der enormen Mobilisierung gerade junger 
Arbeiter in Klassenaktionen und ihren schnellen politischen Lernprozessen, wie wir sie 
seit Francos Tod erleben. 
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was schon der Ausdruck „hacerse pueblo“, „sich zum pueblo machen“ belegt, der in 
der Selbstinterpretation von lokalen Volksaufständen gebräuchlich war. Die heutige, 
in der Dorföffentlichkeit bekundete, Anerkennung der Ruhe im Sinn von „Befrie- 
dung‘ setzt aber, der wirklichen Interessenlage der Arbeiter entsprechend, eine pro- 
jektive Phantasietätigkeit frei, die die latente Tendenz zur gewaltsamen Aktion auf 
andere Orte und Regionen verlagert, sowie auf Randgruppen wie Zigeuner, und im 
Ausland, Türken, um so gleichzeitig der öffentlichen Verurteilung der Gewalt Genü- 
ge zu tun. Die Umsetzung der latenten Gewalttätigkeit in projektive Phantasie erklärt 
wohl auch das große Interesse, das speziell Wildwestfilme im Ort finden. In eine ähn- 
liche Richtung weist das strenge Verbot von Karnevalsfesten im pueblo: Es sei damit 
zu rechnen, daß manche die Maskerade dazu benutzten, unerkannt einen reichen Ka- 
pitalisten umzulegen —- so wurde das Verbot von einigen Arbeitern erklärt. 


Kehren wir zum Schlüsselbegriff „tranquilidad“ zurück, soweit er sich auf Gemein- 
samkeit und Nachbarschaftlichkeit der Verkehrsformen bezieht. Ihre Kritik am Stadt- 
leben stellen die Emigranten vor allem an drei Lebensbereichen dar, deren Trennung 
in der Stadt und deren Zusammenhang im pueblo sie betonen: Die Straße, das Haus 
und die Kneipe (bar). Eine stehende Wendung ist, daß die Türen in der Stadt immer 
verschlossen sind, wogegen sie im pueblo immer offenstehen. Diese erfahrungsmäßig 
direkt einlösbare Feststellung verweist auf eine weitreichende Differenz der sozialen 
Lebensweise, die man abstrakt mit dem Gegensatz von zunehmender Privatisierung 
der Kleinfamilien im Spätkapitalismus und den intensiven Nachbarschaftsbeziehun- 
gen der Volksklasseri mediterraner Agrostädte und Dörfer umreißen kann. Eine ver- 
schlossene Tür im pueblo bedeutet: „niemand ist da“ oder „man schläft‘. Bis in die 
späte Nacht stehen darum die Türen offen und das bedeutet: „jedermann Kann das 
Haus betreten“. Die Anwesenheit von Verwandten, Nachbarn und Freunden im 
Haus ist daher eine selbstverständliche Gewohnheit. Umgekehrt zeigt die offene Tür 
an, daß die anwesenden Bewohner die Beziehung zum Gemeinschaftsleben auf der 
Straße nicht unterbrochen haben, jederzeit bereit sind hinauszugehen, nach den neue- 
sten Ereignissen zu schauen und einSchwätzchen mit den Nachbarn zu halten. Auch 
die Hausarbeit der Frau im pueblo vollzieht sich daher im ständigen sozialen Verkehr 
mit den Nachbarinnen. Das reicht vom morgendlichen Straßenfegen über den gemein- 
samen Einkauf, zu dem sich die Frauen oft abzuholen pflegen, bis zur Waschtätigkeit, 
die traditionell an öffentlichen Waschplätzen stattfindet, aber selbst in Orten mit 
Wasserinstallation häufig auf Gemeinschaftshöfen der Landarbeitersiedlungen öffent- 
lich vollzogen wird. Der familiäre Lebenszusammenhang ist, — das symbolisiert die 
offene Tür — mit den Nachbarschaftsbeziehungen eng verbunden. 

Umgekehrt verweist das Bild der geschlossenen Tür auf die Trennung der bei- 
den Lebensbereiche insbesondere in zentraleuropäischen Großstädten. „Man kann 
mit den Deutschen 10 Jahre lang im selben Haus wohnen, ohne daß sie guten Mor- 
gen und guten Abend sagen‘; „nach der Arbeit verschwinden die Leute in ihren 
Häusern und ziehen die Tür hinter sich zu. Das Leben dort ist sehr traurig‘. Einige 
Arbeiter setzten die konkrete Darlegung der Kritik an sozialen Verkehrsformen fort, 
indem sie behaupteten, daß das ständige Leben hinter verschlossenen Türen gesund: 


92 


heitsschädlich sei. In den abgedichteteten Wohnungen verbrauchen diese Menschen 
schnell die wenige Luft und stecken sich gegenseitig mit Krankheiten an. Indirekt 
verdeutlichen diese Emigranten die Enge und den Mief der kleinfamiliären Absonde- 
rung, wie die durch sie erzeugte soziale Verkrüppelung der Familienmitglieder. 

Ein zweiter Bereich, der in der Kritik am Stadtleben ständige Erwähnung fin- 
det, sind die sozialen Verkehrsformen in den bars. Im pueblo bilden die bars, und 
bei gutem Wetter die zu ihnen gehörige Straßenecke, die sozialen Zentren der Män- 
nergesellschaft. Hier trifft man sich vor und nach der Arbeit, sowie an arbeitslosen 
Tagen, in „tertulias‘, den jedermann offenen Gesprächsgruppen und zum Karten- 
oder Domino-Spiel. Obwohl die meisten Arbeiter trinken, besteht in den Schenken 
kein Konsumzwang, getrunken und gezahlt wird aber grundsätzlich gemeinsam, Sau- 
berkeitsvorschriften und Einschränkungen der Lautstärke sind unbekannt. Die bars 
ermöglichen und garantieren in jeder Hinsicht eine entfaltete soziale Kommunikation. 

Dem andalusischen Arbeiter stellen sich demgegenüber die Verkehrsregeln vor- 
nehmlich in deutschen bars — die Arbeiterkneipen spanischer Großstädte gleichen 
noch weitgehend dem dörflichen Typ — als Disziplinierung und Verfremdung sozia- 
ler Beziehungen dar. Negativ hervorgehoben werden vor allem der Konsum- und Sau- 
berkeitszwang, die gedämpften Unterhaltungen, die Abgeschlossenheit der Gesprächs- 
gruppen und die für einen Andalusier provokatorische Sitte, gesondert zu bestellen 
und zu bezahlen. Die bar ist kein Ort der sozialen Vereinigung, sondern nur eine wei- 
tere Einrichtung zur Separierung der Menschen in einer Großstadt; sie hebt die dor- 
tige Verkümmerung sozialer Beziehung nicht auf, sondernbestätigt sie neu. „Dort in 
der bar reden die Leute kaum miteinander. Sie sitzen allein vor der Theke, den Kopf 
auf die Ellenbogen gestützt und rauchen und trinken ein Bier nach dem anderen.“ 
Dem entspricht, daß andalusische Emigranten in Deutschland die bars entweder 
völlig meiden oder — seltener — nur für kurze Zeit betreten. 


6.  Klassensolidarität und Klassenbewußtsein auf dem Land 


Auch wenn es mit den Emigranten gerade Arbeiter sind, die die dörflichen Sozialbe- 
ziehungen so sehr gegen die städtischen hervorheben, ist dieser Gegensatz doch dem 
Augenschein nach klassenneutral bestimmt. Tatsächlich spricht aber die Idealisierung 
des Dorflebens eine sozio-kulturelle Lebenseinheit der Arbeiterfamilien an. Auf die 
Doppelbedeutung des Wortes „pueblo“ als sozialgeographische Siedlungseinheit und 
als Klassenbegriff haben wir schon hingewiesen. Welche Relevanz sie für den Vergleich 
städtischer mit ändlichen Verkehrsformen hat, wird an zwei zentralen Normen so- 
zialen Zusammenlebens deutlich, die die andalusischen Arbeiter gern gegen großstäd- 
tische Verhältnisse vorbringen. Es handelt sich um die „union“, die Einheit, und 
die „igualdad“, die Gleichheit der Ortsbewohner. 

Der Begriff „union“ wurde, soweit auf den sozialen Alltag im pueblo bezogen, 
als Parallelbegriff zur ‚‚tranquilidad“, der Ruhe, gebraucht. Auf ihn beriefen sich die 
Emigranten, wenn sie Zusammengehörigkeit und nachbarschaftliche Gegenseitigkeit 
im Ort herausstrichen. Die „union“ ist aber nicht nur Basisregel im Alltagsleben, son- 


93 


dern zugleich eine zentrale Norm der Klassensolidarität. Eindrucksvoll bekundeten 
das die Aktionen der andalusischen Sozialbewegung vor 1936, als ganze Orte, bis zu 
den Dienst- und Kindermädchen der Bourgeoisie, geschlossen in den Generalstreik 
traten, oder die Arbeiter das Angebot des Staatsapparats, einige durch Bauarbeiten 
über die Hungerjahre zu retten, ablehnten, weil nicht alle Arbeitslosen im Ort einge- 
stellt wurden. Die zentrale Bedeutung der union in Klassenaktionen wird heute (Stand 
1975) in Gesamtspanien an der Tatsache deutlich, daß eine geschlossene Streikfront 
in Betrieben vor allem dann zustande kommt, wenn sich die Aktionen gegen die Ent- 
lassung einiger politisch exponierter Kollegen richten. Das trifft etwa für den Streik 
bei SEAT, Barcelona 1971 zu, der die seitdem andauernden Aktionen in dieser Fa- 
brik einleitete, ebenso für die „Sintermetal“ in EI Valles bei Barcelona 1973, die 
6000 Arbeiter von Bazan in El Ferrol 1972, deren Aktionen den Volksstreik in dieser 
Stadt einleiteten, oder den Streik der Textilfabrik Intelhorce in Malaga 1973. Die 
Beispiele ließen sich beliebig vermehren. Daß die union nicht nur die direkt Betroffe- 
nen, sondern die ganze ortsansässige Arbeiterschaft einschließlich ihrer Familien bis 
hin zum Kleinhandel und den Angestellten großer Geschäfte einschließt, zeigen die 
großen Stadtstreiks von EI Ferrol (1972), Vigo (1972) und Pamplona (1973), Bajo 
Liobregat (1974) und Valladolid (1974/75). Die Menschen, die diese Streik- und So- 
lidaritätsbewegungen tragen, sind zum größten Teil in ländlichen Gegenden aufge- 
wachsen und während der letzten 15 Jahre mit der beschleunigten Industrialisierung 
(und der andauernden Auspowerung der Landgebiete) in die großen Städte gezogen. 

Wir gehen auf den Zusammenhang von union und Klassenaktion in den großen 
Städten Spaniens nicht näher ein, sondern beschränken die Darstellung auf Landar- 
beiterstreiks in der Umgebung von Jerez de la Frontera, Provinz Cadiz, 1973 und 
1974 (46). 

In der Feldregion um Jerez sind 14.000 ha mit Weinreben bepflanzt. Weinbau 
ist kaum mechanisierbar, die Arbeiten werden daher in erster Linie von etwa 9.000 
Spezialisten verrichtet, die in Jerez und umliegenden Landorten leben. Von ihnen 
haben nur etwa 600 eine feste Anstellung, diese „fijos“ wohnen meist auf den großen 
Gutshöfen außerhalb der pueblos. Der Rest, weit mehr als 90 %, findet nur während 
der Saisonmonate.Arbeit, vor allem wenn die Weinstöcke beschnitten werden müssen 
und zur Zeit der Emte. Sie arbeiten 6 bis selten 8 Monate im Jahr und da sie wie alle 
Gelegenheitsarbeiter kein Arbeitslosengeld erhalten, müssen sie vom Verdienst die- 
ser Zeit auch die restlichen Monate leben. Die Spezialisten haben ihre Tätigkeit durch 
Praxis erlernt, „durch Zuschauen und Nachmachen“, wie man es nennt, angelent 


46 Ich stütze mich auf: 

Gespräche und Informationen 1973 in Orten, die in unmittelbarer Nachbarschaft der 
„Mark von Jerez“ liegen; auf Berichte der Comisiones Obreras dieser Region, die in Bar- 
celona zu einer unveröffentlichten Broschüre zusammengestellt wurden; einige Korrespon- 
dentenberichte an die Zeitschrift der KP Spaniens „Mundo Obrero“. 

Wie die Norm der „union“ die Arbeitsbeziehungen von Landarbeitern im einzelnen be- 
stimmt, hat dargestellt: Juan Martinez Alier, Labourers and Landowners in Southern Spain, 
London 1971. Alier hat in einjähriger Feldforschung in der Feldregion Cordoba die Pro- 
fitwirtschaft der Großgüter, Arbeitsformen und Klassenbewußtsein der Landarbeiter um 
1965 untersucht. Seine ausgezeichnete Studie kann man jedem Interessierten empfehlen. 
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werden sie hauptsächlich über Familienbeziehungen oder durch gute Freunde. Man 
sagt ihnen einen ausgeprägten Berufsstolz nach, der sich aber — wie wir sehen wer- 
den — nicht als Abgrenzung „nach unten“ manifestiert. So verrichten sie in der Re- 
gel neben ihrem Beruf keine andere ländliche Lohnarbeit, um anderen Arbeitern 
nicht lebensnotwendige Verdienstquellen zu rauben. Vor allem während der Ernte, 
aber auch bei anderen Arbeiten, werden die Spezialisten von einer unbestimmten 
Zahl ungelernter Arbeiter unterstützt, die einen geringeren Lohn erhalten. Diese Un- 
gelernten werden in aller Regel aus denselben Orten wie die gelernten Weinarbeiter 
angeworben. 

Die „viticultores“, wie man die gelernten Weinarbeiter nennt, haben um Jerez 
eine lange Kampftradition. Die Erste Internationale in Sanlucar, einem wichtigen Ort 
in der Weinbauregion, setzte sich zur Zeit ihrer Gründung 1872 hauptsächlich aus ih- 
nen zusammen. Mitglieder waren damals in den ersten Monaten 200 Weinarbeiter, 
100 Landarbeiter, 29 Schuster und 6 Frauen. Sie organisierten eine zeitweilige pro- 
letarische Machtergreifung in Sanlucar (47), die in vieler Hinsicht eine Miniatur- 
auflage der Pariser Kommune war und deren Charakter Engels gründlich verkannte, 
als er sie als ferngesteuertes Werk der Bakunisten kritisierte. Zur Zeit der Republik 
waren so ziemlich alle viticultores in der Arbeiterbewegung organisiert (allein die 
Weinarbeiter-Sektion der C.N.T. in Jerez zählte 1.200 Mitglieder) (48), wenngleich 
gespalten zwischen Sozialisten und Anarchosyndikalisten (der Mehrheit). Dabei 
scheint es, daß die Linie der Spaltung mehr zwischen den pueblos als in ihnen ver- 
lief. 

Im März 1959 haben die Tagelöhner des Weinbaus um Jerez ihren ersten gros- 
sen Streik nach dem Bürgerkrieg entfesselt. Seitdem haben sie beinahe jährlich die 
Arbeit niedergelegt und so erreicht, daß ihre Löhne heute deutlich über den durch- 
schnittlichen Abfindungen an Weinarbeiter im spanischen Süden liegen (49). Arbei- 
terkommissionen haben sie früh hervorgebracht, ihre organisatorische Bedeutung in 
den Arbeitskämpfen kann kaum unterschätzt werden (50). „Wenn wir kämpfen — 
so erklärte man im pueblo Trebujena — ist jeder Weinarbeiter in der Mark ein Mann 
der Comisiones Obreras. Darum gewinnen wir die Streiks“ (51). 

Die Bedeutung der ländlichen Klassensolidarität soll an einem Erntestreik der 
Weinarbeiter 1973 und zwei Arbeitskämpfen der folgenden Jahre erläutert werden. 
Im Ermtestreik standen neben der Forderung nach besseren Arbeitsbedingungen 


47 vgl. Anm. 32 

48 Aus „La Voz dei Campesino“, Jerez 1932 

49 Der Basislohn für das Beschneiden der Rebe lag 1966 in der Provinz Cadiz bei 200 pts., 
in Granada und Malaga bei 175 pts., in Cordoba bei 100 pts. (Nach Estudio Socioecono- 
mico de Andalucia, Madrid 1970, Bd. I., S. 44). 1975 erreichten die Erntelöhne im gros- 
sen Weinbaugebiet Montilla bei Cordoba nur 2/3 der Löhne von Jerez. 

50 In einem Gespräch hat uns ein kommunistischer Arbeiter genauer geschildert, wie die 
Comisiones Obreras um Jerez Arbeitskämpfe und Volksbewegungen organisieren. Der 
Mann arbeitet in einer Weinkellerei und hatte längere Zeit wichtige Funktionen als oppo- 
sitioneller Syndikatsvertreter inne. 
Abgedruckt in: Gewerkschaftsbewegung in Spanien, ed. von H.-W. Franz/Santiago Tovar, 
Westberlin 1976 

51 Nach der Monatszeitschrift „Gaceta de Derecho Social“, Madrid, Jg. V, Nr. 60, Mai 1976 
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(7- statt 8-std. Arbeitstag, Bezahlung der zum Teil langen Anfahrtwege durch die 
Unternehmer u.a.) Lohnerhöhungen im Vordergrund. Das vertikale Syndikat (den 
Vorsitz in der Weinbausektion hatte damals der Großkapitalist Domecq!) hatte 
eine Erhöhung von 12,7 % beschlossen, die Weinarbeiter forderten eine Lohnsteige- 
rung von 60 % (z. T. auch 80 %, die Informationen sind hier nicht eindeutig), sie be- 
gründeten das mit dem unmäßigen Preis- und damit Profitanstieg für die Weintraube 
binnen eines Jahres: ‚Das vertikale Syndikat, das die Unternehmer in den Händen ha- 
ben, ist wie immer dabei, uns zu betrügen. Sie glauben, daß wir der jämmerlichen 
Erhöhung um 12,7 % zustimmen, während sie den Preis der Weintrauebe um 100 % 
erhöhen“. Auch hätte die verordnete Lohnerhöhung nicht einmal die gestiegenen 
Lebenshaltungskosten kompensiert. 

Im Verlauf des Arbeitskampfes sollte den Spezialisten, jedenfalls für die Ernte- 
arbeiten, die Forderung fast vollständig zugestanden werden, indem man ihnen eine 
Prämie von 50% zusicherte, während man die Ungelernten weiter mit den läppischen 
12 % ‚abspeisen wollte. Daraufhin setzten sie Spezialisten den Streik mit dem Ziel 
fort, gleichen Lohn für alle zu erreichen und forderten — in ihren pueblos weitgehend 
erfolgreich — auch die Ungelernten auf, sich am Streik weiter zu beteiligen. Sie orga- 
nisierten also einen Streik in erster Linie für die Sache anderer Arbeiter — oder bes- 
ser: für die gemeinsame union! Die Begründung dafür war zweifellos, daß während 
der Ernte Spezialisten wie Ungelernte dieselbe Arbeit verrichten und daher von der 
Arbeitstätigkeit her (wohl aber vom Spaltungsinteresse der Unternehmer) kein Anlaß 

. besteht, die einen schlechter zu entlohnen. Einschränkend muß man für diesen wie 
die folgenden Streiks hinzufügen, daß sie nur von den Gelegenheitsarbeitern im Wein- 
bau getragen wurden. Die 600 Festangestellten, die fijos, schlossen sich nicht an, die 
es dennoch taten, wurden umgehend entlassen. Auf die wenigen fiios können die Ka- 
pitalisten wegen der um ein Vielfaches größeren Reservearmme besonders wirksame 
Pressionen ausüben, und da sie auf den Gutshöfen leben, sind die Möglichkeiten der 
sozialen Kontrolle durch die Arbeiteröffentlichkeit der Landorte stark eingeschränkt. 

Der Erntestreik endete nach einmonatiger Dauer (!) mit einer Niederlage, da 
die Unternehmer erfolgreich Streikbrecher aus ferner gelegenen Orten -—- großenteils 
aus anderen Provinzen — anwarben, die für die Weinernte um Jerez nicht zuständig 
sind. Andererseits mußten sie den gelernten Weinarbeitern die Prämie von 50 % für 
die nächste Arbeitsphase zugestehen, den Ungelernten dagegen nur 22 %. Die zweite 
Phase des Streiks Frühjahr 1974 wurde durch ein Betrugsmanöver der Unternehmer 
im Syndikat provoziert: im „convenio colectivo“, dem koliektiven Lohnvertrag, war 
vereinbart, daß die Löhne zu Jahresbeginn nach dem gestiegenen Lebenshaltungsin- 
dex neu berechnet werden sollten. Die 12 %ige Lohnerhöhung wollten nun die Un- 
ternehmer mit den im Herbst vereinbarten Prämien verrechnen, legale Proteste der 
Arbeiter blieben, wie nicht anders zu erwarten, ohne Erfolg. Daraufhin traten 6.000 
Spezialisten im April 1974 in den Streik. Da das jetzt anstehende Beschneiden der 
Rebe ausschließlich gelernte Arbeiter erforderte, trugen sie den Streik allein, stellten 
aber gleichzeitig ihre Forderung, Prämie und Lohnerhöhung zu trennen, für die zu- 
künftigen Tätigkeiten der Ungelernten mit. Da die Spezialistenarbeit nur schwer 
durch auswärtige Streikbrecher ersetzbar ist, kapitulierten dieses Mal die mittleren 
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Weinbauem vorzeitig und boten „ihren“ Arbeitern — etwa 1/3 der Streikenden — 
Arbeit zum geforderten Lohn an. Alle Arbeiter wiesen das als Spaltungsversuch zu- 
rück. ‚Viele der Streikenden hatten schon die geforderte Erhöhung in der Tasche, als 
sie sich der Aktion anschlossen. Einmütig entschied man sich, den Streik solange fort- 
zusetzen, bis für alle Arbeiter das Ziel erreicht sei.“ Daseinheitliche Auftreten brach- 
te den Weinarbeitern nach 24 Tagen den vollständigen Sieg. 

Als im Winter 1974/75 in der Gemarkung um Jerez die Kollektivverträge erneu- 
ert werden sollten, bereiteten die Weinarbeiter, gestützt auf ihre Comisiones Obre- 
ras, den Kampf in einer Mischung legaler und außerlegaler Aktivität vor. Sie mobili- 
sierten, wie wohl auch in früheren Kämpfen, durch Versammlungen auf dem Land, 
den Ortsplätzen und Kneipen — also den natürlichen Zentren der Arbeiteröffentlich- 
keit —, zu denen sich die Arbeiter aus jedem pueblo zusammenfanden. Teilweise or- 
ganisierten sie auch Versammlungen in der Arbeitersektion des Zwangssyndikats, die 
natürlich nicht von der eingesetzten Leitung genehmigt waren. Auf diese Weise be- 
schlossen sie ihre Lohnforderungen, die sie dem Zwangssyndikat durch gewählte De- 
legierte vorlegten. Sie liefen auf eine Erhöhung von 25 % hinaus, für gelernte Tätig- 
keiten 913, für ungelernte 815 pts. Wieder akzeptierten die viticultores keine gene- 
rellen Lohnunterschiede zwischen sich und den Ungelernten, sondern wollten nur 
nach Tätigkeitsarten differenzieren. Als die Unternehmer im Zwangssyndikat ihre 
Forderungen ablehnten, traten sie ab Mitte Dezember geschlossen in den Streik. Der 
beharrlichen union konnten sich dieses Mal die fijos nicht verschließen, trotz aller 
Pressionen schloß sich ein großer Teil von ihnen der Bewegung an. Auch auswärts 
angeheuerte Arbeiter kehrten, als sie von den Streikenden informiert wurden, in ih- 
re Orte zurück. Als die Regierung zu sog. „kommunitären Arbeiten“ wie Straßenbau, 
Wegeverbesserung usw., die gelegentlich zur Überbrückung der arbeitslosen Monate 
eingerichtet werden, keinen der streikenden Weinarbeiter anstellen wollte, boykot- 
tierte zumindest ein Teil der anderen Arbeiter aus den betroffenen pueblos die Ar- 
beiten. „Gegen diese Machenschaften gaben die Arbeiter die Parole des ‚entweder 
alle, oder niemand‘ aus.‘“ Auch hier zeigt sich die Rolle der union im Arbeitskampf. 

Die Unternehmer hatten dieses Mal zwar keine Streikbrecher und nur wenige 
fijos, wohl aber die Natur auf ihrer Seite. Wegen der anhaltenden Trockenheit konn- 
ten sie die anstehenden Arbeiten, das Beschneiden und Pfropfen ‚lange hinauszögern, 
während die viticultores kaum ökonomische Rücklagen haben. Sie mußte verstärkt 
auf den Brauch des Anschreibens in den Läden zurückgreifen. Dieser Zwang wird 
mit Sicherheit die Solidarität innerhalb der örtlichen Volksklasse weiter verstärkt 
haben (52). Nach einem Bericht aus „Mundo Obrero“, Anfang März 1975, dauerte 


52 Nach unseren Kenntnissen hängt das lange Durchhaltevermögen der Weinarbeiter wesent- 

lich von der Unterstützung durch die kleinen Ortsläden ab. Hier zeigt sich, wie eine Regel 
der Nachbarschaftlichkeit im pueblo (das Anschreiben beim Kaufmann) direkte Funktio- 
nen im Klassenkampf erhält. 
Wahrscheinlich aus diesem Grund versucht gegenwärtig die Provinzregierung, durch bevor- 
zugte Ansiedlung von Supermärkten in der ‚Mark von Jerez“ die vielen kleinen Läden ka- 
puttzumachen. In derselben Linie liegt das kürzlich verhängte Verbot an kleine Bauern, 
direkt im Ort ihre Produkte zu verkaufen (diese Information nach der Tageszeitschrift von 
Cadiz, Juni 1976 
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die Streikbewegung schon über 40 Tage an! Über den Ausgang des heroischen Kamp- 
fes sind wir nichtinformiert. Wir wissen nur, daß bei den Wahlen von Arbeitervertre- 
tern zum Syndikat die Comisiones Obreras in den Landgebieten um Jerez, die mit 
der Strategie, die Zwangssyndikate von innen her zu zerstören, wieder Kandidaten 
aufgestellt hatten, im Juni 1975 einen großen Sieg errangen. 

Man muß sich vor Augen halten, daß unter dem faschistischen Regime Streiks 
verboten sind. Streikende können mit Geldstrafen belegt und zu jahrelangem Gefäng- 
nis verurteilt werden. Die guardia civil bediente sich auch gegenüber den Weinarbei- 
tern massiver Einschüchterungsmethoden. „Von Beginn an streiften sie in Zivil ver- 
kleidet umher (um zu spionieren), besetzten die Zugänge zu den Gütern und drohten 
allen Vorbeikommenden, sie einzusperren, wenn sie ihre Kollegen, die zur Arbeit gin- 
gen, zum Aufhören überreden wollten. In den bars und Plätzen des pueblo spionier- 
ten sie Gruppen nach, fragten überall „wer redet von Streik“. Taten so, als ob sie 
Leute verhafteten, bedrohten sie und ließen sie nach 20, 30 Metern wieder frei‘. 
Trotz dieser Repressionen und ihrer ökonomischen Zwangslage streikten die viticul- 
tores auch für die Sache der Ungelernten in der eigenen Branche! Für diese ausgebil- 
dete Klassensolidarität spielt sicher das dichte Gemeinschaftsleben der arbeitenden 
Bevölkerung im pueblo eine nicht unerhebliche Rolle. Die anderen Arbeiter, für die 
man sich einsetzt, sind nicht Unbekannte, sondern Leute, mit denen man befreundet 
oder sogar verwandt ist. Die union der Landarbeiter hat u. a. diese reale Lebensein- 
heit der Arbeiter im pueblo zur Voraussetzung. Negativ wird das daran deutlich, daß 
die fijos, die eben nicht der direkten sozialen Kontrolle ihrer Klasse im Alltagsleben 
unterliegen, meist abseits blieben. Vor allem aber zeigt es sich an der Tatsache, daß 
die Streikbrecher, deren Einsatz den Arbeitskampf 1973 scheitern ließ, aus anderen 
pueblos kamen. 

Wir hielten uns zur Zeit dieses Streiks in vier pueblos der weiteren Umgebung 
auf. Aus zwei dieser Orte übernahm ein Teil der Arbeiter die traurige Rolle des Streik- 
brechers. Natürlich konnten wir als Fremde kaum über die politisch brisante Ange- 
legenheit des Streiks sprechen. Dennoch machen die wenigen Informationen aus der 
Sicht dieser Standorte indirekt die Wichtigkeit der union für die arbeitende Bevölke- 
rung deutlich. Wir erläutern das an einem Streikbrecher-pueblo, den wir „La Campi- 
nera‘ nennen. 

Die Männer aus La Campinera sind für die Weinlese in den entfernter liegen- 
den Anbaugebieten nicht zuständig. Dieses Jahr gelang es jedoch den Weinkapitali- 
sten, ungefähr 100 Arbeiter, fast die Hälfte der damals Arbeitslosen, zum Streikbruch 
zu verdingen, während ein mindestens ebenso großer Teil der Arbeiterschaft aus La 
Campinera die Anwerbung verweigerte. Diese Spaltung des pueblo schlug sich jedoch 
in den alltäglichen Sozialbeziehungen nicht sichtbar nieder. Die Streikbrecher wur- 
den nur in vertraulichen Gesprächen vorsichtig kritisiert, man brach aber nicht den 
sozialen Verkehr mit ihnen ab und mied in den bars jede Auseinandersetzung über 
das heikle Thema. Zum Teil erklärt sich das aus dem Politiktabu in öffentlichen 
Gesprächen, zum Teil machte das Verhalten der Arbeiter sowohl untereinander wie 
im Streik die Begrenzung der Arbeitersolidarität auf den Umkreis eines pueblo deut- 
lich, 
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In einer Sache waren sich aber in La Campinera die Streikbrecher und die Ar- 
beiter, die den Streik indirekt unterstützten, einig: Sie bewunderten die Geschlossen- 
heit, die „union“ des den Arbeitskampf führenden Ortes Sanlucar, wo alle Arbeiter 
am Streik teilnahmen. Mit Respekt berichtete man von den schweren Sanktionen 
gegen Streikbrecher in Sanlucar — ein Mann wurde getötet, andere krankenhausreif 
geschlagen. Die Arbeiter von Sanlucar galten durchweg als „sehr gute Leute“, denn 
— so ein Streikbrecher (!) — „sie handeln einigund geschlossen. Entweder verweigern 
sie sämtlich die Arbeit, oder sie gehen bis zu den Frauen und Kindern alle in die Ern- 
te“. In der Gemarkung dieses Ortes arbeitete denn auch kein Bewohner aus La Cam- 
pinera, zum Teil wegen des großen Risikos verprügelt zu werden, zum Teil sicher, 
weil sie die union der Arbeiter dieses Orts respektierten. Entsprechend begründeten 
auch die Streikbrecher ihre Tätigkeitin der Gemarkung von Jerez: Sie bestritten, daß 
die Leute aus Jerez überhaupt in den Streik getreten waren. Tatsächlich war damals 
die dortige Arbeiterschaft in der Frage des Streiks gespalten: Ein Teil der verfügbaren 
Ungelernten nahm an der Ernte teil, eine union des pueblo bestand nicht. Ein Streik- 
brecher aus La Campinera meinte dazu: „Der Streik ist nur von den Leuten aus San- 
lucar gemacht worden. Daß Jerez, wie du meinst, teilgenommen hat, stimmt nicht. 
Denn ein Streik wird immer vom ganzen pueblo getragen.“ 

Dieses Beispiel macht die Bedeutung der „union“, als Norm der Arbeitersoli- 
darität, im pueblo klar und verweist gleichzeitig auf Tendenzen lokaler Beschränkung. 
Keineswegs alle Arbeiter im pueblo waren jedoch der Auffassung, daß die Einheit 
des Klassenhandelns sich auf die Bewohner eines pueblo reduziert. Das beweist die 
Vielzahl der Männer in La Campinera, die trotz Arbeitslosigkeit am Emteeinsatz nicht 
teilnahmen. Ein Emigrant begründete das mit Hinweis auf die traditionelle Kampfpa- 
role ,„o todos, o ninguno“, alle oder keiner, die er dieses Mal auf die Arbeiterschaft 
als Klasse, unabhängig von ihrer Ortszugehörigkeit, bezog. 


Wie die union, bezieht sich auch die „igualdad“ vorrangig auf die sozialen Verkehrs- 
formen der Ortsbewohner und streicht ihren klassenspezifischen Charakter heraus. 
Die Gleichheit, die das Ortsleben auszeichnet, erläuterte man immer als eine der Le- 
bensweise, etwa in der häufigen Wendung: „wir sind alle gleich im Essen, Schlafen 
und Arbeiten.‘ Über die Forderung, denen im pueblo zu helfen, die weniger haben 
als man selbst, bezog ein Arbeiter das Gleichheitsbewußtsein direkt auf die union 
im Ort. Auch imkommunikativen Verkehr wurde die Gleichheitsregel beachtet. Nie- 
mand, der nicht die kollektiven Verbindlichkeiten des Dorflebens verletzt, darf in 
Unterhaltungen ausgeschlossen werden und es gilt als verwerflich, wenn sich jemand 
auf Kosten der anderen hervortut. Ein Landarbeiter begründete seinen Abbruch jeder 
Beziehung zu einem anderen damit, daß dieser sich immer herauszustreichen versucht 
und er betonte, daß er damit die Gleichheitsregel verletzt: „alle, die auf dem Land 
arbeiten, sind in der gleichen Lage, und sie müssen sich darum wie Gleiche behan- 
deln.“ Diskussionsstrukturen, wie sie in intellektualisierten Verkehrskreisen die Re- 
gel sind, werden im pueblo als permanente Verletzung des Gleichheitsbewußtseins 
aufgefaßt. 

Die Betonung der Gleichheit aller Ortsbewohner führt in ihrer wörtlichen Fas- 
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sung zu einem expliziten Widerspruch. So lebt in einem Ort La Campanera ein stein- 
reicher Familienklan, der zusammen über mehrere 1000 ha Land sowie über die ein- 
zige Bäckerei und das einträgliche Dorfkino verfügte. Außerdem gibt es einige Bau- 
em, die gemessen an ihrem Besitz als „sehoritos“ — die abfällige Bezeichnung für 
große Grundbesitzer — gelten, ein paar Kleinunternehmer, die über prosperierende 
Geschäfte, Baulager, Lastwagentransporte und Landmaschinenverleih reich gewor- 
den waren, ein Arzt, von dem man berichtete, daß er Millionen scheffelt und sich 
nur um die Reichen kümmert, schließlich wohlhabende Angehörige des Verwaltungs- 
apparats, wie Bürgermeister und Lehrer. Mit dieser Tatsache konfrontiert, betonten 
die Landarbeiter und Emigranten, daß die Staatsbeamten, da sie von auswärts kom- 
men, nicht zum pueblo gehören, und daß der reiche Familienklan erst vor einiger Zeit 
von seinen Landgütern in den Ort gezogen sei (vor dem Faschismus war ihm der Bo- 
den zu heiß). „In Wahrheit leben in diesem pueblo nur Arbeiter und ihre Familien, 
und du siehst ja auch, daß sich in den bars nur Arbeiter vereinigen. Die Reichen 
kommen von auswärts und bilden ihren eigenen Kreis.“ 

Die andalusischen Arbeiter sehen die Gesellschaft dichtomisch in zwei Klassen 
gespalten. Die eine Klasse verfügt über den Reichtum, hat das Bildungsprivileg und 
ihre Angehörigen brauchen nicht zu arbeiten. Die andere Klasse lebt in Armut, ist 
von der Bildung ausgeschlossen und verdient ihr Brot mit der Arbeit der Hände und 
dem Schweiß des Körpers. Arbeit und Armut der einen Klasse bedingen Reichtum 
und Faulheit der anderen. Die einen — das sind, ‚wir, die Armen, die Arbeiter“, die 
anderen — das sind „sie, die Reichen, die Parasiten“. Zu welchem Lager etwa ein 
Händler, Kleinbauer, Handwerker oder Oberaufseher auf Landgehöften zählt, hängt 
von seiner praktischen Entscheidung im Klassenkonflikt ab. 

Zum anderen Lager zählen vor allem die Kapitalisten. Man kann den latenten 
Klassenhaß gegen die senoritos nur schwer überschätzen, obwohl die Emigration die 
strikte Klassentrennung teilweise gelockert hat, da sie viele Arbeiter von der ökono- 
mischen Macht der Agrarkapitalisten vorläufig unabhängig macht. Wenn aber Emi- 
granten, was manchmal vorkommt, mit Söhnen der Reichen verkehren, werden sie 
von anderen Arbeitern kritisiert. „Früher haben die Reichen die Armen wie Hunde 
behandelt. Wenn man vor ihren Häusern um Brot bat, weil man hungert, haben sie 
einen verjagt. Wenn man mit einem gestohlenen Sack Erbsen erwischt wurde, haben 
sie einen verprügelt und schwer bestraft. Heute aber trinken die Emigranten (in Wirk- 
lichkeit sind es nur wenige), wenn sie im Urlaub sind, mit den Kapitalisten zusam- 
men. Das ist schlimm. Die Armen sind schlechter als die Reichen, wenn sie mit die- 
sen verkehren und vergessen, wie man sie früher erniedrigt hat.“ 

Zur anderen Klasse zählen aber auch die intellektuellen Berufe wie Ärzte und 
Lehrer. Der Arzt hat meistens ein sehr schlechtes Ansehen im Ort. Er kommt mei- 
stens von auswärts und bereichert sich an den Krankheiten der Leute. Er bevorzugt 
die Reichen, die ihm viel Geld zahlen und vernachlässigt die armen Familien, die we- 
nig geben können. Man weiß immer von Fällen zu berichten, wo der Arzt den Besuch 
bei einem Sterbenden verweigerte, weil seine Familie kein Geld hatte. In einem Ort 
hielt man uns vor, daß der Arzt, der vor Jahren mit einem Motorrad ins Dorf kam, 
jetzt einen Luxuswagen fährt, im vornehmsten Haus des Orts wohnt und den Bürger- 
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meisterposten innehat; ..Alles hat er hier zusammengescheffelt“. 

Einen schlechten Ruf haben in der Regel auch die Lehrer. Man hält ihnen vor, 
den Schulunterricht zu vernachlässigen, wobei insgesamt ihre Tätigkeit nicht als Ar- 
beit zählt. „Unterrichten — das ist keine Arbeit‘. Gelten ließ man noch das Schrei- 
ben, weil es mit den Händen verrichtet wird. Das tiefe Mißtrauen gegen intellektuelle 
Tätigkeit bekundete ein Alter, der nach längerer Überlegung zugestand, daß ein Leh- 
rer, „wenn er mit dem Kopf denkt, sogar noch mehr arbeitet als etwa ein Bauer oder 
ein Maurer. Der Grund war das hohe Risiko, das er für seine geistige Gesundheit ein- 
geht: „Denn wer mit dem Kopf denkt, überfordert seinen Verstand und wenn er das 
zu oft macht, wird er verrückt. Das ist genauso wie mit der Liebe: Wenn jemand eine 
Frau sehr stark liebt, muß er dauernd an sie denken und das macht ihn verrückt.“ Es 
sei angemerkt, daß die Zuordnung der Leute mit akademischer Ausbildung, ‚la gen- 
te que tiene carrera“, zum anderen Lager nicht objektivistisch verfestigt ist. Vielmehr 
hängt sie entscheidend vom Verhalten der Einzelnen ab. Ein Arzt, der sich nicht be- 
reichert und um das Volk kümmert, ein Lehrer, der seine Ferien nicht verlängert, 
keine Extragelder kassiert und mit den Leuten im pueblo zusammeniebt — das sind 
hombres valientes, Menschen von Wert, sie gehören zu uns. 

Insgesamt wird an Gleichheitsbewußtsein und Klassenbild die Tendenz deutlich, 
den örtlichen Lebenszusammenahng auf die ansässigen Arbeiterfamilien zu beschrän- 
ken. Unter den zentralen Normen der union und der igualdad vereinigt der pueblo 
als sozialgeographische Einheit die Arbeiterfamilien, also den pueblo, als sozio-kultu- 
relle Einheit der Volksklassen. Das gilt zwar nicht mehr als streng objektive Beschrei- 
bung, wohl aber bestimmt die Symmetrie von Ort und Volksklasse noch das Selbst- 
ständnis der ortsansässigen Arbeiter. Dabei werden die gemeinsamen Lebensbedin- 
gungen in den ausgebildeten Landarbeitersiedlungen explizit als proletarische Lage 
begriffen: „Wir hier haben alle kein Land, außer der Ecke im Friedhof, wir sind ge- 
schoren und müssen unser Leben suchen, als „eventuales“, Gelegenheitsarbeiter unse- 
re Familien durchbringen — oder eben emigrieren.“ 

Allerdings leben in La Campinera, mehr noch in anderen andalusischen pueb- 
los, einige kleine Bauern, Handwerker und Händler, die nicht- oder nur partiell — 
auf gelegentliche Lohnarbeit oder gar Emigration angewiesen sind. Diese Schicht wird 
aber nicht aus dem sozialen Verkehr mit den rein proletarischen Familien ausgeschlos- 
sen, noch neigt sie zu einer Absonderung. Ihre Ortszugehörigkeit wird durch den Ar- 
beitsbegriff des pueblo, nach dem alle Bewohner durch manuelle Tätigkeit ihr Leben 
suchen müssen, gestützt und gerechtfertigt. Gemeinsamkeit und Gleichheit im sozia- 
len Verkehr, sowie der Zwang zu arbeiten, sind die integrativen Kräfte, die im Selbst- 
verständnis der Bewohner eine Spaltung in Arbeiterschaft und kleinbürgerliche 
Schichten ausschließen, Eine Klassengliederung, die nach dem Kriterium der Stellung 
zu den Produktionsmitteln vorgeht, widerspricht der realen Lebenseinheit der arbei- 
tenden Bevölkerung im pueblo, die sich umgekehrt als klassenbewußte Gemeinschaft 
von den capitalistas, den als „Brotschlucker“ verspotteten Staatsbeamten sowie den 
Leuten mit „carrera“, mit akademischer Ausbildung, eindeutig abgrenzt. Der prole- 
tarische Klassenbegriff wird, über das Thema der „Landlosigkeit“, nur in solchen Ge- 
sprächskontexten vertreten, in denen eine Abgrenzung zu den in union und Gleich- 
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heit einbezogenen kleinbürgerlichen Schichten ausgeschlossen ist. 

Wir sehen also: Wenn die andalusischen Emigranten am Dorfleben die „Ruhe“, 
die „union“ und die Gleichheit der Bewohner hervorheben, so hat das wenig mit 
den Topoi bürgerlicher Kulturkritik zu tun, die sentimentale Sprüche über die verlo- 
tene Gemeinschaft des Landlebens klopft und die Anonymität der großen Städte be- 
klagt. Vielmehr beziehen die Emigranten ihre Idealisierung des pueblos auf eine re- 
ale soziale Lebenseinheit der arbeitenden Bevölkerung in ihrer Heimat, und sie Kri- 
tisieren zumindest tendenziell das westeuropäische Alltagsleben von diesem Stand- 
punkt. Aus dem Blickwinkel der kapitalistischen Progression, die das Land zum Rand- 
gebiet der wenigen Industriezonen macht, seine Bewohner zur Abwanderung zwingt 
und die Landorte veröden läßt, sind ihre Vorstellungen rück wärtsgewandt und histo- 
risch überholt. Aus dem Blickwinkel einer revolutionären Neugestalltung gesellschaft- 
licher Verhältnisse und Beziehungen zielen ihre Vorstellungen zwar immer mehr in 
die Vergangenheit; die latente Idee, die sozialen Verkehrsformen ländlicher Volks- 
klassen zu erhalten und wiederzubeleben, ist aber sicher nicht historisch überholt. 


Rotbuch 153: Teil1 dieses 
Rotbuchs analysiert die 


Wirtschaft und den Rathfelder/Stein/Vogel 


Helsa M. Novak Frankismus seit den vier- Alle oder keiner!« 
Die Landnahme ziger ‚Jahren. Teil 2 be- Comisiones Obreras — 
Ar Bela schreibt die Entwicklung neue Arbeiterbewegung 
sun orre DE der Arbeiterkommissio- mSpanieh 
Rorbuch Verlag Berlin nen. Teil 3 beschäftigt Rotbuch Verlag Berlin 


sich mit der Kommunisti- 
schen Partei Spaniens. 
160 Seiten. DM 8 (Abo 7) 


%* 


Rotbuch 150: Berichtvon 
Arbeit und Kampf auf 
Torre Bela, einem besetz- 
ten Landgut in Portugal. 
72 Seiten. DM 7 
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Georgios Stamatis 
Zum Beweis der Konsistenz des Marxschen Gesetzes 
vom tendenziellen Fall der allgemeinen Profitrate 


1. Nach Marx ist die fallende Tendenz der allgemeinen Profitrate Folge der „spezifisch 
kapitalistischen Produktionsmethoden“ (1) und der daraus resultierenden spezifisch 
kapitalistischen Form der Produktivitätssteigerung (2). 

Die „spezifisch kapitalistischen Produktionsmethoden“ und die ihnen entspre- 
chende Form der Produktivitätssteigerung werden von Marx im Rahmen der Analyse 
des unmittelbaren Produktionsprozesses im I. Band des „Kapital“ dargestellt. Marx 
entwickelt jedoch das Gesetz selbst nicht im I., sondern im III. Band des „Kapital“, 
weil der Begriff der allgemeinen Profitrate erst auf einer Stufe der Analyse entwickelt 
werden kann, auf der das Kapital und nicht — wie im I. Band des „Kapital“ — die 
Arbeit als das Subjekt des Produktionsprozesses erscheint und auf der folglich die 
Waren sowie der darin enthaltene Wert und Mehrwert sich als Produkte des Kapitals 
und nicht als solche der Arbeit darstellen. Diese Stufe der Darstellung wird erst im 
III. Band des „Kapital“ erreicht. 

Die spezifisch kapitalistische Form der Produktivitätssteigerung (sowie die ihr 
zugrundeliegenden „spezifisch kapitalistischen Produktionsmethoden““) ist nach Marx 
dadurch charakterisiert, daß mit steigender Produktivität die technische Kapitalzu- 
sammensetzung (T) (3), das Verhältnis des Wertes des vorgeschossenen Konstanten 
Kapitals zur Menge der angewandten lebendigen Arbeit (Q) (4), die Wertzusammen- 
setzung des Kapitals (E) (5), das Verhältnis des Wertes des verbrauchten konstanten 
Kapitals zur Menge der lebendigen Arbeit (q) (6), das Verhältnis des Wertes des ver- 


1 K. Marx, Das Kapital, Bd. I(MEW, Bd. 23), S. 653. An anderer Stelle spricht Marx von den 
„innerhalb der kapitalistischen Produktion sich entwickelnden eigentümlichen Produktions- 
methoden.“ Ebenda, Bd. III, S. 222 
Vgl. ebenda, Bd. III, S. 223, 233, 249 und 250 
Vgl., ebenda, Bd. 1, S. 632 und 650 f. sowie Bd. III, S. 61 
Vgl. ebenda, Bd. I, S. 429 und 632 sowie Bd. III, S. 222, 223, 226 und 227. Da der Wert 
des vorgeschossenen konstanten Kapitals gleich der Menge der in den Arbeitsprozeß einge- 
setzten vergegenständlichten Arbeit ist, gibt sein Verhältnis zur Menge der angewandten le- 
bendigen Arbeit, d.h. die Größe Q, die Verteilung der in den Arbeitsprozeß eingesetzten Ar- 
beit auf vergegenständlichte und lebendige Arbeit wieder. 
Wir nennen daher im folgenden dieses Verhältnis: „Zusammensetzung der eingesetzten Ar- 
beit“, 
5 Vgl. ebenda, Bd. I, S. 429, 650 - 652, 653 und 656 sowie Bd. III, S. 222, 224, 226, 229, 
249 und 275 £. 
6  Vgl.K. Marx, Das Kapital, Bd. 1,S. 411 und 632 sowie Bd. III, S. 236 f. und 249. 
Da der Wert des verbrauchten konstanten Kapitals gleich der Menge der in den Verwertungs- 
prozeß eingehenden vergegenständlichten Arbeit, d. h. gleich dem verbrauchten Teil der in 
den Arbeitsprozeß eingesetzten Menge vergegenständlichter Arbeit ist, gibt sein Verhältnis 
zur Menge der angewandten lebendigen Arbeit, d. h. die Größe q, die Verteilung der in den 


un 
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brauchten konstanten Kapitals zur Menge der bezahlten lebendigen Arbeit (e) (7), 
die Umschlagsdauer des konstanten Kapitals (a) (8) und schließlich — trotz steigen- 
dem Reallohn — die Mehrwertrate (m) (9) steigen. 

Fallen die Warenwerte im gleichen Maße, in dem die Produktivität zunimmt, so 
folgt aus dem obigen, erstens, daß T prozentual mehr steigt als E (10), und zweitens, 
daß der Reallohn prozentual weniger steigt als die Produktivität (11). Aufgrund der 
steigenden Mehrwertrate steigt E prozentual mehr als Q und e mehr alsq (12). Da 
ferner die Umschlagsdauer des konstanten Kapitals (a) zunimmt, steigt Q prozentual 
mehr als q und E prozentual mehr als e (13). 

Das (im Hinblick auf die Tendenz der Profitrate) wichtigste Charakteristikum 
der spezifisch kapitalistischen Form der Produktivitätssteigerung besteht darin, daß 
jede Erhöhung der Produktivität eine Erhöhung von T voraussetzt bzw. nach sich 
zieht, die ihrerseits zu einem Steigen von Q führt. 

Zwischen T und Q besteht folgende Beziehung: 


(1) Q=T-w=T:r 


worin w der Wert einer Mengeneinheit der Produktionsmittel und fr die Produktivität 
symbolisieren. 
Zwischen rund w besteht offenbar die Beziehung 


m=1:w 
Aus (1) folgt für die Wachstumsrate von Q: 


O-T+w=T-F(M 


Verwertungsprozeß eingehenden Arbeitsmenge, d. h. die Verteilung des verbrauchten Teils 
der in den Arbeitsprozeß eingesetzten Arbeitsmenge, auf vergegenständlichte und lebendige 
Arbeit wieder. Wir nennen daher im folgenden dieses Verhältnis: „Zusammensetzung der 
verbrauchten Arbeit“. 

7 Vgl. ebenda, Bd.1,S. 651 sowie Bd. III, S. 249 f. Das Verhältnis des Wertes des verbrauch- 
ten konstanten Kapitals zur Menge der bezahlten lebendigen Arbeit gibt die Zusammenset- 
zung des Kostpreises, d. h. der kapitalistischen Kosten, wieder. Wir nennen es daher: „Zu- 
sammensetzung der kapitalistischen Kosten“. 

8 Vgl. ebenda, Bd. 1, S. 408 f und 635 

9 Vgl. ebenda, Bd. I, S. 333 £. 

10 Vgl. ebenda, Bd. 1, S.651f. 

11 Vgl ebenda, Bd. 1I,S. 631 

12 Zwischen E und Q sowie zwischen e und q bestehen folgende Beziehungen: 
E=-Q(1*+m’ und 


e=q(l+m) 
13 Zwischen Q und q sowie zwischen E und e bestehen folgende Beziehungen: 
Q=a-qund 
E=a:e 
14 Die mit einem Punkt versehenen Symbole stellen die Wachstumsraten der entsprechenden 


Größen dar. 
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Daraus ist ersichtlich, daß, bei steigendem T und f‘, Q nur dann steigt, wenn T pro- 
zentual mehr zunimmt als 

Die nach Marx spezifisch kapitalistische Form der Produktivitätssteigerung ist 
also dadurch charakterisiert, daß jede Erhöhung der Produktivität eine noch größere 
prozentuale Erhöhung der technischen Kapitalzusammensetzung erfordert. Marx, 
kennt auch andere Formen der Produktivitätssteigerung, Formen bei welche TXk 
ist. Er hält sie aber für Ausnahmefälle oder für Formen der Produktivitätsentwick- 
lung, die dem Kapital nicht adäquat sind (15). 


2. Marx stellt im 13. Kapitel des III. Bandes vom „Kapital“ die fallende Tendenz der 
Profitrate ausschließlich als Folge der ‚spezifisch kapitalistischen Produktionsmetho- 
den‘“ und der diesen Methoden entsprechenden spezifisch kapitalistischen Form der 
Produktivitätssteigerung dar. Bei dieser Darstellung des „Gesetzes als solchen“ im 
13. Kapitel wird nur der Einfluß derjenigen Faktoren auf die Profitrate berücksich- 
tigt, die Folgen bzw. Voraussetzungen der spezifisch kapitalistischen Form der Pro- 
duktivitätssteigerung sind, und zwar unabhängig davon, ob sie, partiell betrachtet, 
die Profitrate erhöhen oder senken. So wird dort die steigende Wertzusammenset- 
zung des Kapitals berücksichtigt, weil sie teils Voraussetzung teils Folge, die wach- 
sende Mehrwertrate, soweit sie Folge der spezifisch kapitalistischen Form der Pro- 
duktivitätssteigerung ist. 

Im 14. Kapitel behandelt Marx den Einfluß derjenigen Faktoren auf die Profit- 
rate, die, ohne Folgen oder Voraussetzungen der spezifisch kapitalistischen Form der 
Produktivitätssteigerung zu sein, derim 13. Kapitel konstatierten fallenden Tendenz 
der Profitrate entgegenwirken, indem sie Q bzw. E senken und/oder m’ erhöhen. Bei 
diesen „entgegenwirkenden Ursachen“ handelt es sich also um Einflüsse von nicht- 
spezifisch kapitalistischen Formen der Produktivitätssteigerung oder von Faktoren, 
die mit der Produktivitätssteigerung, welcher Form auch immer, nichts zu tun haben. 

Damit ist klar, warum Marx die steigende Mehrwertrate im 14. Kapitel als „ent- 
gegenwirkende Ursache“ behandelt, obwohl er sie scheinbar bereits im 13. Kapitel 
in die Betrachtung einbezogen hat: Die Erhöhung der Mehrwertrate,vonderim 13. Ka- 
pitel die Rede ist, ist Folge der spezifisch kapitalistischen Form der Produktivitätsstei- 
gerung, also Folge von Produktivitätssteigerungen, welche, prozentual gesehen, noch 
größere Steigerungen der technischen Kapitalzusammensetzung implizieren; die Er- 
höhungen der Mehrwertrate dagegen, die (hauptsächlich) in der 1. Sektion des 14. 
Kapitels als entgegenwirkende Ursachen“ betrachtet werden, sind entweder Folgen 
von nichtspezifisch kapitalistischen Formen der Produktivitätssteigerung, d. h. von 
Produktivitätssteigerungen, die, prozentual gesehen, eine ebenso große oder gar eine 
kleinere Steigerung der technischen Kapitalzusammensetzung implizieren, oder Re- 
sultate von Faktoren, die mit der Produktivitätssteigerung, gleichgültig welcher Form, 
nichts zu tun haben (Intensifikation der Arbeit, Verlängerung des Arbeitstages bei 
gegebenem Tageslohn etc.). 


15 vgl. K. Marx, Grundrisse der Kritik der Politischen Ökonomie, Frankfurt a.M., 0.J., S. 633 £. 
derselbe, Das Kapital, Bd. III, S. 236, 239 £. 243 und 246. 
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Indem Marx im 13. Kapitel die Wirkung der steigenden Wertzusammensetzung 
des Kapitals auf die Profitrate (als die Wirkung einer Implikation der spezifisch kapi- 
talistischen Form der Produktivitätssteigerung) in die Betrachtung einbezieht, berück- 
sichtigt er dort auch den Einfluß der „Verwohlfeilerung der Elemente des konstan- 
ten Kapitals“ auf die Profitrate, soweit diese Verbilligung der Produktionsmittel Re- 
sultat der spezifisch kapitalistischen Form der Produktivitätssteigerung ist, d. h. so- 
weit sie Resultat von Produktivitätssteigerungen ist, die eine noch größere prozentuale 
Steigerung der technischen Kapitalzusammensetzung implizieren, denn das Ausmaß 
der infolge der spezifisch kapitalistischen Form der Produktivitätssteigerung eintre- 
tenden Erhöhung der Wertzusammensetzung des Kapitals wird auch durch die im 
Zuge dieser Produktivitätssteigerungerfolgende „Verwohlfeilerung der Elemente des 
konstanten Kapitals‘ bestimmt. 

Es wäre allerdings voreilig, daraus den Schluß zu ziehen, daß Marx im 14. Kapi- 
tel die ‚‚Verwohlfeilerung“ nur soweit als ‚„‚entgegenwirkende Ursache“ betrachtet, 
wie sie Folge von nichtspezifisch kapitalistischen Formen der Produktivitätssteige- 
rung ist. Denn er betrachtet in der ll. Sektion des 14. Kapitels beide Arten der „Ver- 
wohlfeilerung“ als „entgegenwirkende Ursachen“. Dies stellt unserer Ansicht nach 
einen — den einzigen — methodischen Bruch in der Marxschen Darstellung des Geset- 
zes dar. 


3. Die allgemeine Profitrate ist eine zu Produktionspreisen, nicht zu Werten berech- 
nete Profitrate. Eine allgemeine Profitrate zu Werten ist begrifflich eine contradictio 
in subjecto, ein Widerspruch in sich. Man kann aber, wie Marx es auch tut, um die 
Betrachtung zu vereinfachen, die Profitrate zu Werten anstelle der zu Produktions- 
preisen betrachten, obwohl jene von dieser in der Regel, wenn auch geringfügig, ab- 
weicht. 

Für die Profitrate (r) zu Werten gilt: 


’ m’ 


m _m _ 
2) K+v Etl QÜ+m)+i 


Die Profitrate kann selbstverständlich, soll sie nicht begrifflos sein, nur für den kapi- 
talistischen Sektor berechnet werden. Dementsprechend gehen wir hier von einer 
durchkapitalisierten Gesellschaft aus, in der ein Teil des Wertprodukts dem kapitali- 
stischen Staat zufällt (über Besteuerungetc.). Danach stellt der Mehrwert(m) die Dif- 
ferenz zwischen dem Wertprodukt und dem Teil des Wertprodukts dar, welchen die 
Arbeiter des kapitalistischen Sektors (direkt oder indirekt) erhalten. Der Mehrwert 
enthält daher auch die Einnahmen des Staates (und somit auch solche Posten wie 
die Löhne der Staatsdiener oder — aus einer anderen Sicht betrachtet — die von den 
Arbeitern des kapitalistischen Sektors an den Staat gezahlten Steuern und Beiträge), 
nicht aber den Gegenwert der unentgeltlichen Leistungen des Staates an die Arbei- 
ter des kapitalistischen Sektors (16). 

Das Kapital (K + v) besteht aus dem vorgeschossenen konstanten Kapital (K : 


16 Vgl. dazu K. Marx, Das Kapital, Bd. III, S. 224 
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a-c), das größer ist als das verbrauchte konstante Kapital (c) (17), und dem vorge- 
schossenen variablen Kapital, das wir hier der Einfachheit halber gleich der unbezahl- 
ten Arbeit setzen (wir unterstellen also, daß die Umschlagsdauer des variablen Kapi- 
tals, welche in der Regel kleiner als eins, d. h. kleiner als die Produktionsperiode ist, 


gleich eins ist). 


Die Periode, für welche hier die Profitrate berechnet wird, ist gleich der Produk- 
tionsperiode. An dieser Periode wird die Umschlagsdauer des konstanten sowie des 


variablen Kapitals gemessen. 


Bei E> Obzw. 6) >Ound m’>0 
folgt aus (2) ürr <0: 


m_K Ei 
&, E= = ZW. 
0) Amen rn CET 
2 m’, Q(+tm) = E 18 
Ga) im/o Ö < Bro 
17 Das impliziert, daß die Umschlagsdauer des konstanten Kapitals (a) größer als eins ist. 
18 Die Ungleichung (3) bzw. (3 a) wurde wie folgt aus der Gleichung (2) abgeleitet: 


Ausı= Er folgt für die Wachstumsrate der Profitrate: ? = m’ - E ET . Soll die Profit- 
® ni 5 2 7 E 
rate fallen, so muß #< 0 und daher auch m’-E ver 0 Ben: m’<E ET: Aus der letz- 


ten Ungleichung folgt, wenn DK 0 ist, die Ungleichung (3): F< re En. 


> 


Ausı= OGrmjr u OrOmrı folgt für die Wachstumsrate der Profitrate 


’ 


BE 0 ER « ®, Qm 
ram OEM AMT 


. . 
i= 


Soll die Profitrate fallen, so muß r< O und daher auch 


.,.. Q oe ._ Qm’ 
nr EM Em <> 
2, 1. „Qm’ s _QQm’ 

m’ l-Homar) Som ) >? 

m em 


Ist 0> 0, so folgt daraus die Ungleichung (3 a): 


n’ , QU+m’) E 
5° 1 Cm) 


Das Verhältnist] „> /E= m’: E ist die Elastizität der Mehrwertsrate in bezug auf die Wertzu- 


sammensetzung. Es gibt an, um wieviel Prozent sich die Mehrwertsrate ändert, wenn sich 
die Wertzusammensetzung um ein Prozent ändert. 
Das Verhältnise w/Q” m’ : Q istdie Elastizität der Mehrwertsrate in bezug auf die Zusam- 


mensetzung der eingesetzten Arbeit. Es gibt an, um wieviel Prozent sich die Mehrwertsrate 
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Bei steigendem E bzw. Q und steigendem m’ fällt also die Profitrate nur dann, wenn 
(3) bzw. (3 a) erfüllt ist. Unter diesen Voraussetzungen stellt (3) bzw. (3 a) die für 
den Fall der Profitrate hinreichende Bedingung dar. 

Ya-w 
Dm=-4- A E- Ts und K=P.w 


Yy- w vw 


BR 
sind, worin Y_,, das Surplusprodukt (Luxusgüter- und Produktionsmittelproduktion 
der Periode), Y, die Lohngütermengeund P den Produktionsmittelbestand darstellen, 


kann man (3) wiefolgt schreiben: 
KmtW-AytwW c_P-w 


. —- 
(4) P+W)-AytW P-w+ Yyw 
Ym Yy <_P 
P- Y, P+Y, 
Für P gilt 
t 
(5) P()=fL(z)dz 
(0) 


Für I (t) gilt, wenn kein variables Kapial akkumuliert wird: 
(6) I=y- Ym 


worin y die „‚Sparquote“ der Kapitalisten ist. 
Aus (5) folgt, wenn I (t) ein natürliches Wachstum aufweist: 


(N P=1 


ändert, wenn sich die Zusammensetzung der eingesetzten Arbeit um ein Prozent ändert. Die 
durch diese Elastizitäten zum Ausdruck gebrachte quantitative Beziehung zwischen dem 
Wachstum der Mehrwertsrate und dem Wchstum der Wertzusammensetzung des Kapitals 
bzw. der Zusammensetzung der eingesetzen Arbeit ist nicht, wie so oft bei Elastizitäten 
der Fall, eine zu formalistischen Zwecken konstatierte Beziehung zwischen Größen, die be- 
grifflich nichts miteinander zu tun haben und nur in einem Verhältnis korrelativer Zuord- 
nung zueinander stehen. Die durch die obigen Elastizitäten zum Ausdruck gebrachten quan- 
titativen Beziehungen zwischen dem Wachstum der Merhwertsrate einerseits und dem 
Wachstum der Wertzusammensetzung sowie dem Wachstum der Zusammensetzung der ein- 
gesetzten Arbeit andererseits beruhen auf einem druch das Wachstum der Produktivität her- 
gestellten Zusammenhang zwischen diesen Größen. So steigen mit steigender Produktivität, 
wenn, wie bei der „spezifisch kapitalistischen“ Form der Produktivitätssteigerung der Fall, 
der Reallohn langsamer als die Produktivität und diese langsamer als die technische Kapital- 
zusammensetzung wachsen, die Größen m’, E und Q mit einem Tempo, das bei gegebener 
Entwicklung des Reallohns und der technischen Kapitalzusammensetzung nur noch durch 
die Entwicklung der Produktivität bestimmt wird. 
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Aus (6) folgt: 
(8) I=y+t Gin 
Ist y konstant und gilt daher y = 0, so folgt aus (7) und (8) 


i=P=Y 


B 


Offensichtlich ist dann (4) nicht erfüllt, weil die linke Seite gleich der rechten Seite 
ist. In diesem Fall steigt die Profitrate. Es sei denn, man berechnet sie als das Verhält- 
nis des Mehrwerts zum konstanten Kapital. Man kann zeigen, daß die so aufgefaßte 
Profitrate konstant bleibt. 

Steigt y, ist also y > 0, so folgt aus (7) und (8) 
i=P>Y. 
Unter dieser Bedingung ist die linke Seite der Ungleichung (4) kleiner als eins, Die 
Ungleichung (4) ist sehr wahrscheinlich erfüllt, zumal ihre rechte Seite mit steigendem 
E gegen eins tendiert. Berechnet man in diesem Fall die Profitrate als das Verhältnis 
des Mehrwerts zum konstanten Kapital, so wird die rechte Seite der Ungleichung (4) 
gleich eins. Daher ist diese Ungleichung, d.h. die für den Fall der Profitrate hinreichen- 
de Bedingung, erfüllt. Die als das Verhältnis des Mehrwerts zum Konstanten Kapital 
aufgefaßte Profitrate fällt. 

Marx selbst geht bei der Darstellung der kapitalistischen Akkumulation von ei- 
nem steigenden Verhältnis des als Konstantem Kapitals akkumulierten Mehrwerts zum 
gesamten Mehrwert aus (allerdings unterstellt er dabei, daß auch variables Kapital ak- 
kumuliert wird), er unterstellt also eine steigende „‚Sparquote“ der Kapitalisten (19). 
Damit ist die Konsistenz des Marxschen Gesetzes nachgewiesen, denn wir zeigten 
eben, daß die Profitrate unter den Voraussetzungen, von denen Marx ausgeht, not- 
wendig fallen muß. 

Wie begründet Marx letztlich den Fall der Profitrate? Die Marxsche Begründung 
kann wie folgt wiedergegeben werden: Um bei steigendem Reallohn eine bestimmte 
prozentuale Erhöhung der Mehrwertsrate zu erreichen, müssen die Kapitalisten die 
Produktivität der Arbeit um einen Prozentsatz erhöhen, der größer ist als die Steige- 
rungsrate des Reallöhns und der umso größer sein muß, je größer bereits die Mehr- 
wertrate ist. Diese Erhöhung der Produktivität erfordert aber — aufgrund der „‚spe- 
zifisch kapitalistischen Produktionsmethoden“, deren Anwendung zu dieser Produk- 
tivitätssteigerung führt — eine noch größere prozentuale Erhöhung der technischen 
Kapitalzusammensetzung, die wiederum nur durch eine Steigerung der „Sparquote“ 
der Kapitalisten realisiert werden kann. Letzteres führt schließlich — wie wir gezeigt 
haben -— zum Fall der Profitrate. 

Die fallende Tendenz der allgemeinen Profitrate stellt sich also dar als das Resul- 


19 Vgl. Karl Marx, Das Kapital, 18, Bd. 1, S. 617 ff. 


tat eines Widerspruchs zwischen dem Zweck des Kapitals, der Steigerung seines Ver- 
wertungsgrades, und dem Mittel zu diesem Zweck, den spezifisch kapitalistischen Pro- 
duktionsmethoden, deren Anwendung via Produktivitätssteigerung die Verwertung 
des Kapitals steigern soll. 

Der Grund für den Fall der Profitrate liegt also weder in der Konkurrenz (Smith) 
noch in der Unergiebigkeit der neubebauten Ackerbauflächen (Ricardo) noch in den 
Realisierungsschwierigkeiten des Kapitals (Gillman), sondern in der Anwendung be- 
stimmter Produktionsmethoden, die der Produktion des relativen Mehrwerts dienen. 

Diese, wie Marx sie nennt, „spezifisch kapitalistischen Produktionsmethoden“‘, 
erhöhen zwar die Produktivität und — bei einer prozentualen Steigerung des Real- 
lohns, die kleiner ist als die der Produktivität — auch die Mehrwertrate, ihre Anwer.- 
dung impliziert aber eine Steigerung der technischen Kapitalzusammensetzung, die in 
dem Maße größer ist als die der Produktivität, daß ihre Realisierung eine Zunahme 
der „Sparquote“ der Kapitalisten erfordert mit der Folge, daß die Produktionsmit- 
telproduktion und mit ihr auch der Produktionsmittelbestand schneller wachsen als 
die Surplusproduktion, weshalb auch das Kapital schneller wächst als der Mehrwert, 
und die Profitrate fällt. 

Daraus ist ersichtlich, daß Höhe und Tendenz der „Sparquote“ der Kapitalisten 
nichts zu tun haben mit irgendwelcher Spar- bzw. Konsumneigung. Vielmehr resul- 
tieren sie aus dem Streben der Kapitalisten, die Mehrwertsrate zu erhöhen, in Zusam- 
menhang mit der Anwendung bestimmter Produktionsmethoden, die der für die Er- 
höhung der Mehrwertsrate erforderlichen Steigerung der Produktivkraft der Arbeit 
dient. 


4. An dieser Stelle sei uns gestattet, kurz auf einen in der letzten Zeit populär gewor- 
denen Beweis der Konsistenz des Marxschen Gesetzes einzugehen. Gemeint ist die 
Argumentation Okishios im ersten Teil seines Artikels „Technische Veränderungen 
und Profitrate‘“ (20), wonach die Profitrate unter der Marxschen Bedingung einer 
ständig steigenden Zusammensetzung der eingesetzten Arbeit selbst bei steigender 
Mehrwertrate fallen müsse, weil sie mit steigender Zusammensetzung der eingesetz- 
ten Arbeit gegen ihre ständig fallende und gegen Null tendierende Obergrenze, also 
gegen den Kehrwert der Zusammensetzung der eingesetzten Arbeit, stoßen werde (21). 
Dazu ist folgendes zu sagen: 


20 Vgl. N. Okishio, Technical Changes and the Rate of Profit, in: Kobe University Economic 
Review, Kobe (Japan) 1961, H. 7, S. 85 - 99. Wir beziehen uns im folgenden auf die deut- 
sche Ausgabe dieses Artikels: Technische Veränderungen und Profitrate, in: H. G. Nutzin- 
ger/E. Wolfstetter (Hrsg.); Die Marxsche Theorie und ihre Kritik, 2 Bde, Bd. II, Frankfurt/ 
New York 1974, S.173 - 191. 

21 Vgl.N. Okishio, a.a.0., S. 178 £. 

Dieser Argumentation schließen sich an: H. Holländer, Das Gesetz des tendenziellen Falls 
der Profitrate. Marxens Begründung und ihre Implikationen, in: Schriftenreihe „Mehrwert“, 
H. 6, Erlangen, Juni 1974, S. 105 - 131 ($. 113 £.); E. Glombowski, W. Paffenberger und 
J-B. Vetter, Gesamtwirtschaftliche Grundbegriffe und -beziehungen, II. Teil: Akkumula- 
tion und Beschäftigung (Studienmaterialien), in: Schriftenreihe „Mehrwert“, H. 8,8. 40 f; 
H. G. Nutzinger/E. Wolfstetter, a.a.O., S. 171; E. Bechler, Kapitalkoeffizient und Theorem 
von der sinkenden Profitrate, in: Jahrbuch für Sozialwissenschaft, Bd. 26 (1975), H. 2, S. 
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Zunächst steigt die Zusammensetzung der eingesetzten Arbeit nicht unbegrenzt (22), 
daher tendiert auch ihr Kehrwert nicht gegen Null, sondern gegen einen positiven 
Wert, der gleich der Wachstumsrate des gesellschaftlichen Nettoprodukts ist (23). 
Rein theoretisch betrachtet, kann also die Profitrate bei steigendem m’ und fallendem 
1/Q ständig steigen, ohne jemals die Untergrenze von 1/Q zu überschreiten. Aber 
selbst dann, wenn 1/Q nicht gegen einen positiven Grenzwert ‚ sondern gegen Null 
konvergierte, wäre die Argumentation von Okishio kein Beweis der Konsistenz des 
Marxschen Gesetzes. Das Marxsche Gesetz besagt, daß die Profitrate fällt, die Argu- 
mentation von Okishio dagegen begründet nur die Aussage (und dies nur dann, wenn 
1/Q gegen Null tendiert), daß die Profitrate letztlich, also irgendwann, fallen muß. 


5. Im zweiten Teil seines Artikels zeigt Okishio, daß die Profitrate bei konstantem 
Reallohn steigender Produktivität, wachsender technischer Kapitalzusammensetzung 
und zunehmender Zusammensetzung der eingesetzten Arbeit (bzw. Wertzusammen- 
setzung des Kapitals) notwendig steigen muß (24). 

(In Wirklichkeit wird dieser Beweis erst im mathematischen Anhang gebracht. 
Das im Artikel selbst angeführte Zahlenbeispiel beweist lediglich, daß die Profitrate 
unter den oben genannten Bedingungen steigen kann). 

Es handelt sich dabei umeine zuerst von v. Bortkiewicz (25) geführten und dann 
von Moskowskg (26) übernommenen Argumentation, der sich auch Nutzinger und 
Wolfstetter (27) sowie Schefold (28) anschließen. 

Die mathematische Beweisführung von Okishio, d.h. was an Mathematik in sei- 
nem Beweis vorkommt, ist richtig. Heißt es aber, wie Okishio zu glauben scheint, daß 
sich damit-das Marxsche Gesetz als inkonsistent erwiesen hat (29), oder, wie Nutzin- 
ger und Wolfstetter meinen, daß damit „unabhängig von einer Prüfung der empiri- 
schen Relevanz der Marxschen Voraussetzung (einer steigenden Zusammensetzung 
der eingesetzten Arbeit — G.S.)...... dem Marxschen ‚Gesetz des tendentiellen Falls 
der Profitrate‘ der Boden entzogen“ (30) ist? Zunächst ist dazu zu sagen, daß Marx 


169 - 174 und V.-M. Bader et al., Krise und Kapitalismus bei Marx, 2 Bde, Bd. II, (Köln) 
1975, S. 395 - 405. 

22 Darauf, daß Q nicht unbegrenzt steigen kann, hat Rainer Künzel (Die Krisentendenz der 
auf den Wert gegründeten Produktionsweise. Versuch einer Explikation des Marxschen 
Krisenbegriffs, Diss. Berlin 1976, S. 270 f) hingewiesen. 

23 Vgl. G. Stamatis, Zum Marxschen Gesetz vom tendentiellen Fall der allgemeinen Profitra- 
te, in: Schriftenreihe „Mehrwert“, H. 10,S. 127£. 

24 Vgl. N. Okishio, a.a.O., S. 180 ff. 

25 Vgl. L. v. Bortkiewicz, Wertrechnung und Preisrechnung im Marxschen System, Dritter 
Artikel, in: Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik, Tübingen, Bd. 25 (1907), S. 
454-470. 

26 Vgl. Natalie Moszkowska, Das Marxsche System. Ein Beitrag zu dessen Ausbau, Berlin 
1929, S. 72- 80, 91, 93, 95 und 105 - 107 

27 Vgl. H. G. Nutzinger/E. Wolfstetter, aa.0,S. 171 £ 

28 Vgl. B. Schefold, Nachworte zur Sraffas ‚Warenproduktion mittels Waren‘, in: P. Sraffa, 
Warenproduktion mittels Waren, Frankfurt 1976, S. 193. 

29 Vgl. N. Okishio, a.a.O., S. 180 und 185 £. 

30 H. G. Nutzinger/E. Wolfstetter, 22.0.,S. 171 £. 
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der Profitrate‘ der Boden entzogen“ (30) ist? Zunächst ist dazu zu sagen, daß Marx 
nicht von einem konstanten, sondern von einem steigenden Reallohn, der jedoch pro- 
zentual weniger steigt als die Produktivität, ausgeht (31). 

Das würde schon genügen, um die Haltlosigkeit dieser Behauptung zu zeigen. 
Denn bei steigendem Reallohn kann die Profitrate fallen, wenn die Zusammensetzung 
der eingesetzten Arbeit steigt. So räumt v. Bortkiewicz ein: 

„Läßt man aber die Voraussetzung eines konstanten Reallohns fallen, so wird 
man gewiß auch zugeben müssen, daß mit steigender Produktivität der Arbeit die 
Profitrate fallen kann.‘ (32) Allerdings liegt für ihn darin „Marx gegenüber nicht die 
mindeste Konzessiön“ (33), weil, unter anderem, ‚‚mit der Möglichkeit einer Zunah- 
me des Reallohns .... auch der Satz seine Gültigkeit (verliert), daß die Mehrwertsrate 
mit steigender Produktivität der Arbeit... sich hebt“ (34). 

Letzteres zeigt, daß v. Bortkiewicz offensichtlich sich nicht vorstellen kann, daß 
die Mehrwertrate selbst bei steigendem Reallohn steigen Kann. 

Auch für Moszkowska ist es selbstverständlich, daß die Profitrate bei steigendem 
Reallohn steigen kann, wenn die Zusammensetzung der eingesetzten Arbeit steigt 
(35), obwohl ihr im Gegensatz zu v. Bortkiewicz nicht entgangen ist, daß steigender 
Reallohn sehr wohl mit steigender Mehrwertsrate vereinbar ist. 

Auch Okishio kann nicht leugnen, daß, wenn unter den genannten Bedingungen 
der Reallohn steigt, die Profitrate nicht notwendig steigen muß. 

So schreibt er: 

„Vorausgesetzt, die Reallöhne steigen nicht hinreichend, dann bewirken die 
von Kapitalisten eingeführten technischen Neuerungen keine Senkung der Profitra- 
te“ (36). Also im Klartext: Wenn die Reallöhne hinreichend (was das auch immer 
bedeuten mag) steigen, ist nicht auszuschließen, daß die Profitrate sinkt. 

Schließlich räumt Schefold großzügigerweise ein, daß die oben genannten Be- 
dingung „bei konstantem Verhältnis von Profiten zu Löhnen (d. h. bei Konstanz der 
Mehrwertrate und daher bei einer prozentualen Zunahme des Reallohns die ebenso 
groß ist wie die der Produktivität — G. S.) zu einer fallenden Profitrate führen (müs- 
sen)“ (37). 

Indes braucht man gar nicht darauf hinzuweisen, daß Marx sein Gesetz nicht bei 
Konstanz des Reallohns entwickelt, um zu zeigen, daß diese Argumentation nichts 
über die Konsistenz des Marxschen Gesetzes besagt. Es genügt zu erwähnen, daß die 
genannten Autoren zwar von der Zusammensetzung der eingesetzten Arbeit (O) bzw. 
von der Wertzusammensetzung des Kapitals (E) und von der Profitrate sprechen, je- 
doch entsprechend die Zusammensetzung der verbrauchten Arbeit (q) bzw. die Zu- 
sammensetzung der kapitalistischen Kosten (e) und die „Kostenrentabilität“ (das 


31 Vgl. K. Marx, Das Kapital, Bd. I, S. 631. 
32 L. v. Bortkiewicz, a.a. O., S. 469 

33 Ebenda, S. 469 

34 Ebenda, S. 469 £. 

35 Vgl. N. Moszkowska, 2.2.0., S. 81 £. 

36 N. Okishio, 2.2.0., S. 185 

37 B. Schefold, a.20,, S. 194 


Verhältnis des Mehrwerts zum Kostpreis) meinen. 

Stellt man das richtig, so kann man zeigen, daß die Profitrate bei steigender 
technischer Kapitalzusammensetzung, steigender Zusammensetzung der eingesetzten 
Arbeit (bzw. Wertzusammensetzung), steigender Produktivität und konstantem Real- 
lohn keineswegs steigen muß, sondern sehr wohl fallen kann (38). 

Aber nicht nur das. Man kann zusätzlich nachweisen, daß unter diesen Bedin- 
gungen die Profitrate selbst bei fallendem Reallohn fallen kann (39). Damit zeigt 
sich, daß die sehr plausibel scheinende Beweisführung von Schmitt-Rink (40), Hol- 
länder (41) und Schefold (42), wonach unter den zuletzt genannten Voraussetzun- 
gen die Profitrate nicht fallen kann, auf bestimmte Irrtümer (auf die hier nicht ein- 
gegangen werden kann) beruhen muß (43). 

Schon Marx wußte, daß „die Profitrate, wenn nur auf die Preiselemente der ein- 
zelnen Ware (d.h. als „Kostenrentabilität‘“ — G.S.) berechnet, sich anders darstellen 
(würde) als sie wirklich ist‘‘ (44). „Es zeigt sich auch hier wieder, wie wichtig es ist, 
bei der kapitalistischen Produktion nicht die einzelne Ware oder das Warenprodukt 
eines beliebigen Zeitraums isoliert für sich, als bloße Ware zu betrachten, sondern als 
Produkt des vorgeschossenen Kapitals und im Verhältnis zum Gesamtkapital, das 
diese Wäre produziert“ (45). Dies gilt umsomehr für das spezifische Produkt des Ka- 
pitals, den in den Waren enthaltenen Mehrwert. 


6. Daß die „spezifisch kapitalistischen Produktionsmethoden“, aus denen Marx den 
tendentiellen Fall der allgemeinen Profitrate entwickelt, für die Kapitalistische Ent- 
wicklung während der Periode der „großen Industrie“, also bis zu Beginn unseres 
Jarhhunderts, charakteristisch waren, steht für uns außer Zweifel. Ob sie jedoch auch 
für die gegenwärtige Phase der kapitalistischen Entwicklung, die der Periode der gros- 
sen Industrie folgte, typisch sind, ist sehr fraglich. 

Wenn es zutrifft, daß der sog. Kapitalkoeffizient seit dem Beginn unseres Jahr- 
hunderts langfristig, also von konjunkturell bedingten kurzfristigen und strukturell 
bedingten mittelfristigen Schwankungen abgesehen, eine eher sinkende Tendez auf- 
weist oder auch nur konstant bleibt, so müßte man, da seine Wachstumsrate in etwa 
gleich der Wachstumsrate der Zusammensetzung der eingesetzten Arbeit ist (46), zu- 
geben, daß die Zusammensetzung der eingesetzten Arbeit eine nicht fallende Tendenz 


38 Vgl. G. Stamatis, ‚Die spezifisch kapitalistischen Produktionsmethoden‘ und die langfristi- 
ge Tendenz der allgemeinen Profitrate bei Karl Marx, Abschnitt IV. 8 (erscheint demnächst 
im Verlag Andreas Achenbach ) 

39 Vgl. ebenda, Abschnitt II. 8 

40 Vgl. G. Schmitt-Rink, Kapitalintensität und Kapitalrentabilität im Marxschen Modell, in: 
Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft, Berlin Jg. 87 
(1967), I. Halbband, S. 139 ff. 

41 Vgl. H. Holländer, a.a.0., S. 123 £. 

42 Vgl. B. Schefold, a.a.0., S. 192 

43 Vgl. G. Stamatis, Die ‚spezifisch kapitalistischen Produktionsmethoden‘ ... aa.0,, Ab- 
schnitt IV. 5 

44 K. Marx, Das Kapital, Bd. II, S. 237. Vgl. auch ebenda, S. 236 - 239. 

45 K. Marx, Das Kapital, Bd. II, S. 238 £. 

46 Vgl. G. Stamatis, Zum Marxschen Gesetz... ., a.a.0., S. 132-135 


aufweist. Dies scheint Folge der Anwendung von — mit Marx gesprochen — nicht spe- 
zifisch kapitalistischen Produktionsmethoden zu sein, von Produktionsmethoden al- 
so, die die Produktivität um den gleichen oder gar um einen größeren Prozentsatz er- 
höhen als die technische Kapitalzusammensetzung und daher die Zusammensetzung 
der eingesetzten Arbeit konstant lassen oder senken. Fällt die Mehrwertrate, d. h. 
das Verhältnis des gesamten Mehrwerts zu der um die unentgeltlichen Leistungen des 
Staates an die Arbeiter des kapitalistischen Sektors erhöhte Nettolohnsumme dieser 
Arbeiter, nicht, so fällt auch die Profitrate nicht. Sie bleibt Konstant oder steigt. 
‚Steigt die Profitrate, von der bei Marx die Rede ist (die ‚‚Brutto“profitrate), so 
besagt dies keineswegs, daß auch die „Netto“ profitrate (die Profitrate nach Steuerab- 
zug) steigen muß. 

Die „Netto“ profitrate ist gleich dem mathematischen Produkt aus der „‚Brutto‘“- 
profitrate und dem Verhältnis des Mehrwertteils, der den Kapitalisten letztlich zu- 
fallt, zum Gesamtmehrwert. Steigt dieses Verhältnis, so kann die „Netto“profitrate 
bei steigender ‚‚Brutto“profitrate konstant bleiben oder gar fallen. 


7. Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß das Marxsche Gesetz vom tendentiellen 
Fall der allgemeinen Profitrate logisch konsistent ist, folgt aus dem Obigen, daß die 
Klärung der Frage nach der Gültigkeit dieses Gesetzes im gegenwärtigen Stadium der 
kapitalistischen Entwicklung vor allem eine Untersuchung der Form, in der die Pro- 
duktivitätssteigerung in dieser Entwicklungsphase erfolgt, sowie der Produktionsme- 
thoden, die dieser Form der Produktivitätssteigerung zugrundeliegen, erfordert. 

Es muß also der Zusammenhang sowie das quantitative Verhältnis zwischen der 
Produktivitätssteigerung und der Veränderung des sog. Kapitalkoeffizienten geklärt 
werden. Ferner muß auch die Tendenz der Mehrwertrate und, sofern auch die Ent- 
wicklung der „Netto“ profitrate in die Betrachtung einbezogen werden soll, auch die 
des Verhältnisses des Mehrwerts nach Steuerabzugzum Gesamtmehrwert untersucht 
werden. Letzteres impliziert natürlich eine Analyse der Entwicklung der Staatsaus- 
gaben und ihrer Struktur. 

Solange diese Arbeit nicht geleistet ist, muß die Gültigkeit des Marxschen Geset- 
zesin der gegenwärtigen Entwicklungsphase des Kapitalismus als ungeklärt angesehen 
werden. 

(abgeschiossen April 1976) 
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DISKUSSION 


Hans Werner Penk/Heinz Thörmer 
Reformismus und Aufstieg 


Problemstellung 


Wir wollen versuchen, einen zusätzlichen Argumentationsstrang zu den Analysen etwa von Müller/ 
Neusüß (1) oder E. Altvater (2) zu entwickeln, der die dort getroffenen Aussagen ergänzt. Diese 
Analysen beschreiben den ideengeschichtlichen Hintergrund (Müller/Neusüß) oder die ökonomi- 
schen Rahmenbedingungen staatlichen Handelns (Altvater). Auch der Aufsatz von W. Luthardt 
(3) kritisiert den Reformismus und die entsprechende „Staatstheorie“ auf einer abstrakt-ideolo- 
gischen Ebene (4). All diese Ansätze erklären nicht das je konkrete Politikmachen der Sozialde- 
mokratie. 

In der. Heimann/Zeuner Studie zur Oertzenschen „Integrationsideologie“ (5) wird deut- 
lich, daß diesen Autoren die SPD nicht so fremd gegenübersteht wie den oben erwähnten. Sie be- 
greifen die Aussagen von Oertzens als Handlungsanleitung und Kritik, die bezogen ist auf die In- 
sitution SPD und auf den (SPD-regierten) Staat. Dabei übersehen sie unseres Erachtens, daß es in 
der heutigen Sozialdemokratie keine verbreitete und verankerte theoretische Tradition mehr gibt. 

Unsere Fragestellung zielt noch einige Ebenen tiefer. Reformismus (6) muß unseres Erach- 
tens vor allem als komplexer Interessenzusammenhang begriffen werden (7), als Ausdruck mate- 
rieller Abhängigkeiten, als Denkmuster, als Lebensweise. Der Begriff wird durch diese Erweite- 
rung notwendig unscharf, aber so Kann versucht werden, das subjektive Handeln der in diesem 
Interessenzusammenhang agierenden Menschen (etwa das der Parteifunktionäre) zu erklären und 
verständlich zu machen. 

Wir hoffen, auf diese Weise wegzukommen von 
— den platten Verratstheorien einerseits und 
— den alles aus den Weltmarktbewegungen des Kapitals erklärenden (und deshalb eigentlich nichts- 


1 Wolfgang Müller und Christel Neusüß, Die Sozialstaatsillusion und der Widerspruch von 

Lohnarbeit und Kapital, in: PROKLA, Sonderheft 1, S. 7 ff. 

2.B.: Elmar Altvater, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, in: PROKLA 

Nr. 3, 5. 1 ff. 

Wolfgang Luthardt, in PROKLA Nr. 22, S. 161 ff. 

Im übrigen teilen wir nicht Luthardts Kritik an der Form der von Heimann/Zeuner geüb- 

ten Kritik an den Thesen Peter von Oertzens. Wer erlebt hat, wie Peter von Oertzen mit 

Zitaten aus dem dritten Band des Kapitals (linke) Kritik am Orientierungsrahmen ’85 un- 

ter dem Applaus rechter Sozialdemokraten zurückwies, wird für die Polemiken bei Hei- 

mann/Zeuner zumindest Verständnis haben. 

5 Siegfried Heimann und Bodo- Zeuner, Eine neue Integrationsideologie, in: PROKLA Nr. 
14/15, S. 105 ff. 


AU N 


6 Wir beziehen den Begriff „Reformismus“ hier explizit auf die Sozialdemokratie, nicht 
auf die Gewerkschaften. In dieser Hinsicht wird der Begriff eingeengt. 
7 Dieser Begriff ist unseres Erachtens in diesem Zusammenhang erstmals von Helmut Korte 


in einem unveröffentlichten Thesenpapier, September 1973, benutzt worden. 
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sagenden) Thesen andererseits (8). 

Im folgenden wollen wir nun keine historische Analyse mit dem Inhalt leisten, wann, wie und 
warum die Sozialdemokratie reformistisch wurde. Vielmehr sollen einige Beispiele eher mosaik- 
artig belegen, daß und wie die Motivation zum (individuellen) Aufstieg in der Sozialdemokratie 
strukturell angelegt ist; und welche Strukturen möglicherweise sozialdemokratisches Politikma- 
chen mitentscheidend bestimmen. 

Beginnen wir mit der Darstellung eines Konfliktesin der hannoverschen SPD, die auf Loy- 
alitätskonflikte hinweist, die durch die SPD-Mitgliedschaft und einer Tätigkeit im Öffentlichen 
Dienst entstehen können: 


Müllarbeiter contra ‚‚Parteilinke“ 


Im Jahre 1973 bestand die innerparteiliche Opposition (9) in Hannover nicht nur aus linken Tech- 
nokraten, sondern u.a. auch aus führenden Mitgliedern der ÖTV-Opposition bzw, der Personalver- 
tretung der Stadtverwaltung. Während eines Arbeitskampfes der Müllarbeiter stellten sich jedoch 
die dem Rat der Stadt angehörenden ‚„‚Parteilinken“ aus Gründen, die mit „Gefährdung der Ein- 
heit der Partei‘‘ u.ä. angegeben wurden, auf die Seite der Stadtverwaltung. 

Als Folge dieser Entscheidung zogen sich in der folgenden Zeit die gewerkschaftlich täti- 
gen Angehörigen der innerparteilichen Opposition aus der SPD zurück: sie wurden Karteileichen. 
Die „Parteilinke‘ in Hannover versäumte hier die große Chance, gewerkschaftliche Interessen auf- 
zugreifen. Für die Mehrheit dieser Gruppierung war die SPD die Gewerkschaft, über die sie ihre 
Interessen durchsetzen konnten. 

Wir wollen dies Beispiel verallgemeinern: Arbeitskämpfe im Öffentlichen Dienst führen 
bei Kollegen, die gleichzeitig Angehörige der Gewerkschaft und der SPD sind, zu Loyalitäts- 
Konflikten, wenn die SPD über die parlamentarische Mehrheit in der jeweiligen Gebietskörper- 
schaft verfügt. Dieser Konflikt wird dann zugunsten der Partei gelöst, wenn die Entwicklung der 
sozialen Lage des jeweils Betroffenen mehr von Einzelleistungen als von Arbeitskämpfen abhän- 
gig ist. 

Als eine Folge solcher Konfliktlösung beginnt sich allmählich eine Ablösung der Lohn- 
arbeiter im Öffentlichen Dienst von der SPD (häufig in die politische Apathie, nur selten hin zu 
links von der SPD stehenden Gruppierungen) zu vollziehen. Dieser Konflikt hat seine Ursachen 
in der sozialen Zusammensetzung der SPD-Mitgliedschaft. Soweit die Mitglieder im Öffentlichen 
Dienst und besonders in den Kommunen beschäftigt waren, führte das zu einem spezifischen In- 
teressenzusammenhang, der schon in der Weimarer Republik zum Problem wurde, und der das 
reformistische Bewußtsein in der SPD weiter verstärkte. 


SPD-Bildungsarbeit zum Zwecke des individuellen Aufstiegs 


E 


Rudolf Hilferding skizzierte 1924 in einem programmatischen Aufsatz die „Probleme der Zeit“ 


8 Wer zur Legitimierung eines solchen Ansatzes einen Beleg aus den Marx-Engels-Werken 
braucht: „Nach materialistischer Geschichtsauffassung ist das in letzter Instanz bestim- 
mende Moment in der Geschichte die Produktion und Reproduktion des wirklichen Le- 
bens,.. Wenn nun jemand das dahin verdreht, das ökonomische Moment sei das einzig 
bestimmende, so verwandelt er jenen Satz in eine nichtssagende, abstrakte, absurde Phra- 
se,“ Engels an J. Bloch, 21./22.9.1890, MEW XXXVIT, S. 463. 

9 Die innerparteiliche Opposition in der hannoverschen SPD war zu diesem Zeitpunkt im 
sogenannten Info-Kreis organisiert. Er war der informelle Zusammenschluß aller opposi- 
tionellen Kräfte. Die nur fragmentarisch vorhandene Strategie des Kreises läßt sich am ehe- 
sten als radikaldemokratisch bezeichnen. Die Forderungen waren ausgerichtet auf die De- 
mokratisierung von Entscheidungen in der Partei und in Rat und Verwaltung. 


(10). Ausgehend von der Neutralität des Staates, in dem die Sozialdemokratie „politische Macht‘ 
besitzt, geht es ihm nun darum, die hochkonzentrierte Wirtschaftsorganisation in den Griff zu 
bekommen. Dies geht nicht so schnell, auch wenn der Staat der Arbeiterbewegung nicht mehr als 
Hindernis im Wege steht. 

„Denn wenn auch der Übergang der politischen Macht von einer Klasse auf eine andere in 
einem relativ kurzem Akt, also revolutionär, sich vollziehen kann, so geht die Ausgestaltung der 
Ökonomie stets nur in andauernder organischer Entwicklung, also evolutionär, vor sich.“ 

Um nun die „politische Macht abzusichern und Positionen im ökonomischen Bereich zu 
besetzen, ist eine spezifische Bildungsarbeit der — wie es bei Hilferding heißt — Produzentenor- 
ganisationen nötig. Es geht darum, einzelne Mitglieder fachlich zu schulen. 

„Die Aufstiegsmöglichkeiten ihrer (der Produzentenorganisationen — d. V.) Mitglieder in- 
nerhalb der bureaukratisch organisierten Wirtschaft wird zum Inhalt ihrer Politik zugleich mit 
dem Streben, die Wirtschaftsorganisation selbst zu beeinflussen und demokratisch umzuwandeln.“ 

Und noch deutlicher und ohne erkennbare Vorbehalte den individuellen Aufstieg beschrei- 
bend: 

„Damit wird aber für die Gewerkschaften der Arbeiter und noch mehr der Angestellten 
die Qualifikation ihrer Mitglieder zu einer bedeutungsvollen Frage. Geht auch die Entwicklungs- 
richtung immer mehr auf Bildung der Massenorganisationen, der Industrieverbände, so führt der 
Kampf um Wirtschaftsdemokratie zu neuer Differenzierung innerhalb der Organisation und da- 
mit zu einem neuen Geist des Wettbewerbs um den sozialen Aufstieg.‘“ Gleichzeitig sollen die 
Arbeiter an der bürgerlichen Kultur Anteil nehmen. 

Hilferding formuliert in diesem Aufsatz eine Strategie, die nicht auf eine grundlegende 
Veränderung hin angelegt ist. Sein formuliertes Interesse ist das der Gewerkschafts- und Partei- 
funktionäre, deren Interessen er mit denen der gesamten Arbeiterschaft gleichsetzt. Deshalb bleibt 
bei ihm auch ‚„‚unreflektiert, daß es bis zu einem gewissen Grade im Interesse des Kapitals liegt, 
Arbeitervertreter an Entscheidungen mitwirken zu lassen. (Einmal, um von den spezielien Erfah- 
rungen zu profitieren, zum anderen, um durch Mitverantwortung zu binden)“ (11). 

Unsere Frage ist: wie kommt der führende sozialdemokratische Theoretiker zu solchen 
Thesen? Was ist die materielle Grundlage soichen Denkens? 

Genauer: In den Augen der Mehrheitssozialdemokratie fiel nach dem ersten Weltkrieg in 
weiten Bereichen die politische Macht in ihre Hände. Das war für die Mitglieder auch sichtbar: 
Reichspräsident, Kanzler, Bürgermeister waren Sozialdemokraten. Sie repräsentierten den „neuen“ 
Staat, der also gar nicht mehr der absolute Gegner sein konnte. 

Gerade auf kommunaler Ebene fehlten aber qualifizierte Mitglieder, die die anfallenden 
Verwaltungsaufgaben wahrnehmen konnten. Fehlleistungen der in der Legislative und Exekutive 
von Sozialdemokraten bestimmten Kommunalverwaltungen konnten so aufgrund des vorhande- 
nen Staatsverständnisses leicht auf die Illoyalität der übernommenen Kommunalbeamten zurück- 
geführt werden. 

Gleichzeitig strömten neue Mitgliedsschichten, kleinere Beamte, Kommunale Angestellte 
in die SPD, um sich ihre Aufstiegschancen in der Verwaltung zu erhalten. In der Weimarer Re- 
publik begann so die SPD bereits (wenn auch sehr zögernd) zu einer Partei des öffentlichen Dien- 
stes hinzutendieren. 

Hilferding formulierte so nur die Bedürfnisse weiter Teile der Parteibasis, die etwa forder- 
1% 

„Eine Parteischule soll errichtet werden zur Ausbildung befähigter Parteimitglieder in der 
Kommunalverwaltung und im Staatsdienst, damit die Partei jederzeit in der Lage ist, allen An- 
forderungen bei der Besetzung von Verwaltungsposten gerecht zu werden“ (12). 


10 Rudolf Hilferding, Probleme der Zeit, in: Die Gesellschaft, 1. Jahrgang 1924, S. 1 ff. Alle 
Hilferding- Zitate sind diesem kurzen Aufsatz entnommen. 

11 Michael Joost, Die Theorien zur Wirtschaftsdemokratie am Ende der Weimarer Republik, 
unveröffentlichte Diplom-Arbeit, Göttingen 1970, S. 79 

12 SPD-Bezirk Hannover-Braunschweig, Protokoll des Bezirksparteitages am 27./28,8.1921: 
zitiert nach Wolfgang Jüttner, Soziologische Veränderungen in den Bildungsbestrebungen 


Die von Hilferding ausgesprochenen Vorstellungen waren also u.a. bedingt durch die auf 
die SPD zugekommenen Probleme. Um den ‚neuen politischen Anforderungen, die an die Mehr- 
heitssozialdemokratie herangetragen wurden, Rechung zu tragen, schien eine Intensivierung der 
innerorganisatorischen Bildungsarbeit mit verändertem Lernziel unausweichlich“ (13). 

Die potentiellen und tatsächlichen Aufstiegschancen in Staatsverwaltung und auch im Be- 
reich der Wirtschaft, die sich den Gewerkschafts- und Parteifunktionären bis hin zur unteren 
Funktionärsschicht öffneten, trugen so entschieden zur Ausprägung der sozialdemokratischen 
Ideologiebildung bei (14). 


Wie kommt es zum „Fritz-Erler-Kreis‘‘? 


Auch aktuelle Erscheinungen sozialdemokratischer Politik lassen sich mit der These vom Inter- 
essenzusammenhang interpretieren. Die Gründung des ‚Fritz-Erler-Kreises‘“ (15) etwa kann er- 
klärt werden aus dem spezifischen Politik-Interesse und -Verständnis der dort sich organisieren- 
den SPD-Mitglieder (16). 

Überwiegend in Kommunal- und Landesverwaltungen tätig, scheinen sie zu befürchten, 
ihre Privilegien und Aufstiegschancen durch eine stärkere Polarisierung zu verlieren. (Eine Polar 
sierungsgefahr sehen sieetwa in solchen Aussagen von W. Brandt wie: Die CDU/CSU sei nicht re- 
gierungsfähig, sie stelle ein Sicherheitsrisiko dar.) 

Deshalb betonen sie die „Solidarität aller Demokraten“, distanzieren sich von allem, was 
sie für links halten, fordern eine Verschärfung der Berufsverbote usw. So wird versucht, sich als 
Bündnispartner für nicht unwahrscheinliche CDU-Mehrheiten in jetzt noch SPD-regierten Kom- 
munen und Ländern (für Niedersachsen lassen sich genügend Beispiele angeben; nicht zufällig hat 
der „Fritz-Erler-Kreis“ dort starke Bastionen) anzubieten. Der Sprecher des Kreises, der Braun- 
schweiger Oberstadtdirektor Weber, wird bereits von einer CDU-Stadtratsmehrheit getragen. Die 
zahlreichen Vertreter und Funktionäre der SPD aus der Stadt Hannover im „Fritz-Erler-Kreis“, 
die ebenfalls überwiegend in Stadt- oder Landesdiensten stehen, antizipieren mit ihrem Engage- 
ment dort die von ihnen erwartete Wahlniederlage bei der Kommunalwahl im Oktober 1976. 

In Klammern gesagt: Als Parteibuchbeamte der zweiten Generation geben sich diese Grup- 
pen kaum noch mit der ideologischen Verbrämung ihrer konkreten Ziele Mühe. Es handelt sich 


der deutschen Sozialdemokratie in der Zeit von 1906 - 1921, dargestellt am Beispiel der 
Parteigliederung in Hannover, unveröffentlichte Staatsexamensarbeit, Hannover, Dezem- 
ber 1975, 8.1. 

13 Wolfgang Jüttner, a.a.O., S. 105. Vgl. zur gewerkschaftlichen Bildungsarbeit die entspre- 
chenden Abschnitte in der Arbeit von August Enderle, Die Einheitsgewerkschaften, Düssel- 
dorf 1959, (Nicht) Herausgegeben vom Bundesvorstand des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes: ‚So lange wurde die Gesellschaftsordnung als ungerecht empfunden, als sie durch 
Reservate und Privilegien den Spielraum dieses Grundanliegens (nach ‚sozialer Gerechtig- 
keit‘ — d.V.) einengte und somit den Aufstieg in eine höhrere Lebenslage verhinderte.“ 
S. 993/994 

14 Auf die Theorie der SPD bezogenen gilt der Satz von Marx aus der Kritik der Hegelschen 
Rechtsphilosophie: „Die Theorie wird in einem Volke immer nur soweit verwirklicht, als 
sie die Verwirklichung seiner Bedürfnisse ist.‘“ — Im übrigen übernahm die SPD nach dem 
2. Weltkrieg diese Bildungskonzeption ohne irgendwelche Konsequenzen. 

15 Der „Fritz-Erler-Kreis“ ist eine Vereinigung rechter Sozialdemokraten, die erstmals An- 
fang 1976 an die Öffentlichkeit trat. Vergleiche zu seinen programmatischen Aussagen 
den Protokollauszug einer Sitzung in der „Frankfurter Rundschau“ vom 31.3.1976, 

16 Leider fehlen in diesem Bereich empirische Untersuchungen fast vollkommen. Joachim 
Raschkes Studie (Innerparteiliche Opposition, Hamburg 1974) ist eine Ausnahme. Rasch- 
ke weist u.a. nach, daß die klassische Unterscheidung in der SPD zwischen „Linken“ und 
„Rechten“ soziologisch wenig hergibt. Ihre soziale Basis ist die gleiche. 
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um konservative bis reaktionäre Personen, die, lebten sie etwa in Bayern, mit einiger Sicherheit 
in der dortigen Mehrheitspartei anzutreffen wären. 

Betrachten wir nach den ‚‚rechten“ Sozialdemokraten des „Fritz-Erler-Kreises“ nun die 
„Linken‘‘ am Beispiel der Jungsozialisten, um auch diesen Flügel der SPD zu beleuchten. 


Welche Interessen bestimmen die Politik der Jungsozialisten in der SPD? 


Die Politik der Jungsozialisten, vor aliem ihrer höhren Funktionäre und das heißt: ihre öffent- 
lichkeitswirksame Politik, läßt sich an bestimmten Bedürfnissen und Interessen dann festmachen, 
wenn man sich der Mühe unterzieht, einen Blick auf ihre soziale Zusammensetzung zu werfen. 


Tabelle (17): Berufszugehörigkeit von Jungsozialisten (in %) 


Dortmund Bundes- Bezirk Ostwest- AG 
kongreß 1972 falen-Lippe Nordwest 


Schüler/Stud. 21,94 42,54 25,2 + 29,3 43 
= 54,5 
Angestellte 32,65 25 14,3 22 
Beamte 14,29 21,93 7,5 15 
Arbeiter 18,37 4,82 11,5 14 
Lehrlinge 6,63 0,88 6,8 _—- 
Sonstige 3,06 3,95 4,0 6 
ohne Angabe 3,06 0,88 = _ 


Diese Statistik macht deutlich, daß Schüler und Studenten (hier muß hinzugefügt werden: 
und andere Akademiker wie Lehrer und Assistenten) die Mehrheit der aktiven Jungsozialisten bil- 
den. 

Geht man davon aus, daß die erfaßten Schüler zu 90 % und mehr Gymnasiasten sind, so 
kann man feststellen: die Jungsozialisten, die im Öffentlichen Dienst sind (die Beamten und der 
größte Teil der Angestellten) und die, die dahin wollen (Schüler und Studenten), dominieren zu 
weit mehr als 50 % die Jungsozialisten-Mitgliedschaft. Bei den Funktionären der höhreren Ebe- 
nen sind fast nur noch diese sozialen Gruppen vertreten (s. die Auswertung des Bundeskongtes- 
ses 1972). 

Die soziale Zusammensetzung einer Organisation allein ist sicher kein hinreichendes Erklä- 
rungsmoment für deren praktische Politik. Mit Sicherheit kommt es jedoch nicht von ungefähr, 
daß innerhalb der Juso-Funktionäre erbittert um diverse Modelle zur Investitionslenkung gerun- 
gen wird. Modelle, die allesamt mit der Einrichtung neuer Behörden schwanger gehen (18), Man 


17 Die Tabelle stellt eine Zusammenschau dreier Untersuchungen über Jungsozialisten dar. 
Die Erhebungen sind dabei nicht voll vergleichbar, sie beziehen sich auf unterschiedliche 
samples. Zeitlich liegen sie in der Zeit von Ende 1971 bis Mitte 1973, Wichtig in unserem 
Zusammenhang ist die in der Tendenz verblüffende Übereinstimmung der Ergebnisse. Es 
handelt sich um: 

— Christoph Butterwegge, Organisation und Information der Jungsozialisten, in: Neue 
Gesellschaft 1972, S..678- 681 (Dortmund und Bundeskongreß 1972) 

— Regina Kagelmacher, Günther Remmel, Friedrich Schepsmeier, Zwischenbericht über 
die Fragebogenaktion zur Organisation und Information im Juso-Bezirk Ostwestfalen] 
Lippe, in: Jungsozialisten Informationsdienst, hrsgg. vom Bezirksvorstand der Jungso- 
zialisten in der SPD, Bezirk Ostwestfalen/Lippe, Bielefeld 1973 

— Juso-AG Nordwest (UB Hannover-Stadt), Fragebogenaktion (Sommer 1973), hekto- 
graphierte Auswertung, unveröffentlicht. 

18 _ Peter von Oertzen hat diese Investionslenkungs-Debatte in seinem Briefwechsel mit Wolf- 
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kann sich leicht ausmalen, wem die oberhalb von A 13 angesiedelten Planstellen in dieser „System- 
veränderungsbehörde von Investitionslenkern“ zugeträumt wurden. 

Demgegenüber sind alle Überlegungen, die in die Richtung einer mehr basisorientierten Po- 
litik unternommen wurden, schon im Ansatz mit dem Kains-Mal des Chaotentums versehen wor- 
den. Eine ernstzunehmende Diskussion etwa über die Veränderung innerhalb der Arbeiterklasse, 
die spontanen Streiks seit 1969, die innergewerkschaftliche Diskussion (Stärkung der Vertrauens- 
leute, betriebsnahe Tarifpolitik) hat dagegen bei den Jungsozialisten nicht stattgefunden. 

Im Gegenteil, man versuchte ständig, „gute Kontakte zu den Gewerkschaften“ herzustel- 
len bzw. zu erhalten. Unter Gewerkschaften wurden und werden jedoch nur jene haupt- oder 
quasi- hauptamtlichen Funktionäre bzw. Betriebsräte verstanden, gegen die vor allem sich Linke 
in den Gewerkschaften wenden. Dieses Verhältnis wurde auf dem letzten Bundeskongreß der Jung- 
sozialisten durch die Wahl zweier hauptamtlicher Bundesjugendsekretäre in den Bundesvorstand 
vervollkommnet. 

Eine letzte Bemerkung zu diesem Komplex: Wenn die Aussage der Parteiensoziologen 
stimmt, 

„daß die Parteimitgliedschaft — zumal die aktive — weniger eine in der Arbeiterschaft als 
vielmehr eine in der mittleren und oberen Mittelschicht angestrebte soziale Rolle ist. Die geho- 
bene Beamtenschaft insbesondere stellt das Hauptreservoir der Parteiaktivisten und damit auch 
der Parteiführung dar‘ (19). 

— dann kann man die Jungsozialisten von ihrer Sozialstruktur her als die adäquate Nach- 
wuchsorganisation der Sozialdemokratie ansehen. 


Fazit 

Müller/Neusüß und andere erklären die revisionistische Ideologie von der Neutralität des Staates 
nicht aus den konkreten gesellschaftlichen Entstehungsbedingungen dieser Ideologie heraus. Ihre 
Kritik — das Messen der Aussagen der Revisionisten an den Marx-Engels-Werken — und ihre Fol- 
‚gerungen bleiben deshalb in dieser Hinsicht belanglos, sie werden nicht erklärungskräftig, bleiben 
phänomenologisch an der Oberfläche der für sie unerklärlichen Erscheinungen kleben. 

Nach unserem Erklärungsansatz handelt es sich etwa bei den Flügelkämpfen in der SPD 
nicht um irgendeinen Ausdruck von Klassenauseinandersetzungen, sondern: Flügelkämpfe in der 
SPD (und bei den Jungsozialisten) sind Machtkämpfe um Aufstiegs- und Einflußchancen, deren 
‘Objekte allemal Institutionen und Funktionen des — im weitesten Sinne — öffentlichen Dienstes 
sind. 

In den drei Beispielen wird als Voraussetzung dieser sozialdemokratischen Politik deutlich: 
das Kontrollinteresse einer bürokratischen oder technokratischen Elite über die Arbeiterklasse 
soll erhalten bleiben; denn deren mögliche Emanzipation stellt eine handfeste Bedrohung für die 
Interessen der Kontrolleure dar. Die Kehrseite dieser Medaille beschreibt ein deutsches Sprich- 
wort: Wes’ Brot ich eß’ (das des ideelllen Gesamtkapitalisten), des’ Lied ich sing’! Oder: Wer be- 
zahlt, bestimmt die Musik! 


em en me 
Dieter Narr dann auch zu Recht als technokratisch gekennzeichnet. (FORUM DS, Heft 1, 
S. 149) 

19 Jürgen Dittberner, Entwicklungstendenzen des Parteiensystems in der Bundesrepublik, in: 
Jürgen Dittberner/Rolf Ebbinghausen (Hrg.), Parteiensystem in der Legitimationskrise, 
Opladen 1973, S. 477 
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Ottwald Demele 
Die Rolle großer Konzerne im Inflationsprozeß 
Zur Diskussion um Preissteigerungen in der Krise 


Einleitung 


Preissteigerungen im Verlaufe von Boom-Phasen sind eine bereits seit der Herausbil- 
dung des Kapitalismus bekannte und regelmäßig wiederkehrende Erscheinung. Ihre 
Begründung nach dem Modell der Übernachfrage stellt keinerlei Problem dar. 

Äußerst umstritten dagegen ist die Erklärung von allgemeinen Preissteigerungen 
in der Krise,d.h. bei sinkender Nachfrage und Unterauslastung der vorhandenen Kapa- 
zitäten (Stagflation), wenn das Preisniveau der Lebenshaltung sich also den herkömm- 
lichen Theorien schlicht „widersetzt“. Die Konjunktur-Zyklen drücken sich nicht 
mehr in einem beständigen Wechsel von Preisanstieg und Preisverfall, sondern besten- 
falls noch in einem unterschiedlich starken Anstieg des Preisniveaus aus. 

Aufgabe dieses Beitrages ist es, die gegenwärtig wohl am meisten diskutierten 
marxistischen Ansätze zur Inflationstheorie von Altvater/Hoffmann/Künzel/Semm- 
ler (1) und der Stamokap-Theorie unter verschiedenen Aspekten auf ihren Erklärungs- 
wert hin zu untersuchen. 

In Teil 1, der sich mit dem Ansatz von A/H/K/S beschäftigt, werden zunächst 
einige theoretische Grundlagen dieses Modells einer kritischen Betrachtung unterzo- 
gen. 

Es wird die Frage aufgeworfen, ob die Vorstellungen der Autoren über die zy- 
klischen Preisentwicklungen in früheren Phasen der kapitalistischen Entwicklung in 
Deutschland zu akzeptieren sind, zumal irrige Annahmen über den zeitlichen Aus- 
gangspunkt des Preissteigerungsprozesses zu Fehlschlüssen führen könnten. 

Danach werden zwei in diesem Ansatz enthaltene, aber nicht benannte bzw. 
begründete Prämissen aufgezeigt, nämlich erstens niedrige Preiselastizitäten der 
Nachfrage nach der Mehrheit der Waren und zweitens Marktformen mit oligopolisti- 
scher Struktur. 

Schließlich wird zu zeigen sein, daß der Ansatz von A/H/K/S starke Überein- 
stimmung mit dem Markup-Modell der bürgerlichen Inflationstheorie aufweist und 
ähnlich wie diese nicht, oder zumindest nur unzureichend, in der Lage ist, zu er- 
klären, warum die vom Kapital angestrebten Preissteigerungen auf dem Markt auch 
tatsächlich durchgesetzt werden können. 

Die sich hieran anschließenden empirischen Untersuchungen und insbesondere 


1 Wir beziehen uns hier auf: E. Altvater/J. Hoffmann/R. Künzel/W. Semmler, Inflation und 
Krise der Kapitalverwertung, in: Prokla Nr. 17/18 (1975); bzw. dieselben, Krise und Infla- 
tion, in: E. Altvater/V. Brandes/J. Reiche (Hrsg.), Handbuch 3 — Inflation-Akkumulation 
-Krise, I, Ffm. und Köln 1976 
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die Fallstudien sollen zeigen, daß bedeutende aktuelle Preisentwicklungen auf dem 
Markt allein mit Hilfe des Ansatzes von A/H/K/S nicht erklärbar sind und daß das 
Kapital bezüglich der von A/H/K/S für wesentlich erachteten steigenden Fixkosten- 
Belastungen bereits Gegenstrategien entwickelt. Am Beispiel der KFZ-Industrie wird 
auf die Verlagerung des Wettbewerbs auf Nicht-Preis-Konkurrenz eingegangen. 

Teil 2 enthält einige Anmerkungen zu der in der Stamokap-Theorie so bedeu- 
tenden Monopolpreis-Bildung, wobei durch eigene Berechnungen gezeigt werden 
kann, daß die Höhe der Preissteigerungen in negativer Korrelation zu den in den je- 
weiligen Branchen erzielten Produktivitätssteigerungen steht. Dieser empirisch fest- 
stellbare inverse Zusammenhang zwischen Produktivitätssteigerung und Preisbewe- 
gung steht im Widersrpuch zu der vom Stamokap-Ansatz behaupteten besonderen 
Preissetzungsmacht der Monopole. 

In Teil 3 schließlich sollen in die Diskussion um das Problem der permanen- 
ten Steigerung des allgemeinen Preisnieveaus Überlegungen eingebracht werden, die 
sich vor allem auf die Veränderung der Wettbewerbsformen, insbesondere auf die 
Beschränkung des Preiswettbewerbs, sowie auf Preissteigerungsverläufe im Konjunk- 
turzyklus beziehen. 

Im folgenden wird unter Inflation nicht nur eine absolute Steigerung des Preis- 
niveaus, sondern generell jede über die Konjunkturzyklen hinweg langfristig anhal- 
tende positive Abweichung der Preis- von der Wertentwicklung verstanden (?). Preis- 
stabilität im Sinne der bürgerlichen Statistik bei gleichzeitiger Steigerung der Produk- 
tivität, also Senkung des Wertes der Waren, ist demnach bereits als Inflation zu be- 
greifen. 

Erklärungsansätze, die das Inflationsproblem unter monetären, genauer: unter 
kreditpolitischen Aspekten untersuchen, bleiben hier ausgeklammert, weil eine über- 
mäßige Geid- bzw. Kreditausdehnung nur dann eine Inflation initiiert, wenn die Aus- 
dehnung der kreditfinanzierten Nachfrage zur Überbeanspruchung der Kapazitäten 
führt. In der Stagflation aber sind die Kapazitäten ja gerade nicht ausgelastet. Aus dem 
gleichen Grund kann auch die Loslösung der nationalen Währungen der kapitalisti- 
schen Staaten vom Goldstandard auf keinen Fall als Ursache der Preissteigerungen 
in der Krise angesehen werden. Die Abkoppelung der Zentralbank-Geldmenge von 
den nationalen Goldreserven wareine im Zuge der Ausdehnung des Handels und ins- 
besondere des Welthandels unbedingt notwendige Maßnahme. Sie kann nur dann zur 
Inflation beitragen, wenn über die Geldmenge, die nun des äußerlichen Regulators, 
nämlich der Entdeckung und Ausbeutung von Goldvorkommen, beraubt ist und da- 
her leicht übermäßig ausgedehnt werden kann, tatsächlich eine monetäre Übernach- 
frage entfaltet wird. 

Die offenbar fortschreitende Verdrängung des Goldes aus dem Währungssystem 
wirft allerdings die Frage auf, wie die Wirkungsweise des sich ohne das Gold in seiner 
Funktion als Maß der Werte entwickelnden Geldsystems zu denken ist. 

Bekanntlich bestimmte sich nach Marx die langfristige Entwicklung der Preise 


2 Zum Inflationsbegriff siehe: Olaf E. Dombrowski, i. e. Ottwald Demele, Zur Kritik bür- 
gerlicher Inflationstheorien, in: Probleme des Klassenkampfs Nr. 17/18 (1975) 
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durch das Verhältnis — zumWert des Goldes; so sank auch der Preis dieser Ware, ausge- 
drückt in Goldeinheiten, entsprechend. Sank dagegen der Wert der Geldware, also 
des Goldes (etwa durch verbesserte Produktionstechniken oder als Folge der Ent- 
deckung günstiger Goldminen) im Verhältnis zu den übrigen Waren, so mußte sich 
die Verschiebung im Wertverhältnis in entsprechenden gleichmäßigen Steigerungen 
des Preisausdrucks aller anderen Warenwerte niederschlagen. 

Dieser von Marx ausführlich analysierte Mechanismus, der die Entwicklung des 
Wertverhältnisses der einzelnen Waren zur Geldware in nominellen Preisbewegungen 
wiedergibt, kann selbstverständlich nur so lange funktionieren wie eine Geldware tat- 
sächlich die Funktion des Wertmaßes aller anderen Waren erfüllt. 

Theoretisch ungeklärt ist bisher, worauf der Wert der Warenwelt heute ineinem 
Währungssystem ohne Gold als Maßstab bezogen werden kann bzw. ob es bei voll 
entfalteter Warenproduktion eines allgemeinen Wertmaßstabes überhaupt noch be- 
darf. 


1. _ Der Ansatz von Altvater/Hoffmann/Künzel/Semmiler 
1.1. Prämissen-Kritik 
1.1.1.,,Klassische‘‘ Konjunktur-Zyklen und Beginn der permanenten Inflation 


Für die Analyse der Inflation ist esnicht unbedeutend, sich über den Zeitraum, in dem 
der Preissteigerungsprozeß einsetzte, Klarheit zu verschaffen, weil man bei der Erfor- 
schung der Inflationsquellen nach den Veränderungen im Wirtschaftsablauf suchen 
muß, die sich im fraglichen Zeitraum vollzogen haben. 

Verschiedene zeitliche Ausgangspunkte aber können unter Umständen zu ab- 
weichenden Forschungsergebnissen führen. Am Beispiel der Auseinandersetzung von 
E. Mandel mit W. Hofmann’s Theorie der „säkularen Inflation“ kann der Stellen- 
wert der Festlegung auf differierende Zeitpunkte für den Beginn der Inflation ver- 
deutlicht werden. Mandel schreibt: 

„Werner Hofmann hatte... unrecht, die Erscheinung der Teuerung, die seit 
den neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts zeitlich mit der Vorherrschaft der Mo- 
nopole zusammenfällt, als Beweis für den Beginn einer ‚säkularen Inflation‘ zu defi- 
nieren. Die Teuerung damals kann durch andere Faktoren erklärt werden namentlich 
durch die Wertsenkung des Goldes infolge des Rückganges seiner Produktionskosten. 
Von einer ‚säkularen Inflation‘ kann frühestens seit dem Ersten Weltkrieg, genauer: 
seit der Überwindung der großen Weltwirtschaftskrise 1929 - 32 gesprochen wer- 
den.“ (3) 

Das Schaubild Nr. 1 vermittelt jedoch den Eindruck, daß sowohl der von Hof- 
mann, als auch der von Mandel genannte Zeitpunkt relativ willkürlich bestimmt ist. 


3 E. Mandel, Der Spätkapitalismus, Ffm 1972, 8. 377 
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Schaubild Nr. 1 


Jährliche Veränderung des Preisniveaus der Lebenshaltungin Deutschland, von 1820 
1975 (in Prozent). 
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Quellen: 

— J. Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Berlin 1961 
— Statistisches Bundesamt, Fachserie M, Reihe 6 

— Eigene Berechnungen 


Auch in der Position von A/H/K/S findet sich diese Beliebigkeit, wenn sie formulie- 
ren, daß „im ‚klassischen‘ Industrie-Zyklus bis etwa zum 1. Weltkrieg... . der infla- 
torische Preisüberhang regelmäßig in den Krisen abgebaut“ wurde (4). 

Die Entwicklung der jährlichen Veränderungsraten der Lebenshaltungskosten 
in Deutschland von 1820 - 1975 weist zwar ganz im Sinne von A/H/K/S bis hin zur 
Jahrhundertwende heftige und sich tendenziell auspendelnde Schwankungen auf. 

Seither hat es nur noch drei Zeiträume gegeben, in denen die Lebenshaltungs- 
kosten sanken, nämlich 1913, 1930 - 33, also während der Weltwirtschaftskrise und 
1949 - 50, im Anschluß an die Nachkriegsinflation. 

Was jedoch die Preisschwankungen der Lebenshaltung (und um deren Erklä- 
rung geht es ja vor allem) bis etwa Mitte des 19. Jahrhunderts betrifft, so wird man 
sie kaum auf industrielle Konjunktur-Zyklen zurückführen können, weil erstens bis 
dahin in Deutschland von einer voll entfalteten Kapitalreproduktion nicht gespro- 
chen werden kann. 

Kuczynski weist zudem anhand von Preisvergleichen zwischen räumlich eng 
beieinander liegenden Städten nach, daß die nationalen Märkte noch um 1860 sehr 
wenig entwickelt waren. Als Beispiele seien hier die jeweiligen Preisrelationen der 
Grundnahrungsmittel Kartoffeln und Butter angeführt: 


4 A/H/K/S, Krise und Inflation, in: Handbuch 3, S. 103 
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Kartoffeln Eßbutter 


Jahr Bochum Essen Jahr Dortmund Bochum Essen 
1850 108 100 1060 120 107 100 
1851 83 100 1861 87 100 100 
1852 zı 100 1862 100 106 100 
1853 100 100 


Quelle: J. Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd. 2,S. 166 


Zweitens gingen in den — ohnehin fast leeren — Warenkorb der Masse der Bevölke- 
rung lange Zeit vornehmlich landwirtschaftliche und erst zu einem späteren Zeitpunkt 
der kapitalistischen Entwicklung auch industrielle Güter in relevantem Umfang ein. . 
Das Preisniveau der Lebenshaltung konnte somit zunächst von den industriellen Wa- 
ren kaum beeinflußt werden, anders formuliert: die Preisschwankungen der Lebens- 
haltungskosten bis etwa Mitte des 19. Jahrhunderts können nicht durch zyklische Be- 
wegungen der Industrie-Produktion, sondern müssen vor allem durch Preisschwan- 
kungen landwirtschaftlicher Güter sowie durch Handelskrisen erklärt werden, weil 
die Arbeiterklasse erst in der späten zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in den inne- 
ren Markt der verarbeitenden Industrie einbezogen wurde. Esmüßte also geklärt wer- 
den, für welchen Zeitraum in Deutschland freie Konkurrenz und ‚klassische‘ Zyklen 
als beherrschendes Prinzip überhaupt angenommen werden können. 

B. Schoenlank (5) beispielsweise führte in seiner Schrift „Die Kartelle‘“ bereits 
1891 Kartell-Formen und -Ausmaße sowie monopolistische Kampfmaßnahmen an, 
die denen in der Gegenwart wohl nicht viel nachstehen. 

Das Schaubild der Preissteigerungsraten der Lebenshaltungskosten in Deutsch- 
land bzw. in der BRD läßt die Phase ununterbrochener Inflation nach dem 2. Welt- 
Krieg keinesfalls als historisch ungewöhnliches Ereignis erscheinen. 

Aufflällig ist eher die internationale Geschlossenheit der Preisentwicklung in 
allen wichtigen kapitalistischen Industrie-Staaten in den Jahren 1974/75, die aber 
eindeutig auf das seit der Weltwirtschaftskrise bisher einmalige Phänomen des syn- 
chron verlaufenden Wirtschaftsbooms in diesen Staaten zurückzuführen ist. 


5 B. Schoenlank, Die Kartelle, in: Archiv für soziale Gesetzgebungund Statistik, 3. Jg. 1890 
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Schaubild Nr. 2 


Jährliche Veränderung der Einzelhandelspreise in den USA von 1820 bis 1973 (in 
Prozent). 


1821 1841 1861 1881 1901 1921 1941 1961 1973 


Quelle: „‚Wirtschaftswoche“ Nr. 42/1975 


Die Entwicklung des nominellen Preisniveaus zeigt im übrigen weder für Deutschland, 
noch etwa für die USA (siehe Schaubild Nr. 2) jemals einen längerfristig sinkenden 
Trend, wie verschiedentlich aufgrund etwa folgender Passage aus dem ‚„‚Kapital“ ver- 
mutet wird: 

„Da die Entwicklung der Produktivkraft und die ihr entsprechende höhere Zu- 
sammensetzung des Kapitals ein stets größres Quantum Produktionsmittel durch ein 
stets geringres Quantum Arbeit in Bewegung setzt, absorbiert jeder aliquote Teil des 
Gesamtprodukts, jede einzelne Ware ... weniger lebendige Arbeit und enthält ferner 
weniger vergegenständlichte Arbeit, sowohl im Verschleiß des angewandten fixen 
Kapitals wie in den verbrauchten Roh- und Hilfsstoffen. Jede einzelne Ware enthält 
also eine geringere Summe von in Produktionsmitteln vergegenständlichter und wäh- 
rend der Produktion neu zugesetzter Arbeit. Der Preis der einzelnen Ware fällt da- 
her.“ (6) 

Es sei hier jedoch noch einmal daran erinnert, daß Marx bei seiner Darstellung 
des Verlaufs der Entwicklung des nominellen Preisniveaus der Gesamtheit der Waren- 
welt ausdrücklich ein Geldsystem mit Goldstandard unterstellt hatte, wobei, wie in 
obigem Zitat, die Produktivität der Goldgewinnung häufig aus analytischen Grün- 
den vorübergehend als konstant betrachtet wurde. 


1.1.2.Niedrige Preiselastizitäten der Nachfrage 


Nach Ansicht von A/H/K/S ist es „vor allem der wachsenden Bedeutung des fixen 
Kapitalanteils am insgesamt vorgeschossenen produktiven Kapital zu verdanken“, 
daß „‚die Preise der Waren in der Krise nicht mehr mit dem Rückgang von Nachfrage 
und Produktion“ sinken (7). 


6 K. Marx, Das Kapital, 3. Band (MEW 25) Berlin (DDR) 1969, S. 236 
7 A/H/K/S, a.2.0., S. 126 
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Auch Hickel/Schmieg z.B. sehen das Inflationsproblem im wesentlichen als 
Folge „wachsender Fixkosten. Sinkende Absatzmengen führen zu steigenden Stück- 
kosten, die Preiserhöhungen notwendigerweise erzwingen.“ (8) 

Man beruft sich hier auf Sohn-Rethel, der sich seinerseits wieder (fälschlicher- 
weise) auf Schmalenbach stützte und schrieb: „In der Rationalisierungskonjunktur 
der zwanziger Jahre wirkt sich eine neue Produktionsökonomie der fixen Kosten aus, 
die ihre Regulative nicht mehr in der Nachfrage und im Markt hat...“ (9) 

Schmalenbach hatte 1928 bemerkt, „‚daß der Anteil der proportionalen Kosten 
am Produktionsprozeß kleiner und der Anteil der fixen Kosten immer größer gewor- 
den ist, und zwar so sehr, daß schließlich der Anteil der fixen Kosten für die Produk- 
tionsgestaltung bestimmend wurde.‘ (10) Es handele sich dabeium „eine Quelle von 
Kosten, die ohne Rücksicht auf die Produktionsmenge entstehen und die selbst dann 
nicht wesentlich herabgemildert werden können, wenn der Betrieb nur mit der hal- 
ben oder mit dem vierten Teil seiner Kapazität arbeitet.“ (11) Gemeint sind hier 
Kosten des Verwaltungsapparates, der Maschinenwartung, der Kredite etc. 

Schmalenbach hatte vor der Aufgabe gestanden, die sich seinerzeit vollziehen- 
de Umwandlung der ‚‚freien Wirtschaft... . in eine solche, die durch Kartelle, Trusts 
und andere Monopolgebilde. ..‘“ (12) etc. gekennzeichnet sei, einerseits und die die- 
ser Vermachtung der Wirtschaft scheinbar widersprechenden Phänomene Überpro- 
duktion und zeitweiligen Preisverfall andererseits in Einklang zu bringen. In einer 
Steigerung der Fixkosten glaubte er also die Ursache sowohl für die Kapitalkonzentra- 
tion, als auch für die „Eigentümlichkeit der modernen Betriebe, daß in ihnen die 
Zwangsläufigkeit (zur beständigen Ausdehnung der Produktion, O.D.) immer größer 
wird“ (13), gefunden zu haben. 

Er gelangt zu der Ansicht: ‚‚Ist. .. der wesentliche Teil der Selbstkosten fix, 
dann bringt eine Verringerung der Produktion die Kosten nicht entsprechend herun- 
ter. Und wenn bei dieser Sachlage die Preise fallen, dann hat es keinen Zweck, diesen 
Preisfall durch Produktionsverminderung auszugleichen. Es ist billiger, unter den 
durchschnittlichen Selbstkosten weiter zu produzieren... 

Die fixen Kosten begnügen sich nicht damit, den Betrieb dahin zu drängen, 


8 R. Hickel/G. Schmieg, Orientierung ohne Perspektive, in: Leviathan — Zeitschrift für So- 
zialwissenschaft, Nr. 2/75, S. 195. Bleibt die Argumentation so unvermittelt „im Raum 
stehen“, dann muß sie die Kritik treffen, die Marx in einem ähnlichen Zusammenhang for- 
muliert hatte: „Wenn es in der Hand der kapitalistischen Produzenten stände, beliebig die 
Preise ihrer Waren zu erhöhn, so könnten und würden sie das tun auch ohne Steigen des 
Arbeitslohns .. . (oder anderer Kostenfaktoren, O.D.) Die Behauptung, daß die Kapitali- 
sten die Preise der Luxusgüter erhöhen können, weil die Nachfrage danach abnimmt... 
wäre eine ganz originelle Anwendung des Gesetzes von Nachfrage und Angebot.“ (Karl' 
Marx, Das Kapital, 2. Band (MEW 24), Berlin (DDR) 1969, S. 341; Hervorhebung O.D.) 

9 A. Sohn-Rethel, Ökonomie und Klassenstruktur des deutschen Faschismus, Aufzeichnun- 
gen und Analysen, in: J. Agnoli/B. Blanke/N. Kadritzke (Hrsg.) Ffm. 1973, 8. 45 

10 E. Schmalenbach, Die Betriebswirtschaftslehre an der Schwelle der neuen Wirtschaftsver- 
fassung, in: Zeitschrift für Handelswissenschaftliche Forschung, 22. Jahrgang, 1928,S. 243 

il Ebd. 

12 a.a.0.,S. 241 

13 a.a.0., S. 243 
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seine Kapazität trotz mangelnder Nachfrage voll auszunutzen. Sie drängen ihn zu- 
gleich, sich trotz mangelnder Nachfrage zu vergrößern.“ (14) 

Nach Schmalenbach ergibt sich somit aus dem Anschwellen des fixen Anteils 
des konstanten Kapitals für die Unternehmer im Falle einer Konjunkturkrise die 
durch sinkende Preise und schrumpfende Stückgewinne gekennzeichnet sei, die Not- 
wendigkeit, das Produktionsvolumen zu halten und sogar zu erhöhen, um die Stück- 
kosten zu senken. ö 

Vor dem Hintergrund der Tatsache, daß die Konjunkturellen Abschwünge und 
Krisen mindestens der letzten beiden Dekaden in allen wichtigen Kapitalistischen In- 
dustrie-Staaten nicht mehr von sinkenden, sondern bestenfalls von zeitweilig verlang- 
samt steigenden Lebenshaltungskosten begleitet waren, folgern A/H/K/S aus dem 
gleichen Sachverhalt, nämlich dem weiteren Anstieg des fixen Anteils des konstan- 
ten Kapitals, sich zwar auf Schmalenbach berufend, dessen oben angeführte Folge- 
rung jedoch umkehrend: 

„Daraus ergibt sich für jedes Einzeikapital der ökonomisch bedingte Zwang, 
gerade in der Krise bei Absatzstockungen und Unterauslastung der Produktionskapa- 
zitäten keine Preissenkungen vorzunehmen. Vielmehr wird das jeweilige Einzelkapi- 
tal eher versuchen, seine Preise heraufzusetzen infolge der gestiegenen Kostpreise. 
Gerade in der Krise ist hier eine matierielle Basis dafür gegeben, daß die Preise stei- 
gen, anstatt zu sinken.“ (15) 

Ähnlich argumentiert auch U. Krause: „Sinkt... im Verlaufe der Beschäftigung 
des fixen Kapitals die tatsächliche durchschnittliche Profitabilität.... , so sinkt das 
tatsächliche jährliche Einkommen ... und aufgrund der gestiegenen Abschreibung 
wirft die weitere Beschäftigung des fixen Kapitals einen geringeren Gewinn als früher 
ab. Die ursprüngliche Investition, die Maschine, hält nicht, was sie versprach... Soll 
dennoch die ursprüngliche Profitrate ..... weiter bezogen werden, so muß der Preis 
des Produktes steigen...“ (16) 

Über A/H/K/S hinausgehend, folgert Krause den „Zwang zu Preissteigerungen“ 
generell aus dem „Sinken der durch die Aktion der individuellen Kapitale aufeinan- 
der sich herstellenden durchschnittlichen Profitabilität.....‘“ (17), also allgemein aus 
dem Absinken der Profitrate. Der von A/H/K/S zentral diskutierte Rückgang der 
Nachfrage in der Krise wird hier ledliglich als ein Unterfall des Drucks auf die Profit- 
rate und damit auf die Preise gewertet. 

Abstrakt formuliert, unterstellenSchmalenbacheinerseitsund A/H/K/Sanderer- 


14 a.a.0,, S. 245 
Letzteres ist allerdings sowohl logisch abwegig, als auch in der Praxis ohne Bedeutung, es 
sei denn, die Kapitalisten hätten die Entwicklung der Nachfrage falsch eingeschätzt. Auch 
nach den Daten von Sohn-Rethel kann die von ihm benannte Phase, in der man noch zu 
Beginn der Weltwirtschaftskrise im Stahlverein „entsprechend der Schmalenbachschen 
Darstellung, immer noch auf Lager gearbeitet‘ hatte, nicht von langer Dauer gewesen sein. 
(Sohr-Rethel, a.a.0., S. 49) 

15 A/H/K/S, a.2.0., S. 128 £. 

16 Ulrich Krause, Die allgemeine Struktur des Monopols, Zur Dynamik des Widerspruchs von 
Gebrauchswert und Wert, in: Prokla Nr. 24, S. 96 

17 a.a.0., S. 97 
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seits jeweils verschiedene Preiselastizitäten der Nachfrage für die Masse der Güter. 
Das nachfolgende Schaubild soll das veranschaulichen: 


Schaubild Nr. 3 


Preis 


Absatz 


Schmalenbach vermutet offenbar für die Masse der Waren eine Preiselastizität von grö- 
ßer 1,d.h. daß auf eine Preissenkung von z.B. 10 % eine Nachfragesteigerung erfolgt, 
die größer als 10 % ist, so daß nach der Preissenkung daß Produkt aus Stückpreis 
mal Stückzahl höher ist als vorher, der Umsatz durch die Preissenkungsmaßnahme 
somit gesteigert werden konnte. 

Preissenkungen in der Krise werden daher interpretiert, wie sie sich auf der 
Ebene der Erscheinungen und damit in den Köpfen der Produktionsagenten darstel- 
len, nämlich als Teilaspekt einer Strategie zur Gewinn- Maximierung bzw. Verlust- 
Minimierung. Marx beschrieb die bürgerliche Reflektion der Durchsetzung des Wert- 
gesetzes in Form sinkender Preise wie folgt: 

„Das aus der Natur der kapitalistischen Produktionsweise hervorgehende Phä- 
nomen, daß bei wachsender Produktivität der Arbeit der Preis der einzelnen Ware 
oder eines gegebnen Warenquantums sinkt, die Anzahl der Waren steigt, die Profit- 
masse auf die einzelne Ware und die Profitrate auf die Warensumme sinkt, die Profit- 
masse aber auf die Gesamtsumme der Waren steigt — dies Phänomen stellt auf der 
Oberfläche nur dar: Fallen der Profitmasse auf die einzelne Ware, Fallen ihres Prei- 
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ses, Wachsen der Profitmasse auf die vermehrte Gesamtzahl der Waren, die das Ge- 
samtkapital der Gesellschaft oder auch der einzelne Kapitalist produziert. Es wird 
dies dann so aufgefaßt, daß der Kapitalist aus freiem Belieben weniger Profit auf die 
einzelne Ware schlägt, aber sich entschädigt durch die größre Anzahl Waren, die er 
produziert.“ (18) 

Von A/H/K/S wiederum ist für die Mehrheit der Waren eine Preiselasitzität von 
kleiner als 1 unterstellt, so daß auf eine Preissenkung von 10 % eine Nachfragesteige- 
rung von 10 % die Mengenreaktion ebenfalls weniger als 10 % betragen, d.h. in die- 
sem Fall absinken, so daß der monetäre Umsatz auf diese Weise gesteigert werden 
kann. A/H/K/S nehmen daher an, daß sich gegebenenfalls die Drosselung der Produk- 
tion bei gleichzeitigen Preiserhöhungen als optimale Strategie im Sinne der Gewinn- 
Maximierung bzw. Verlust-Minimierung in der Krise ergibt. 

Welche Preis-Mengen-Politik für die Kapitalisten tatsächlich jeweils am vorteil- 
haftesten wäre, ist jedoch unbekannt, da wir die Preiselastizitäten der einzelnen Waren 
nicht kennen, Beide Handlungsvarianten stehen als theoretische Möglichkeiten ne- 
beneinander und setzen sich in der Praxis bei unterschiedlichen Waren bzw. Marktsi- 
tuationen auch alternativ durch. 

Es gibt einerseits Warengruppen und Märkte, wie z.B. die Unterhaltungselek- 
tronik, in denen die Preise selbst heute noch, inmitten des permanenten Anstiegs 
des allgemeinen Preisniveaus, sinken. Sie sind quan:itativ jedoch zu unbedeutend, um 
den allgemeinen Preistrend entscheiden beeinflussen zu können. Es gibt andererseits 
Waren bzw. Branchen, deren Preise selbst bei Konjunkturell sinkender Nachfrage seit 
Jahren nur noch steigen. Diese Gruppe bildet gegenwärtig eindeutig die Mehrheit. 


1.1.3. Oligopolistische Märkte 


A/H/K/S entwickeln ihren inflationstheoretischen Ansatz allein vom Aspekt der kapi- 
talistischen Produktion her. Die Herausbildung und Wirkung von Marktmacht, von 
Preisabsprachen etc. bleiben weitgehend ausgeklammert. Die Analyse, oder zumin- 
dest die Darstellung ihrer Ergebnisse, ist auf eine Wirtschaft mit uneingeschränkter 
Konkurrenz ausgerichtet. 

Von den Autoren müßte daher gezeigt werden, wie sich Einzelkapitale unter 
Konkurrenz-Bedingungen, d.h. bei grundsätzlicher Gültigkeit des Gesetzes von An- 
gebot und Nachfrage, zu dem Versuch entschließen können, die Preise ihrer Waren 
zu erhöhen, obwohl die Nachfrage nicht nur nicht gestiegen, sondern (in der Krise) 
sogar gesunken ist. 

Ohne ausreichende Marktmacht würde jedes Einzelkapital, das zum Zwecke 
der Preisanhebung z.B. das eigene Angebot über das von der Nachfrageseite her ohne- 
hin erzwungene Maß hinaus reduzi;ren wollte, Gefahr laufen, daß seine Konkurren- 
ten sofort in die entstehende Ange »otslücke mit den „alten“ Preisen stoßen würden, 
um über einen steigenden mengenmäßigen Absatz ihre Marktanteile und vor allem 
ihre Profite zu erhöhen. 


i8 K. Marx, a.a.0., S. 240 
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1.1.4 Markup-Modell mit besonderer Berücksichtigung steigender Fixkosten 


Begründet man die Preissteigeringen während der Krise mit steigenden Stückkosten, 
so müßte man wohl konsequenterweise auch argumentieren, daß im Boom, also bei 
ansteigender Kapazitätsauslastung und damit einhergehender Senkung der Stückkos- 
ten, der Kostendnuck sich wieder entsprechend umkehrt. Andernfalls wäre man un- 
willkürlich rasch in der Nähe solcher Erklärungsmuster, die die permanente Inflation 
als eine Abfolge von Nachfrage-Sog (im Boom) und Kostendruck (in der Krise) dar- 
stellen: „Hohe Auftragsbestände rechtfertigen einen Preisschub, weil der Markt einen 
angemessenen Aufschlag allemal hergibt. Flaue Nachfrage und schlechte Auslastung 
der Fabriken sind für die Kalkulation ein ebenso triftiger Grund, die Preise hochzu- 
ziehen: Dann nämlich muß die ungünstige Kostenstruktur herhalten. Weil die fixen 
Kosten wie Verwaltungsaufwand, Zinslasten oder ein Teil der Abschreibungen nur 
auf eine verlgeichsweise geringe Zahl von Autos umgelegt werden können, sei ein 
Preiszuschlag unumgänglich.“ (19) 

H. Arndt präzisiert dieses Modell des Target-pricing wie folgt: „Sind Unter- 
nehmen marktbeherrschend, so operieren sie, da sie regelmäßig ihre ‚Kostenkurven‘ 
nicht kennen, bei unzureichender bzw. rückläufiger Nachfrage nach dem Verfahren 
des ‚Target pricing‘. Sie kalkulieren den beabsichtigten Gewinn in den Stückpreis ein, 
wobei eine geschätzte Absatzmenge zugrunde gelegt wird. Bei steigender Nachfrage 
..... wählen sie hingegen den Knappheitspreis. 

Die Folge eines derartigen Verhaltens ist, daß Preise auf beherrschten Märkten 
nicht mehr fallen, sondern nur noch steigen. Bei rückläufiger oder unzureichender 
Nachfrage steigen die Preise, weil der beabsichtigte Gewinn auf eine kleinere Menge 
verteilt wird.“ (20) 

Wie im Markup-Modell, so zeigt sich auch im Ansatz von A/H/K/S ein unzu- 
lässiger Wechsel der Argumentationsebenen, wenn es um den Preisverlauf im Kon- 
junkturzyklus geht. Während nämlich im Boom mit den gesamtwirtschaftlichen Grö- 
ßen der Gesamtnachfrage und des Gesamtangebots operiert wird, erklärt man in der 
Krise die Preisbewegungen plötzlich mit einzelwirtschaftlichen Größen, wie Fixko- 
sten, Lohnkosten o.ä. Von den gesamtwirtschaftlichen Größen ist jetzt ebenso wenig 
die Rede, wie im Boom von den einzelwirtschaftlichen Kategorien. 

Der Ansatz von A/H/K/S unterscheidet sich von dem durch die Autoren selbst 
berechtigterweise kritisierten Markup-Modell lediglich in der unterschiedlichen Be- 
stimmung der unternehmerischen Zielgrößen sowie in der Bestimmung der Quellen 
des „Kostendrucks“. 

A/H/K/S gehen vom Streben der Kapitale aus, auch in der Krise zumindest 
den Durchschnittsprofit zu erzielen: „Wird aber weiterhin von den Einzelkapitalen 
in jedem Produktionsz weig ein monetärer Durchschnittsprofit Kalkuliert, mit dessen 
Hilfe der Entwertung von Kapital in der Krise entgangen werden soll, dann können 
auch die Produktionspreise nicht mehr sinken, sondern werden sogar noch steigen.“ 
(21) 

19 Der Spiegel, Nr. 17/1976 
20 :H. Arndt, Wirtschaftliche Macht, München 1974, S.43 
21 A/H/K/S, a.a.0.,S.135 


137 


Im Markup-Modell dagegen wird angenommen, daß die Anbieter einen fixen 
„markup“, d.h. einen bestimmten Betrag auf den Kostpreis ihrer Waren als Gewinn 
aufschlagen. Die im Markup-Modell deutlich werdende Anschauung, daß die Gewinne 
durch Preisaufschläge auf die Kosten entstünden, „beruht auf der Vorstellung des 
Veräußerungsprofits ..... , die ihrerseits wieder abstrahiert ist aus der Anschauung 
des Kaufmannskapitals .. . Dain der Konkurrenz sich alles falsch darstellt, nämlich 
verkehrt, so kann sich der einzelne Kapitalist einbilden: 1. daß er seinen Profit auf 
die einzelne Ware durch eine Preissenkung herabsetzt, aber größern Profit macht 
wegen der größren Warenmasse, die er verkauft: 2. daß er den Preis der einzelnen 
Waren festsetzt und durch Multiplikation den Preis des Gesamtprodukts bestimmt, 
während der ursprüngliche Prozeß der der Division ist... Der Vulgärökonom tut in 
der Tat nichts als die sonderbaren Vorstellungen der in der Konkurrenz befangenen 
Kapitalisten in eine scheinbar mehr theoretische, verallgemeinernde Sprache zu über- 
setzen und sich abzumühn, die Richtigkeit dieser Vorstellung zu konstruieren.“ (22) 

Die Vorstellung, daß die Preise durch Gewinn-Aufschläge auf die Selbstkosten, 
die Profite somit in der Zirkulation statt in der Produktion entstünden, ist in der 
bürgerlichen Preistheorie Tradition. 

Neu am Markup-Modell ist jedoch, daß die Höhe des „markup“ als relativ kon- 
stant angenommen wird. Das bedeutet, daß die Gewinn-Aufschläge und damit die 
Preise nicht mehr auf Veränderungen im Verhältnis von Angebot und Nachfrage re- 
agieren. Preissteigerungen erscheinen im Markup-Modell daher als bloße Überwälzung 
von Kostensteigerungen jeglicher Art. Vor allem werden hier Lohnkosten sowie Ko- 
sten für Vorprodukte und Rohstoffe genannt. 

Aber auch nach A/H/K/S „müssen die Preise notwendigerweise steigen“, wenn 
sich, gleichbleibende kalkulatorische Profitrate unterstellt, „die Umschlagszeit des 
Kapitals verlangsamt und daher mehr Kapital durch die verringerte Umschlagszeit 
gebunden wird, wenn in einer Stagnationsphase Warenkapital brachliegt, fixes Kapi- 
tal unausgelastet bleibt und Warenlager sich häufen... “ (23) 

Der Ansatz von A/H/K/S und das Markup-Modell unterscheiden sich auch da- 
rin, daß in letzterem die Preissteigerungen vornehmlich mit Kostensteigerungen der 
Vorprodukte und der Ware Arbeitskraft (Löhne) erklärt werden. Da diese Kosten je- 
doch gleichzeitig als Preise der betreffenden Vorprodukte bzw. der Ware Arbeitskraft 
begriffen werden müssen, wäre somit letztlich der Versuch unternommen, die Preis- 
steigerungen mit Preissteigerungen zu erklären. 

Im Ansatz von A/H/K/S dagegen wird das Hauptgewicht des Kostendrucks 
nicht in den genannten Preissteigerungen gesehen, sondern in der steigenden Kosten- 
belastung als Folge sinkender Verwertung des konstanten Kapitals. Preissteigerungen 
sind hier für die Inflationserklärung somit nicht vorausgesetzt. 

Um so verwunderlicher ist daher, daß die Autoren nominelle Lohnerhöhungen 
in leider undifferenzierter Weise als mögliche, wenn auch nachgeordnete Ursache 
eines Kostendrucks und damit von Preissteigerungen ausdrücklich benennen: „Erst 
recht müssen die Produktionspreise steigen, wenn auch die Nominallöhne mit der 


22 K. Marx, a,a,0., S. 240 f 
23 A/H/K/S, a.a.0., S. 135 
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Produktivität sich erhöhen und dadurch die variable Kapitalauslage ansteigt.“ (24) 


1.1.5. Geldillusion der Kapitalisten? 


Keynes unterstellt den Arbeitern Geldillusion, wenn er formuliert: „In der Tat wird 
einer Bewegung der Unternehmer, die Geldeinkommen nach unten zu berichtigen, 
ein viel größerer Widerstand entgegengesetzt werden als einer allmählichen und auto- 
matischen Senkung der Reallöhne als Folge steigender Preise.“ (25) 

Diese Geldillusion unterstellen A/H/K/S nun den Kapitalisten selbst, indem sie 
ihnen zum einen nachsagen, nach einem „monetären Durchschnittsprofit‘“ zu stre- 
ben, zum anderen aber gar nicht bestreiten, daß die Profitrate trotz allgemeiner Preis- 
steigerungen in der Krise auch heute noch, wie eh’ und je sinkt: „... die in den ge- 
setzten Preisen kalkulierte Profitrate erweist sich durch den Preisanstieg des konstan- 
ten Kapitals als illusorisch .... Die Verteuerung des konstanten Kapitals und die Er- 
höhung des variablen Kapitals dem Geldausdruck nach lassen die gesamtwirtschaft- 
liche Profitrate also dennoch — trotz der erfahrungsgemäß kalkulierten alten Profit- 
rate — absinken.“ (26) 

Die Vermittlung beider Annahmen ist jedoch m. E. noch nicht hinreichend ge- 
leistet. 


1.2. Empirische Untersuchungen 
1.2.1. Struktur der Preissteigerungen 


Gemäß dem Erklärungsmuster von A/H/K/S sollte erwartet werden, daß, zumindest 
in der Krise, die Preise der Waren aus den Branchen mit relativ hoher organischer Zu- 
sammensetzung des Kapitals schneller steigen als in jenen mit niedrigerer Zusammen- 
setzung. 

Überprüft man nun die Struktur der Preisbewegung seit 1950 in der BRD, so 
zeigt sich folgendes Bild: (siehe Schaubild Nr. 4) 


24 a.a.0., 8.135 
25 J.M. Keynes, Allgemeine Theorie, Berlin 1966, S. 223 
26 A/H/K/S, a.a.O., S. 136 


139 


Schaubild Nr. 4. 


Jährliche Veränderung des Preisniveaus der Lebenshaltung (—) und der industriellen 
Erzeugerpreise (---) von 1951 - 1975 (in Prozent). 
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Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie M, Reihe 3 


Während der Lebenshaltungskosten-Index seit 1950 nur einmal absolut gesunken 
ist, und zwar 1953, fielen die industriellen Erzeugerpreise, also in einem Bereich der 
Volkswirtschaft mit überdurchschnittlicher organischer Zusammensetzung des Kapi- 
tals, insgesamt dreimal, nämlich zusätzlich zu 1953 noch in den Rezessionsphasen 
von 1958/59 und 1967/68. 

Die Schwankungen der industriellen Erzeugerpreise fallen stärker aus als die 
der Lebenshaltungskosten. Das Erzeugerpreisniveau steigt während des gesamten 
Zeitraums deutlich langsamer als jenes der Lebenshaltung. 

Untersucht man die hier relevanten Marktdaten beispielhaft an der Krise 1966/ 
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67, in deren Verlauf ja erstmals seit dem Zweiten Weltkrieg wieder ein absolut sin- 
kendes Bruttosozialprodukt (BSP) verzeichnet werden mußte, dann wird folgendes 
deutlich: 


Jahr BSP Lebenshaltungs- Industrielle Erzeuger- 
kosten preise 

1965 5,6 3,4 2,5 

1966 3,0 3,5 1,7 

1967 -0,3 14 -1,0 

1968 7,3 1,8 -0,5 

1969 8,1 2,7 24 


Wachstumsraten in Prozent 


Das Wirtschaftswachstum halbiert sich 1966 in etwa gegenüber dem Vorjahr und 
wurde 1967 negativ. Die Stiegerungsrate der Lebenshaltungskosten schwächte sich 
erst 1967 ab und stieg nach 1968 wieder auf das gleiche Niveau wie vor der Krise. 

Das absolute Absinken von Nachfrage und Produktion in 1967 hat also den 
Anstieg der Lebenshaltungskosten nur verlangsamen, nicht aber stoppen oder gar 
umkehren können. 

Das Wachstum der industriellen Erzeugerpreise hingegen verlangsamte sich 
schon in 1966, also parallel zur Entwicklung des BSP, und wurde in den Jahren 1967 
und 1968 negativ. 1968 sanken alle industriellen Erzeugerpreise, mit der alleinigen 
Ausnahme der NE-Metall-Industrie, in der die Preise 1967 allerdings auch absolut am 
stärksten, nämlich um - 14,6 % gesunken waren. 

Während in 1967 und 1968 der Lebenshaltungskosten-Index um 1,4 % bzw. 
um 1,8 % stieg, sanken die industriellen Erzeugerpreise um - 1,0 % bzw. um - 0,5 %. 

Das heißt zumindest vordergründig, daß die Preise der im sog. Warenkorb ent- 
haltenen Waren und Dienstleistungen offenbar an anderer Stelle angehoben worden 
sein müssen, wasu.a. auch in der rascheren Steigerung der Verbraucherpreise im Ver- 
hältnis zum Anstieg der Großhandelspreise zeigt. 


1.2.2. Fallstudien 


Von einer Theorie sollte erwartet werden können, daß sie die relevanten empirischen 
Fakten weitgehend widerspruchsfrei und umfassend zu erklären vermag. Wichtige 
Markterscheinungen, von denen hier nur drei Beispiele aus den wichtigsten Industrie- 
zweigen der BRD kurz dargestellt seien, passen jedoch nicht in das von A/H/K/S ent- 
worfene Schema: 


a) Stahlindustrie 
Die gerade für die BRD-Wirtschaft so bedeutungsvolle Stahlindustrie ist eine der Bran- 
chen mit relativ hoher organischer Zusammensetzung sowie mit hohem fixen Anteil 
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am konstanten Kapital. 

1974 erlebte die Branche ihren bisher absolut größten Boom. Dann setzte die 
bisher schärfste Krise der Nachkriegszeit ein. Die Auslastung der Kapazitäten sackte 
auf 60 bis 70 Prozent ab. Gleichzeitig verteuerten sich die Kostenfaktoren. Innerhalb 
eines Jahres, nämlich von Juli 74 bis Juni 75, stiegen die Preise für Erz um 20 %, für 
Öl um 17 % und für Koks um 22 %. Die Lohnkosten stiegen um zwölf Prozent. Die 
WiWo errechnete den daraus resultierenden „Kostendruck“ wie folgt: „Gegenüber 
dem Vorjahr stiegen die Kosten für eine Tonne Walzstahl aus der Rohstoffverteue- 
rung um rund 50 Mark und durch Personalkostenerhöhungen um 24 Mark. Zudem 
brachte die verminderte Auslastung der Kapazitäten eine Kosten-Mehrbelastung von 
rund 30 Mark pro Tonne.“ (27) 

Doch obwohl die Kosten pro Tonne um 104 DM gestiegen waren, (Anteil der 
steigenden Fixkosten-Belastung hieran etwa 30 %!), und die Produktion und damit 
das Angebot um 23 % reduziert worden war, stiegen die Preise in dieser Branche we- 
der überdurchschnittlich noch durchschnittlich noch überhaupt, sondern fielen sogar, 
und zwar überdurchschnittlich, nämlich um rund 10 % im gesamten Bereich, darun- 
ter bei Betonstahl um nahezu - 45 %, bei Grobblechen um etwa - 14 %, bei Breit- 
flanschträgern und Formstahl jeweils um - 13 %. 

Außer über den Versuch zu Preisabsprachen sehen die Konzerne gegenwärtig 
offenbar keine Chance, von den 200 DM Verlust pro verkaufte Tonne Walzstahl her- 
unter zu kommen. 


b) Chemie 

Nach den von A/H/K/S benannten Kriterien müßte vor allem auch die Chemie-Indu- 
strie bei sinkender Auslastung ihrer Produktionskapazitäten von hohen Erzeugerpreis- 
Steigerungen gekennzeichnet sein. Tatsächlich sah der Preisverlauf in dieser Branche 
jedoch wie folgt aus: 

In der Zeit von 1962 bis 1973 ist der Index der Chemie-Preise bei ständig wach- 
sendem Produktionsumfang praktisch konstant geblieben;er stieg lediglich von 102,7 
auf 103,3 Punkte. (Zum Vergleich: Im gleichen Zeitraum sind die industriellen Er- 
zeugerpreise insgesamt um rund 27 % gestiegen.) 

Im Welt-Boom-Jahr 1974 produzierte man gegenüber dem Vorjahr real 6 % 
mehr, die Preise stiegen sprunghaft um 26 %. 

1975 setzte dann eine scharfe Absatzkrise ein: „In einzelnen Sparten, wie zum 
Beispiel der Chemiefaser-Herstellung, sackte dadurch die Auslastung der Anlagen auf 
unter 50 Prozent ab. Doch nicht nur mangelnde Kapazitätsauslastung brachte den 
Herstellern von Fasern und Farben Sorgen. Der härter gewordene Konkurrenzkampf 
ließ die Preise fallen.“ (28) 

Auf dem Chemiefaser-Markt kam es zu einem Preiseinbruch von etwa - 10,4 %. 


27 „Wirtschaftswoche“, Nr. 43/1975 
.28 2.2.0., Nr. 23/1976 
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c) Automobilbranche 

Die Automobil-Branche erlebte 1974/75 ihre bisher schwerste Krise seit dem Krieg. 
In der BRD mußte die Produktion gegenüber dem Spitzenjahr 1973 um 22 % und 
damit wesentlich stärker als in der verarbeitenden Industrie reduziert werden. Noch 
Anfang 1975 standen in 19 US-amerikanischen Werken Fließbänder still. 

Bis Ende der 60er Jahre waren die Preissteigerungen in der KFZ-Industrie im 
Durchschnitt unterhalb jener der verarbeitenden Industrie geblieben. Von Septem- 
ber 1969 bis April 1976 stiegen die Preise jedoch überdurchschnittlich rasch, näm- 
lich um etwa 61 %. Anfang 1975 wurden die Preise gar gleich zwei mal innerhalb von 
drei Monaten angehoben. 

Dabei erhöhten die PKW-Hersteller die Preise ihrer Fahrzeuge jeweils in „er- 
staunlicher‘ Duplizität nahezu gleichzeitig um fast die gleichen Prozentsätze. „Ford 
legte, noch vor Abschluß der Lohnrunde, fünf Prozent Preisaufschlag vor, Volkswagen 
erhöhte am 29. März im Durchschnitt um 4,6 Prozent. Die General-Motors-Tochter 
Opel folgte einen Tag später: Ihre Verkäufer verlangen seither 4,7 Prozent mehr.‘ (29) 

Die Preissteigerungen erfolgten offenbar ohne Bezug sowohl zum jeweiligen 
Auslastungsgrad der Kapazitäten einzelner Konzerne, als auch ohne Beziehung zur 
aktuellen Gewinn-Situation der Unternehmen. Denn während „Massenhersteller‘“ 
wie VW (- 11 %), Opel und Ford ihre Produktion erheblich drosseln mußten, konn- 
ten die beiden „Nobelproduzenten“ Daimler-Benz (+ 10 %) und BMW ihren Aus- 
stoß sogar erhöhen. 

Während die Preissteigerungen bei VW noch als Versuch interpretiert werden 
könnten, den mehr oder weniger korrekt ausgewiesenen Verlustberg von etwa 960 
Mill. DM abzutragen, (wobei dann allerdings gefragt werden muß, warum der 
„Zwang“ zu den Preissteigerungen nicht schon früher und stärker in eine Preisan- 
hebung umgesetzt worden ist, so daß die ausgewiesenen Verluste gar nicht erst hät- 
ten entstehen können?), erfolgten die gleichen Preissteigerungen bei BMW und Daim- 
ler-Benz bei vergleichsweise guter Geschäftslage. 

Der Beginn der beschleunigten Preiserhöhungen in der KFZ-Industrie geht in 
etwa zeitlich einher mit dem Erreichen eines hohen sog. „Sättigungsgrades“ auf dem 
Automobilmarkt wichtiger Industrie-Staaten. „Anstelle des sogenannten Erstbe- 
darfs tritt immer mehr ein stark konjunkturempfindlicher Ersatzbedarf, der eine 
gleichmäßigere Entwicklung verhindert.“ (30) 

Mit Nachlassen der Absatz-Expansion stagnierte oder verschlechterte sich so- 
gar die Produktivität in der KFZ-Branche. Nach Angaben der „Wirtschaftswoche“ 
(31) war der Rückgang des Ausstosses je Beschäftigten bei VW mit - 17 % am stärk- 
sten, bei Ford betrug er noch minus sechs Prozent. Die Verschlechterung der Pro- 
duktivität stammte allerdings nicht aus dem Produktionsbereich selbst, sondern ba- 
sierte hauptsächlich auf dem überproportionalen Wachstum der Verkaufs- und Ver- 
waltungsabteilungen. 

Die Produktionstechnik ist in der Automobilbranche mittlerweile offensicht- 


29 „Der Spiegel“, Nr. 17/1976 


30 „Wirtschaftswoche“, Nr. 29/1976 
31 a.a.O., Nr. 38/1975 
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lich soweit ausgereift, daß die Produktionskosten über eine weitere Mechanisierung 
bei dem gegebenen Gefüge der Faktorkosten nur noch in geringem Ausmaß gesenkt 
werden können. 

Das gleichzeitige Auftreten von hohen Produktivitätssteigerungen und relativ 
niedrigen Preisanhebungen bis Ende der 60er Jahre sowie die anschließende Verlang- 
samung der Produktivitätsfortschritte bei paralleler Beschleunigung des Preisanstiegs 
in der KFZ-Industrie über den gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt hinaus, legen die 
Vermutung eines kausalen Zusammenhanges von Produktivitäts- und relativer Preis- 
entwicklung nahe. Unter Punkt 3. werden zu dieser Frage weitere Ausführungen ge- 
macht. 


1.2.3. Entwicklung von Strategien gegen steigende Fixkosten 


Aufdie zukünftig zu erwartenden verstärkten Schwankungen der Nachfrage reagieren 
die Konzerne mit dem Bestreben, den „Fixkostenblock zu verkleinern und damit den 
break-even-point, jenen Punkt, an dem Gewinn in Verlust umschlägt, so weit wie 
möglich zu senken. 1973 lag er noch bei fast 80 Prozent der Kapazität. Idealvorstel- 
lungen sind 60 Prozent.“ (32) 

Dieses Ziel kann offenbar auf zwei unterschiedlichen Wegen angestrebt werden. 

Den ersten beschreibt Mandel in Anlehnung an Gardiner C. Means, der errech- 
net hatte, ‚‚daß die in den fünfziger Jahren vom Stahlkonzern US Steel Corp. durch- 
geführten überdurchschnittlichen Preiserhöhungen den ‚break-even-point‘.... so sehr 
herabgesetzt hatten, daß im zweiten Halbjahr 1960 dieser Konzern bei einer rezes- 
sionsbedingten Kapazitätsauslastung von nur47 % (!) praktisch denselben Nettopro- 
fit realisierte wie im Boom-Jahr 1953 mit einer Kapazitätsauslastung von 98 %.‘‘ (33) 
Bei dieser Methode der Herabsetzung des „break-even-point“ ist vorausgesetzt, daß 
die betreffenden Konzerne oder Branchen sich tatsächlich weit überdurchschnittliche 
Profitraten auf dem Wege der Preiserhöhungen sichern können. Für die Masse der 
Einzelkapitale ist dieser Weg mit Sicherheit nicht gangbar. 

Ein zweiter Weg wird daher darin gesucht, die Kostenstruktur in der Weise um- 
zugestalten, daß auf Nachfrage-Veränderungen elastischer als bisher reagiert werden 
kann. Fixkosten sollen nach Möglichkeit variabel gestaltet werden. In diese Bemü- 
hungen werden auch die Lohnkosten einbezogen. Ein Manager der Autoindustrie: 
„Der größte Teil der Fixkosten kommt jeden Morgen zum Tor herein.“ (34) 

Gegenwärtig ist die Autoindustrie beispielweise bemüht, die ansteigende Nach- 
frage und damit die Ausdehnung der Produktion trotz anhaltend hoher Arbeitslosig- 
keit vorzugsweise durch Überstunden der vorhandenen Belegschaft anstatt mit Neu- 
einstellungen zu bewältigen. Die Lohnkosten können gegebenfalls über den Abbau 
von Überstunden schneller reduziert werden als über die Entlassung fest angestellter 
Arbeitskräfte. 

Auf der gleichen Ebene liegt auch die gerade in jüngster Zeit zunehmend zu 


32 Ebd. 


33 E. Mandel, a.a.O., S. 393 (Hervorhebung Mandel) 
34 „Der Spiegel“, Nr. 17/1976 
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beobachtende Tendenz des Kapitals, das US-amerikanische System des „hire and 
fire‘, der Beschäftigung von Arbeitskräften mit befristeten Arbeitsverträgen, auch 
auf die BRD zu übertragen. Die befristeten Zeitverträge ermöglichen es dem Kapital, 
die Belegschaften den jeweiligen Konjunkturzuständen flexibler anzupassen. 


1.2.4. Entfaltung der Nicht-Preis-Konkurrenz in der Automobil-Branche 


Die „‚konzertierte Aktion“ der Automobil-Hersteller bei den Preissteigerungen könn- 
te den Verdacht nahelegen, daß in dieser hochgradig konzentrierten Branche keiner- 
lei Konkurrenz mehr bestünde. Neben der Tatsache, daß die Preissteigerungen zu- 
nächst fürviele bedeutende Konzerne der Branche nicht ausreichten, um die z. T. er- 
heblichen Verluste zu vermeiden, (VW befand sich in einer Existenz-Krise), lassen 
sich weitere Momente aus der Branche anführen, die zeigen, daß nicht, wie manche 
Monopol-Theoretiker meinen, generell jede Konkurrenz, sondern „lediglich“ eine 
ihrer bestimmten Formen, nämlich die Preiskonkurrenz, weitgehend an Bedeutung 
verloren hat. 

Anfang 1975 setzte sich Ford „über die bislang ausnahmslos von allen deutschen 
Herstellern praktizierte Aufpreispolitik hinweg und bot den kleinsten aus Köln ohne 
Aufpreis mit Extras an, für die Käufer bei der Konkurrenz noch einige Hunderte 
drauflegen müssen. Zusätzlicher Kaufgag .. .: alle Ford-Modelle haben eine Garantie 
bis zu 20.000 Kilometern.“ (35) 

Ständige Modellwechsel und insbesondere die Einführung der sog. Komplett- 
modelle, sowie die bekannte Verlängerung der Garantie-Fristen sind natürlich eben- 
so kostspielig wie der enorme Werbe-Aufwand, der von allen Auto-Herstellern betrie- 
ben wird. Alle diese Maßnahmen schmälern ebenso den Gewinn, wie das Preissenkun- 
gen tun würden. (Allein der Werbeaufwand verschlingt in der BRD gegenwärtig etwa 
4 % des Bruttosozialprodukts.) 

Was diese Maßnahmen jedoch von einer „schlichten“ Preissenkung unterschei- 
dei, ist, daß sie von den Konkurrenten unter Umständen nicht ebenso wirkungsvoll 
und postwendend pariert werden können (36). Die Wahrscheinlichkeit ihres Erfolges 
ist somit größer. 

Preissenkungen können auf einem hochgradig konzentrierten, also von allen 
Anbietern gut überschaubaren Markt von allen Konkurrenten augenblicklich nach- 
vollzogen und damit in ihrer von dem „aggressiven“ Einzelkapital angestrebten Funk- 
tion der Nachfrage-Attraktion sofort wieder aufgehoben werden. Am Ende der Preis- 
senkungsrunde hätten dann zwar alle Anbieter mit Sicherheit geringere Stück-Erlöse, 
aber unter Umständen keiner die Chance auf einen höheren Absatz. 

Ein Werbe-Feldzug oder eine bestimmte Modell-Politik dagegen braucht Vor- 


35 „Wirtschaftswoche“, Nr. 12/1975 

36 So konnte die Verlängerung der Garantie-Frist durch Ford von diesem Konzern längerfri- 
stig durch entsprechende Ausgestaltung der Modelle technisch vorbereitet werden. Die 
Konkurrenten dagegen mußten nun entweder ihrerseits unvorbereitet sofort nachziehen 
und das Risiko höherer Garantie-Inanspruchnahmen eingehen oder aber Ford zumindest 
für eine gewisse Zeit einen Wettbewerbs-Vorsprung überlassen. 
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bereitungszeit und kann mehr oder weniger gut sein. Ist man erfolgreich, dann ver- 
spricht eine solche Politik zumindest für einen gewissen Zeitraum einen echten Wett- 
bewerbs-Vorsprung (37). 


2. Zum inflationstheoretischen Ansatz der 
Vertreter der Monopol- und Stamokap-Theorie 


Ein zweiter Schwerpunkt der marxistischen Versuche zur Inflationserklärung stellt 
vor allem auf die Preissetzungsmacht von Monopolen ab. 

Nach J. Huffschmid sind Monopolpreise „Marktpreise, die dauerhaft über den 
jeweiligen Produktionspreisen bestimmter Waren liegen... .Was den monopolistischen 
Marktpreis von anderen Marktpreisen unterscheidet, ist die Einseitigkeit — als posi- 
tive Abweichung — und die Dauerhaftigkeit der Abweichung vom Produktionspreis, ‘ 
(38) : 
Auch Blechschmidt/Hoffmann/Marwitz begründen die Preissteigerungen in der 
Krise damit, daß „ein Teil des Kapitals stark genug konzenttiert ist, um in einer sol- 
chen Situation die Preise zu erhöhen.“ (39) 

Demnach müßten die Branchen mit dem höchsten Konzentrationsgrad durch- 
gängig die höchsten Preissteigerungsraten aufweisen und umgekehrt. Eine Untersuch- 
ung des Zusammenhanges von Produktivitätssteigerungen und absoluten Preissteige- 
rungen läßt jedoch den Schluß zu, daß die Struktur der Preisanhebungen sich eher 
nach den erzielten Produktivitätssteigerungen in den jeweiligen Branchen statt nach 
deren Konzentrationsgrad ausrichtet. Setzt man in einer ersten — und wegen der 
Nichtberücksichtigung einer Reihe wichtiger Faktoren, wie der Preisveränderungen 
der Vorprodukte, des konstanten Kapitals und der Arbeitskräfte, sowie die Intensi- 
vierung der Arbeit etc., zweifelsohne noch sehr groben — Untersuchung die von 
P. Saß (40) ermittelten branchenspezifischen Produktivitätssteigerungen gleich der 
Wertsenkung und stellt diese in bezug zu den vom Statistischen Bundesamt ausgewie- 
senen Preissteigerungen der jeweiligen Branchen, so zeigt sich ein vielleicht überra- 
schendes Bild. (Siehe die Tabellen 1 und 2 am Schluß des Beitrages.) 

Ermittelt man nämlich die so gefaßte durchschnittliche Abweichung der Preis- 
von der Wertentwicklung aller angeführten Branchen und vergleicht sie mit den einzel- 
nen „individuellen“ Abweichungen, so ergeben sich nur geringe Streuungen um den 
Mittelwert. 

Die für die Zeiträume von 1953 - 67 und 1968 - 73 nach der Produkt-Moment- 
Korrelation ermittelten negativen Koeffizienten von - 0,61 bzw. - 0,39 zwischen den 
Produktivitätssteigerungen einerseits und den absoluten Preissteigerungen anderer- 


37 Siehe dazu: Baran/Sweezy, Monopolkapital, Ffm. 1973, S. 114 ff. 

38 Jörg Huffschmid, Der marxistische Monopolbegriff, in: „Das Argument AS 6“, Berlin 
1975,$.46 

39 A. Blechschmidt/G. Hoffmann/R. Marwitz, Das inflatorische Zusammenwirken von Kapi- 
talkonzentration, Weltmarkt und Staatsintervention, in: Kursbuch, Nr. 36 (1974), S. 102 

40 P. Saß, Die Untersuchung der Profitraten-Unterschiede zwischen den westdeutschen In- 
dustriebranchen nach dem 2. Weltkrieg, Tübingen 1975 
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seits sind als enger Zusarnmenhang zu interpretieren. 

D.h., daß davon ausgegangen werden kann, daß die Branchen mit hohen Pro- 
duktivitätssteigerungen in der Regel die Preise weniger stark anheben als jene mit 
durchschnittlichen oder gar unterdurchschnittlichen Fortschritten in der Entwick- 
lung der Produktivität. Dagegen steigen die Peise in den Branchen mit relativ ge- 
ringen Produktivitätssteigerungen überdurchschnittlich. 

Eine generell hohe positive Abweichung der nominellen Preise von den Pro- 
duktionspreisen in den hochkonzentrierten Branchen, wie sie auch Diefenbach u.a. 
konstatieren (41), kann nicht bestätigt werden. 

Gerade die Preise etwa in der von Blechschmidt/Hoffmann/Marwitz als Bei- 
spiel für eine Branche mit Preissetzungsmacht angeführten chemischen Industrie (42), 
steigen interessanterweise in ihrer Gesamtheit relativ langsam. Außerdem stiegen die 
Preise z. B. für pharmazeutische Artikel und Düngemittel, nach denen die Nachfrage 
beständig wächst, von 1970 bis 1975 ununterbrochen, und zwar von 100 auf 124,3 
bzw. 136,3 Punkte, während die Preise in den Bereichen Chemie-Fasern (von 100 
auf 78,8 Punkte) und Lacke fallen, seitdem die Nachfrage nach diesen Produkten 
konjunkturbedingt gesunken ist. 

Die Preissetzungsmacht der großen Konzerne hat auch nicht verhindernkönnen, 
daß selbst unter den 200 größten Multis der Welt über ein Dutzend — zumindest 
nach deren eigenen Angaben — für das Geschäftsjahr 1974/75 keine Gewinne, son- 
dern z. T. sogar recht erhebliche Verluste auszuweisen hatten (43). 

Die Verfechter der These von der Preissetzungsmacht der Monopole geben auch 
keine Antwort auf die Frage, warum die überdurchschnittlich stark Konzentrierten 
Kapitale, die ja in der Krise „stark“ genug sind, die Preise zu erhöhen, dies nicht 
schon im jeweils vorhergehenden Boom getan haben, wo doch die allgemeinen Vor- 
aussetzungen dafür noch günstiger gewesen wären. 

Einerseits ist die Überlegung, daß bei vollständiger Konkurrenz in Krisenperio- 
den keine Preissteigerungen möglich wären, sicherlich richtig und wichtig. Die Tat- 
sache steigender Preise bei sinkender Nachfrage läßt auf weitgehende Einschränkung 
zumindest der Preiskonkurrenz in wichtigen Bereichen der Wirtschaft schließen. 

Andererseits hat aber das oben diskutierte Beispiel der Auto-Industrie erneut 
gezeigt, daß auch den hochkonzentrierten Branchen bezüglich der Preissteigerungen, 
wenn schon nicht von der Anbieter-Konkurrenz, dann doch zumindest noch von der 
Nachfrage-Seite her klare Grenzen durch die Einkommensverteilung bzw. durch die 
Verteilung der verfügbaren Einkommen als Nachfrage in den verschiedenen Sektoren 
gesetzt sind. Dies gilt insbesondere für die Branchen, deren Produkte nicht absolut 
notwendig sind, d.h., für die eine mehr oder weniger starke Preiselastizität der Nach- 
frage besteht. 

Übersteigen die Preissteigerungen einer Branche das Wachstum des verfügbaren 
Einkommens, so entsteht augenblicklich die Gefahr eines Rückganges der realen 
Nachfrage nach den betreffenden Gebrauchsgütern. 


41 Ch. Diefenbach u.a., Wie real ist die Realanalyse?, in: Prokla Nr. 24 
42 A. Blechschmidt/G. Hoffmann/R. Marwitz, 2.2.0. 
43 Siehe „Wirtschaftswoche“, Nr. 33 und 34/1976 
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Schließlich zeigen sich die Grenzen des Ansatzes der Preissetzungsmacht der 
Monopole, der sicherlich eine, wenn nicht die wesentliche Voraussetzung zur Ver- 
hinderung von allgemeinen Preissenkungen in der Krise zentral diskutiert, auch da- 
rin, daß dieser Ansatz keine befriedigende Erklärung für die z. T. heftigen Schwan- 
kungen der Inflationsraten innerhalb der einzelnen kapitalistischen Industrie-Staaten 
im längerfristigen Zeitablauf und für die Niveau-Unterschiede der Preissteigerungen 
zwischen diesen Staaten geben kann. 

Auch hier wird deutlich, daß eine allgemeingültige Erklärung der gegenwärtigen 
Preissteigerungen offenbar nicht gegeben werden kann, sondern eine Vielzahl von 
Faktoren zu analysieren und zu bewerten sind. 


3.  Schlußfolgerungen und weitergehende Überlegungen 


Die Feststellung von A/H/K/S, daß die Stückkosten bei sinkender Auslastung der 
Kapazitäten steigen, ist zweifelsohne richtig. Es handelt sich hierbei um das Gegen- 
stück zur Kostendegression bei Erweiterung der Produktion. 

Als Erklärung der Inflation reicht der Hinweis auf langfristig angestrebte kon- 
stante Profitraten jedoch nicht aus; vor allem deshalb nicht, weil mit den steigenden 
Stückkosten zunächst nur ein weiteres Motiv der Kapitalisten für ihren, allerdings 
auch ohne jedwede Kostensteigerungen permanent bestehenden, Wunsch, die Preise 
zu erhöhen, benannt ist. 

Die letzlich entscheidende Frage, unter welchen Bedingungen, d.h. bei welcher 
Nachfrageelastizität und bei welcher (eingeschränkten) Angebots-Konkurrenz dieses 
Bestreben von den Kapitalisten tatsächlich realisiert werden kann, wird von A/H/K/S 
nicht beantwortet. 

Zur Erklärung der Stagflation bedarf es daher der differenzierten Analyse ein- 
zelner Märkte in Hinblick auf die Konkurrenz-Intensität, wie sie vom Ansatz der 
Stamokap-Theorie in Angriff genommen ist, dort aber wiederum z. T. zu generalisie- 
rend betrieben wird. 

Darüber hinaussind Untersuchungen der Preiselastizitäten der Nachfrage in den 
verschiedenen Sektoren, der Veränderung von Konkurrenzformen, der jeweils erziel- 
ten Produktivitätsfortschritte etc. erforderlich. 

Einige Anmerkungen hierzu sollen im Folgenden gemacht werden. 


3.1 Preis- und Nicht-Preis-Konkurrenz 


Wie setzen sich Preissenkungen bei vollständiger Konkurrenz durch und wodurch 
könnte dieser Mechanismus heute gestört sein? Während die Preisanhebungen im 
Verlaufe des Booms als Reflex der temporären Übernachfrage anzusehen sind, beru- 
hen Preissenkungen in der Krise letztlich auf Produktivitätssteigerungen, die überwie- 
gend im vorhergehenden Aufschwung erzielt worden sind, dort aber wegen der rela- 
tiv hohen Nachfrage zunächst nicht als Preissteigerungen weitergegeben werden muß- 
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ten. 
Die für die Produktivitätssteigerungen notwendige Einführung neuer Produk- 


tionstechniken erfordert in der Regel (mit Ausnahme der kapitalsparenden Innova- 
tionen) den erhöhten Einsatz von Maschinen und läßt das konstante Kapital und ins- 
besondere dessen fixen Bestandteil anwachsen. Das größere fixe Kapital muß auf 
mehr Produkte umgelegt werden, woraus der Zwang zur Produktion in größeren Se- 
rien resultiert. Rationelle Produktion ist meist nur auf diesem Wege wirtschaftlich 
durchführbar. i 

Die so erforderliche, und aus dem Motiv der Profitmaximierung ohnehin anzu- 
strebende Ausdehnung des eigenen Marktanteils bzw. der eigenen absoluten Absatz- 
menge, Kann durch Preissenkungen erzielt werden, wenn erstens durch niedrigere 
Preise neue Käuferschichten erschlossen und durch den daraus resultierenden erhöh- 
ten Gesamt-Absatz Kostendegressionen erzielt werden können. Dieses Kriterium trifft 
vor allem für relativ „junge“ Branchen zu. Unter „jungen“ Branchen sind hier dieje- 
nigen zu verstehen, die sich noch neue Märkte oder Käuferschichten zu erobern ver- 
mögen und die von daher noch weitergehende Mechanisierungen größeren Stils durch- 
führen können. Beispiele hierfür bieten gegenwärtig etwa die Unterhaltungselektro- 
nik sowie die Fototechnik. 

Zweitens kann der Marktanteil einzelner Kapitale zu Lasten der Konkurrenten 
durch Weitergabe von individuell erzielten Kostensenkungen im Preis ausgedehnt 
werden, sofern die Konkurrenten nicht rechtzeitig mitziehen können und daher zu- 
rückgedrängt bzw. ausgeschaltet werden. 

Drittens kann die Anhebung des Marktanteils einzelner Kapitale durch einen 
Verdrängungswettbewerb zu Dumping-Preisen angestrebt werden, Da es sich hierbei 
der Natur der Sache nach stets nur um eine vorübergehende Phase sinkender Preise 
handeln kann, ist dieser Fall für die Entwicklung des allgemeinen Preistrends ohne 
unmittelbares Interesse. 

Preissenkungen der ersten beiden Arten führen zwar zu gewissen Stückgewinn- 
Senkungen auch bei den innovativen Unternehmen (Verkauf der Waren über dem in- 
dividuellen, aber unter dem gesellschaftlichen Wert), die jedoch von Einzelkapitalen 
durch Steigerung des Absatzes möglicherweise mehr als aufgewogen werden können. 
Der Gewinn soll also durch Senkung des Stückgewinns bei gleichzeitiger Anhebung 
der Stückzahlen maximiert werden — auf Kosten solcher Einzelkapitale, die nicht 
mitziehen können und aus der Konkurrenz herausfallen. 

Der Antrieb zu solchen Preissenkungen ist allerdings nur so lange gegeben, wie 
die Notwendigkeit und/oder Chance besteht, den eigenen Marktanteil zu verteidigen 
bzw. auszudehnen. 

In einer Reihe wichtiger Branchen scheinen die Voraussetzungen für die Preis- 
konkurrenz jedoch nicht mehr gegeben zu sein. Beispielhaft war das an der hochgra- 
dig konzentrierten Automobil-Industrie diskutiert worden. 

Welche Formen der Konkurrenz erfolgreich sein können, hängt offenbar vom 
Charakter der jeweiligen Produkte und von der Beschaffenheit des Marktes ab, in den 
die betreffende Branche hineinproduziert. Beispielsweise ist hier von Bedeutung, ob 
es sich um Investitions- oder Konsumgüter handelt, ob die Waren als notwendiger Be- 
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standteil des Konsums oder noch als Luxusgüter anzusehen sind und in welchem 
Umfang Substituts-Beziehungen zu anderen Waren bestehen. 

In der KFZ-Industrie z.B. kann eine Strategie der tatsächlichen oder der zu- 
mindest vorgespiegelten Produkt-Differenzierung durchaus zur Erhöhung des Markt- 
anteils einzelner Kapitale führen. Eine solche Poltik wäre aber z.B. in der eisenschaf- 
fenden Industrie von vorn herein zum Scheitern verurteilt. Hier gibt es z. T. verbind- 
liche Qualitätsnormen, an die sich alle Produzenten zu halten haben. Produkt-Diffe- 
renzierung ist kaum möglich. 

Stahlproduzenten, wie Produzenten homogener Güter generell, sind daher noch 
eher gezwungen, wenn überhaupt, dann vor allem auf demPreissektor zu konkurrieren. 

Daraus erklärt sich der Widerspruch, daß einerseits die Stahlindustrie in der 
Krise die Preise senken mußte, während andererseits die KFZ-Industrie trotz vergleich- 
barer Kostenstrukturen und ähnlichem Monopolisierungsgrad zwar den Nicht-Preis- 
Wettbewerb forcierte, die Preise aber in einer gemeinsamen Aktion sogar anheben 
konnte. 

In dem Maße, wie in Branchen mit überdurchschnittlichem technischem Fort- 
schritt bei hohem Konzentrationsgrad die Preiskonkurrenz für die einzelnen Kapitale 
ihren ökonomischen Sinn verliert und daher weitgehend unterbleibt und tendenziell 
durch andere Konkurrenz-Formen ersetzt wird, ergibt sich ein Preisdruck auf jene 
Branchen, die keine oder nur geringe Produktivitätssteigerungen erzielen können. 

Dieser Preisdruck findet auf der praktischen Ebene seinen konkreten Ausdruck 
unter anderem darin, daß Kostensenkungen durch Verbilligung von Vorprodukten 
aus Branchen mit hohen Produktivitätssteigerungen jetzt ausbleiben. Auch eine all- 
gemeine Anhebung des Lohnniveaus kann sich in diesem Sinne auswirken, zumal ge- 
rade die Sektoren mit relativ geringer Produktivität meist sehr lohnintensiv sind. 

Preissteigerungen in lohnintensiven Branchen als Folge von allgemeinen realen 
Lohnsteigerungen können jedoch, und darauf sei ausdrücklich hingewiesen, durch- 
aus mit einem stabilen allgemeinen Preisniveau in Einklang stehen, nämlich so lange, 
wie durch den Kapitalfluß zwischen den Branchen die Preise in den Branchen mit 
hoher Kapitalintensität so weit sinken, daß auf keine Branche mehr als der Durch- 
schnittsprofit entfällt. In diesem Sinne hatte Marx formuliert: „Bei allgemeiner Er- 
höhung des Arbeitslohns steigt der Preis der produzierten Waren in Inustriezweigen, 
wo das variable Kapital vorherrscht, fällt dafür aber in solchen, wo das konstante 
resp. fixe Kapital vorherrscht.‘‘ (44) 


3.2 Struktur der Preissteigerungen im Konjunkturverlauf 


Neben der Tendenz zur Veränderung der Konkurrenzformen in hoch konzentrierten 
Branchen (Aufhebung der bei zunehmender Konzentration des Kapitals mehr und 
mehr unbrauchbar werdenden Preiskonkurrenz, bei gleichzeitiger Entfaltung der 
Nicht-Preis-Konkurrenz), kommt auch der steigenden Fixkosten-Belastung in der 
Krise unter bestimmten Voraussetzungen für den Inflationsprozeß eine gewisse Be- 


44 K. Marx, MEW 24,S. 342 
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deutung zu (45). 

Mit dem Hereinbrechen einer Absatzkrise sinkt nämlich die Profitmasse be- 
kanntlich aufgrund zweier Momente: erstens, weil die Verkaufszahlen zurückgehen 
und zweitens weil der Gewinn pro Stück wegen steigender Stückkosten sinkt. 

Vom Anstieg der Stückkosten sind vor allem die Branchen mit hoher organi- 
scher Zusammensetzung des Kapitals betroffen. Die Profitrate wird hier also verhält- 
nismäßig stark sinken. 

Da in diesen Branchen wegen der erforderlichen hohen Mindestkapitalsumme 
gleichzeitig in der Regel nur wenige, aber jeweils mächtige Anbieter konkurrieren, 
sind deren Möglichkeiten zu wirksamen Preisabsprachen relativ groß. Die betreffen- 
den Konzerne können die Preise ihrer Waren zumindest vom Aspekt der Anbieter- 
Konkurrenz her (die Reaktion der Nachfrage bleibt bei dieser Betrachtung bewußt 
ausgeklammert) relativ problemlos erhöhen, und zwar so lange, bis ihre Profitrate in 
etwa auf das für die Krisenperiode durchschnittliche Niveau angestiegen ist, ohne 
Gefahr zu laufen, daß neue Kapitale in ihre Branche eindringen. 

Bei ansteigender Produktion dagegen sinken die StückKosten in den Branchen 
mit hoher organischer Zusammensetzung des Kapitals wiederum überdurchschnitt- 
lich staık. Die Profite steigen hier jetzt quasi automatisch. Würden die betreffenden 
Branchen bzw. Konzerne die steigende Nachfrage ebenfalls konsequent zu entspre- 
chenden Preissteigerungen ausnutzen, dann erwüchse ihnen ab einem bestimmten 
Punkt die Gefahr, daß nun große fremde Kapitale in die Branche einzudringen ver- 
suchen. Folglich sind die Möglichkeiten der Kapitale in Branchen mit hoher organi- 
scher Zusammensetzung des Kapitals, die Nachfrage-Steigerung im Boom ausgiebig 
zu Preissteigerungen zu nutzen bzw. solche Preissteigerungen gegebenenfalls länger zu 
halten, in gewissem Sinne relativ begrenzt, wohingegen die Kapitale aus den weniger 
kapitalintensiven Branchen nur geringe Kostendegressionen im Boom erzielen kön- 
nen. Ihre Profitraten-Entwicklung verbessert sich im Aufschwung durch Kostende- 
gressionen relativ wenig, deshalb ist es ihnen in dieser Phase eher möglich, die stei- 
gende Nachfrage voll für Preissteigerungen auszunutzen, ohne gleich zusätzliche Kon- 
kurrenten anzulocken, bzw. ohne daß die Preise durch das Angebot zusätzlich ange- 
lockter Konkurrenten gleich wieder gedrückt würden. 

Dieser Mechanismus mag eine der Ursachen für das von zahlreichen Autoren 
häufig zum Zwecke der ideologischen Rechtfertigung der fortschreitenden Mono- 
polisierung so hervorgehobene und als monopolistischer Beitrag zur Preisstabilität 
mißdeutete, von Stamokap-Vertretern aber wiederum meist geleugnete Phänomen 
sein, daß die Preise der Waren aus hochgradig konzentrierten Bereichen der Wirtschaft 
oft weniger schwanken und vermutlich stärker der Produktivitätsveränderung folgen 
als jene aus dem Bereich vergleichsweise atomistischer Konkurrenz. 


45 Die Idee zur folgenden Ausführung entwickelte sich in einem Diskussionsprozeß mit Willi 
Semmiler 
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Tabelle Nr. 1 
Produkt-Moment-Korrelation zwischen den Produktivitätssteigerungen und der Höhe 
der absoluten Preissteigerungen 


1953 - 67 
(Zusammengefaßte Tabelle) 
I Il 
Zusammengef. Durchschnittl. Durchschnitt. Summe Streuung 
Industrie- jährl. Steigerung jährl. Veränd. I+II um den 
Zweige d. Arbeitspro- d. Preisindex Mittelwert 
duktivität in % in % ausItrll 
Bergbau 5,1 1,3 6,4 +02 
Verarbeiten- 
de Industrie 5,2 1,5 6,7 +05 
Investitions- 
güterindustrie 2,9 3,3 6,2 +0,0 
Verbrauchs- 
güterindustrien 4,4 2,9 7,2 +11 
Nahrungs- und 
Genußmittel- 
industrien 2,1 2,6 4,7 -1,5 
Gesamt 3,1 2,3 6,2 


’ 3 


Quelle: Peter Saß, a.a.O. 
Eigene Berechnungen 


Der Korrelationskoeffizient zwischen den Produktivitätssteigerungen in den einzel- 
nen Industrien und den entsprechenden Preissteigerungen beträgt r=- 0,61. 

Mit zunehmender Konsumnähe der Industriegruppen steigt die Korrelation an. 
Die Koeffizienten für die einseinen Wirtschaftssektoren lauten: 


Verarbeitende Industrie r=-051 
Investitionsgüterindustren r=-037 
(Ohne Schiffbau, der sich in 

einer gewissen Sonderlage befindet) =-0,7 
Verbrauchsgüterindustrien r=-0,79 


Nahrungs- und Genußmittelindustrie r=-0,8 
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Tabelle Nr. 2 
Produkt-Moment-Korrelation zwischen den Produktvitätssteigerungen und der Höhe 
der absoluten Preissteigerungen 


1968 - 73 
(Zusammengefaßte Tabelle) 
I II 
Durchschnittl Durchschnittl. Summe Streuung 
Industrie- jährl. Steigerung jährl. Veränd. I+nH um den 
Zweige d. Arbeitspro- d. Preisindex Mittelwert 
duktivität in % in % ausI+II 
Bergbau 7,8 7,8 15,6 4,7 
Verarbeiten- 
de Industrie 153 3,5 10,8 -0,1 
Investitions- 
güterindustrien 5,1 5,1 10,2 0,7. « 
Verbrauchsgü- 
terindustrien 5,9 4,0 9,9 -1,0 
Nahrungs- und 
Genußmittel- 
industrien 4,4 3,7 8,1 - 2,8 
Gesamt: 6,1 4,8 10,9 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie D, Reihe 2 und Fachserie M, Reihe 3 
Eigene Berechnungen 


Der Korrelationskoeffizient zwischen den Produktivitätssteigerungen der einzelnen 
Industrien (ohne Nahrungs- und Genußmittelindustrien) und den entsprechenden 
Preissteigerungen beträgt r = - 0,39. 

Für die einzelnen Wirtschaftssektoren lauten die Koeffizienten: 


Verarbeitende Industrie r=-0,25 
Investitionsgüterindustrien r=-0,88 
Verbrauchsgüterindustrien r=-0,70 


